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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsitzende: Präsident B e n  y a, Zweiter Wir kommen zunächst zur Spezialdehatte 
Präsident Dr. Ma l e  t a, Dritter Präsident über die Beratungsgruppe IH. 
P r obst. Spezialherichterstatter ist der Herr .A!bge­

ordnete Pay. Ich Ibitte um seinen ,Bericht. 

Spezialberichterstatter Pay: Herr Präsident! 
Präsident: Die Sitzung ist e r  ö f f n e  t. Hohes Haus! Ich 'berichte über die Beratungs-

K ra n k gemeldet ist der Herr A,bgeordnete gruppe IH, Kap:itel 20, ÄußeI'es. 
Horr. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das 
Kapitel 20 des Bundesvol'aJlschlages für das 

Beridll des Finanz- und Budgetausschusses Jahr 1974 am 13. Nov,ernber 1973 der Vor­
über die Regierungsvorlage (880 und Zu 880 ber,atung unt,erzog·en. 
der Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das Im vorlieg.enden Entwurf zum Bundesfinanz-

Jahr 1974 (974 der Beilagen) gesetz 1974 ,sind für das Kapitel 20 "Äußeres" 
Spezialdebatte Gesamtausgaben in der Höhe von 731,742 Mil­

Beratungsgruppe III 
Kapitel 20: Äußeres 

lionen Schilling und Einnahmen von 
16,931 Millionen Schilling vorgesehen, die 
gegenÜlber den Ansätzen des Kapitels 20 des 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung Jahres 1973 UJffi 150,025 Millionen Schilling 

ein. beziehungsweise 5,453 Millionen Schilling 

Gegenstand ist der Bericht des Finanz- und 
Budgetausschusses tiber die Regierungsvor­
lage (880 und Zu 880 der Beilagen): Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1974 (974 der Bei­
lagen). 

höher liegen. Es handelt sich Jedoch nicht izur 
Gänze um ,eine reeUe Erhöhung der Ausgaben 
des Bundesministeriums für Auswärtige Ang,e­
legenheiten, weil auf Grund des Ministeriien­
gesetzes verschiedene Kompetenzen, die bis­
her 'budgetmäßig bei andeI'en Ministerien ver-
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anscMagt waren, ab 1 .  Jänner 1 974 durch das 
Bundesministerium für Auswä,rtig.e Angle­
legenheiten wahrglenommen werden. 

Es sind dies: 

a) Ost.erreiclrische Kulturinstitute im Aus­
land, 

b) die Osterreichische Mission bei der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft in Brüssel. 

Das tatsächliche mit den A:nsätzen 1 973 ver­
gleichbare Mehrerfordernis des Bundesmini­
steriums für Auswärtig,e Ang,ele.genheiten ver­
mindert sich dadurch ·auf 1 0 1 ,827 Millionen 
Schilling oder 1 1,5 Prozent und verteilt sich 
auf die ·einzelnen Gebarungsgruppen des Kapi­
tels wie fol<gt: 

Für g·esetzlkhe Verpflichtungen, und zwar 
fÜT den Personalaufwand sind um 20,800 Mil­
lionen Schilling oder 1 3,6 Proz,ent mehr ver­
anschlagt. 

Die ,gleichfalls unter die gesetzl:ichen Ver­
pflicht.ungen faUenden "Internationalen Bei­
tr.agszahlungen Osterreichs" mußten, obwohl 
sich die meist in US-Dollar festgesetzten Bei­
trä.g,e erhe.bHch .erhöhten, ledi<glich um 
3,205 Millionen Schilling oder 3,3 Prozent er­
höht werden. 

Eine perzentuelle gleich hohe Steigerung 
erfuhren auch die Beiträge für die UN-Sonder­
aktionen von 0,2 Millionen US.,DoHar ·auf 
0,25 Millionen US-Dollar. Beim zu1etzt .ge­
nannten Beitr.ag 'handelt es sich um jenen für 
die Cypernaktion. 

Die übrtig,en 'gesetzLichen Verpflichtungen 
des Sachaufwandes lerfuhren eine Erhöhung 
geg,enüber 1 913 um 8, 1 08 MilHonen Schilling. 

Di,e im Sachaufw.and veranschlagten Ermes­
senskredite erfUJhr,en .eine Erhöhung um 
60,7 1 4  Millionen Schilling. 

Das somit v6libleibende r·estliche Mehrerfor­
dernis beträgt dahe,r nunmehr 42, 1 39 M'illionen 
SchilLing. 

Ein bedeutendes Mehrerfordernis �st auch 
für die Instandhaltung der bundesei<genen 
Liegenschaften im Auslande dringend notwen­
dig. 

Kleinere Erhöhungen der Ansätze für das 
kommende Jahr wurden ,für den Fonds zur 
Unterstützung österreichischer Staatsbür,ger 
fim Ausland von bisher 1 ,500 Millionen Schil­
ling auf 1 ,750 Millionen Schilling vor<genom­
men, zumal auch die Länder eine gI,eiche Er­
höhung 'ihrer Beiträge in Au s,slicht stellten. 

Das restliche Mehrerfordernis betrifft den 
,eigentlichen Verwaltungsaufwand und beträgt 
2u,558 Millionen Schilling oder 16,3 Prozent. 

Dies.e Steigerung ist durch die Eröffnung 
neuer Vertr,etung,sbehöliden und durch die all­
gemeinen Preissteigerungen bedingt. 

Die Einnahmen des Kapitels 20 sind 1 974 
um 5 ,453 Millionen Schilling höher 'als 1 913 
veranschlagt. 

An der Debatte üher das Kap.itel 20 betei­
ligten sich außer dem Spezialberichterstatter 
die Abgeordneten Dr. Fiedler, Czernetz, Dok­
tor Scrinzi, LuptoW1its, 'Dr. Karasek, R,adinger, 
Kern, Heinz, 'Dr. Bauer, Anne1iese Albrecht, 
Fachleutner, Horejs, �inzl und Dr. Ermacor.a. 

Bundesminister Dr. I�irchschläg·er nahm zu 
den in der Debatte aufg,eworfenen Fragen 
Stellung. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1 913 
wurden die finanz.gesetzlichen Ansätz·e der 
Beratungsgruppe III unverändert angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a .g, der Nationalrat wolle be­
schließen: 

Dem Kapit'el 20: /lAuß,eres" des Bundesvor­
anschlages für das Jahr 1 914 (880 der Bei­
lagen) wird die verf.assungsmä&ige Zustim­
mung ·erteilt. 

Ich bitte, in die Spezia1debatte einzugehen. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 
Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Fiedler. 

Abgeordneter Dr. Fiedler (OVP): Hohes 
Haus! Meine sehlr geehrten Damen und Her­
ren! Ihnen allen ist wohlbekannt, daß wir auf 
eine äußerst bewegte Ara österreichischer 
Außenpolitik zurückJblkk,en. Bei aller Be­
jahung einer aktiven Beteiligung im inter­
nationalen Prozeß kommt man doch zu der 
Schlußfolgerung, daß Osterreich in den letzten 
Wochen und Monaten zu viel im Gespräch 
gewesen ist, und nur zum T,eil 'aus Gründen, 
die sich unse.r'em Einfluß entziehen. Sicher war 
es Iliicht unseT,e Schuld oder die der Regierung, 
daß arabische TeJ1rorristen zum Schlag .gegen 
die Emi.grantentransporte durch unser Terri­
torium ausholten. Aher - aLs Bundeskanzler 
Dr. Kreisky seine Gegenmaßnahmen bekannt­
gab, ,erwies es .sich, daß er völlig unfähig waT, 
das von vornherein umstrtittene A.g,reement 
über die Schli,eßung des Lag,ers Schönau rin 
einer Weise darzustellen, die uns ,gegen den 
Verdacht ·einer politischen Kapitulation ab­
sicherte. 

Daß daraufhin ,eine Flut von Verwünschun­
gen gegen Osterreich anbr,andete, hat a ue h 
zur Ursache - ich sage bewußt "auch" -, 
daß Herr Dr. Kreiskyglaubte, er 'könne mit 
derganz.en Welt ISO reden, wie er es in der 
heimischen Innenpolittk oft zu tun beHebt; 

88. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)2 von 103

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP- 88. Sitzung - 5. Dezember 1973 8555 

Dr. Fiedler 
mit scheinbar ,inhaltsschweren Worten, die bei 
genauerem Hinhör,en oder Nachlesen jedoch 
alles und nichts heißen können, Dinge anzu­
kündig,en, die noch ,gar nicht ausgereift sind. 

Es mußte erst der gesamte diplomatische 
{Apparat Osterreichs in Bewegung gesetzt wer­

den, um dem Ausland klarzumachen, daß die 
Lösung der Affäre keine Kampfans'age gegen 
Israel bed·eute, und wäre nicht der neuerliche 
tragische und unheilvolle NooOistkrieg da­
zwischengekommen, so müßten sich, davon 
bin ich überzeugt, die Diplomaten zweifellos 
noch heute damit befas,sen. 

Ein Image ist schneller z.er.stört als aufge­
baut. 

Meine Damen und Henen l Ich erinnere 
daran, daß es f.ast unmöglich list, die immer 
wiederk,ehrende falsche Ansichtauszumerz·en, 
daß unsere Neutralität ein 'Bestandteil des 
Staatsvertrages ,g'ei, g,eradeso als sei,en wir 
neutralisiert worden, als wir unSrere Unabhän­
gi'gkeit im Jahr 1 955 erhielten. In der letzten 
ZeH tauchten obendrein noch die Vermutun­
gen 'auf, die Jüesige Regie'rung habe sich einer 
neutralistischen im Sinne von völlig indifferen­
ter Linie v,erschrieben, was nicht weniger 
schlimm ist für ein Land, das bisher immerhin 
mit einigem Erfolg versucht hatte, seinem 
Status eine positive Charakteristik zu ver­
leihen. 

Wissen die anderen heute wirklich noch .so 
genau, wo wior stehen? Und weiß es die öster­
reichische Bundeslreg.ierung? Seit oder letzten 
Budgetdebatte im vorigen Dezember ist die 
Entwicklung der österreichischen Außenpoliti'k 
bedauerlicherwe'ise ,insofern fortgeschritten, 
als solche Fragestellungen möglich geworden 
sind. Darin liegt auch der Grund, daß meine 
Fraktion dem K,apitel Äußeres des Bundes­
haushaltsg,esetzes 1 974 k:eine Zustimmung 
geben wird. 

Hohes Haus! Ich k'ritisier,e hier als Vertreter 
der Volkspartei Erscheinungen, die einer kri­
tischen Betrachtung unterzogen werden müs­
sen, weil die Volkspartei als letzte daran 
interessiert ist, daß Osterreich durch einen 
außenpolitischen P,rofilv,erlust Schaden erlei­
det. Die Osteneichische Volkspartei steht noch 
immer dafür ein, daß di e Außenpolitik nicht 
in parteipolitische Kontroversen hdneinge­
zogen werden solle. Dessen ungeachtet müssen 
vom Forum der Volksvertr,etung aus Lücken 
und Mängel aufgezeigt werden, denn erst 
durch die Möglichkeit, auf diese Weise not­
wendig erscheinende Korrektunen zu machen, 
kann sich die Osterreichische Volkspartei als 
Oppositionspartei notfalls - ,in manchen Fäl­
len - ·auch ,hinter die Regierung ,stelLen. Sie 
kann dies nicht tun, wenn sie auf deren 
Politik überhaupt keinen Einfluß hat. -

Manchmal freilich hat es den Anschein, als 
redete man zu leeren Wänden und nicht zu 
Kabinettsmi tghedern. 

Herr Außenminister! Ich kann Ihnen den 
Vorwurf nicht ersp,aren, daß Ihre von Ihnen 
selbst oftmals heifausgestr.ichene Geradlini'g­
keit eine dritte Dimension ,hat - und dort 
bringen Sie  einen wunderschönen B ogen zu­
stande. Diese dritte Dimension ist die Auf­
teilung der R,egi,erung,sämter in Ressorts. Trotz 
aller gutgemeinten Mahnungen durch Ver­
treter der Volks:partei weigern S i e  sich nach­
haltig und unter VOJ"gabe einer funktionellen 
Taubheit, Ihre Kompetenz in der Causa Lan­
desverteidigung wahrzunehmen. 

Sie haben recht, wenn Sie ,sa,gen, es .sei 
Angelegenheit Ihres Kollegen, die militäni­
schen Einheüen zu or'ganisieren. Niemand ver­
langt VOill Ihnen, den Experten dreinzureden, 
auch wenn Sie seit einiger Zeit Mitglied des 
Landesve'rteidigungsrates !Sind. Aber sollte 
Osterreich einmal durch ·einen harten Schick­
salsschlag dif'außc.ommen, daß es einen w,eit 
höheren Einsatz für die physische Landesver­
teidigung ,ge,braucht hätte, dann, Herr Minister 
Kirchschläger, können Sie nicht sagen, Sie sind 
nicht kompetent gewesen! 

Dann müssen Sie nämlich auch Antwort 
darauf geben, warum Sie Ihr.en sOZiialistischen 
und deshalb mehr auf Popularitätshascherei 
ausgerichteten Kollegen im K!abinett nicht ge­
SClJgt h<3Jben - mehr noch: sie nicht über.zeugt 
haben -, daß Osterreich nicht wie eine Insel 
der SeLig,en auf seinen Außenminister vler­
trauen kann, der sein Land auf gehe.imnisvolle 
Weise aus allen Krisen ,ausklammern kann. 
Das ist gar nicht möglich, niemand kann das, 
auch Sie nicht. 

Aber gerade S:Le als Diplomat und Außen­
minister müßten ;im Kabinett der Experte sein, 
der eine blinde Regierung auf di,e oft sehr 
unmenschlichen Bedingungen inte.rnationalen 
Zusammenlebens aufmerksam macht. Sie 
stehen in dem Ruf - ich verwei,se auf di,e 
Titelg.eschichte in dem Mag,azin "profil" über 
Ihre Person -, daß Sie di'e manchmal etwas 
ch.aotischen Ideen Ihres Herrn Bundeskanzlers 
zu gerade noch akzeptablen Reliefs zu m eiß,eIn 
in der Lag,e sind. Ich ersuche Sie dringend, 
Ihre Meisterhand auch in Sachen Landesver­
teidigung zu verwenden. tOi.e künsUerischen 
Einfälle, die Herr Dr. Kreisky auf diesem 
Gebiet bisher hatte, hätten es bitter notwen­
dig. 

Und ich darf I,hnen bei dieser Gelegenheit 
auch ,gl,eich das Ar.gument ,soufflieren, mit dem 
Sie ihn ·am ,besten l1berz·eug,en könnten: So 
unpopulär ist die Landesverteidigung nämlich 
gar nicht, wie das die Regierung bisher an­
genommen beziehungsweise vieUeicht ge-
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gI-aubt hat. Umfragen thClJben im Gegenteil ge­
zei-gt, daß ,gerade unter den Jug_endlichen 
unseres Landes das Bewußts,ein wach ist, d aß 
der Staat und ,1mmit seine Bevölkerung sehr 
wohl auch phys.i,sch auf KIi�s-enfäne vorhereitet 
werden muß. 

Ich darf in dies,em Zusammenhang auf eine 
äuß·erst interessante Meinungsumfrage ver­
weisen, die im Rahmen -eines Alrtikels der 
bei den Autoren Hanspeter Neuhold und Franz 
Wagner über das Neutralitätsbewuß tsein der 
Osterreicher im Heft 2 der ,;Osterreichischen 
Zeitschrift für Außenpol'itik" abgedruckt 
wurde. Es sind Ziffern ang egeben, die voll 
und ganz diese meline vorher g-eäußerten Ver­
mutung-en und Festst-ellung,en he,stätig-en kön­
nen. 

Meine Damen und Herren! Es ·erscheint mir 
aber -auch notwendig, darauf zu ,sprechen zu 
kommen, daß vor kurzem - es war Ende 
September - die veI1f.ehlte Verteidi,gun.g.s- und 
Sicherheitspolitik der heutig-en Bundesregie­
rung durch den Henn Bundespräsidenten einer 
eindeutigen Kritik unterzogen wurde. Anläß­
lieh der Ausmusterung von Offizier-en in der 
Militärakademie Wiener Neustadt wurde hi,er 
erstmals offen ausgesprochen, walS bisher nur 
hinter vor'g-ehaltene'r Hand ,g,esprochen wurd,e: 
Drei Jahre sozialistische Verteidigungspol'itik 
haben dazu geführt, daß man unsere Verteidi­
gungsanstrengung·en und damit auch den be­
waffneten Schutz unser-er NeutraHtät ber,eits 
in Zweifel zieht. Man kommentiert die dama­
ligen Erklärungen des Bundespräsidenten, daß 
er über den katastrophalen Kräfteverfall des 
Heeres verärgert und gleichzeiti'g besorgt sei. 
Hierüber wird j a  noch ausführllich während 
der nun laufenden BUdg-etdeb atte bei der Be­
r.atung des Kapitels Landesverteidigung IZU 
sprechen sein. 

Neu und üJbernaschend ,schaDf war aber 'd,ie 
gleichzeiti'g über die östeneichische Außen­
politik ausgesprochene Kritik. In pol'itlischen 
Kreisen rief di,e Schärfe der hiebei g-emachten 
�eststellungen besondere Aufmerksamkeit 
hervor. Der Bundespräsident warf dem Auß,en­
minister unverblümt vor, "den Sinn für die 
RealJität verlofoen zu h aben". Bekanntlich ver­
traten Bundeskanzlell' und Außenminister bis­
her immer di'e Meinung ,  die Sicherheit des 
Landes werde vorwiegend durch eine ogute 
Außenpollitik .garantiert. Daß diese Theorie 
absolut irreal ist, hestäUgte damals der Bun­
d.espräsident. - Und ich füge hi1nzu, meine 
Damen und Herren, daß die Zeit auch an 
anderer Hinslicht meif 'geworden ist für Uber­
llegungen, di'e weHer reichen -als etw,a ibis ZiUr 
nächsten Lohnerhöhung. 

Daß 'ganz Westeuropa über Nacht än eine 
Ene,rgi,ekrise geraten konnte, i,st sicher nicht 
nur denen aufgefallen, die Slich leichtsinni.g.er-

weise ein Haus ohne R!auchfang bauen Heßen 
und bereits ver,zweifelt nachdachten, wo sie 
im Ernstfall Holz und Kohle heizen ,sollten. 
Genau der Ernstf,all ist es, Herr ,Außenmini­
ster, vor dem Si,e die Augen VierschUeß-en 
wollen, obwohl Sie im Kabinett der Experte 
Nummer eins der österreichischen Beziehun­
gen 'Zur kußenwelt sind. 

Dabei stehe ich nicht an, Erfolge anzuer­
kennen, die Si-e -innerhalb Ihrer selbstgesteck­
ten Grenzen außenpolitischen Tatendranges 
auflzuweisen haben. Am 5. Juli etwa elrklärten 
Sie während der Eröffnungsphase der Konfe­
renz für Sicherheit und Zus'ammenarbeit in 
Europa : 

"Wenn ich di ese Entwicklung delr mensch­
hchen Kontakte :besonders hervorhebe, dann 
tue ich di-es wieder mit dem Blick auf den 
erwähnten Grundsatz, daß der Mensch das 
Ziel und das Zentrum unserer Politik sein 
muß. "  

Es scheint, daß Ihre Vertr,eter Ibei d e r  zwei­
ten Phase dieser Konferenz in Genf die diver­
sen Aspekte dieses GrundsabZies 'so ,glaubhalft 
aufschlüsseln konnten, daß Isie !Schließlich von 
den ander,en Konferenzteilnehmern ,gebeten 
wurden, in diesem Punkt eine koordinier-ende 
RoHe zu übernehmen. 

Dies soll uns f['eHich nicht darüber hinweg­
täuschen, daß wir - mit oder ohne Sicher­
heitskonferenz - noch weit von dem entfernt 
sind, was w,k uns unter 'Zufriedenstellenden 
Kontakten übm die poLiUschen Grenzen !hin­
weg vorstellen. Sie selbst, Hellr Außenmini­
ster, konnten nicht umhin, den bitter,en Sach­
v,erhalt nach zwei ischweren ZWLschenfäUen 
an detr öst,err,eichisch-tschechoslowakischen 
Grenze, die dns-g-esamt vier Menschenleben 
forderten, off.en auszusprechen. Die Realität 
ist leider so. Und es ist noch immer fraglich, 
ob ,es den Dele,gi,eTten der -europäi,schen 
Staaten .g.elingen wird, durch die Abfassung 
von Dokumenten die Realität menschlicher 
und erträgHcher !Zu gestalten. Es ist nur zu 
hoffen, daß unsere Vertreter in Genf sich 
bewußt sind, daß die FestschreLbung von 
Prinzipien auch gefäihrlich werden k'a'ItIl, dann 
nämlich, wenn di,e eine Seite unter einem 
bestimmten Begriff etwas dliamet,ral Entg,egen­
g-esetztes 'Versteht ,als die ander,e .  Unsere Ver­
treter sollten zu Jeder�eit Idie Verständigung 
!ZWischen unterschiedlichen Standpunkten för­
dern und vielleicht sog-ar Kompromißformeln 
vorJ.egen, aber lim ,entscheidenden Fall müßten 
sie auch die Kraft haben, nein zu sagen, um 
,einen faulen Kompromiß zu verhindern. (Bei­
fall bei der OVP.) Es ist iSdlließlich nicht -so 
wichtig, daß eine Konferenz und deren Unter­
händler erfologfoeich sind, sondern daß .ein 
echter und weitreichender Erfol'g für Europa 
und ,für unser,e Sicherheit -erzielt wird. 
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Noch viel ,schwier,iger als die Sicherhe'its­
konfer'enz 'ist im AUJg,enlblick die in Wien 
stattfindende Truppena:bbauikonferenz zu be­
urteilen, an der Osteneich als keinem der 
beiden Militärbündnissen ang,ehörender Staat 
nicht teilnimmt. 

Meine Damen und HePlien! Nun ;ist ,es doch 
so - und das ist hier schon mehrmals ang,e­
merkt worden -, daß die Sicherheit der Nicht­
teilnehmer durch die Verhandlungen über eine 
Truppenr,eduktion, Verringerung der militäri­
schen Rüstung in Mittelemopa und beglei­
tende Maßnahmen g,enauso berührt wüd. Die 
Konsequenz davon ist zweMeHos das Recht 
di·es,er Außenstehenden, über die Vorgänge 
b ei ,dieser Ost-West-Konferenz ,gewisse Min­
destinfo,rmationen zu erhaUen. Delegierte -der 
Truppenabbautagung haben öffentlich ihre 
Ber.eitschaft zur Weiterg,abe von Informa­
tionen an Regie'funog.en .interessierter Staaten 
bekundet. 

Es wäre an der Zeit, ,auf solche Versprechen 
zurückzukommen, und der Herr Außenmini­
ster als Vertreter des Gastgebedandes müßte 
bestimmt die Möglichkeit 'zu entsprechenden 
Kontakten haben, ohne daß er gleich das 
ebenfalI.� >berechtigte PI1inzip der Geheimhal­
tung von politischen und militäri,schen Details 
durch die Delegierten ver.letzt. SOIbald sich 
ein bestimmter Trend in oden Verhandlungen 
absehen läßt, wär,e 'sdcherlich eine Diskussion 
im außenpolitischen Ausschuß dies'es Hauses 
über die sich möglich'erweise für Osterreich 
ergebenden KOThs,equenzen ,angebracht. 

Ger;ade weil wü als Kleinst'aat kaum einen 
direkten Einfluß auf die Geschehnisse in der 
WeIt ausüben können, .gilt 'es, di,e Entwick­
lungen umso aufmerksamer zu 'beobachten 
und entsprechende Lehr,en daraus zu ziehen. 
Niemand wird uns etwas Gutes bloß deshalb 
tun, weil w.i'r ihm sympathisch erscheinen, 
und auch keine in Wlien ansässige .inter­
nationale Or'ganis'ation kann uns davor schüt­
zen, daß unser Pel,z von anderen aufgeteilt 
wir.d. Es Jiegt an uns, diesen P.elz so teuer 
w.ie nur möglich zu machen! Erstens, indern 
wk durch eine wohlgeordnete Politik nach 
außen hin über jeden Zweitel ,erhaben sind 
und den Großen und Größten dies·er Welt 
gewissermaßen einen Raum bieten, in wel­
chem sie sorgenfre.i über andere Probleme 
nachdenk,en können. Zweitoens, indem wlir doch 
nicht verg,eSlsen, das Mindestmaß an konkreten 
Vorkoehrungen fü,r Notzeiten zu treffen. Nie­
mand wünscht diese herbei und ni,emand malt 
si-e ,an di,e Wand, aber es Isteht außeI1halb 
uns,erer !{traft, ähren EintIlitt zu v;erhindem, 
also sollt€n wir ge'rüstet sein. 

Leider sind heide Aufgabenbereiche, soweit 
sie das Ministerium -für Auswärtige Ange­
legenheiten betr,eff,en, nicht optimal betreut 

worden. In dem einen Punkt ,ist e'ine Un­
sich.erheit eingetreten, die sich auf das Aus­
land übertragen hat, im 'Zweiten ruht .alles 
genauso dahin wie s'eit Beginn der 'großen 
Lütgendorfschen Reformen. 

Meine Damen und Heu,en! Kurz möchte ,ich 
auch ein 1'hema anschneiden, das techn1'scher 
und persone1J.er Natur ist. Mit der neuen 
Kompetenzmg,elung, die mit 1 .  Jänner 1974 
in Kraft tritt, w.ird die Kulturpolitik 'im Aus­
land zur Gänze dem Außenministerium unter­
stellt. Es erhebt sich die Fr'doge: Ist das Außen­
ministerium für diese neuen Aufog.aben .in ,ent­
sprechender Weis e og·erüstet, hat ,es bereits 
einen Stab an Beamten gebildet, der in deor 
Zentrale die Täbi,gk,eit unserer Vertreter im 
Ausland lenken und der,en Ergebnisse ver­
arbeiten kann? Wurden :bereits Grundsätze 
für diese Aktiv.ität ,aus'gearbeitet, und wenn 
ja, welche? Die Antwort wür.de alle Oste,r­
reicher, denen ,etwas ,an der ,geistigen Reprä­
sentanz uns,e'res Volkes im Ausland lJiegt, 
außerordentlich interessiBren. 

Hohes Hausl Zum Glück der Bundesregje­
rung ist ,in Osterr.eich heute weit mehr di,e 
Rede von der lnnation des Geldes als von 
der Innation der Außenpolitik - ich meine 
damit den progre,s:siv fortschl'eHenden Verfall 
des Ansehens Oste:rreichs in aUer Welt. Und 
wenn ich heim V,ergleich mit der Inflation 
bl,eiben darf, dann vertrete lich die Auffassung, 
daß der Verfall des Geldes .geradezu harmlos 
ist -geg,en den Verfall, den unser Prestige in 
der Weltpolitik erleidet. DaJbei lkiallikuliere ich 
schon ,ein, welche ,schmale Bandbreite einem 
neutralen Staat ohne militärische Potenz und 
ohne neunens.werte Rdhstoffquellen verbleiibt, 
der heute doch mehr oder minder nur Zaun­
gast einer weltpoliti:schen Entwicklung ist, 
deren charakteristisches Merkmal die supra­
nationale Bestimmung der Großmächte über 
alle ander,en· St'aat,en und die Erpressung durch 
machtpoEtische Zwer.ge mittels der E'Thergie­
Dross elschraube bHdet. 

In die,sem k,aum überschaubaren Spi'el ver­
schiedenarUger Kräfte v,ersucht nun eine 
sozialistische Bundesregierung in eitler Selbst­
überschätzung mit g,eradezu einmaliger Selbst­
sicherheit überall dort mitzumischen, wo sich 
letztlich nur Nachteile für asterreich ergeben 
können. Und a,ls Resulbat seihen wir die 
Früchte dieser übereif.r1igen Saat iin Verstim­
mungen auf ,allen Seiten. Wir :haoen ,schlechte 
Beziehungen zu uns·eren mitte1ba;ren Nach­
barn, wir haben ,schlechte Beziehung,en zu 
vielen Sta,aten, die heute ;in Bedrängnis s.ind, 
und Wlir hahen auch schlechte oder unbe­
friedig,ende Kontakte zu Signatar.staaten des 
Staatsvertrages. Ganz 'ahg,esehen davon, daß 
die Pflege de:r Beziehungen 'zu den Si,gnatdlr­
mächten als Garanten der Neutralität sehr 
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wichtig wäre, s:ehen wir als Folg,e einer 
Außenpolitilk der undurchSiichtigen. Bequem­
lichkeiten 'immer mehr, wte wir zusehends 
Gefahr laufen, -gerade von den Großmächten 
nicht mehr ernst ,g,enommen 'zu werden. 

Hohes Haus! Lassen Sie mich ,bitte dies,e 
Feststellungen an Beisp�elen er:härten : Wir 
haben 'ein <gestö:tt'es V,eI1hältn!iJs zur T,schecho­
slowakei, weil wir nach ,den bedauerlichen 

schweren Luftzwischenfällen nicht ,in der Lage 
,gewesen sind, uns ,glaubhaft zu p rofilieren; 
und hier spielen die Vorgäng,e auch rund um 
Schön au eine nicht zu unterschätzende RoUe. 

Obzwar sich uns,er Standort in oder Auß en­
poritik :immer mehr dem der sogenannten 
blockfreien Staaten nähert und wir bedenk­

lich vom klaIien und eindeuUgen Platz des 
neutralen Landes 'in Richtung Neutralismus 
abzugleiten drohen, führte die Unfähigkeit 
der Regierung fim Käl1ntner Ortstafeltkonflikt 
d azu, daß wir heute auch mit JugosLawien e,in 
von Verärg ,erung charakterisi'ertes VerhältI1is 
haben. 

Mit ISI'la:el schließlich ist die Beziehung trotz 
per,sönlicher Begegnung'en des Herrn Bundes­
kanzl.ers unnöHg frosti.g, was nicht darauf hin­
deutet, daß \Sein viel,gerühmter Ruf als erfah­
rener Politiker in außenpolitischen Belangen 
sachHch gerechtfelrti'gt ,erscheint. 

Wo also steht die tÄ.uß enpotitiik Osterreichs? 
Sie steht mangel1s 'e,ines festen und kl'aren 
Standpunktes ,schlicht und 'einfach niligendwo , 

und die sozialisti,sche Auß,enpoHtik hat ,es 
somit verstanden, Osterreich im Spiel der 
Kräfte total aus'ZIUschalten, woon man davon 
absieht, daß unser Land heute da und mor.gen 
dort Anlaß zu kräftiger Verstimmung gibt. 

Hohes Haus! W,i,r von der VolkspaTtei neh­
men di'e Auf.gabe internationaler Beziehung,en 
vi,el zu ernst, als daß wir uns allein auf die 
kritischen Betrachtungen des Ist-Zustandes be­
schränken wÜI'den, 

Wir von der Volkspartei haben klar.e Vor­

stellungen darübe,r, wie diese Außenpolitik 
beschaffen sein isollte, und :ich möchte Ihnen 
die wichtigsten Thesen einer solchen Politik 
klar vor Augen führen, damit niemand kom­
men und uns den Vorwurf machen kiann, wir 
wär,en 'zu nicht mehr als zur Kritik lin der 
Lage. 

Wir von der Volk1spartei wünschen zunächst 
spannungsf'r-eie Beziehungen 'zu den Signatar­
staaten des Staatsvertrag1es und zu unseren 
unmittelbaren Nachbarstaaten. Wir von <der 
Volkspl artei sehen di'e Aufg,a:be der Außen­
poHtJik unseres Landes in dem Bestr-eben, 'ein 
stabilisierendes Element im mittel'europäischen 
Raum zu sein, und wir legen größten Wert auf 
ei.ue integrationsfr,eundliche EUJfopapol;jt�k . 

Schließlich sehen wir ullis gemäß dem 
Grundsatz, daß der Mensch immer im Mittel­
punkt des Handeins zu ,stehen hat, veranl,aßt, 
uns zu einer humanitären RoHe des neutraJ.en 
Ostene'ichs nicht zuletzt !in der Flüchtlings­
frage zu -bekennen. Und hier haben - das sei 
am Rande vermerkt - die Äußerungen des 
Bundeskanzl,ers, de,r einmal vorn Schutz des 
Lebens der FlüchtI.inge,  das 'andere Mal wieder 
vorn VorTang uns,erer 'eig,enen Sicherheits­
überl egungen spricht, doch Anlaß 'zu Zw.eifeln 
an der österreichlisehen Standfestrigkeit ge­
geben. 

Meine sehr -geehrten Damen und Herren 
von der Regierungsfor,aktion ! Ich möchte Sie 
heute noch einmal mit aller Eindringlichkeit 
davor warnen, iweiterthin den Weg des Uber­
muts und des Alleinganges in der Außen­
politik zu ,gehen. Sie tragen ,allein dafür die 
Verantwortung , daß es zum ersten Mal seit 
Bestehen der Zweiten Republik praktisch 
keine gemeins,ame Auß,enpolitik mehr geben 
kann. Sie tragen di1ese Ver.antwortung deshalb 
ausschließlich und zu ungeteilten Händen, weil 
Sie es offenb ar nicht für notwendig halten, 
bei den grundsätzlichen EntscheidUlfigen d�e 
Opposition zu unterrichten. 

Osterreichs Präsentation gegenüber dem 
Ausland kann und darf nicht nur von einer 

schmalen und zunehmend sich als vergäng­
lich erweis,enden Mehrheit 'g,emacht werden, 
weH wiT OstetfIeicher ein Recht da,rauf haben, 
mitzubestimmen, -gleichgültig , ob wir die 
Regierungsse\ite oder die der OpposiNon ver­
treten. Ein Recht übrigens, das S1e von der 
Sozialistischen Partei Osterreich zwiscben 
1966 und 1970 ,ebenfalls für Slich ;in Anspruch 
genommen haben. Sie können n!icht bestreiten, 
daß wir Ihnen damals dieses Recht auch nicht 
g,e'schmälert halben! Si,e s:ind ,heute hemds­
ärmelig nach innen wie nach außen und ge-rade 
darum produziepoo Sie in fhrer Außenpol.itik 
im Land wie draußen vor unser,er Haustür 
Ärgernis ,am laufenden Band. Ich ,fordere Sie 

auf. und rede Ihnen lin das Gewissen , den 

Weg zurück zu suchen, damit OsteHe.ich nicht 
noch mehr an Prestige ,einbüßt, als schon ver­
loren i:st. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Czerneta:. 

Abgeordneter Czemetz (SPO): HOIhes Haus ! 
Ich ,glaube, daß es nicht unlbegründet ist �u 
verl,angen , man sollte Unumstrittenes lieber 
nicht in den Streit ziEfuen. Wozu soU das 
dienen? 

Mein Vorredner, der .AJbgeordnete Doktor 
Fiedler, hat wieder mit Schönau begonnen 
-- wir ;halben daI'Ülber bereits gründlich de­
battiert - und von den seblechten Beziehun­
gen gesprochen, oIbwolhl - ich glaube, das ist 
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deutlich gesagt worden - das Venhalten der 
österreichischen Regierung klar und ein!deutig 
in der Welt bekanntgemacht worden ist. Die 
Zahl der SowjetJbül1ger jüdischen GlaUlbens, 
die durch Osterreich reisen und nach Israel 
:uahren, hat in der Zeit nach dem Fall Schönau 
so beträchtlich zugenommen, daß wir täglich 
an die 200 Durchreisende hatten; das waren 
monatlich ungefähr 4000. 

Ich war dabei, als die sowjetische Minister­
präsidentin Golda Meir .. " (Ruf bei der OVP: 
Israelisch!) Habe ich "sowjetisch" gesagt? 
Freud hat mir schon bei anderen Gelegenhei­
ten deutlich in den Rücken geschlagen. Woher 
diese Fehlleistung kommt, das ist etwas für 
Psychoanalytiker. 

Auf jeden Fall hat Frau Golda Meir Bundes­
kanzler Kreisky eiIlideutig gesagt: Ich aner­
kenne und würdige das VeI1halten der öster­
reichischen Regierurug, die den Transit der 
jüdischen Durchreisenden ungehindert weiter­
führt und neue Organisationsfmmen mit uns 
gemeinsam trifft. "I appreciate very, 
very much . . .  " - man kann nicht klarer 
und deut!licher unser VeI1halten anerkennen. 

Man lasse doch den Fall Schönau j etzt aus 
dem Spiel, wenn die Israelis kein Interesse 
mehr haben, ihn aufzuwerfen! 

Dr. Fiedler hat gesagt: Wir benehmen uns 
in gewisser Hinsicht immer mehr als ein block­
freier Staat. Diese Aussage ist schon inter­
essant. Darf ich die Damen und Herren des 
Hauses herzlich einladen, die sowjetische 
Presse nachzulesen, was sie an "Freundlichkei­
ten" für uns österreichische Sozialisten - ich 
darf das für mich reklamieren, für mich ganz 
besonders - aufzubieten hat. Sie wirft uns 
dauernd Einseitigkeit, antisowjetisches Ver­
halten und so weiter vor. (Abg. Dr. S chI e i n­
ze r: Und die jugosIawische Presse?) Die jugo­

slawische Presse hat gewisse Anliegen, die wir 
noch nicht erfüllt haben. Das ist eine gemein­
same Angelegenheit, die wir in Kärnten noch 
lösen müssen. (Abg. Dr. S chI e i n  z e I: Mit 
den Blockfreien ist das ganz etwas anderes!) 
Es wird gut sein, Herr Dr. Schleinzer, wenn wir 
darüber weniger streiten und die Frage ge­
meinsam lösen. Das ist eine gemeinsame Auf­
gabe!  (Beifall bei deI SPO.) Die jugoslawische 
Presse ist in keiner Weise typisch für die 
kommunistische Presse! (Abg. Dr. Sc h 1 e j n­
ze r: Das hätten Sie sagen müssen, bevor Sie 
dieses Gesetz beschlossen haben, mit Hochmut 
beschlossen haben!) Sie sind ja selber Kärnt­
ner! Sie wissen, welche Wirkungerf das in 
Kärnten gehabt hat. (Abg. Dr. S c  h l e i  n zer: 
Jetzt kommen Sie darauf?) Sie wissen auch, 
wie es dazu gekommen ist. 

Auf jeden Fall muß man diese Frage ge­
meins,am beraten und lösen. Dazu ist eine 

KOInrrnis'sion eingesetzt worden. Nur durch 
nachheriges Anecken löst man diese Frage 
nicht, mitaT/beiten ist weitaus 0weckmäßiger ! 
(Abg. Dr. Ko r e n: Das haben wir vor einein­
halb Jahren angeboten, damals haben Sie es 
abgelehnt, Herr Czernetz f) Jetzt halben Sie 
Gelegeruheit dazu! Warum tun Sie es denn 
nicht? Warum nÖI1geln Sie jetzt? Das einzi'g 
Mög liche ist, die Frage gemeinsallIl zu lösen. 
(Be ifall bei der SPO. - Abg. Dr. Ko r e n: 
In den Graben fahren kann man selber, 
hinausziehen sollen die anderen!) 

Meine Damen unid Herren! Gerade tm 
außenpolitischen Bereich - das dürften ja 
einige hier wissen - sind die Dinge so heikel, 
daß man sich ,genau ÜJberlegen muß . . . (Abg. 
Mi n k 0 w i t sc h: Eben deshalb!) Darf ich 
den Satz zu Ende sagen, Herr Mil1iko,witsch? 
Heute muß man sich also genau überlegen, 
was man salg'1. (Abg. Dr. Ko r e n: Sollte man!) 
Darf ich ausreden? Seien Sie so freundlich! 

Was ich sagen wollte, ist: Wenn nicht die 
Jugoslawen selber die größten Sorgen mit 
ihren eigenen Nationalitäten hätten, dann 
wäre das für uns ein ernstes Proolem. Aber so 
haben wir die Zeit ul1id die MögJich:keit, in 
Zusammenanbeit das 'Problem wirklich zu 
lösen. Sie sind dazu eingeladen, ,bitte tun Sie 
dabei mit! (Beifall bei der SPO.) 

Ich komme wieder auf die HaupHrage 
zurück. Die Kol1egen, die mit uns gemeinsam 
im Europarat sind, wissen, wie "neutralistisch" 
wir uns dort verihalten. Man kann "nicht neu­
tralistischer" sein, ,aIs als Albgeordneter eines 
neutralen Staates zu sagen: Unsere Neutralli­
tät, unsere Freiheit und UnalbthängLgkeit be­
ruht auf dem vorihandenen Gleichgewicht der 
Supermächte, der Nuklearmächte. Wir Neu­
tralen warnen vor einer einseitigen Zurück­
ziehung der Allnerikaner! ,Manche unserer 
Freunde aus den NATO·Staaten reiiben sich 
zeitweise die A'1]gen und Salgen: Ihr seid schon 
merk,würdig, was �hr euch alles traut! Darauf 
sagen wir :  Neutralität heißt, daß der Sta'at, 
daß die Regierung stri'kt militärisCh. neutral 
zu sein hatl Der StaatSlbürger und auch der 
Albgeordnete hat das Recht zu seiner poli­
tischen Meinung. Unld die sprechen wir aus. 
Neutralistisch ist das nicht! Neutralismus 
heißt nämlich ideologische Neutralität, und die 
k!ann man uns wahrlich nicht vOITwerfen. 

Wir haben von Anfang an, und zwar vor 
Unter,zeichnung des Staatsvertrages, k!lar und 
deutlich �gesagt: Wir wollen bündnislos, aber 
nicht gesinnungslos sein. Wir werden Asyl 
gewähren. Wir haben außerdem gesalgt: Wir 
werden militärisch nicht Partei ergreifen, alber 
politisch sind wir voll und gaIllZ auf der Seite 
der Demokratien gergen die Dilktatur. 
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Das ist nicht Neutralismus, und das weiß 

man in der Welt. Ich bedauere, daß man es 
zwar weiß, aber nicht wahrhaben will. Es kann 
kein Zweifel bestehen, daß es in Osterreich 
keine ideologische Neutralität gibt, sondern 
die rein militärische Neutralität, zu der wir 
stehen. 

Es ist Ibei vergangenen Gelegerillleiten und 
auch heute 'an den Bunidesminister [für 
Äußeres, an Herrn Dr. Kirchschläger, die Frage 
gerichtet !Worden, wie er IZU Iden ,Aruge1legen­
heiten Ider Landesverteildigung steht. Die 
Herren - und !heute auch Dr. IFiedler -, die 
die Fra.ge 'gestellt Ihalben, dÜrlften wi'Ssen, daß 
Dr. Kirchschläger die fa/Ische Adres'se ist. Er ist 
dafür nicht a�lein 'lUstäIlldiig. Zuständig da1rur 
ist nicht nur lder Minister, der Idas .zu ver­
antworten Ihat, sondern die Gesamtregierung 
und die Regierungspartei. Und /für die Regie­
rungspartei möchte ich ein plaar Worte dazu 
sagen. Ich sa.ge sie deslha]b, weil jeder weiß, 
daß ich nicht !Zu den Berufsmilitärs oder zu den 
professionellen Militaristen im Parlament 
gehöre, sondern an die Sache !politisch heran­
.gehe. Nicht, daß ich in :irlgenldeiner Weise 
geringschätzigüJber Idiese notwendige AI1beit 
sprechen möchte. 

Politisch möchte ich klar und deutlich sagen 
- un!d ich Ibitte auch da die Herren von der 
Volkspartei, mich ausreden !Zu �a.sseIt. (Abg. 
Dr. Ko r e n: Werden wir sehen! - Heiterkeit 
bei der 'OVP.) Sicher lWerden wir das sehen. 
A!ber daß ich Sie hitte, haben Sie schon gehört. 
Ich bitte Sie 'also anzuihören, daß nicht nur ich 
sage: Die sozialistische Partei bekennt sich 
uneingeschränkt zur Landesverteidi'gung, \Zur 
Verte�digung der Neutmlität und der Un­
abhängigkeit Osterreichs. Die Bundes­
verfalssung ste'lIt Ifest, daß das Instrument der 
Lanldesvertei'dilgurug das Bundeslheer ist, daß 
wir auf die aHgemeine Wehrpflicht aUlflbauen. 

Ganz offen <gesprochen: Ich glaube ik!aum, 
daß es hier einen Herrn oder eine Dame gilbt, 
die Ulusionen ülber die VerteidigungsmögIich­
keiten eines neutralen Kleinstaates etwa in 
einem Nulk1learkrieg der ISupermächte halben. 
Ich glaube, \darülber bDaucht man nicht reden -
ich habe also Ihre Zustimmung. Wunderbar. 

Zu Hinwei,sen auf andere Kleinstaaten, die 
sich verteidigen, ist nur 'zu sagen: Wenn man 
über moderne und modernste, irrsinnig teure 
Waffensysteme verfügt, die einem von der 
einen oder anderen Seite geschenkt oder um 
teures Geld verkauft werden - di'e Russen 
haben sich von den arabischen Staaten in bar 
zahlen lassen, und die 01eiI1!künfte haben dazu 
dienen müssen -, dann können kleine Staaten 
einen SteHvertreterkrieg fÜlhren. Wir kommen 
dabei nicht in Frage. 

Ich möchte aber sagen - und ich bitte mir 
'zu gestatten, daß ich hier nicht ins Detail 
gehe -: Es sind verschiedene Fälle vorstell­
bar, in denen €1I1le Landesverteidigung not­
wendig, möglich und durch!fÜlhrbar ist. Auch 
für ein kleines Land wie Osterreich! Ich Ihoffe, 
daß Sie nicht vedaIl'gen, daß ich 'zu prakti­
schen Beispielen lülbergehe, weill !wir keinem 
unserer Nachbarn irgend etwas zumuten. 
Aber es sind Entwicklungen möglich, bei denen 
man das tun muß, wozu ein neutrailer Staat 
völkerrechtlich ve11pflichtet i1st, nämlich fremde 
Truppen, die die Grenze überschreiten, zu ent­
waffnen und 'Zu internieren. Das !kann notwen­
di'g sein, das Ikann unter Umständen möglich 
sein. (Abg. G r a f: Herr Kollege! Bis jetzt  
haben Sie nur unser Bundesheer entwaffnet!) 
Dazu Ikomme ich Igleich, danlke 'schön rur das 
Stichwort. Da:zru komme ich gleich. 

Zunächst möchte ich einmal sagen: Uber :die 
Aufgalbe sind wir uns einig. (Abg. G r a f: 
Aber über .die Methode nichtl) Gleich, wir sind 
schon dalbei, nicht so eiHgl Sie sind ja mit 
Uberschallgeischwin'dLglkeit .zu diesem Thema 
gekommen. Es ist kl!ar, !daß es verschiedene 
Mö'glichJkeiten 'gelben kann. Ich möchte sagen: 
Das ,gegenIWärtige Opganisationssystem ist 
politisch umstritten. Das wissen wir. (Abg. 
G r a f: Das kann man wohl sagen! - Heiter­
keit bei der OVP.) Sie sind ülberraJschend 

scharfsinnig in Ihrer Erklärung. (Heiterkeit und 
Bei/alJ bei der SPO. - Abg. G r a  f: Ich habe 
Ihnen. denselben Scharfsinn zugemutet, aber 
was Sie hier sagen, spricht nicht für Scharf­
sinn! Das ist ein politisches Diktat, was Sie 
hier vertreten!) Nein? - Danike. 

Sie wenden sicherlich wissen, daß die Re­
organisation !des Burudeslheeres in Durchfüh­
rung ist, daß wir uns lauf Ber.UlfsOiffiJziere ver­
lassen und einlfach nicht schauen, aus welchem 
Lalger sie kOllllmen. (Ironische Heiterkeit bei 
der OVP.) Ilhr freudiges Gelächter 'Über den 
General Spannocchi verstShe ich nicht galllZ. 
(Abg. G r a f: Wir haben den Lütgendorf ge­
meintf) Jedenfalls \handelt es 'sich ihier um 
einen Berufsoffizier. 

Ich stelle fest, daß die Bereitschaftstruppe 
gegenwärtig 15.000 ,Mann ste!hen hat, daß wir 
jährlich 40.000 . .  , (Abg. Dr. K 0 I e n: Wo?) 
In Iden �asernen, wenn man sie nicht einbe­
ruft. ,(Beifall bei der SPO.) Wo glauben Sie 
denn? Am Ratiha'USlplatrz? (Abg. Dr. K 0 I e n: 
Auf ,dem Papier!) ,Ich stelile ,fest: In Iden Kaser­
nen sind 15 .000 Mann der iBereitschaftstruppe 
bereit. Wir halben jälhrlich 40.000 PräseI1zdie­
ner, und wir haben gegenwärtig, da wir ja 
LärugeIidiener IhaJben, die durchdienen und !bei 
der Bereit'schaftstruppe gerechnet sind, im 
Dezemtber 1000 ibis 8000 Präsenzldiener unter 
Waffen in den Kasernen. 
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Czemetz 
Wir Ihatten einen Rückgang ibei ider Zalhl 

der Offiziere. !Die Zahl Jbeginnt jetrzt 'Zu stei­
gen, weil wir einen Zuzug aus den Kreisen 
der Unteroffiziere halben. 

Meine Damen und Herren l Ich 'glaube, man 
nützt weder deIID. :Bundesheer noch der Repu­
blik Osterreich mit diesem "P,arteijubel" . 
(Abg. F a c h l e u t n e r: Das sagen wir ja 
immer!) Im Jahre 1 968, in der Tschechenkrise, 
wären die Russen, wenn sie Igewollt hätten, 
bei uns spazierengegangen unld hätten den 
Kommandanten !des Bundeslheeres in :den 
Kasernen die Hände 'Schütteln können. Nichts 
war da!  Gar nichts!  (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Man belillülht :sich also j etzt zu reongani­
sieren. Ich möchte llhnen IfreimüHg sagen, daß 
darin eine selhr ernste Aufgabe für :meine Par­
tei ibesteht. Kollege Fiedler hat von den Be­
fragungsmebhoden gesprochen. Wenn Sie Be­
triebsberater oder jugendliche Arbeiter fra­
gen, dann fin1den ISie sehr weniog Verständnis 
für die Lailidesverteidi'gung und das Bunde'S­
heer. Ich möchte ausdIlÜcklich e:r1kllären : Es ist 
unsere Ibesondere Auflgalbe, 'daß wir !hier -tür 
VerständniiS zu wefiben !halben, daß wir den 
Menschen die NotJwendi.lgkeit der Landesver­
teidi,gung klar:zumachen ihalben. I( Abg. Doktor 
M o  s e  r: In eineinhalb Jahren!) Wenn man 
hier offen und aUJfrichtiig redet, !halben manche 
kein Verständnis dalfür. Das tut mir leii<i. 

Wir demokratischen Sozialisten waren 
�mmer und sin'd in unserem Herzen Parzifisten. 
Eines muß ich jedoch dalZu sagen - und ich 
haibe Ischon oft ausländische Freunde im !höch­
sten Maße durcheinandeTigebracht, wenn ich 
das 'gesagt 'haibe -: Alber 'Wir Isind nicht !bereit, 
aus Friedensliebe auif unsere IFreiheit 'zu ver­
zichten. Wir sind militante Pazifisten. Das sind 
wir in der lInnen politik, und damm sind wir 
es auch im :gesamten bei der Verteidigung der 
demokratischen Republik Ost erreich. (Beifall 
bei der SPO.) Wir Ibetrachten das laIs eine 
Pflicht und als eine Aufgalbe .  

Meine namen und Herren ! Ich kann nicht 
mehr sagen lals zu appellieren: In a]len partei­
politischen Auseinandersetzungen - die ich 
sel'ber ,führe und die ich j a  'liebe - bitte 
Vorsicht ibei manchen Gebieten. Neutralität 
und Bundeslheer gehören dazu. Das ist schon 
vor Jahren gesagt ,worden. Man sagte, mit der 
Neutralität sei es älhnlich wie mit der ViTigini­
tät. Wenn man sie zu oft in Zweifel lzieht, 
dann ist sie tm Bewußtsein der Menschen nicht 
mehr vorhanden. Darum Irn:ein ernster Appell 
an das Vemntwortungsibewußtsein und den 
Platz gemein1samer Veranllwortrllng, :der uns 
venpflichtet. 

Holhes Haus ! Wir Osterreicher können mit 
unseren Kräften nicht Weltpolitik machen. 

Aber ich Iglaube, wir müssen die ,weltpoH­
tische Szene kennen, auf der wir unsere selhr 
�leine Rolle spielen ik.önnen. Ich darf vielleicht 
einen Vengleich IbriIl!gen. Die Bühne der Welt­
politik bestelht aus mehreren Elbenen und ist 
tief gestaffelt. Die Supermächte, die größeren 
Staaten spielen iJhre Ro'llen gleichzeitig auf 
verschiedenen !8benen und in verschiedenen 
Kombinationen. :Der amerikanische Außen­
mini'ster Kis1singer ihingegen /hat noch vor An­
tritt seines Amtes ,gemeint, die bipolare WeH 
der ,beiden Supermächte sei zu Ende gegan­
gen, wir lIeben in einem Zeitalter der multi­
polaren Welt. 

Ich fürchte, das ist eine Vereinfachung, die 
nicht Iganz richtig ist. Die Weltereignisse :der 
letzten Monate erweisen, daß wir eine Ab­
stufung, daß wir - Iwie ich saJgte - verschie­
dene Ebenen 'halben. Wenn es um die Grund­
fralgen, db N'llIk.leal1krieg o'der Frieden, gelht, 
dann Ihaben wir auf der untersten Ebene, auf 
der Basis iJrnmer noch die BLpolarität der 
nukJearen Supermächte. Der Konflikt im 
Nahen Osten (hat rda1s deutlich gezeigt. 

Ja dar:üJber Ihinaus gi,bt elS von der Diplo­
matie her - wenn man die Frem!dworte schon 
verwendet, was !heute ;üiblich ist - die Tri­
polarität, die Idrei Pole :  SQwjetunion, Amerika 
und Ohina. 

Es ,gi'bt wahrschein:lich wirtschaftlich so 
etwas ,wie ein Fünfeck, eine pentagonale WeH, 
und rzwar A.'II1erika, Rußland, Europa, Japan 
und Ghina. 

Und neuestens !haiben 'Wir ein Sechseck.: zu 
den Fünf kommt als sechster die Gruppe der 
arabischen Olstaaten darzu, die eine ungla'Ulb­
liche Macht entwickelt !haben und die man bis 
vor kurzem allS Macht IÜberihaupt 'noch nicht 
gezäJhlt Ihat. Sie waren Lieferanten, denen man 
etwas abgekaUlft Ihat. In dem Bereich :haben 
wir al,so eine 'hexagonale Ebene in diesem 
Weltt:heater. 

Aber nochmals : Nur die beiden Supermächte 
spielen 'auf allen Ebenen mit, und auf dieser 
komplizierten Bühne sehen wir eine Weltpoli­
tik 'krass,ester Widersprüche. Wir sollen uns 
keiner Selbsttäuschung hingeben: Wir waren 
im Oktober am Rande einer Weltkatastrophe, 
so wie wir seinerz·eit in der Frage der sowje­
tischen Raketen in Kuba am Rande einer Kata­
strophe waren. Wir alle ,  glaube ich, haben ge­
hofft, daß bei allen Einschränkungen genug 
Ost-West-Verständigung, bei allen Ein­
schränkungen genug Entspannung da ist. Den­
ken wir an di'e SALT -Gespräche. Die be.iden 
Supermächte reden miteinander, sie haben Ge­
heimverhandlungen, sie schließen Verträge ab, 
und dennoch waren wir am Rande dieser Kata­
strophe. 
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Im Naihostkonflikt, dem vierten arahisch­
israelischen Krieg war die österreichische Re­
publik, war die Regierung strikt neutral. Nie­
mand kann Osterreich den geringsten Vorwurf 
machen. Daß manche von Ihnen, meine Herren, 
von der Volkspartei und manche der Soziali­
stischen Partei ihre persönliche Meinung, ihre 
persönliche Uberzeugung ausgedrückt haben, 
daß sie mündlich und schriftlich ilhr:e Sympa­
thien und Irhr,e Solidarität mit dem 'angegrif­
fenen Israel, dem einzig,en demokratischen 
Staat der ganzen Region, ausgedrückt haben, 
hat in keiner Weise die Neutralität Osterreichs 
in Frage gestellt. UbrigelJ:ls ist das auch kein 
Beweis des Neutralismus gewesen ; da hat 'es 
Erklärungen g.egeben, die am Ende von Damen 
und Herren beider Seiten unterzeichnet waren. 

Tragisch war an diesem Konflikt, daß der 
Krieg man könnte sagen überflüssig war ; er 
hat die Probleme nicht gelöst. Alle haben unter 
schwersten Opfern lernen müssen, daß sie 
einen Stellvertreterkrieg für dte Supermächte 
geführt haben, die die neuesten Waffen­
systeme :zu erpro1ben Geleg,enheit hatten; zu­
erst die Russen und d ann die Amerikaner. 
Das ist eine bittere Erkenntnis gewesen. 

Ich glaube,  man muß sich klarmachen, d aß 
die Katastrophe beinahe gekommen war nach 
der sowjetischen Drohung einer einseitiogen 
Intervention mit Luftlandetruppen, darauf 
folgte die amerikanische Erklärung der 'höch­
sten Alarmstufe, einschließlich der Nuklear­
streitkräfte, und danach ist es zur Tätigkeit 
der Vereinten Nationen und des Sicherheits­
rates be'zi,ehungsweise zum Waffenstillstand 
gekommen. 

Täuschen wir uns nicht : Die Verständigung 
der Supermächte war die Voraussetzung für 
eine wirksame Aktivität der Vereinten Natio­
nen. Die alte Resolution 242 war nicht durch­
führbar, die neue Resolution 338, die die 242er 
einschließt, ist in sich genauso nicht durchführ­
bar, aber sie stellt ei.ne ernste V,erhandlungs­
grundlage d ar , und es hat die ersten Verhand­
lungen gege:ben. 

Es soll Friedensverhandlungen am 1 8. De­
zember in G enf geben. Ich möchte sa,gen - bis 
dahin hat es bei den Vereinten Nationen noch 
nicht den Fall gegeben -, daß zum ersten 
Mal in der Geschichte der Vorsitz im Sicher­
heitsrat auf den österreichischen Missionschef 
übergegangen ist. Kollege Karasek war mit 
mir gleichzeitig jetzt bei der UN drüben, und 
wir haben mit den verschiedensten Leuten 
gesprochen. Ich glaube, man kann nicht be­
streiten, daß alle sagten, unser ,Botschafter 
Jankowitsch halbe den Vorsitz gut und expedi­
tiv in dieser kritischen Lag1e geführt. Wir 
ha·ben oft einzelne Diplomaten und Beamte 
herausgenommen und ihnen besonders ge-

dankt. Ich glaube, wir halben Grund, dem j un­
gen Missionschef, dem Botschafter J anko­
witsch, für diese Tätigkeit, die j emt zu Ende 
g.egangen ist, aufrichtig zu danken. (Beifall 
bei der SPO.) 

Wie im Lichte dieser Tatsachen der Kolle<ge 
Fiedler dalZukommt, �u sagen, Osterreich habe 
übemH schlechte außerupolitische Beziehungen 
und Osterreich werde nicht ernst -genommen, 
das tbleifbt mir ein Rätsel. Denn bei vie'len 
Gesprächen, die wir 'gefülhrt halben, Ihatben wir 
immer klar und deuNich hören können, wie 
sehr 'gerade Ost erreich 'geschämt wirld. 

Gredler !hat 'gesagt, in Deutschland etwa 
'habe unser Image einen Knick gelhaJbt. In man­
chen anderen Ländern Iwar er größer. Da1s gelht 
a.ber vorülber, und es !halben vielle der Red'ak­
teure, mit denen der Außenminister 'gespro­
chen hat, gesagt :  Ja, wir verstehen das, aber 
es wird ,länger dauern, ibis wir es den Men­
schen el'klären ,können. 

Das wird vorüb erg elhen ! J eJdoch Idie politi­
schen K.räfte in den Vereinten Nationen, .die 
Beamten 'Und Diplomaten, wissen, wotUJIll es 
sich handelt. Und wenn ich unseren Mis'sions­
chef genannt \halbe, dann möchte ich wirklich 
loyalerwei,se sagen, daß wir alls asterreicher 
in Ider schwierigen und kritischen Lage gar 
keinen Grun'd ihatten, den aus Osterreich stam­
menden Genera'lsekretär der Vereinten Natio­
nen nicht zu nennen. iAuch Generalsekretär 
Waldheim :hat sich in der kritischen Lage aus­
gezeichnet verhalten, und wir 'halben Grun1d, 
auch ihm zu :daniken. (Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus!  Der Kollege Fiedler ihat VO'f­

hin Igemeint :  Das erste Mall keine 'gemeinsame 
Außenpolitik! Bit,te, Herr Kollege Fiedler, 
lesen Sie die Protolkolle der außenpoliti'schen 
Debatten aus den vier JaJhren der OVIP-Regie­
nmg. Damals ih�be ich immer wieder gesalgt : 
Wir bieten die IgemeiIl!same Außenpolitik ,an. 
Wir haben nicht um ]hre Gunst gooulh:lt, aiber 
wir ,waren Ibereit. 

Außenminister Kirchsdrläger that heuer 
schon das zweite Mal angeboten, mit dem 
Außenpolitischen lAusschuß das Stimmverihal­
ten der österreichischen Delegation bei den 
Vereinten Nationen vor ider Eröffnung der 
Generalversammlung vertrau!lich zu diskutie­
ren. Das ist in .der Welt einmalig, es gilbt kei­
nen ,zweiten Fa�l. Das ist Ibeide Male nicht 
durchführibar gewesen, weil Ibeide Male, 1972 
sowie heuer, die Pemnanenzerlklärung des 
AußenpoHtischen Ausschusses albgelehnt 
wurde. Vor Eröffnung der Generalversamm­
lung kann man nur tagen, wenn man nach 
SchließuIl!g der Session �m Juli - wenn die 
Talgesordnung Iherausko:mmt - und Vior der 
Eröffnung Ende SeptffiIllber zusammenkommt. 
Die 'neue Session Ibeginnt ,bekanntlich erst im 
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Oktolber. Für diese notwendigen Sitzungen 
haben ,wir 'die Zustimmung nicht Ibekommen. 
Ich bedaure dIas.  Ich müßte annelhmen, ,daß 
- oIhne daß eine Verpflichtung für eine Zu­
sUmmung ,beslteht - j a  gerade die Opposition 
besonderen Grund hat, dies LJu wünschen. 

!Da es aJbgeleJhnt ,wurde, halb en wir heuer 
- S'Ü wie im vergangenen Jalhr - �den Herrn 
Außenminister gebeten, in die sozialistische 
Flaktion IZU kommen, urrd wir halben das 'ganze 
Dolkument durchdislkutiert. Voüges J abr hat, 
glaube ich, Karasek Iden Außenminister im 
Budgetausschuß 'gefragt : Wären Sie bereit, 
auch in die OVP-FraMion !Zu kommen? - Mir 
ist nicht bekannt, oIb er eingeladen ,wurde. 
Jedenfalls hatte die Möglichkeit dazu ibestan­
den. Aber vor a'llem bestand die MöglichJkeit, 
daß der Außenpolitische Ausschuß Idieses Hau­
ses eingeschaltet wird. Das ist uns leider ,un­
möglich 'gemacht 1W0Dden. Ich Ibedauere das 
zutiefst. 

Wenn wir über aHe Pro/bleme des Nalhen 
Ostens reden, dann soll nicht verges'sen wer­
den, daß unsere Regierung - besonders der 
Bl1nldeskanzler Kreisky - den Vorsch[ag ge­
macht 'hat, die Fragen des NClihen Ostens auf 
der Europäischen Sicherheitskonferenz mitzu­
b eraten; Wie ist es hier im Haus zugegangen, 
wieviel Hohn und AJbleihnung hat es dafür 
gegeb en ,  bis man 'Schließlich bereit war, in 
der zweiten Rhase ,der Sicherheitskonfereruz 
in G enf Vertreter der Nahoststaaten zu 
hören. Man Ikann nicht europäische Sicherlheit 
machen und explosive Zustände an der Süd­
küste des ,Mittelmeeres einfach üJber,gelhen. 

Wir stehen j etzt vor einer 'urugemein schwie­
rigen Situation in dieser :galllZen Region. Wenn 
ich s age "wir" , dann betrifft das alle Menschen 
der Welt. Es 'Wissen beide Seilten, daß ein 
Komprorniß zu schließen sein wiI1d. Ich glauibe, 
Ägypten ist so 'wie ,Israel bereit, es !Zu schlie­
ßen. Es wird Abstriche und VeI1zichte aUlf lbei­
den Seiten 'gelben. 

Ich will mich nicht in Details einlass en, 
möchte alber nur eines 'hervoI1heben : Wir haben 
jetzt erHebt, wie, in Änderung alter Bestim­
mungen, die friedenseI1h'aHenden Truppen dem 
Sichenheitsrat und seinen Beschlüssen direkt 
unterstellt sind. Sie agieren nicht !bloß auf 
Einladung einer Regierung so 'Wie seinerrzeit 
unter Nasser, der j ederzeit dem Generalsekre­
tär der Vereinten Nationen s agen 'konnte : 
Weg mit ihnen ! ,  sondern das hCl't nun der 
Sicherheitsrat zu bestimmen. Weiters soll die 
Zalhl der Truppe Cl'uf 6000 Mann eI1hÖiht wer­
den. Osterreich ist daran beteiliigt. 

Alber, meine Damen und Herren, eines der 
Pro!bleme wird zum Beispiel sein, was mit 
Sin1ai geschEfuen wird. Frau Golda Meir 'sagte 

bei der Besprechung in Landon, die ich erwähnt 
hab e :  Wir h aben genug Sand in der Wüste 
Negev. Wir Ibrauchen nicht die Sinai'halibinsel. 

Vor Jahren hCl't uns der Außenminister Ablba 
Eban in Straß'burg gesagt - er hat es wieder­
holt -: Die Sinaihalbinsel muß entmilitari­
siert werden ! - AJber wer soll das ülber­
wachen? 

Ich Ihatte Gele'genJheit, den Stabsdberst der 
UNEF, also der UNO-Truppe, in Nelw York zu 
fragen. Er sa'gte mir :  Wenn wir so wie j etzt 
mit unseren Jeeps und Landfalhr:zeugen her­
umfaihren, um zu kontrol1lieren, dann würden 
wir auf der Sinaihalbinsel 50.000 Mann zur 
KontroHe hrauchen. Außer man ,bewilligt uns 
eine Hubschrauberflottille, mit der wir wirk­
sam überwachen ikönnen. 

Es wird also ernste technische Fragen geben, 
wieweit man bereit ist, dieser Truppe eine 
echte Kontro'llmöglichikeit zu gewähren. Ich 
glaube, wenn dalhinter auch die Supermächte 
stehen, dann gilbt es Ihier 'gelWisse Möglich­
keiten, zu einem ,Frieden IZU kommen. 

Natürlich hat der kleine Sta'at Isra�l seine 
Daseinsberechtigung, wenn man auch fragt : 
Was ist mit den Palästinensern? Sie sin:d aus 
ihrer Heimat verdrängt worden oder geflohen 
oder was �mmer sonst. - J'a, das stimmt 
waihrscheinlich !Zu einem 'großen Teil. 

HOIhes Haus ! Wir stehen hier vor einem 
schwierigen PrOblem. Man ,soH nicht veDges­
sen, daß im ersten Wel1Jkr,ieg die britische 
Regierung in der ,Balfour-Deklaration das Land 
Palästina, das von den Türiken beherrscht 
wurde, den Juden als nati'onale Heimat, aber 
in der sog·en1annten Mac'iMalhon�Korrespon­
denz den Arabern als ihr G ebiet rzugesprochen 
hat. Man kann nicht zwei Völlkern gleichzei­
tig dasse�be Land versprechen, noch diazu, 
wenn es dem nicht gehört, der es versprochen 
hat. Alber wir IhdJben heute noch mit diesen 
Problemen zu tun, 'heute gibt es noch diese 
Schwierigkeiten. 

In der Zwischenzeit Ihat sich der neue Staat 
Israel 'bewälhrt, er existiert. Die Menschen 
ha,ben geaI1beHet, sie halben Ubermensch:liches 
gel eistet. Jeder, der dort w ar, wird slagen : Es 
ist undenkb ar, daß man sie einfach wegWischt 
oder Ägypten etwa sagt : Wir anerkennen ihre 
Existenz, ihr Lebensrecht auch als Staat. 

IAJber die Lösung dieses Prolblems, meine 
Damen und Herren, ist in der Lösung einer 
Fmge nach dem ersten Weltlkrieg zu sehen 
gewesen, nämlich in der Entflechtung der Tür­
ken uflld der Griechen in den Grenzgebieten. 
Es sind Hunderttausen'de griechische Familien, 
die in der Türkei gelebt ;haiben, nach Griechen­
land übersiedelt worden, und Türken, die im 
griechischen Gebiet gelebt h aben, in die Tür­
kei . Mehr a:ls 1 Million Menschen ist damals 
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uIDIgesJedellt worden. Es hat 'genug Härtefälile 
gegeben. Aber w enn es nicht geschehen wäre, 
wäre Massaker auf Massalker in diesen G ebie­
ten gefolgt. Man soH diese Beispiele nicht 
übersehen. 

Hohes Haus I D er Ollkrieg ,kam zu spät. Das 
01 wurde als Pressionsmittel von den ar'abi­
sehen ölprodUIZierenden Staat'en 'gegen 
Amerika, Westeuropa und IschIießllich dann 
auch gegen Japan venwendet. Niemand weiß 
genau, wie lange das dauern wird. Ich würde 
nun sagen : Langfristig gesehen hat diese Ener­
giekrise uns wachgemacht für ein Energiepro­
blem der ganzen Industriewelt von lheut'e. Man 
weiß, daß man mehr WasseIikraft, mehr Kohle, 
und IZwar die Verflüssigung von KeiMe, 
braucht. Die Bun'desrepwUk bereitet jebzt ein 
KOihleverflüssigungswerk um den Betrag von 
2,5 Milliarden Mark vor. Damit s oll man 
20 Prozent des Olhedarfs der Bundeisrepubliik 
in einem J alhr decken können. :Dazu 'kommen 
in den Ländern, in denen :das möglich ist, 
Sonnenenergie oder Erdwärme und schließ­
lich die AtornkraiftweI1ke. Man wird neue 
Energiequellen suchen müs'sen, und man wird 
sich nicht auf Idas GI auf Dauer verlassen 
dürfen. 

Wenn es ungestört so weiter:gegangen wäre, 
wäre di'e Katastrophe anders gekommen. Man 
rechnet, daß der Dlberschußfonds von Saudi­
Arabien allein 15 Milliarden Dollar beträgt. 
Das ist die größte A1kklutmulation von Devisen, 
die Ülbrigens nirgendwo in Investitionen um­
gewandelt werden können, weil einfach Eür 
diese Mengen Ikein Plat'z ist. GleichzeiUg hab en 
wir al's Folge eine 'Beschränlkung des freien 
Flusses der Kapibcdien. 

Es hat eine explosive Verschiebung des 
Mächtegleichgewichtes durch diese wirtschaft­
lichen Verhältnisse 'stattgefunden. Wir können 
sagen : Auf Grund al'ler Härten, die wir j etlzt 
zu ertragen haiben, wiIid man b ei aUen not­
wendigen Maßnaihmen der Bevorratun.g, der 
Ubergangsmaßnaihmen - darüiber will ich gar 
nicht reden, das ist seLbstverständlich - um­
den1ken müssen. Weltweit wird es große, ent­
scheidende Auflga.ben für die Wissenschaft, die 
Technologie und die Wirtschaftspdlitik gejben. 

Aber Nahostkrise und Olkrise haben zu 
einem Amtbrechen einer 'ganzen Reilhe von 
Problemen gefülhrt. Der amerilkanische Atom­
al'arm ist nicht einmal den VeI1bündeten in 
der NATO infolimativ mit'geteiH worden. Die 
Regierungschefs der NATO-Länder in Europa 
hClJben das aus Rnmdfunk: und Presse erfahren 
und dazu erklärt : Wir l assen uns nicht wie 
eine Kolonie behandeln I - Man Ihofft, daß 
das überwunden wird und entsiprechende For­
men der Koordinierung und In!formation er­
folgen können. 

Man hört jetzt immer mehr, daß die Ameri­
kaner entschlossen sind, einen Teil iJhrer Ü1ber­
seeischen Engagements ,zu reduzieren, auch 
Truppen aus Europa ,zurücklzuzielhen. W,ir 
wissen nicht, von rwo, und wissen nicht, wie 
vi ele. Ich darf meiner Bemertkung von vorihin, 
die wir im Europarat oft ,gemacht halben, war­
nend hJin1JU'wgen : In einer Zeit, in der man 
sagt: Die Verfuanldlurugen Ü1ber eine Rüstungs­
beschränkung ,in Burop a ,können Jahre dauern ! ,  
i s t  eine eins eitige Zurückziehung von ameri­
kanischer Seite eine ern'ste Gefährdung auch 
eines Erogebnisses dieser Verhandlungen. 
Wenn die Amer�k'aner von 'ilhren europäüschen 
Partnern in der NATO ZaJhlungen ,für die 
Stationierungen der Truppen verlangen, kön­
nen wir 'leicht sagen, daß das verständlich ist; 
wir haben es nicht zu :zJaJhlen, alber sicherlich 
haben sie recht, wenn sie es verlangen. 

Zu den Europäischen Gemeinschaften, Herr 
Kol;Jege Fiedler, hat Idie Regierung, hat die 
Repulblik Osterreich und haben wir Pafllamen­
tarier das denkIbar beste, positive VerihäItnis. 
Wir ha:ben 'das heste heraus,geholt, was man 
herausholen konnte ; mehr /War nicht drinnen. 

Alber ich muß sCligen, uns macht - so wie 
den Angehöri'gen der EWG - Sorge, daß es 
dort schwere innere Prolbleme gilbt : Bis 1 980 
soll die politische Union verwirklicht werden. 
Bisher gibt es keine gemeinsame Energiepoli­
Hk, !keine gemeins,ame Transportpolitik, keine 
gemeinsame Währungspdlitik und keine ,ge­
meinsame VerteidigungspolitiJk. Frankreich 
hegt Mißtrauen gegen Deutschland und Eng­
l'antd, auf der anderen Seite - unterschätzen 
wir das nicht - war nach dem 'Beginn der 
Olkri·se unter eins eitioger Diffiarrnierung der Ho:l­
länder die EWG nicht :fäüüg, eine SOilidaritäts­
ertklärung für Hollan'd zu besch:ließen. 

Dann kam diese angeblich proarabische Er­
klärung mit der Resolution 242 . Sie war nicht 
so proarabisch. Das Interessante ist nur - und 
das kann man aus der Pr'esse erselhen -, daß 
sie eine Verlegenheit für Sadat daiigestellt hat, 
denn die EWG-Minister halben in der Resolu­
tion den Ägyptern mehr ZlUgeiständnisse ge­
macht, a'ls Sadat in seiner Verständi'gungSJbe­
reitschaIt fOl1dern wollte, uad Kissinger war 
wütend, daß das ganze Konzept zerschla-g,en 
war. 

.oa stimmt vieles nicht. Alber die EWG muß 
sich j etzt bewälhren. Mit Recht sagt unser 
alter Freund Max van der Stoe,l : J etlzt wirid 
sich zeigen, db sie eine Daseinslberechtigung 
hat. Ohne SoIl'idarität rur Holland kann es 
keine winkliche Gemeinschaft dieser neun 
Staaten 'geben. 

Wir stehen im Europarat bescheiden da­
neben. Wir haben unseren Frei\handelsv'ertrag 
mit der EWG, wir werden j etlZt im Dezember 
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in der Politischen Kommission und im Jänner 
im Plenum noch darüber reden ; ich glaube, 
mit einem aralbischen Sta'atsmann. 

AJbBr es blei,bt die Notwendigkeit verstärk­
ter Bemü1hungen um die A:ktivierung des 
Europarates rund die BelllÜtzuJllg dieses Instru­
mentes bestehen, CIIuch wenn leider unser 
Außenmini'ster, wie ich glaulbe, mit Ende des 
Jahres nicht meihr der Vorsitzende des Mini­
steIikomitees ist, weil diese Flunlktion nur haLb­
jä.hrlich von einem Land ausgeübt \Wird. 

Hohes Haus ! Die zweite Phase der Europä­
ischen Sicherheitskonferenz in Genf, die Exper­
tengespräche haben un.s schon in vielen Debat­
ten 'Sorge gemacht. Wir können nur wieder­
holen - und ich gil'aufbe, daß es inne:l1hallb 
der Parteien keine Meinungsverschiederuheit 
darüber g1bt -: Wenn man irgendwann im 
VeIilauf Ides nächsten Jahres zu einern Alb­
schluß der zweiten :Ahas'e und zu einer dritten 
Phase auf Ministerebene kommen wird, aibeor 
die RüstungslbeschränkiungsJbesrprechungen in 
Wien nicht rzu Ende sein werden - wie es 
heißt, werden sie noch J alh.re dauern -, dann 
müssen wir offen CIIussprechen :  Eine Wieder­
holung von Gewaltverzicht und Friedenshe­
reitschaft ist lS.ehr ill'ClJger. Das steht schon in 
der Charta der Vereinten Nationen drinnen. 
Ohne Verdünnung der militärischen Kräfte in 
Mitteleuropa wird das nicht nur von uns, son­
dern auch von den kleinen Staaten :im War­
schauer Pakt als ein mageres EIigeibnis ange­
sehen. 

Ich darf noch hinzuf.liJgen - ich habe darüber 
so viel geredet und geschrieben, daß ich es mit 

ein paar Worten erledigen 'kann -: Wenn der 
sogenannte Korlb 3, die geistigen und kultu­
reHen Beziehungen, nicht mehr !bringen als 
den Austausch von Balletts und Opernchören, 
dann wiIid oda,s zu mager sein. Solange wir 
nicht imstande sind, nicht nur unsere Literatur 
ebenso in die Sowjetunion wie in die Ost­
blockländer ,zu schicken, so wie diese ilhre 
Literatur 'zu uns schicken - nein, ,sie schicken 
sie ja in deutscher, französischer oder engli­
scher Ubersetzung zu uns ; 'se]bst wenn man 
mit Verspätung in den Bi!blliotiheiken, sozu­
sagen in der GilftkJammer unsere Literatur er­
hält, man wind sie nicht in die Sprachen dieser 
Länder über,set'zt dorthin bringen Ikönnen -, 
solang'e das nicht möglich ist, gibt es keinen 
freien Austausch. Freier ist wentger als frei. 

Das heißt nicht, 'daß wir 'UIl!S !Zurückziehen 
sollen, aber wir werden unermüdlich zu drän­
gen und wieder zu drängen halben und klar­
machen müssen, daß hier Bedingungen und 
Forderungen nicht e'r,füHt sind. 

Ich benütze !die Gelegenlheit, dem Bundes­
minister Kirchschläg'er, 'seinen Beamten unid 

Diplomaten, !die bei aUen diesen Bestre/bungen 
und Bemü!hungen alktiv beschäftigt waren -
und ich glaulbe, das gilt jefJzt unabhängig von 
jeder ParteiZlUgeihörigkeit -, den Danik für 
ihre Arbeit aus'zusoprechen. AUlf aUen ßbenen 
hoben die Beacrnten und Diploonaten des Mini­
steriums Kirchschlä1ger und er seIhst Ausge­
zeichnetes Igeleistet. (Beifall bei der SPO.) 

Ich glaulbe, als Parlamentarier sind wir auch 
dem Herrn BundeSlIllini'ster se1bst ZU besoJllde­
rem Dank verpflichtet, weil wir als Parlamen­
tarier mit i,hm eine ausgezeichnete Zusammen­
arbeit haben. Wenn wir auch noch durch unsere 
Geschäftso:rdruungsmänge'l behindert sind, so 
haben wir - ich glaulbe, es war eine Initiative 
des Kollegen Scrinzi - dieses 'klleine Komitee, 
das der Bundesminister mit je einem Vertreter 
einer j eden Partei und dem Vorsitzenden des 
Außenpolitischen Ausschusses zu Inforrna­
tionsz'wecken eiruberuft. Dieser .kleine Kreis 
- das wiI'd niemand ,bestreiten können - hat 
sich als ein beschei1denes, Cliber wirks'ames und 
wichtiges InfoliIn.ationso:rga:n erwiesen. 

Hohes Haus ! In weltweitem Maßstab aber 
ist es mEilir al'S \beunrulhigend zu hören, daß 
der arrneri:kanische Verte1diguDlg,sminister 
Schlesinger jetzt erklärt : Im SALT I ihalben 
wir Amerikaner den Russen mehr interkon­
tinentale Fernlenkraketen zugebilligt, als wir 
Amerikaner für uns selbst verlangt haben. Die 
Begründung war, daß die Amerikaner bereits 
über Me'hI1fachsprenlgiköpfe veI1f,Ülgt haoben, die 
den Russen nicht 'Zlugärrglich waren. Das ist 
jetzt anders. Schlesinger sagt j etzt, die So­
wjets haben mehr interkontinentale Raketen 
und die Mehrfachsprengköpfe. Es beginnen 
j etzt Beratungen im SALT II  bereits unter der 
Belastung einer amerikanischen Korrekturfor­
derung. 

Alber dessen'llDigeachtet können wir feststel­
len : In dieser sehr komp'liJzierten und selhr 
widerspruchsvollen Welt hat sich das kleine 
asterreich gut 'gehalten, und ich glaulbe, wenn 
die Damen und Herren der Oppo'Sition nüch­
tern daruber nachdenken und hier nicht eine 
PflichtÜlbung der Opposition durchfiülhren müs­
sen, dann werden sie zugeben : Osterreich hat 
sich mit dieser Regierung, mit diesem Alußen­
minister, mit diesen Diplomaten und Beamten 
in der Welt gut gelhalten. Wir halben in der 
WeU trotz des Knicks von Schönau den guten 
Ruf ,bewalhrt !und iihn sogar verbessert. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ich :halbe vor kur,zem in zwei englischen 
Zeitungen, in der "Titmes" und im "Ohserver" , 
zwei seihr interes'sante Artikel von elhema!Ji,gen 
britischen Ministern gelesen, und zwar vom 
ehemaligen Europaminister der La!bour-Regie­
rung Lord Chatfont und vom konservativen 
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Verteidigungsminister LOld Harledl. In diesen 
beiden ArUkeln sprechen sie von einem neuen 
Buch, das in :England erschienen ist, einem 
Buch mit dem Titel "Die Reform der Macht" 
von Leonal1d Beaton, in dem dieser in WiIik­
lichikeit eine gl1Un!dlegende Reform der Ver­
einten Nationen verlangt. 

Wer die Vereinten Nationen etwas aus der 
Nähe kennt, weiß, daß d-as zunächst hoffnungs­
los ist. Alber es ist interessant, daß Lord Ohal­
font von einem notwendigen mittleren Weg 
Zlwischen der G efalhr und dem TraUlIIl spricht. 
Und er sagt, Leonapd Beaton ihat recht, wenn 
er eine Weltsicherlheitsbehörde mit einer 
Armee verlan'gt, die nlllr der Generalversamm­
lung unterstellt ist und die neben den natio­
nalen Armeen fbestelhen soN. Wer die Verhält­
nisse kennt, weiß, daß das gegenwärHg un­
erreichbar ist. 

AJber gepade aus diesem Grund ist es viel­
leicht nicht ulliWichtig .zu seihen, daß Lord 
Chaltfont am Ende seines Artikels sa'gt :  Vor 
zweiJhundert Jalhren hat Kant vorausgesagt, 
daß es eine's Tages einen dauernden Frieden 
geben muß,  durch die Kreation des Menschen, 
aus seinen mora'lischen Aspirationen oder als 
eine Konsequenz der plhysischen Notwendig­
k eit. 

Er s agt : Diese physische Notwendig.keit be­
st8ht bereits. 

Alber dennoch ist die Forderung in dem Buch 
und der ,beiden Autoren: Die Kleinstaaten 
müssen sich ruhren. Wir Ihören das auch von 
den Kleinstaaten im Warschauer Palkt. Weiters 
wissen wir, daß ,gegenwärtilg ülberhaupt der 
Friede noch auf dem Gleichgewicht der bei den 
Supermächte bestelht. Dennoch ist die Forde­
rung nach einer Po'litik der Vernunft, urrd 
nicht nur einer Politik der Macht, einer Poli­
tik der Vernunft als einer Ailternative IZU der 
drdhenden Se!1bsbzerstörung der Menschlheit 
n otwendig. 

Hoihes Haus ! Zu den Wider.spruchen, die ich 
in meiner Analyse YlIU zeigen versucht halbe,  
muß ich am Ende meiner Ausifoo'fungen einen 
eigenen Widerspruch in meiner Argru:nenta­
tian ihinzUIfugen. Die RoUe der Vernunft ist 
heute in dieser Wellt nicht ülberwältigend. Den­
noch .glaube ich, daß wir allen Grund halben, 
auf den Mensdlen und die menschliche Ver­
nuntft zu hoffen. Es gi1bt VeI1haHenSiWissen­
schaftler, die sagen, die Uberbevölkerung kann 
bei uns einen Krieg der -Lemminge he'rbeifii!h­
ren oder einen anderen Krieg der Se1bstzer­
störung, wie er fbei den Ratten ist.  

\Idl glaube, daß wir un!s lielber rund besser 
auf den Mann Iberufen sollen, der das ent­
sdleidende WeIik'Zeug unseres Zeita'lters, den 
Computer, entworfen hat, auf Nortbert Wiener, 

der aufmel1ksam gemacht /hat, daß der Com­
puter nicht menschlich denken kann und daß 
der Mensch nie ein :genau voraus berechen­
bares Wesen sein wird, wie der Computer eine 
Maschine ist. Und darum, HOihes Haus, gtlaube 
ich, daß die Menschen i1hr Streb en, ihr instinlk­
tives Bedürnnis nach dem Dlberlefben, dem 
Sel'bsteriha'iten de-r rArt haben und daß wir auch 
in dieser wi'derspImchs'voUen und in dieser 
gefäihrdeten WeIt Politiik machen rkcönnen, mit 
der Hoffnung auf schließliehe Durchsetzung 
des Mensdlen, der Menschlichkeit und der 
menschlichen Vernunft. {Beifall bei der SPO.j 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Karasek. 

Abgeordneter Dr. Karasek (OVP) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus ! Mein .greschätzter Herr 
Vorredner, der Abgeordnete Czernetz, hat mir 
'eine ganze Menge Stichworte für meinen j etZ'i ­
gen Diskussionsbeitmg ,geLiefert. Ich muß, wie 
schon unläng'st, dal1auf verweisen :  ich kann in 
meiluer Vorrede nicht auf alles e�ngehen, raber 
er wird di,e GeduLd haben, dar,auf zu warten, 
bis ich im Laufe meiner Ausführungen auf 
Einzelheiten ·eingehe. 

Auf 'eine Sache möchte ich gleidl am Anfang 
hinweisen. Ich schaue dem Ahg-e ordneten Cze,r­
netz ilmmer ,ganz gerne zu, wenn er auß-en­
poliUsche P.irouetten schlägt, das :steht .ganz 
gut aus. Hingegen, wenn er einmal .auf das 
militärische GI,atteis tanZien .geht, wie heute, 
das gefällt mir weni.ger. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter CZiernetz! Sie sagten, wk 
sollten das Bunde'sheer außer St,reit stellen, 
Da muß ich j,etzt die Frage in den Raum iStel­
len : Wer hat denn überhaupt in Osterreich 
b egonnen, das Buntd-esheer in den tag-e,spoH­
tischen Kiampf hereinzuziehen? 1 910 di,e Sozia­
listische Partei o.sterreichs ! (Beifall bei der 
OVP.) Und wenn Sie militärisch bemerken, 
Herr Abgeordneter Cz-ernetz, und das mit 
einer f,esten Uberzeugung : Bereitschaftstrup­
p en stehen genug zur Verfügung, 15.000 Mann 
sind in den Kas-eifnen und 40.000 sonstwo, 
dann kann kh nur iSagen, daß der Bunde,smini­
ster für Landesvertetdi:gung Lütgendorf auf 
ausdrückliches Befragen nicht mit dies·er 
F.estügkeit ,g,eantwortet hat wie der .ÄJbgeord­
nete Czernetz. Er hat uns damals ges agt, seine 
str,ategische Konr.z,eption Hege ,im Panzer­
schr,ank. Dort Hegt sie offeilibar heute noch. 
Oder er Vlersucht mit dem neuen General 
Spannocchi s·eiin militärisches Konr.zept als 
Wunderwaffe zu :realiisieren. 

Herr Abgeordneter Czernetz, dazu möchte 
ich Ihnen s agen : Ihren S atz : "Wir v,erlassen 
uns eben 'bei der Bundesheerreform auf die 
Berufsoffizi,ere",  können wir ·aLs Paoflamenta­
ri-er nicht akzeptieren, denn die Verantwor-
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tung für das Heer, für ·die Verteidigung und 
für dieses Land haben, politisch g.esehen, wir 
und nicht allein die Berufsoffiziere ! (Zustim­
mung bei der avp.) 

Es ist auch oft die Firage aufgeworfen wor­
den - auch heute von meinem Vorredner -: 
W arum keine gemeinsame Außenpolitik? Ich 
habe nicht da's erste Mal darauf hingewiesen, 
daß es keineswegs i:r;g·endein ,schlechter Wille 
unser,erseits list, warum wir keine geme.insame 
Außenpolitlik hahen. Ich erinnere dar.an, daß 
Kollege Withalm hei der ersten Semmering­
tagung im Jahr,e 1910, nach den Wahlen, drei 
Bereiche der Politik außer Streit gestellt haben 
wollte und dafür ·eine gemeins,ame Politik 
vorgeschlagen hat. Das waren die Wä'hrUillgs­
politik, die Landtesverteidigungspolitik und die 
Außenpolitik. 

Mit der Landesvertetdi,gungspolitik .ist es 
schon durch den Wahlk,ampf fast unmöglich 
gewesen und bei der Währungspolitik hat es 
eine Weile y,edaJuert. Wie ich höre, hat es beim 
letzten Mal ,auch schon ein hißchen oder sogar 
stark, bei der Frag,e des kufwertens gekr.acht, 
aber imme'fhin, es ist mit der Währungspolitik 
länger gegangen aLs mit anderen Bereichen. 
Daß es mit der Außenpolit:i:k nicht geht, hat 
den ·einen Grund, .auf den oft hingewiesen 
wurde und der auch indirekt aus den Darle­
gungen des Kolleg,en Czernetz feststel1bar war. 
Insolange eine Opposition nicht in der Lage 
ist, vorgängi,g von ,aUen auß,enpolitischen Ent­
scheidung,en infOlI1miert zu sein, sol,ange wir 
von gewi,s:sen wichtigen Entscheidungen nur 
nachträglich, sei es aus der Zeitung, aus dem 
F'emseher oder durch eine Information des 
Außenminist<ers Kenntnis hekommen, können 
wir ja der Regierung keinen Blankoscheck für 
eine gemeins,ame Außenpolitik geben. Ich 
glaube, das list einsichtig und auch verständ­
lich. 

Ich mache es j1a nicht einmal ,zum Vorwurf, 
cl aß es nicht anders geht, denn der Kollege 
Cllemetz hat j a  hier des langen und breiten 
erklärt, uns ,gelänge es jla nicht einmal, von 
den be.stehenden Möglicbkeiten unserer Ge­
schäftsordnung !im Parlament Gebrauch zu 
machen, nämlich von der Möglichkeit, durch 
eine Permanenzerklärung des Außenpoliti­
schen Ausschusses wenigstens währ.end der 
Sommerzeit und zum frühen Herbstbe-ginn mit 
dem A:uß'enmintster - :im Rahmen des Parla­
ments - eline Unterhaltung über das S1!imm­
verhalten bei der UNO durchzugehen. Wir 
müs,sen zu pr,aktisch privaten Beg,egnung,en 
mit dem Außenminister Zuflucht nehmen. Es 
ist sehr schätz,enswert, daß er dies tut, aber 
j edenfalls,  die Grenz'en der gemeinsamen 
Außenpolitik l,ieg,en her,eits in diesen, fast 
unüber·steigUchen formellen Hindernissen. 

Ich habe mich immer insoweit zum Konti­
nuitätsg,edanken in der AußenpoLitik bekannt, 
daß ich gesagt habe : Die OVP hetreibt keine 
Opposition in der Außenpolitik bloß um der 
Oppos-i tion willen. Aber wir lassen es uns 
auch nicht nehmen, dann, wenn wir 'glauben, 
daß die Regierung oder der Minister eine 
Entscheidung trifft, die uns unpraktikabel er­
scheint, di,ese zu kritisi,eren. (Beifall bei der 
avp.) Das haben wir wiederholt in letzter 
Zeit gemacht. Ich Ibedaure, daß sich die Mög­
l i chkeiten dazu in der letzten Phase mehr 
häufen als in der lersten Phase di,eser .ganzen 
Regierungsperiode. A,ber das list ein Faktum, 
das ich ja nicht beeinflusse, von dem ich ab­
hängig bin. 

Meine sehr geehrten Damen und Heuen! 
In der Rede des Abgeordneten KollegIen Czer­
netz ist auch die Frage ,aufgetaucht : Ziehen 
wir doch nicht ,allzus'e:hr di,e Neutral.ität ,in 
die Diskussion. An dem Faktum de,r Neutrali­
tät, wie es sich uns heute darstellt, daß Oster­
reich ein neutrales Land ist, dar,an rüttelt, 
glaube ich, j a  ke.ine dier in dJi'esem Hause ver­
tretenen Parteien. Hingegen gibt es gewisse 
Verhaltensweisen der BundeSiregierung, die in 
den 'neutralitätspolitischen Ber,e'ich kommen, 
wo w.ir ,auch schon unsererseits Urlsache und 
Gelegenheit hatten, kritische Anmerkungen 
zu machen. 

Uber unsere neutralitätspolitische Position 
wird man in Osterreich .sehr wohl diskutieren 
und ,reden dürfen. Ich halte es für sehr, sehr 
gut, daß man das tut. 

Der Herr Außenminister hat unlängst selbst 
einmal - ich weiß nicht, ob in einem größer,en 
od er kleineren Kreise - di,e Angst aus'ge­
drückt, es könnte noch so weit kommen, daß 
man die Neutralität und die Außenpolitik, wie 
er sagte, "zerrede". Herr Bundesminister ! 
Nichts liegt uns fe'mer, als die Neutralitäts­
politik und die Neutralität zu z,erreden. Ich 
möchte mit aUer Deutlichke'it feststellen : Eine 
Diskussion über Neutralität und über Neutralii­
tätspolitik ist, wenn sie h�er im Rahmen des 
Parlaments geführt wird, durchaus nichts 
Negatives ! 

Ich berufe mich ,im folgenden ,auf den Außen­
minister Kr,eisky. Ich betone "auf den Außen­
minister" , da mir der Außenminister Krei:sky 
viel mehr zugesagt hat als der BUJThdeskanzler 
Kre:isky, der viel öfter Anlaß zur Kritik :gibt, 
als es heim Auß,enrninister Kreisky der Fall 
war. Das Ihabe ich schon in der Schön au-Rede 
an di'e,selffi Pult sagen müssen. 

Der Außenmill'ist'er Krleisky war ja  auch in 
den J,ahren, <in denen ,er Auß·enminister war, 
anderer Meimung und hat gesagt : Schaut doch 
das Beispiel der Schweiz an ! Dort ,gibt es eine 
'hundert JahI'e lange Neutralitätstradition und 
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doch findet dort fortwähl1end ei.ne Diskussiion 
übetr die Neutr,alitätspolitik ,statt. Er meinte, 
das sei etwas durchaus Natürliches, das heißt 
etwas durchaus Richtiges . 

An dtesem Außenminister Kireisky und s ei­
nem Hinweis ·auf das Beispi,el unseres Nach­
barlandes möchte ich mich -orientieren, wenn 
ich sage , Her.r Bundesminister, wir müssen 
heute -einen Aug-enblick in di1esem Hause über 
di·e N eutralität reden. Ich weI1de es auch be­
gründen : 

Meine Damen und Herren ! Wir sagen Isehr 
oft, wir sind neutr,al im eig,enen, ab er auch im 
Interesse von Drittstaaten, also _im Interesse 
jener, denen wir unsere Neutnalität notifiziert 
haben. Dieses Wachhalten des lnteress-es Drit­
ter an unserer Neutral;ität -stellt daher in unse­
rem ,eig,enen Interesse -eine eminente Auf,gabe 
der östetTre.ichischen Auß!enp olitik dar. 

Herr Bundesminis ter!  Damit ist aber etwas 
sehr, sehr WichUges verbunden, und deswegen 
unterstreiche ich das j ,etzt hier sehr deutlich : 
Wir wünschen keine lng-erem IDIiitter .in die 
Interpretation der öster,reichJilSchen Neutr-ali­
tätspolitik! Im Is,ag-e dtesen Satz aus einem 
gegebenen Anlaß, den Sie kennen, nämlich im 
Zus,ammenhang mit der Konferenz arabischer 
Botschafter hi-er in Ost,erreich. 

Ich betone, daß die ,einzig legitimen Inter­
preten österreichischer Neutralitätspol;itk n ach 
unserer Auffassung das östeneichische Parla­
ment und die öst-erl1eichi:sche Bundesregierung, 
die verfassungsmäßi'gen Org-ane di-eses Staates 
sind. Es <ist Ja nicht das er.st,e Mal, daß wir uns 
dagegen zu wehr,en haben , daß andere ver­
suchen, unsere Neutralität zu ,interp retieren . 
Ich habe ,schon bei uns,eren Ausschußberatun­
gen darauf hingewiesen , daß wir über ,ein 
Jahrzehnt lang im Zu:sammenhang mit unse­
ren EWG-Bestrebung.en den Versuch unter­
nehmen mußten,  eine Einmi,schung Moskaus 
in die Interpretation der österreichischen Neu­
tralität, in dLe IntelTpretation dessen, was hin­
sichUich EWG-Vertrag mit Neutralität und 
Staatsv-ertmg komp atibel ist, a;bzuwehren. Da 
müßten w.ir uns auf uns,ere Hinterfüße stellen 
und in oft siehr harten Diskussionen dartun, 
daß wir einzi'9" und allein tn der österreichi­
schen Regierung rund ,im öst,erreichisrnen Prur­
lament die Ibefähigten und einzig rkhtig,en 
Interpr,eten de-r Neutralität sehen. 

Daher unser Wunsch, Herr ,Bundesminister, 
an odi,e Bundesreg,i erung : Keine Einmi.schung 
von außen in die Fmge, was neutral und was 
nicht neutral istl 

Nun noch -ein zweiter Punkt, auf den schon 
mein Kolleg,e Czernetz hiifrgewi,esen hat und 
über den ich auch ,schon im Ausschuß '9"espro­
chen habe , aher ich -glaube, dieses FotUm ist 

dazu berufen, daß man auch von hier aus 
nach -auß-en thin sagt : Die äst·erreichische Neu­
tralität wird oft dahingehend m1ißverstanden, 
daß man meint, ,sie binde .nicht nur die Regde­
rung, sondern auch eiIliZJelne Osterreicher. Kol­
lege Czernetz hat in sein,er Rede im Zusam­
menhang mit dem Aufruf, von lI:1em die Rede 
war, her-eits darauf hiingewi·es en. Durch die 
Meinungsäußerungen ein�elI1er Staatsbür.ger 
kann die Neutralität nie rund ni'emals rgefähr­
det weI1den l Sie k,ann -auch nicht durch Presse­
erklärungen '9"efährdet werden. Wir haben 
vielmehr immer den Standpunkt vertr,eten: Es 
gibt kein e Regierung , k>einen Miillist·er in unse­
rem Land, die heriehungswei,Ste der aUJf Grund 
unserer Verfassung dile Möglichk>eH hätte, der 
Presse :iofgendwie einen Mau1korb umzuhän­
gen, der Pressle WeisUJl1gen zu -gleben , was 
man schreiben könne, schr,eiben saUe, was 
m an schr,eihen dürfe oder nicht. 

Darin liegt meines Br·achtens -eine ,g,ewi!sse 
Nuance zur finnisch'en Neutralitätspolitik . Ich 
habe Anfang September 'eine Äußerung des 
finnischen A:ußenmini,sters -g,elesen , rin der er 
di,e finnische Presse aufg,efolidert hat, doch 
eine '9"-ewi,sse Rücksicht ,auf eHe lauß'eIIlpolitische 
Interessenlage und die Situation Pinnl'anus zu 
nehmen und durch di'e Schreibwe,iJse in der 
finnischen Pres-se Iseine auß,enpolitisdren Inter­
essen nicht zu .gefährden. 

Mich 'gieht das Verhältnis zwischen finni­
scher Regierung, finnischer PIiesse und finni­
scher Neutralität nichts an. Ich bin immer einer 
derj enitgen, die Ibawußt vepsuchen , andere 
Länder nicht .in eine kriti,sche Äußerung therein­
zuzi,ehen. Ich nenne dies-es B eiiSpi el nur, um 
darzutun, daß es -eben Nuanoen in der Neu­
tralitätspoHtik ,geben kann und daß -eine 'Solche 
Nuance ,zur finnischen ·eben darin besteht, daß 
in Ostermich die ungehinderte FDeiheit der 
Me'inuI1g\'iäußerung für den 'einz·elnen und für 
di e Presse nicht bedroht und nicht in Fr,age 
gestellt ist . 

Herr Bundesminister! Ich bescheini'ge Ihnen, 
daß Sie lim Ausschuß 'auf eine di-esbezügliche 
Frag-e ausdrücklich kla'rgestellt haben, daß Sie 
g.enauso denken, wie wir ·elS hi.er darLegen. 
In di,es-em Punkte trennt uns -aLso nichts. Aber 
ich habe eine sehr dringliche Bitte : daß man 
das, was W\�r hier j etzt festgelegt haben, nicht 
als abstrakten Lehrsatz verkündet, der sich 
sehr schön anhört, sondern daß in de,r konkre­
ten politischen S:ituation von di·eser Grund­
feststellung tatsächlich Gebrauch gemacht 
wird. Das ist eine sehr dringliche Hitte an 
den Ballhausplatz , mit der praktisch,en Appli­
zierung dies€s sozusag-en außer Streit gestell­
ten Prinzips nlicht zu sparsam umzug-ehen, 
sondern in konkreten Situationen darnach zu 
handeln. 
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Nun 'ein drittes : Es geht um die Notwendig­
keit der Abg,r-enzung der Neutralität 'zur Hal­
tung der hlockfreien Staaten. Kollegle Gzer­
netz ! Niemand :bestreit,et, daß unter uns hin­
sichtlich ICHeser Abgi"enzung keine besonderen 
Schwierigkeiten auftauchen. Alber es ,g,ibt ge­
wi,sse V o.rfä.ne 'UIld Vongäng,e, di,e uns !Zu 
Bedenken Anlaß g,eben, und davon möchte ich 
sprechen. 

Ich bin mit den Ausführungen des Bundes­
ministers Kirchschläger im "Woest-Ost-Jour­
nal",  Nr. 4/ 1973, zu diesem Thema im großen 
und ganzen einverstanden, weil das, was dort 
steht, im allgemeinen dem entspricht, was auch 
wir uns als Abgrenzung vorstellen. 

Auch da kann ich mich mit dem Außen­
minister Kreisky wieder einmal einverstanden 
erklären Außenminister Kirchschläger 
zitiert ihn in diesem Artikel im "West-Ost­
Journal" -, wenn er im Jahre 1963 folgendes 
geschrieben hat : 

"Die allianzfreien Staaten Europas, darun­
ter fallen Osterreich, Schweden und die 
Schweiz - Jugoslawien deshalb ausgenom­
men, da es sich um einen kommunistischen 
Staat handelt -, bekennen sich zur Demokra­
tie und sind trotz ihrer qualifizierten Unab­
hängigkeit, die ein Reflex ihrer Neutmlität 
ist, ein Teil des westlichen Kulturkreises. Sie 
unterscheiden sich dadurch in ihrer politischen 
und ideologischen Haltung grundlegend von 
anderen ,aUianzfreien Staaten, insbesondere in 
Afrika und in Asien." 

Soweit, so gut. Allerdings habe ich den Ein­
druck, daß Bundeskanzler Kreisky bereits ver­
gessen hat, was er als Außenminister geschrie­
ben und vertreten hat. Denn nur so versteht 
sich diese Annäherungspolitik an diese 
77 Staaten, die sich ursprünglich in Lusaka, 
später in Georgetown und schließlich in AIgier 
versammelt haben. 

Ich 'hörte von einem interessanten Artikel. 
Ich habe ihn nicht gelesen, 'alber j emand machte 
mich darauf aufmerksam. Ich werde versuchen, 
dieses Artikels habhaft zu werden: Eine slo­
wenische Zeitung schrieb unlängst, daß man 
die aktive Neutralitätspolitik Osterreichs be­
sonders begrüße, und zwar deshalb - meine 
Damen und Herren, hören Sie ! -, Iweil ·sie 
eine schrittweise Annäherung ·an die block­
freien Stalaten ,beinhalte. 

Das .ist es ja Igera,de, was wir nicht :wollen ! 
Deswegen hat die OVP dauernd gesagt : 
Warum fahren wir zu den 'blockfreien Staaten 
nach Afrika :beziehungsweise zu deren Konfe­
renzen? Warum :setz,en wir uns dorthin mit 
dem verschwommenen Status eines p'ays in­
vite, als eingeladenes Land? Wir sind kein 
Mitglied und keine offizielLen Beobachter. 

Aber trotzdem interpretiert di,e Ofientlichkieit, 
die den österreich:ischen Vertrleter in diesem 
KonferenzkreJis sieht, eine Ischrittweise An­
näherung an dieSle Staaten. 

Wenn man 'UJIlS sagt, das stimmt nicht, da 
seht ihr schwarz oder rot, dann muß ich sagen, 
meine Damen und Her:r:en: Hier kann man 
offenbar schon an Zeitl.llngsartik,eln erkennen, 
daß das, Wlas wir sagen, richtig ist: Es besteht 
eine ,echte und eminente Gefahr, daß wir mehr 
und mehr in den Annex dieser Staaten gelan­
gen und von der Welt als dazugehörig inter­
pretiert werden. Das ist etwas, was der OVP 
nicht r,echt -ist und wo sie im Zusammenhang 
mit der NeutI"aHtätspolitik lihre warnende 
Stimme erhebt, so wi,e ich ,es auch j etzt und 
heute hier getan :habe. (Beifall bei der OVP.) 

Um Mißverständnisse zu vermeiden, muß 
ich natürlich sagen, daß damit gegen diese 
Staatengruppi,erung selbst nichts ausg,esagt ist. 
Die OVP befürwortet - und auch das nicht 
erst heute - freundschaftliche Beziehungen zu 
aUen Staaten dieses groß.en Blockes . Ich bin 
dafür, daß wir unsere bilateralen Beziehung,en 
ausweiten, soweit es mögHch ist, ob das nun 
auf der wirtschaftlichen Seite oder auf der 
kulturellen Seite ist, meinetwIegen auch poli­
tisch, wenn es poLitisch mit den Z,i,elen der 
östeneichischen Außenpolitik übereinstimmt. 
Ich hin auch für mehr Entwiddungshilfe für 
diese Staaten. Aber ich bin aus den ,genannten 
Gründen n:icht dafür, daß wir uns auf multi­
lateralen Konfe["enzen sozusagen laIs ein 
Annex dieser Staaten z,eigen, auftreten und 
gerieren. 

Meine Damen und Herren! Herr ,Bundes­
minister!  W,ir wünschen k,eine Konv,ergenz­
politik zwischen der Neutralität und der Block­
freiheit, sozusagen ,eine sukzessive Annähe­
rung : Jeder Igießt ein bißch,en Wass,er ,in seinen 
Wein hinein, die Neutralen ,ein Ibiss,erl in 
ihren neutralen Wein und di,e Blockfreien ,ein 
bißchen in den blockfr,eien, bis man konve,r­
gent ist, hi:s sich die Interessen deckungsglei­
chen. D as ist nicht die Neutrallitätspolitik, wie 
sie die OVP für richtig hält. Für uns ist und 
bleibt - .ich .sag,e es :hier mit aller Deutlich­
:kJeit - der Ausgangspunkt de,r Neutml:ität 
die Interpretation des J,anres 1955, aus de-r 
ganz deutlich hoervorgeg,angen :ist, daß wir 1955 
in allen Parteien dieses Hauses nichts anderes 
wollten als ein militäI'lisches Heraushalten aus 
den Konflikt,en und eine Ldeologische Verbun­
denheit mit dem Westen. Das war di,e Lesart 
der Neutr:alität 1955, und ,an der wi,rd die 
OVP 'fesbhalten. 

Soweit, Herr Bundesminister, zur Neutrali­
tätsdiskussion. Ich 'glaube, ,es bir-gt keine Ge­
fahr für unser Land, was wir hier ,gesprochen 
haben, ,es war j a  eine r.ichtige und eiine not­
wendige KlarsteIlung. 

589 
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Weiters möchte ich kurz Stellung nehmen 
zu Osteueich in den internationalen Organisa­
tionen. Es hat schon der Kollege Czernet,z 
darauf hingewiesen , ,daß wir ,in .den interna­
tionalen Or,ganisationen dank unserer Beam­
tenschaft sehr gute Figur machen. Ich möchte 
hier ausdrückHch meinen Dank auch an Doktor 
Waldheim Izum Ausdruck bringen, de,r ein her­
vorragender Generalsekretär der Vereinten 
Nationen geworden list;  'ich möchte hier auch 
Dr. TonCic laIs G eneraLs ekr,etär des Europa­
rates danken. Ich Ischließe mich dem Dank 
an di,e Missionschefs hei delI' UNO, ·aber auch 
bei aUen anderen internationalen Organisa­
tionen an, bei UNESCO, OECD, Europarat, 
'bei der EG in Brüs'sel,  Ibei der Mis:sion in 
Genf, und schl:ieße in d1esen Dank auch die 
Kollegen und Beamten in der ZentIlale ,ein. 
(Beifall bei der OVP.) 

Man kann über die UNO verschiedener Mei­
nung .s,ein. Gewiß, man erlebt nicht nur freu­
dig,e Augenblicke, wenn man im Glaspalast 
am East River ist. Di'e UNO 1st Siicheorlich 
heute 'eine wichtige Stätte .der Begegnung ge­
worden, !Und q;w,ar nicht nur der -Begegnung 
j ener 77 Staaten, die einen ,groß,en Block mit 
allen anderen Mitgliedst aaten der UNO biLden ; 
die UNO ist für die Staaten, die 'Cl!n .der UNO 
teilnehmen , unteTeinander ,eine 'g,roße Stätte 
der Begegnung. Der Hem Bundesminister wird 
am eh.esten darüber Auskunft gehen und 
sag'en können, wie notwendi,g dieser Reigen 
der Außenrninister in den ,ersten 14 Tag,en, 
drei Wochen einer j.eden Generalver,sammlung 
ist und wie sehr man dort die 'Möglichkeit hat, 
unter dem Schutz und ,in der Diskretion, die 
dile UNO bi,etet, ,gewJsSte P,robleme zu b espre­
chen. 

Die UNO hat s'icherlich gerade in diesem 
Jahr eine neue Aufwertung und eine neue 
RoHe durch di,e Schaffung der fI1iedensichern­

den Kontingente eI1halten, an denen Osterreich 
mit einem sehr -bedeutenden Kontingent teil­
nimmt; damit hat es eine neue Rolle im Nah­
ostkonflikt bekommen . Vielleicht ist dies an 
dieser Stelle auch ein Grund, unseren Offizie­
ren und unseren Soldaten in diesem Kontinent 
einen Dank auszuspfiechen , we'il ,s1e di,ese 
Funktion unte,r äußerst schwiefli-glen und oft 
unter äußerst harten B edingung,en durchfüh­
'ren. Es sei ihnen also di,eser Dank von dies·em 
Pult aus zum Ausdruck g,ebracht. (Beifall bei 
der OVP.) 

Herr Bundesminister! In P ol'itis eh er Hin­
sicht - das haben w.ir Ihnen im Vorj ahr und 
bei unseren Beg,egnung.en außer;halb des Par­
laments, außmhalb dieser Plenarsitzung·en 9,e­
sagt - ,ist für uns ung,enüg,eIlld inshesondere 
das Erg·ebnis der TerroI1ismusdebatte im Vor­
jahr ·gewesen. Es 'gibt ,auch im 'heudgen Jahr 
wieder solche Beispiel e, wo die UNO uns 

eigentlich ein tenttäuschendes Schauspi,el bie­
tet. Ich möchte nur darauf hinwei,sen, daß wäh­
rend der Woche, wo KoHege Cz,ernetz und ich 
drüben war,en, in der 6. Kommis·sion dte sog·e­
na nnte Diplomatenschutzkonvention debattiert 
wurde. Ich kann Ihnen nur den Kurztitel bie­
ten, laber Sie wis's,en, worauf ich ansplieie . 
Das Dokument habe :ich bei der Vorbereitung 
me'iner Rede nicht gefunden. Soweit mir er­
innerlich ist, wollen diese Staaten, von denen 
ich gresprochen flCiJbe, eine Ausnaihmeregelung 
in dieser Konvention, daß s.ie lIlicht anwendbar 
sein soll für Taten im Kampf um di,e Unab­
hängi,gkeit, in de,r Fra-ge der Bef.reiung vom 
Terrorismus und ähnlichem. 

Herr Bundesmini·ster! Ich muß Ihnen Iganz 
klar ;Siagen: Wenn wir auf di·ese Sachen ,ein­
-gehen würden - 'ich habe den Eindruck, wir 
werden ja da nicht mittunj ab-er man muß 
es klipp und klar .sagen -, wälie das die 
Legitimi,erung des MOlides. Wenn etwa ,ein 
Diplomat oder lein 'Staatsmann straflos umge­
br,acht werden Ikönnte und >Wenn dann auf 
Grund einer Diplomatenschutzkonv,ention n'kht 
aus,g,eliefert werden könnte, w,eil das ausLie­
fernde Land entgegeng·ehalten bekommt, Mer 
handelt es sich um eine Tat, die begangen 
wUJ1de im legitimen KCl!ffipf U!ffi die Befreiung 
vom Kolonialismus oder um die UnaJhhängi,g­
keit des Landes, s o  wäre das, ,glaube ich, 
di,e Anwendung eines Rechtes, das wir als 
Itecht nicht ,empfinden, das 'in 'einem andefoen 
Kulturkreis vielleicht so empfuIlJden würde, 
das aber :nicht den tnaditionellen Rechtsvorstel­
lung,en des Kult'Urkreises entspricht, in dem 
wir leben. Daher 'gl'auhe ich, daß wilr ,auf ·eine 
solche Sache ·gar nicht ,erst eingehen könnten. 
Da wär,e ,e,s hesser, daß wir eine ,solche Kon-
vention -gar nicht ,erst hätten. 

. 

Herr Bundesminister! Ich höre, daß es bei 
dieser Resolution im heurigen Jahr, die di,e 
Dekolonialisierung 'betrifft, bei der Omnibus­
Resolution, um ,einen ähnlichen Sachverhalt 
geht. Es ,geht dabei darum, daß man für die 
Befreiung von kolon'i,aler Abhängi'gkeit mit 
aUen ,zur Verfügung stehenden Mitteln an­
kämpfen dÜfifle. Diese gewissen St'aaten ver­
langen, daß di,ese Klausel "mit aUen zur Ver­
fügung stehenden MtittJeln" in di·e Resolution 
eingeschlossen wird. Wir haben uns bisher 
der Stimme enthalten, weil wir ,glaubten, einen 
solchen Ftreibri,ef für -g,ew,i,ss,e' terroristische 
Mögl,ichke'iten nicht aousst,ellen zu können. 

Nun höre ich a:ber, daß wir im heurigen 
Jahr unsere Politik geänd,ert thaben saUen. Es 
dürfte also offenbar diJe W'eisung erg,angen 
sein, in diesem Jahr zuzustimmen. Da, Her,r 
BUIlJdesmiruister, glauhe ich, wären Sie uns eine 
Aufklärung ,schuLdig, warum das ISO ist und 
welche zwingenden Uiberlegungen, welche 
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zwingenden Momente dafür sprechen , daß wir 
j etzt p lötzlich von unserer mit Recht -geäußer­
ten Vmsicht .in den letzten Ja-hren abgehen . 

Ich kann nicht glauben, ,daß man hier sagen 
könnte : Hi,er stehen v,erschJiedene Rechtsgüter 
gegen ander.e R<echtsgüter ; wir haben j,a so viel 
von der Werthierarchi,e bei der Strafrechts­
debaUe in der vorigen Woche ,gesprochen. 
Wir haben dile Meinung, daß das Wertgut 
Leben von uns so Ihoch anJgesetzt wird, daß 
es lange nichts 9libt, ehe man ,es gegen etwas 
anderes ,aufr,echnen kann. Von der Notwehr 
haben wir immer ges agt : Bei der Notwehr 
steht ein Rechtsgut gegen ein ,anderes Rechts­
gut. 

Herr Bundesminister l Ich verstehe nicht ganz 
diese Haltung, und ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie mir sagen wÜI1d'en , warum du diesem 
J ahr in dieser Frage ,eine Schwenkung vollzo­
gen wurde. Ich muß schon sag,en : Nicht daß 
ich mißtrauisch werde, aber ich werde mir die 
Dinge künftighin öfter anschauen, al:s ,ich es 
bisher ,getan habe, wenn wir 'in ,einem Punkt 
zu einem neuen Stimmverhalten überg,ehen. 
Denn daß man eine opportunistische Politik 
e:ugunsten einer .g.ewäs.sen Staatengruppe 
macht, auch das ist etwas, was unser,e Partei 
in der Außenpolitik nicht hab.en will . Wir 
sind für eine geradlinige, vertr,etbaI1e, ich will 
damit  nicht sagen, niemals änderbar,e, aber 
doch für eine ,geradlinige und auf gewissen 
Grundsätzen und Prinzipi,en ,aufbauende 
Außenpolitik. Daher werde ich mir p ro futuro 
noch viel hesser ,anschauen, als ich ,es bisher 
g etan habe, wie ,es in di'esen Bel,ang,en st,eht. 

Aus dem Jahr 1 973 - um kurz zum Europa­
rat zu g ehen,  Herr Bundesmini.ster - ist leid.er 
kein Europ ajahr 'gewanden , obwohl dies IGs­
singer und Präsident Nixon - Präsident 
Nixon, glaube ich, im Jänner 1 973, Kissinger 
,im April 1973 - vorg,eschl agen haben. Und 
trotz Kissing�rs V:erlangen nach 'eine,r neuen 
Atlantik-Charta, trotz Krisengipfel in Kopen­
hag,en, trotz der fortg,ehenden Verhandlungen 
über die KSZE, trotz der Bemühungen im 
:Europarlat, die Rolle neu zu definieren, trotz 
alledem s,ind wir lin Europa im J ahr 1973 -
man muß es hier ungeschminkt sagen - nicht 
weiter-gekommen. 

Ich bin hier auch der Mei1nung meines Vor­
redners, und wir haben das auch ,gestern sehr 
offen dem rumänischen KoHegen iln der Unter­
redung gesagt : Für uns Osterreicher ist die 
Präsenz amerikanischer Truppen in Europa ein 
wichtig,es Element des europäischen Gleich­
gewichtes . Obgleich wir  Neutfiale :sind , üb­
gleich wir den Bündesy,stemen nicht ,angehö­
flen, wagen wir, den Wunsch zum Ausdruck 
zu bringen, und w.agen wir zu sag,en :  Für uns 
ist die Präsenz der 'amerik anischen Truppen 

in Europa ein wichtig,er Bestandteil des euro­
päischen Gleichg,ewichtes , an dem wir als Neu­
trale interessiert sind. 

Wir verstehen natürlich, daß die amerika­

nische Politik ,g,ewi:sse Wünsche an die Euro­
päer hat und die Europäer :in diesen P.unkten 
etwas schwerhörig sind, insbesonder,e was die 
Frage der größeren LastentI1a.gung bei der g,e­
meinsamen Verteidi'gung Europas lanlangt . 
Sicherlidl ist das keine Frage, die Osteneich 
beeinflussen kann, das weiß :ich, Herr Bundes­
minister. Nur können wir viel1eicht umso un­

befangener \IDSle,r Verständnis für die Ameri­
kaner dadurch zum Ausdruck bdngen, daß wir 
sa'gen : Wenn diese Europäer schon ständig 
verlangen, daß die amerikJanischen Truppen 
hier sein sollen, dann muß man V.erständnis 
für die Schwierli'gkeiten der Amerikaner in 
dieser Frage habenj man muß V,er·ständnis für 
den Druck ha:ben, der von iihflen Parlamenten, 
von ihrem Kongreß und von ihrem Senat 
ausgeht, der darnach ,ruft, die Lasten zu vler­
ring ern, der darnach ruft, die Truppen zu �er­
ringern . Ich glaube, daß wir hiier mit Recht 
unsere Meintmg zum Ausdruck bring,en kön­
n en ,  daß , wer das eine will, auch das andere 
woUen muß. 

Und ein zweites, Herr Bundesminister, in 
diesem Zusammenhang - auch das haben wü 
gestern in dieser Untefliedung ,gesagt -: Uns 
ist die KSZE in Genf nur dann ,eine befri,edi­
gende Konfer,enz, wenn die Außenminister von 
dieser Konfierenz in Korb 3 etwas Konkretes 
mit nach Hause ,bringen. 

Ich habe das dem rumäni,schen Kollegen des­
halb gesagt, damit er nicht mit der Illusion 
von Osterreich nach Hause '9'eht:  Di.e sind j a  
ohnehin für die Kon�erenz, die tun ohnehin 
mit, und es wird schon etwas I1auskommen. 

Herr Bundesmini,ster l Aus dem Material, das 
wir von Ihnen zu dieser ,Prage bekommen 
haben, !hahe ich den Eindruck, daß die Konfe­
renz in diesem ·Purnkt 'auf der SteHe t�itt, daß 
sie über das, was man 'in Helsinki im S chluß­
dokument zum Ausdruck g,ebracht hat, noch 
nicht hinausIgekommen ,ist, daß es lediglich 
um neuerliche Affirmationen, um neuerliche 

Bestärkung,en gewisser Grundsätze geht , an 
die man offenbar in den Ländern, die davon 
betroffen sind, nicht sehr ,glaubt. 

Ich .glaube, wir sollten rin Genf unsere Be­
mühungen fortsetzen und dort mit aller Deut­
lichkeH zum Ausdruck bringen, daß die Ge­
samtbeurteilung dieser Konf.erenz sehr davon 
abhängt , wie voll od,er wie leer dieser Korb 3 
ist. 

Zum A:bschluß und zum letzten, Herr Bun­
desminister, sp,rechen wir über den Dissens 
iu der Außenpolitik, da wir :so oft üb er das 
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spr,echen, was uns 'gemeinsam ist, wo wir Sie 
nicht bekämp,fen, wo wir Sie unterstützen. 

Daß Sie natürLich von der Einstimmigkeit 
ausg,ehen, ist nicht nur Ihr gutes Recht, son­
d ern ist ,sehr anerkennenswert. Sie slag,en in 
Ihrer Rede, die ich le�der nicht .gehört, 'aber 
die ich geles'en habe, vor der Außenpolitischen 
Gesellschaft : 

"Einstimmigkeit in den parlamentarischen 
Entscheidungen und grundsätzHche Zustim­
mung in d en Massenmedien ist daher für di,e 
Auß.enpolitlik le'ine unbestreitJbar Is,oor wert­
volle Basis, die zu schaffen �mmer ,aufs Neue 
gesucht weroden 'soll ."  

Ich habe .bereits 'Cl!ffi Anfang ,gesagt, Herr 
Bundesministm: Wir, die OVP, sind eine 
Opposition, die ,gerade in der Außenpolitik 
nicht die Opposibion um der Opposition willen 
betrei,bt,  Isondern wir betreiben hier wirklich 
eine konstruktive Kritik an dem, w.as wir 
glaUJben, daß nicht gut ist oder ,dIas kritikabel 
1st. 

Es 'hat aber Verhaltensweisen in dies'er 
Außenpolitik ,gegeben, die die Kribi'k heraus­
fordern. Wir finden uns zum ersten - ich sage 
es ;in diesem Jahr wieder, wi,e ich ,es Ihnen 
schon im Vorj ahr g,eslagt habe, Herr Bundes­
minister - nicht damit 'ab, daß Sie in der 
Fr,ag,e der militärischen Schwächung Oster­
Deichs ,als Außenminister mit einer relativen 
Indiffer,enz reagi,eren. 

Ich Ibin auch nicht der Meinung des Kollegien 
Czernetz, daß wir hi,er die Schlußfolgerungen 
übernehmen sollten : Was kann denn schon 
ein ,so kleines Land militärisch auf die Heine 
stellen? 

Herr Kollege Czernetz ! Gerarle der Is,nael­
krie,g hat Ihnen ,gezeigt, was ein weit kleine­
res Land ,als Osterreich unter Umständen bei 
einer stark 'gerüsteten Armee Ibereit und 
in der Lag,e ist zu tun. Ger.aJde das Bei,sp:iel 
Israel überzeugt mich, daß es nicht vergeblich 
ist, daß ,ein kleines Land versucht, militärisch 
auf den Beinen zu stehen. Si'e sag,en: Es i,st doch 
klar, daß wir 'hinsichtlich einer Nuklearmacht 
überhaupt keine Chance haben. 

Ich habe in einem ,ander,en Zusammenhang 
g,esagt, was ich an Frankreichs Politik 'bewun­
dere, die vi,elleicht auch manches Kritikable 
hat. Es gehört j a  nicht in di,eses P,arlament, 
Frankreich zu kritisieren, aber man kann 
sagen; was e,inem 'an der fr,anzösi,schen Politik 
unter Umständen ,gefällt. An der französischen 
Politik kann einem die Harrtnäcbgkeit gef'al­
len, mit der sie unbeschadet aller ausländi­
schen Kritik d�e eig,ene nukleare Foree de 
fTrappe auf.gebaut haben. Di,e Franzosen haben 
sich nicht abhalten l'asS'en, dies zu tun. Wenn 
man tgefraJgt hat:  Wird diese nukleare Force 

de frappe militärisch überhaupt je Gew,icht 
haben, hat s:ie überhaupt einen Sinn - es ist 
Ja auch in Frankreich darÜJber viel diskuHert 
wODden -, so hat ,es immer wieder R.eden 
auch im französischen P,arlament ge.geben, die 
auf di,e politische Bedeutung der nukl.earen 
Foroe de :frappe hJingewiesen ,haben. Die Force 
de fr,appe als ein politischer Faktor -in der 
Außenpolitik o.steI'lreichs - ich würde ver­
gleichbar sagen: Mir 'würde imponieren, wenn 
der österreichische Außenministier Sägen 
würde : Das österreichische Bundesheer hat 
eine eminente Bedeutung, und wenn ,er sagte, 
nicht vom militärischen Standpunkt, sondern 
für mich als Außenpolitiker vom politischen 
Standpunkt. Das wäre ,eine Argumentation, die 
im Zusammenban.g mit der gan:uen Militärre­
form eines öslleueimischen Außenministers 
WÜl'dig wäre. (Zustimmung bei der avp.) 

Meine sehr >geehrten Damen und Herren! 
Wenn der Herr Abgeordnete Cze·rnetz vor 
einigen Minuten hier an diesem Pult gesagt 
hat : Warum ,spr.echt ihr immer w,iteder von 
Schönaui die Sachen sind doch längst ver,gam­
g,en, Schönau ist eine sozusagen klassiftJzierte 
Angelegenheit, eine Ang,elegenheit für die 
Archive. - Sie baben odi,e Wort,e "für die 
Archive" nicht ausdrücklich .gesagt, ,aber so 
habe ich Thre Inte,rvention verstanden. - Wir 
soUen ,es ,also endgülti'g ,ad acta l,eg,en. - Das 
w,ar es ungefähr. 

Dazu muß ich sagen: Die Affäre Schönau, 
Herr KoUege Czernetz, hat zwei Aspekte. Der 
eine Aspekt ,ist die Frag,e: Inwiew.eit ist durch 
Schönau der Transit von Juden ,aus der Sowjet­
union nach Israel tatsächlich unterbunden, be­
hindert oder eingeschränkt worden? Uber dies,e 
Fage kamn man im Aug,enblick sagen: Gott 
sei Dank, d,er fluß dieses Em:igmtionsstromes 
aus der Sowjetunion Igeht unbehindert weiter. 
Aber den anderen Aspekt, Herr Kolleg,e Cz,er­
netz, den können Sie nicht wegdi,skutieren: 
das ist die ,schwer'e Imageschädi.gung, die das 
Verhalten Dr. Kreü�kys 'in dieser Fra.g,e im 
Auslland angerichtet hat. (Zwischenruf des Abg. 
B I  e e h  a.) Aber, Kollege Blecha, e,s ist wahr! 
Wissen Sie, wi,eso d as wa,hr list :  Frag,en Sie 
doch den Herrn Bundesminister für Auswärtige 
AngeLegenheiten, wie viele Tausende Br.iefe 
die ö,stefireichiJsmen Vertretungshehörden bis 
in die jüngste z.eit - er soll uns einmal eine 
Statistik geben - :in Washington, in New York 
und in Los Ang,el,es ibekommen >hahen. Ich 
g,ebe Ihnen noch einen zweiten Grund, ein 
zweites Argument, Herr Kollege Blecha, daß 
das nicht vorbei ;ist : Vorgrestern bin :ich ,am 
Frühstückstisch im Hotel in Parts 'g,es8ts,sen 
und schl1a·g den "Hgaro" 'auf. Da seh ich ein 
BiLd, ein Photo des holländischen Minister­
präsidenten - ein Parteifreund, ein sozialisti­
scher Kol1eg,e von Ihnen. Uber den ist 'sehr 
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Gutes im Figaro unter dem Bild darunter.ge­
standen. (Präsident Dr. M a l  e t a  übernimmt 
den Vorsitz.) Aher w�sslen Si-e, w.as mich frap­
piert und als Osterreicher ,geärgert hat? - Daß 
auß,erdem etwa drunter ,gestanden tst :  Ihm 
- dem Herrn Den Uyl - traut man Kehrt­
wendungen 'einer Roldtik, wie sie JÜI1Igist sein 
s ozialdemolH'atischer österreichischer Kolleg,e, 
der Bundeslmnz,Jer KreiSlky getan hat, nicht 
zu ! 

Kreisky 'ist unvergessen, und Schönau ist 
unVier,g,essen. Bis vor,gestem. Bis heute. So zu 
l,esen :im "Figaro" . Ich ,sage das nur, um dem 
KoHegen Blecha zu sa'g.en : Es ist nicht vorbei ! 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Schließlich möchte ich noch s agen, Herr Bun­
desminister, daß wir dem Auß enminister glau­
ben, daß er unsere NeutraHtätsauffassung 
teilt. Sie haben uns sehr befriedigende Erklä­
rungen im Ausschuß Igegeben, laber .ich muß 
auch wieder Mer dazu eiillischränk,end sagen, 
Herr Bundesminister: Wir sehen selbstv,er­
ständHch kritisch den Kurs Ihr,er Außenpolitik 
dann, wenn er mit dies,en Versicherungen nicht 
g,anz in Ubereinstimmung zu bring,en ist, w,ie 
also etwa Lusa.k.a, Georgetown und Aigerien . 

- Das werden Si,e eine Weile von uns hören. 

Herr Bundesminister !  Ich möchte noch ,ein 
Letztes s agen : Uber der NacbJbaI1schaftspolitik 
der Bundesr,eg-ierung steht offenbar kein guter 
Stern. Dr. Kirchschläger that in dem eben ziUer­
ten Vortrag gesagt : "Ich will heute nicht die 
Beziehungen zu einzelnen Staaten behandeln. 
Es gibt Z.eiten" - so 5agte Dr. Kirchschlä­
ger -, "wo man über ,solche Beziehungen 
reden muß, und 'es gibt Zeiten, wo 'ein Schwei­
gen auch eine Aussag,e bedeutet, die der Sache 
selbst nützlich ,erscheinen k!ann ."  

Heißt dies, Herr BWldesminister, daß der 
Burul,esregi erung , daß dem östeneichischen 
Außenminister zur NachbarschaJtspolitik ein­
fach nichts mehr einfällt? Warum schwelgen 
Sie? Warum sag,en Sie nichts ? 

Seit eineinhalb Jahren ,brodelt die jugo­
slawische Sache. Jetzt 's,agt der KolLege Czer­
netz :  Wir müssen gemeinsam v,ersuchen, ,ge­
meinsam ,e,ine Lösung herauszuholen I Das w,ird 
j etzt 'gesagt, nachdem man vor einem Jahr, 
Herr Kollege Ozernetz , unsere Mitwirkung, ich 
möchte sagen in einer s ehr hochmütigen Art 
und Weise, zurück,gewiesen hat. Nachdem man 
die gemeinsame Lösung vor :eineinha�b Jahren 
nicht rekl.amiert hat, IsoHen wir es heut,e 'ge­
meinsam machen. Der F,ehl er hegt auf der 
sozialistischen Seite, die den Alleingang in 
der Kärntner Frage vor einem Jahr ,gemacht 
hat. 

Herr Bundesminister ! Ich :habe einige kri­
tische Törue zur Auß,enpolitik ,gesagt, insbe­
sondere auf dem Gebiete der Neutralität, ins-

besondere 'auf dem Gebiete der Nachbar­
schaftspolitik , 'i'ruSibesondere zu he stimmten 
Stimmverhaltensweisen än der UNO. 

Sie dürfen von uns nicht erwarten, Herr 
Bundesminister, daß die Opposition di,esen 
Tag im Parl1ament, ,an dem wir über das Bud­
get spr'echen, :sO'lUsagen für die Generalabsolu­
tion benützt und die großen und kLeinen Feh­
ler ·großzügig nachsieht und .die A:bsolution 
,erteilt. In diesen und ähnlichen Fragen, Herr 
Burudesminister, sehen wir urus das nächste 
Jahr wieder. Dann w,erden wir wieder diese 
Fragen an Ste stellen. Vorläufi,g rbelast'en sie 
noch das Negativkonto in der Außenpolitik. 
Denn in der Außenp oHtik zählt der Erfol.g wie 
überall in der Politik, urud nur nach diesem 
Erfolg werden wir die Politik heurteHen . (Bei­
fall bei der OVP. - Abg. Dr. F i s  c h e r: 
Das ist aber eine unchristliche Haltung, nur 
nach dem Erfolg zu gehen! - Abg. M i t  t e­
r e  r: Sind Sie für die Beantwortung dieser 
Frage zuständig? - Abg. Dr. F i s  e h e  r: Sind 
Sie anderer Meinung? - Abg. M i t  t e r  e r: 
Verzeihen kann man nur, wenn eingesehen 
wird, daß man gefehlt hat! Dann sind wir 
bereit, dem Außenminister zu verzeihen! Ganz 
christlich!) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeLdet 
ist der Abgeordnete Dr. Scrinzi. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Ich habe 
meinen vorj ähr,igen Beitr,ag zum Kapitel 
Äußeres mit der ,Pr,age Tschu En-lais eing,e­
l eitet: Fühlen Sie sich in Osterreich sicher? -
Das hat der Ministerpräsident ,der Volks­
republik g,eine östeHeichischen Besucher da­
m als gefragt. 

Er hat damit die elementare Frage eines 

neutralen Kleinstaates von heute gestellt . Ob 

diese Frage guten G ewissens mit Ja beant­

wortet werden karun, das ist zugleich eine 
Entscheidung über die Qualität der Auß.en­
politik des ,betroffenen Staates. 

Diese Frage nach der Sicherheit stellt sich 
ganz besonders für einen Staat wi'e Usterreich 
in seiner geopolitischen uilld geostrategischen 
Position. Es ist 'ganz interes.sant, wenn man im 
Hinblick auf diese Frage prüft, wie die öster­
reichische Offentlichkeit über das Sicherheits­
pr oblem Osteneichs denkt, was Ider oft g,e­
nannte kleine Mann von der St:r;aße da'zu 
meint. 

Ich möchte ·auf jene Ar.beit zurückkommen, 
die schon ,einer meiner Vorredner ziti,ert hat, 
weil sie für die öffentliche Meinung zu dieser 
vitalen Frage Osterreichs außerordenUich auf­
schlußr,eich ist. 
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Wie sieht aLso das Sicherheitsproblem im 

Spieg,el der öffentlichen Meinung aus ? - Wir 
haben von di,eser SteUe aus immer wieder 
geglaU'bt, vor 'einer HaltUiIlg warn,en 'zu müs­
s en, die Sicherhe:it für letwas 'gehalten hat, wla,s 
sich 'gewissermaßen lSelf ,executing aus der 
Neutr,alität ohne Eig,enleistung ,er,gebe. 

Dieser Teil der Osterreicher, der die Neu­
tr,alität primär ,als ,eine Prämi'e betrachtet hat, 
die weitere mgenleistungen nicht erfordere , 
ist ,sehr nah verwandt mit einer gleichfalls 
oft ,anzutreffenden Haltung, dte meint, die 
östeH'eichisme Sicherheit als neutraler Klein­
staat ,sei durch die :internatiooalen Or,ganiSJa­
tionen ,gewährleistet ; im letzteren Punkt ist 
der Optimismus im Lauf,e der letzten zehn 
Jahre ,auf Grund der zahlreichen Fehlleistun­
gen dieser international,en Or,ganisationen ab­
gebaut worden. 

Es ist in diesem Zusammenhang interes:s ant, 
'auch die heute, wi,e ich glaube, nicht sehr 
überzeug,end auch vom Kollegen C�ernetz ,an­
geschnittene Fm'ge zu prütien, wie das Ver­
hältnis von AußenpoLitik und LandeS'v,erteidi­
,gung,spolitik ist. 

AUe diese Eragen wurden im Rahmen einer 
demoskopischen wissenschaftlichen Unter­
'suchung der öste-rreich'ischen Bevölkerung vor­
gel,egt. Sie hat sehr vetel übel1zeugender als 
'bis vor kurz,er Zeit die Sozialistische Partel 
eindeuttg er,geben, daß man überwiegend der 
Auffassung ist - nämlich 9 von 10 Oster­
reichern ,sirud .es -, eine Neutralität, zu der 
sich Os.teueich v,erpflichtet hat, könne nur eine 
bewaffnete sein. 

Wir woUen mit einer gewissen Genugtuung 
f,eststeHen, daß nach ,einem langen Lavieren 
in diesem Zusammenhang, nach ,einem Immer­
wied,er-in"Frag,e-Stellen, ob die Landesvertei­
digung vom rein Völkerr,echtlichen her ge­
s,ehen notwendi'g ist und ob aus dem Wortlaut 
unseres Neutralitätsg,es,etz,es die V,erpfl:ichtung 
zur Landes,vert.eidigung 'abzul1eiten s,ei, in 
jüngster Zeit di,e sozialistische Bundesre,gie­
rung, iim besonder,en aber auch der Herr 
Bundeskanzler wied'erum ,auf ,eine etwas kla­
rere Unie einzuschwenken tbeginnen. 

Umso unzufri,ed,ener war ich mit dem, w,as 
heute de,r Sprecher der Sozialistischen Partei 
zu diesem 'Dhema 'hier zu sagen hatte. Ich 
meine :  Man kann nicht auf der ,einen S eite 
sich zwar zur bewafineten Neutl1alität, zur 
Notwendigkeit der Landesverteidigung und 
des Bundesiheeres he}{.ennen und dann im 
gleichen Atemzug immer w,iJeder - und das 
ist nicht das erste Mal gesme'hen; aber wenn 
es von dies'em Pult a.us, von dem ·außen­
p olitilschen Hauptsprecher der SPO g.eschieht, 
dann muß ,es nachdenklich stimmen - ,zu­
gI,eich die FLage 'Thach der Sinnhaftigkeit, nach 

der Effizienz der Landesverteidi.gung erörtern, 
denn das heißt natürlich dieser Landesvertei­
digung den Boden ihrer Existenz entziehen. 
Wenn nämlich die Uberz,eugung nicht mehr 
vorhanden i·st, daß es ,eben .sinnvoll ist, 
materielle Mittel ,aufzubring,en und auch per­
sönliche Opfer für die Landesverteidi,gung zu 
bringen, weil si.e im Zeitalter der nuklearen 
Auseinandefisetzung von vornherein zur Er­
folglosig�eit verurteilt wär,e, so ist da:s ein 
schlechter Dienst an d er Landesverteidigung, 
aber auch an der Außenpolitik. 

Ich hoffe, daß de'r Herr Bundesminister für 
Äußeres heute von der Regierung,shank herab 
-eine kloare Position in dieser Frage 'bezieht, 
ein unmißverständ1iches Bekenntnis zur Lan­
desverteidigung ,abl'egt und damit auch j ene 
berechtigten Zweifel 'ausräumt, die sich als 
Folge ·an den mehr berüchUgten als Iberühmten 
Satz des Herrn Bundeskanzlers entwickelt 
hahen, daß die beste Landesverteid1gung ,eine 
gute Außenpolitik sei. 

Wir wollen ,Mer also keine ,Frage der Priori­
tät aufwerfen. Wir glauben aber, daß letzten 
Endes - gesehen von der ZieLsetzung sowohl 
der ,einen wti,e der anderen Aufgabe, nämlich 
der Landesverteidig'ung und der Außenpolitik 
- für die ISicherheit ,eine gute Außenpolitik 
ebenso notwendig ist w.ie ei'ne ,gute Landes­
voerteidigungspolHik, daß aber ,ganz ,sicher 
eine gute Außenpohtik ohne eine gl,aubwür­
dige Landesverteidi,gung,spolitik von vorn­
her,ein unmöglich ist und Isich im Bereiche 
bloßer Deklamation des Wohlverhaltens be­
wegt. 

Gott sei Dank denken auch die Osterreicher 
nicht nur über d�e Notwendi'gkeit der Landes­
verteidi'gung im Zusammenhang mit unserer 
Neutralität sehr positiv, sondern sie halten 
si,e ,auch in :bezug auf ihren möglichen Erfol'g 
für sinnvoll, und zwar - und das soll also 
vor allem j enen prognessiven Gruppen ins 
Stammbuch 'g,eschrieben wefiden, die für die 
ers.atzlose Abschaffung des Bundesheeres s ehr 
laut ,eing,etreten sind, inzwi.srnen ,aU,erdi[1g's 
sehr still gewopden sind -, ist 'besonders er­
freulich, daß unter den Bejahern der Landes­
verteidigung die jung,e Generation so stark 
v,ertr,eten ist. Di'e 19- 'bis 35jährig,en stellten 
in diesem example die stärkste Gruppe dar. 

Auch jenen Leuten - sie sind auch Gott 
sei Dank stiller geworden -, die Iglaubten, 
der Freiheitlichen Pa'rtei ;im Zusammeruhang 
mit ihrer Haltung in der Neutralitätspolitik 
eines 'auswischen zu können, soll 'geSla'gt sein, 
daß in di,eser 'befragten Gruppe der Anteil der 
FPO-Wähler, di,e sich uneingeschränkt zur 
Neutralitätspolitik, und 'Zwar auch zur Politik 
der bewaffneten Neutralität, bekannt haben, 
besonders stark waren. Das ist sehr viel wich-
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Uger al,s tdi,e Diskussion darüber, ob das Be- I Außenpolitik UJIld NeutIialitätsp olitik dieser 
kenntnis zur Neutralitätspolitik G egenstand h eiden neutDalen europäischen Länder dem 
einer progI1ammaUschen Aussage sein soll einz,elnen Bür,ger tbessere Sicherheitschancen 
oder bloß Geg,enstand des pragmatischen Ver- gewährleisten. 
haltens einer Partei. 

Ich bDauche also unser Be�enntnis zur 
'aktiven Neutrahtätspolitik goemdJe im Ange­
sicht dieser ;sehr :inter,essanten Arbeit hier 
nicht zu wiederholen. 

Bemerkenswert und interessant schi en mir, 
weH es zugleich ·auch etwas von der Kritik an 
der Außenpolitik enthält, was kh im Laufe 
meiner weüeren Auslf"ührung,en noch artiku­

lieren werde, wie die Stellungnahme der He­
fragten zur Frage d er ,aktiven Außenp olitik 
war, das heißt also zur Frage : Wie weit soll 
Osterreich auch in Konflikte, soweit es kann, 
eingr-eifen, -soll es hier meinung,sbi1dend wir­
ken oder soll ·es sich ehen :in den :berufenen 
international,en Organisationen deklari,eren. 

Wenn wir 'Mer f.eststellen müssen, daß zwei 
Drittel der Befragten für eine Abstinenz Oster­
reichs in KonfHktfällen war,en, dann ist schon 
zu p rüfen, ob die Haltu.I1!g der offiziellen 
österreichischen Außenpolitik hi'er in Kon­
kordanz mit der öftentlichen Meinung steht. 
Wenn wir eine Diskordanz fe-ststellen würden, 

. dann 1st damit nicht primär 'gesa'gt, daß die 
Auß,enpolitik falsdl i-st, sondern dann könnte 
das auch damit zus,ammenhängen , daß die 
gewiß 'außerordentlich schwieri.gen Zusammen­
häng,e auß.enpolitischer Entscheidungen nicht 
genügend klar und durchsichtig gernacht wur­
den .in der Offentlichkeit. 

Wi,e sehr man ,gemllde auf dem Gebiet der 
Außenpolitik dank weitgehender Unkenntnis 
mit der öffentlichen Meinung manipulieren 
kann, hat uns j a  der auch beute schon berührte 
Fall Schönau gezeigt. Denn all das, was ang,e­
führt und ins Treffen 'g,eführt wurde zu der 
Behauptung, daß das Ansehen Osterreichs 
durch die Entscheidung der Bundesregierung 
in der Schönau-Frage ,eine Be1astung erf'ahren 
habe, einen Knick, wie es der österreichische 
Botschafter in Bonn vor wenigen Tag,en for­
muliert hat ,  beruht Ja darauf, daß nicht über­
sehen wer.den kann, daß eine manipulierte 
Reaktion der Meinungsmacher selbstv'erständ­
lich :in der Lage ist, die öffentliche Meinung 
mindest,ens kurzfristig 'zu be,einflussen. Ich 
werde 'aus der Erftahrung der Anschauung in 
den kritischen Tagen in New York heim 
Thema Schönau, das :ich noch berühren werde, 
dazu noch einiges Isagen. 

Nicht uninteress ant .iISt ,auch, daß diese Be­
fragung ,er'g,eben hat, daß hinsichtlich der Neu­
tralitätspolitik neun von zehn Osterreichem 
der Politik der Schweiz und Schwedens gegen­
über j ener Osteneichs den Vorzug geben 
würden. Das heißt, sie glauben , daß die 

Ich glaube, daß dies,e Verunsicherung der 
ö.sterreichischen Offentlichkeit nicht zuletzt 
eine Folge des oft wenig sor,gfältitgen Taktite­
r,ens - nicht des Außenminister,s, den möchte 
ich hier ,ausnehmen, ,sondern vielmehr des 
Herrn Bundeskanzlers - ist. Daß ·e.ine 'ganze 
Reihe von Äußerungen des Herrn Bundes­
�anzlers geeign.et war, ZweHel an der neutra­
litätspolitischen Haltung Osterreichs zu ,er­
wecken, Ischeint auch mir nicht :bestreitbar. 

Weil von christlicher Haltung im Zwie­
gespräch zwischen SPO und OVP früher die 
Rede war, möchte ich stagen : Zur christlichen 
Haltung ,gehört auch, das V,eI1z,eihen und die 
tätige Reue positiv zu wert,eu. Ich halte es 
schon für einen Akt täüg,er Reue, wenn man 
von der Formel, daß die beste Landesverteidi­

gung 'eine gute Außenp olitik sei , !Zu der Fest­

stellung übe,r,g,egangen ist, wie sie der Bundes­
kanzler am 6, November tbei der bekannt,en 
Veranstaltung getroffen hat, daß d:ie Landes­
vert.eidigung mindestens in den Rang eines 
Korrel,ates zur Neutralitätspol.itik gerückt ist 
und ihr damit doch wenigstens Gleichrangj,g­
keit zugebilhgt wind . 

Ich muß taber in diesem Zusammenhang ganz 
entschieden zurückweisen, Herr Kollege Czer­
netz, wenn Sie ,gesagt haben, l,etzten Endes 
müss,e man sich darauf Vierlassen, was di,e 
Berufsoffiziere über die österreichische Lan­
desverteidi,gungspolitik meinen . (Abg. C z e r­
n e  t z: Nein! In der Durchführung!) In der 
Durchführung! Aber Sie können nur im Rah­
men j ener Möglichkeiten durchführen, die 
Ihnen die Politik einräumt. Ihr Satz hat 'sehr 
vendächtig damach 'g,eklungen, daß Sie die 
Verantwortung für die Situation, in di,e wlir 
geraten sind, auch nach dem Motto Ihres 
großen Meister,s etwa beurteHen, das ,gelautet 
'hat: Für mich sind die Generäle Beamte der 
VIII. Dienstkl.as:se. In diese Richtung hat sich 
auch immer wieder die zumilndest unter­

schwellig ,g eführte Aligumentation bewegt , die 
besagte : Was wol1en Sie denn? Wir :haben 
ohnedies einen G ener,al tzum Verantwort1:ichen 
der Landesv,erteidi,gung ,gemacht ! 

Diese Formel ist zu einftaeh, diese Formel 
wäre vor allem gegenüber dem Berufsoffizier­
korps ungerecht, denn den entscheidenden 
Wider,stand - nicht gerade immer von den 
Spitzen - haben Sie j a  aus der Reihe der 
Berufsoffiziere in ihrer Haltung zur Landes­
verteidigung erfahren. Und ,als die 1 800 Berufs­
offiziere jenes Dokument unterschrieben ha­
ben, das ein Protest geg.en die Art, wi-e die 
SoziaUshsche Partei di,e Landesv,erteidigung 
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nach 1 970 heharudelt hat, war, ihaben Sie das Eindruck der währungspoliUschen Krisen, 
mehr oder weniger aLs Unbotmäßigkeit ab zu- unter dem Eindruck des vierten Nahost-Krie­
tun v,ersucht. ges, unter dem Eirudruck der in seinem Gefol'ge 

Wenn ich das hier anführe, so tue ich es akut gewordenen, 'aber keineswegs 'etwa erst 

nicht, um einen ,alten Streit wieder zu er- aufgetret€nen Energiekrise zur Erkenntnis 

neuern, sondern aus der V,erpflichtung und durchg,erungen hahe, daß die wirtschaftliche 

Uberzeugung her,aus _ und s:i-e findet sich in Integration allein nicht ausreicht, um die 

,erfreulich,er Ubereiil1iStimmung mit der Mehr- europäische Position in der 'g,egenwärtigen 

heit der österreichischen Off.entlichkeit _, daß Welt abzusichern. 

eben Außenpolitik und Landesverteidigung Es jst zweif.ellos ISO, wi-e es der frühere 
miteinander in der Lag,e sein müssen und sein Präsidente:nberater und heuttge Außenminister 
können, das HauptanHegen der österreichi- Kissing,er in seiner oft nicht sehr verbindlichen 
schen Auß,enpolitik, nämlich die Sicherheit Art den Europäern sehr kLar gesagt hat: daß 
unseres Landes, zu !g:ewähdoeisten. Hier muß mit den Gipfe1gesprächen ,in Moskau im Mai 
man die Gleichrang:igkeit der beiden Auf- des ver,gangenen Jahres, die dann im Juni des 
g,ab en absolut unterstreichen. heurigen J a.hres in W,ashingto'Il und San 

Seit der letzten außenpolitischen Debatte 
hat sich die W,eltlage 'nicht unerheblich ver­
ändert. Das ist auch aus den Ausführungen 
meiner Vorredner hervorgegangen. W,enig,er 
klar definiert l,st di,e Frage, ob sich diese Ver­
änderungen in Richtung einer Vermehrung 
unserer Sicherheit entwick-elt haben oder ob 
die österreichische Situation unter dem Ein­
druck dieser Veränderungien krHischer ge­
worden .ist. 

Ich glaube, daß eine Reihe von Flaktoren 
dafür sprechen, daß keineswegs das Maß aIIl 
Sicherheit, :in dem wi.r l,eben, in di,esem explo­
siven Raum zwischen Ost uIlid W,est 'größ'er 
geworden :ist. Das .sage ich nicht, weil die 
Opposition !Zur berufsmäßigen Schwar2Jmalerei 
verurteilt ist, ,sondern ich sprech,e ,aus der 
Uberzeugung, di-e sich durch eine kritische 
Analyse der Entwicklung im letzten Jahr 
ergibt. 

Es ist eine ganze Reihe von p ositiven Ände­
rungen zu r,eg.i,strier,en. Zweif.ellos war die 
Erweiterung der Sechser-Gemeinschaft lauf die 
Neuner-Gemeinschaft ein Fortschritt, der ,g.e­
eignet ist, die westeuropäische Sicherheit i,ns­
ges'amt und damit natürLich auch unser,e eigene 
zu stärken. 

Wenn man aber am J.ahresanfang noch sehr 
hoffnungsvoll s'ein konnte und 9-emeint hat, 
daß das Fortschr,eiten der w,!rtschaftlichen 
Integration auch die politische mitföl'dern 
werde, 'so ist man am Ende dieses Jcrhres bei 
dieser Frage 'eher zum Skeptizismus verurteilt. 
Genade die leider nur wieder mit einer Uber­
einstimmung lin grundsätzlichen Fra'gen zur 
Bewältigung der Olkris,e ,g'esbern geeIlidete 
Konferenz der Außen-, Finanz- und Wirt­
schaftsm:inister der EWG-Läruder muß ,eine 
solche skeptische Haltung verstärken, denn in 
allen konkreten Fragen ist man leider wieder 
weitgehend ergebnislos auseinanderg·egangen 
- obwohl die Pariser Gipfelkonferenz von 
Mitte Oktob€r di-eses Jahres 'Sehr viel Hoff­
nungen geben konnte, .daß man sich unter dem 

Cl emente fortgesetzt und in vi-er Abkommen 
konkretisiert wurden, eine radikale - so 
wörtlich - Veränderung der Weltsituation 
eingetr-et€n _tst. Das n:icht zur Kenntnis nehmen 
zu wollen, hieße, einfach die Augen vor der 
Wüklichkeit zuzumachen. Die Frage list nur: 
Ist di,ese radikale Veränderung zu unserem 
Vorteil eing,etr,eten? Was bedeutet si,e vom 
Standpunkt Europ'as und was .bedeutet sie 
letzten Endes lauch vom Standpunkt des neu­
tralen Kl-einstaat,e,s Osterreich? 

Ich weiß nicht, ob man ,so ohne weiteres aB 
j enen westlichen Stimmen widersprechen 
kann, die ;sagen, daß mit den Giptelgesprächen 
des heur.ig,en Jahres sich ein politisches durch 
das atomare Patt einerseits notwendig gewor­
denes, andereJ:1seits machtpolitisch ,a:bgestütztes 
Superdirektorium entwi�elt, das dem noch 
immer uneinig€n Europa Jede Chance einer 
,aktiven Mitentscheidung in weltpolitischen 
Frag,en nimmt. 

Man hat UIIlter Berufung auf di,e Kissinger­
schen Affinitäten 'Zu M,ettemich von der Wie­
derauflage ,einer "Heiligen AlHanz" ,  von der 
Errichtung eines sowj etisch-amer:ikanischen 
Kondominiums gesprochen, in dem der west­
liche europäische Kontinent keine Rolle 'zu 
spi,elen habe. 

Wir hab.en di,ese politische Entwicklung von 
der Frag,e der Sicherheit her, ,gLaube ich, sehr 
kritisch und sorgfältig zu analy,sier.en. Bei 
dies,er Analyse scheint mir eines unbezweifel­
har: War die politische Philosophie der NATO 
noch im J,ahre 1 967 darauf angel egt, Elemente 
der Verteidigung und der Entspannung gleich­
mug,i,g zu behandeln, so scheint nunmehr unter 
dem Eindruck der jüngsten Entwicklung di,e 
Entspannu:ngspolitik ,eind€utig Vouang zu be­
ikommen, was die Gefahr mit sich bringt, daß 
das für Westeuropa Sicherheitsr,isken herauf­
heschwören könnt'e. 

Wenn in di,esem Zusammenhan'g mit Recht 
vom Kollegen IDr. Fiedler !bedauert wurde, 
daß Ider erste von den vier in Helsinki aUSlge-
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Ihandelt,en V:erhandlungskörben sehr flasch bei­
seite gestellt und den mehr oder weniger 
bilateralen Verhandlungen der Supermächte in 
d en ehemaUgen MBFR-Gesprächen überant­
wortet wurde, und wenn Sie gefordert haben, 
Herr Kolle,ge Fi,edler, daß unser legitimes 
Anlteg,en als Osterreicher, aber ,auch ,als euro­
päi.scher Staat darin besteht, hier laufend und 
rückhaltlos informiert zu werden, so unter­
'schr,eibe .ich das, darf aber in diesem Zusam­
menhang ,eine Frage an Sie richten, weil wir 
zu dem Verhalten der Bundesregierung, die 
Konferenz der Blockfr,eien zu 'beschicken, einen 
etwas anderen Standpunkt einnehmen als die 
Osterreichische Volkspartei. 

Wir haben die Meinung vertDeten, daß ge­
rade ein neutral,er Kleinstaat wie Osteueich 
j ede Möglichkeit der unmittelbaren Informa­
tion nutzen sollte. Ich v,erstehe also nicht, daß 
man von ,einer solchen Konferenz, die zweifel­
los nicht primär neutralitätspolitische Fragen 
aufwirft - das ,ist mir schon kl,ar -, mehr 
Informationen verlangt, aber die Möglichkeit 
im Rahmen einer Konferenz, deren Zielsetzun­
g,en wir absolut nicht unterschrei'b en, mit der 
wir uns .in ,gar keiner Weise identifizieren 
wollen, nicht nutzt, um ,an Ort und Stelle zu 
sehen, wie sich der Block der Blockfr,eien ent­
wickelt und w,elche Strömungen und Tenden­
�en dort festzustellen sind. Ich glaube, daß die 
Möglichkeit, das Atmosphärische dieser Kon­
ferenz in unmittelbarer Anschauung studier,en 
zu können, doch gewisse NachteHe, d.ie aus 
negativer Kommentierung einer ,solchen Hal­
tung kommen, reichlich ,aufwiegt. 

Für eine etwas gerechtere Rollenverteilung 
'sor,gt ,seit .einiger Zeit die Volksrepublik 
China, zumindest in der UNO, wo beim 
Prügelbet.Ziehen nun lauch die Sowj etunion 
einigermaßen in die Lage kommt gleichzu­
ziehen. (Abg. Dr. K a r  a s e  k: In Algier war 
es Fidel Castro zum Ausgleich!) Das ist richtig. 

Ich glaube, daß wir ,gerade deshalb die Ent­
wicklung, die sich seit dem Sommer ergeben 
hat, in den Beziehungen zwischen den beiden 
Supermächten s,ehr, sehr kritisch verfol,gen 
müssen und daß wir mit einer gewissen Sor,ge 
die nicht zu übersehende Abkühlung der Be­
ziehungen im ,euroaUantischen Block 'be­
obachten sollten. Beeinflussen allerdings, 
glaube ich, kann sie Osterreich nicht ; das ist 
vielfach die Situation, in der wir, aber 'nicht 
nur wir und nicht nur wir wegen unserer Neu­
tralität, in der Iheute aUe Kleinst'aaten, ,aher 
aurn jene Staaten sind, die bis zum zweiten 
Weltkrieg noch schlechthin als Weltmächte 
gegolten haben. 

Wir werden im Rahmen unserer bescheide­
nen Möglichkeiten :immer und bei jeder Ge­
leg,enheit das ·eminente Sicherheitsinteresse 
Osterreichs ,anzumelden haben und, wie es 
aurn der Kollege Czernetz zum Ausdruck. ge­
bracht hat, bei jeder G elegenheit betonen 
müssen, daß wir nach wie vor die ,amerika­
nische Präsenz in Europa als e,�n wesentliches 
Element dies.er unserer Sicherheit IZU betrach­
ten haben. 

Wir haben schon ,im v;ergangenen J,ahr, 'als 
der unerwartet PQsiüv,e Auftra9 in Helsinki 
noch nicht sicher 'einzuschätzen war, vor 

Ich stimme aber zu, daß - ich meine, das glattem Optimismus in der Frage der Konfe­

ist in den österreichischen Stellungnahmen renz für europäische Sicherheit und Zusam­

geschehen � ein ,solcher Beobachterstatus in menarbeit gewarnt. Wir haben gar keinen 

,gar keiner W,eise einer Mißdeutung 'ausgesetzt Grund, heute diese W,arnung zurückzuneh­

werden darf und daß es notwendi9 ist, ,ganz men ; im Gegenteil. Ich glaube, daß gerade 

klar zu umreißen, welche Funktion der öster- durch die geschilderte radikale Veränderung 

reichische Vertreter dort ,gehabt hat. I in der Weltlage die Chancen, daß diese Sicher-
heilskonferenz die europäische Sicherheit echt 

Ich hab e  in diesem Zusammenhang auch vermehre, eher klein und kleiner geworden 
schon ·im Ausschuß das Ersuchen an den Herrn sind. 
Außenminister gerichtet, über die Ergebnisse 
der Beobachtung dieses Konferenzverlaufes 
hinaus zumindest den Außenpolitischen Aus­
schuß etwas eingehender zu ,informieren, als 
es bloß lauf Grund der Zeitungsmitteilungen 
und der offiziellen Kommuniques möglich war. 

Keinesfalls würde ,ich g,eIten lassen, wie es 
zum Teil -in der Stellungnahme der OVP er­
folgt, daß der Ums t·and , daß dort sehr viel 
über die Amerikaner geschimpft wird, eine 
österreichische Teilnahme ausschließt, denn 
dann müssen w.ir uns von den meisten inter­
nationalen Gr:emien ausschließen, denn ich 
kenne kein einziges, in den nicht in erster 
Linie di,e Amerikaner die Prügelknaben sind. 

Ich stimme mit den Vorrednern der beiden 
anderen Parteien üherein, man s ollte in Genf 
versuchen, zum Bemühen, die Sicherheit lauch 
des einzelnen Menschen in Europa zu ver­
mehren - denn der Maßstab der Sicherheit 
des einzelnen ist di,e Freiheit des einzelnen -, 
uns,eren Beitrag zu leisten; wir können zwei­
feUos auf Grund unserer Tradition und unse­
res Ansehens, das wir Ibei der Lösung humani­
tärer Fragen in Wert erworben haben, eine 
aktive Rolle spielen. 

In diesem Zusammenhang darf ich namens 
meiner Partei sagen, daß wir hinter den Er­
klärung,en des Außenministers, die ,er in die­
sem Zusammenhang abgegeben hat, stehen. 
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Meine Damen und Henen ! Mit Recht ist 
im:mer w,ieder betont wopden, daß ,bloß die 
Betonung des Willens /zur Entspannung, daß 
wir in Europa uns bemühen müs.sen, ein besse­
res System kollektiver Sicherheit zu finden, 
nicht ,geeignet ist, im konkreten Fall t'atsäch­
lieh mehr SicheIlheit und mehr Freiheit zu 
gewährleisten. Das zei,gen uns sowohl 'gewi,sse 
Vorgänge tm Ostblock, wo offensichtlich die 
zunehmende glob al,e Entspannung die Sicher­
heit und F:I�eiheit der ,einzelnen Staats/bürger 
nicht gefördert, sondern erneut in Frage ge­
stellt hat . 

Ich stelle mich in diesem Zusammerrhan.g 
auch hinter die Kritik des Herrn Bundeskanz­
lers, die er beim Alpbacher Forum diesen 
Vorgängen geg,enüber geäuß,ert 'hat, weil .ich 
eben glaube, hier kann man keine doppel­
g,eleisige Politik machen, ohne unglaubwürdig 
zu werden. Uns selber haben j'a die tragischen 
Zwischenfälle an der österreichisch-tschechi­
sehen Grenz'e sehr eindringlich und schmerz­
haft über den Zusammenhang dieser Dinge 
belehrt. Die Mißachtung der Menschenrechte, 
gesehen vorn ·einzelnen Menschen her, v,er­
trägt sich schlecht mit dem Bekenntnis zur 
Entspannung. 

Wenn man in diesem Zus'ammenhang noch 
einmal 'einen Blick auf die Entwicklung der 
Beziehungen zwischen der USA und der UdSSR 
wirft, · so ist die Ki:ssing,er-Erklärung vom 
23. April, die ,er vor .der Assodated Pr,es,s 
abgeg,eben hat und wo er s,eine neue Atlan­
tische Charta verkündet hat, ein Erei,gnis .g,e­
wesen, das uns Europäer zum Nachdenken 
veranla.ss,en sollte.  Ein Ereignis, das übri,gens 
klar,g.emacht hat, daß im p olitischen Leben und 
in der p olitischen Auseinandersetzung das 
Ins-Sp.iel�Bringen von wi'rtschaftspolitischen 
Faktoren Ig,ang und 'gäbe ist ; es hängt nur 
j eweils vom ,eingenommenen Stamdort ab, wie 
man dann derarUge wirtschaftspolitische Akti­
vitäten kommentiert. In einem Fall, wenn ,es 
di'e Ar,aber anwenden, um gew,iss,e politische 
Ziele - ,ich werte nicht, ob diese Zi,el,e ·gutzu­
heißen sind oder nicht - zu erreichen, dann 
wird ,es Erpr,essung ; wenn aber doch sehr un­
v€rhohlen die lamerik,anische Präsenz unter 
anderem von der Bereitsmaft W,esteuropas , 
insbesondere der EWG , abhängig 'g'emacbt 
wird, bestimmte Präf,erenzen ,auf wirtschafts­
politischem Gebi'et einzuräumen, insbesondere 
im Sektor des Handels mit Agrarprodukten , 
wenn die Frage der Aus,gleichsz'a:hlUlngen hier 
ins Spiel ,gebracht wird, wenn Zug,eständni,sse 
und Hilfen im Zusammenhang mit währungs­
politischen Problemen sehr deutlich 'Und sehr 
hart gefordert werden, so jst das also auch 
nichts ,andelies als der Versuch, wirtschaftliche 
Macht eben zur Durchsetzung <bestimmter poli­
tischer Ziele ins Spiel 'zu Ibring,en . 

Aber es darf dabei nicht übersehen werden, 
daß sowohl Nixon w,ie Kissing,er zu Recht uns 
Europäern vorwerfen, daß wir :in der politi­
schen Inregl'ation auf der Stelle treten, daß wir 
über unseren wirtschaftlichen Egoismus, über 
unser,en Re'gionalismus nicht hinwegkommen 
und d aß wir keine überzeugenden Anstalten 
treffen, der wirtschaftlichen Integration ,auch 
die politische fol,g,en zu lass·en und di,ese poli­
tische Integration ,aLs etn, und IZWlar als das 
einzige tragfäJlüge Fundament einer wirksame­
r,en europäischen Verteidigungspolitik aufzu­
bauen. Daß di,ese Ma;hmliIl,g,en natürlich auch 
die amerikani.sche Sor,ge über dte Verände­
rung d er Wettbewerbsverhältnisse aus­
drücken, daß begreiflicherweise die USA, 
welche sich weltweit in 'alle Konflikt'e ver­
strickt sehen und welche hier ,einen ,g,anz ,er­
heblichen V,erteidi,gungsbeitrag leisten müs­
s en, ·auf der ,einen Seite Idte Entwicklung 
Japans, das praktisch keinen Beitrag zur 
Sicherheit der Welt leistet, auf der anderen 
Seite auch die Entwicklung der EWG als Kon­
kurrenten mit im Auge haben, sollte uns nur 
vel1ständLich sein. 

Aber ich glaube noch einmal sag,en zu 
müssen : zu Optimtsmus haben wir leider ,gar 
keinen Grund. Ich glaube ,auch nicht, daß 
hint,er den Erkläfll:I19,en des französischen 
Außenministers Jobert mehr als eine ,sehr 
impulsive Äußerung 'zu suchen ist. Sollte sie 
tatsächlich der Anstoß zu einer grundlegenden 
Änderung der fr,anzösischen Haltung, vor 
allem in Fragen der europäischen V,erteidi­
gung, sein, 'so wÜl1den wir das ,auß,erordentlich 
hegrüß en . Ob allerdings der Weg zur Schaf­
fung einer :britisch-franlZös.ischen Atomstreit­
kraft 'ge.ei,gnet 1st, di-e europäische Sicherheit 
zu el1höhen, scheint mir sehr zweifelhaft. 

Dieser Skeptizismus in bezug auf die Sicher­
heitslag,e des westlichen Europas wind von 
e,iner gan�en Reihe von v,erantwortlimen 
Politik,ern geteilt, und ich darf stellv,ertretend 
nur den ,bU!l1de.sdeutschen Finanz'ffiin.i'ster 
Scbmidt nennen und seine Zürimer Rede vorn 
30. Mai 1 973 zitieren. In dieser Rede /hat 
Schmidt mit deutlicher Adres'se in Richtung 
USA ges agt : "Jeder Ver,such, tdi,e Sichenheit 
Europas zu einern Regionalproblem hepabzu­

stufen, wäre ,gefähdich ."  Ich kann ihm in die­
ser Auffassung nur uneing,eschränkt 'zustim­
men. 

BerechUgt uns die Entwicklung der inte,rna­
tionalen Organisationen zu mehr Optimismus ? 
Bedeutet di,e T,atSiache, .daß die Ver.einten 
Nationen im Jahre 1973 beinahe jene Univer­
salität, was di,e MitgHedschaft ,anl/angt, erlangt 
haben , die bei ,ihr,er Gründung ,als Tpaumziel 
'anvisiert wurde ? :Berechtigt das zu Optimis­
mus? Können wir feststellen, daß diese Tat­
sache die Effizienz dieser Organisationen ver-
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stärkt hätte und sie künftig als Element einer 
globalen Sicherheitspolitik eine größere Rolle 
spielen könnten? 

Ich glaube, ,auch di,ese Frage kann man 
leider derzeit nicht bej ahen. DeI1Il mit der zu­
nehmenden Universalität dieser UNO sind 
tiefgreifende Strukturveränderungen in die­
s,em Forum vor sich -geg,anglen. Strukturver­
änderung,en, di.e die Tendenz zur Verla-gerung 
der wichUgen .glo:balen polHischen Entschei­
dungen außeflhalb dieses Forums nur verstärkt 
haben. W,enn wir wissen, daß dort heute j ene 
Länder, di,e insg,esamt knapp 10 Prozent der 
Weltbevölkerung vertreten, bereits Mehrheits­
entscheidungen herbeiführ,en können, daß dort 
die auf dem Weg der EntWiicklung Ibe-gIiiffenen 
Länder, oder, wie wi,r 'sie ,einfacher nennen, 
die Entwicklungsländer, praktisch über eine 
Zweidr,ittelmehrheit v,erfügen, muß dLes ja 
zwangsläufig da,zu führen, daß dieses Or-gan 
sich immer weiter davon -entfernt, was es ,auch 
einmal werden sollte : -ein Weltparlament und 
eine W-eltreg,i,erung. 

Und das drückt sich auch in den in der letz­
ten Zeit dort ge faßten Beschlüssen sehr deut­
lich aus. Von 64 Beschlüssen, die in der UNO 
in der letzten Zeit gefaßt wurden, sind 4 1  

gegen die Stimmen d e r  USA gefällt worden 
und damit faktisch von vornherein zur Wir­
kungslosigkeit verurteilt worden, immerhin 
aber auch 14 gegen die Stimmen der zweiten 
atomaren Supermacht, der UdSSR, während 
interessanterweise festzustellen ist, daß China 
vorerst noch eher auf der Linie der Abstinenz 
überall dort t'aktiert, wo es um Streitfragen 
zwischen den beiden anderen Supermächten 
geht, aher ,auß-erordentlich :bemüht ist, die 
Spannung,en zwischen den Supermächten lan­
zuheizen, und nicht zuLetzt dieser Umstand 
hat vielleicht dazu ,gefübrt, daß der BHater.alis­
mus zw,ischen den USA und der UdSSR eine 
neue Phase der Verstärkung ,erlebt hat. 

Ich glaube also ,  so unbestritten unsere Mit­
arbeit in diesem Organ ist, so problematisch 
mir :nach wie vor uns,er,e TäUgkceit im Sicher­
heitsrat erscheint, kann nicht allzu viel Hoff­
nung auf dieses W,eltforum in der nächsten 
Zeit Igesetzt werden. Ob man sich dem chine­
sischen Pessimismus 'anschließen muß, ist 
zweifelhaft, aber nicht bestrJtten wenden kann 
die These, die China dort immer wieder ver­
tritt, daß j.ede Entspannungsp olitik bloßes 
Gerede oder, wi,e es Kuan Hua letztesmal 
wLeder formuliert bat, imperialistisches Täu­
schungsmanöver bleiben muß, solange dieser 
Entspannungspolitik nicht ,gefolgt, sondern 
sie antezediert wird von einer effektiven Ab­
rüstunglSpolitik. 

Solang,e eine solche Atbrüstungspolitik nicht 
Platz greift, das atomare Patt anhält, wird die 

Gefahr der sogenannten Stellv-ertr'eterkriege, 
wi,e es uns die jüngste und vierte N ahostkris,e 
gezeigt hat, eher zunehmen und wird - und 
das ist wiederum eine Konsequenz, der auch 
wir uns rucht entziehen können - die Fage 
der Stärkun-g der konventionellen Verteidi­
gung d.er ,einzelnen Länder notwendi.g bleihen. 

Es ist nicht vermeidbar, da es von den hei­
den anderen Parteien schon 'geschehen 1:st, 
auch von uns aus noch ,einmal kurz 'zur Fag,e 
Schönau und all dem, was sich im Zusammen­
hang damit er,gehen hat, Stellung zu nehmen. 

Wir wiedeflholen hier, daß w.ir den Zu­
sammenhang, in dem die Schönau-Entschei­
dung g,efaUen ist, für 'außerordentlich unglück­
lich halten, dies-er Zusammenhang, den eine, 
wie wir meinen, ,sachlich richHge, j a  sog,ar 
notwendi'ge Entscheidung in einer Situation 

herbeigeführt oder 'erzwungen hat, di,e zu Miß­

v-erständnis'sen ,in der WeltöffentlichkeH AnJ.aß 

geben konnte und Anlaß Igegeben hat ; aber 

- das muß lauch Ig,esagt werden - zw,eifellos­

unter dem Eindruck einer sehr emotionalen 
Reaktion eines Landes, das sich zweifellos in 

einer ,sehr exponierten Situation 'befand und 
auch noch hefindet. 

Diese heftige Reaktion, begünsHgt durch 
gewisse mißver.ständliche Formulierungen 
oder zuwenig nachdrücklich durchgeführte In­
formation der Offentlichkeit, hat ja vor 
alLem zu dies,er negativen Kr,itik in einem 
großen Teil de'r Weltpr,esse ,geführt, daß näm­
lich der Zwegel ent'stehen konnte, Osterreich 
wolle skh hier einer humanitären Aufgabe 
entziehen, einer hUiillanitären Auf'g,a,:be, der 
aber Osterreich zweifellos Inicht Inur v,erpflich­
tet ist, sondern für die o.stel1reich -große Lei­
stungen her'eits ,erbracht Ibat. 

Ich selber hCllbe ,in New York bei der vom 
Herrn Bundesminister <Dr. Kirchschläger ver­
anstalteten Konferenz Gelegenheit gehabt 
fest'zustellen, daß die dort mÖ'9lich igewordene 
breite Information der maßgeblich-en Mei­
nungshildner entscheidend dazu bei,getrag-en 
hat, daß di'e 'slehr lag1gressiven, kritisch-en Stilffi­
men einer nüchternen, j a  ;später sogar durch­
aus positiven Haltung gewichen sind. 

Aber was vor Schönau und vor der durch die 
Luftpiraterie beziehungsweise die Geiselakte 
gesetzten Situation s,ich in Schönau entwickelt 
hat, war von unserem Standpunkt her neutra­
litätspolitisch und sogar neutralitätsrechtlich 
bedenklich. Denn es hat jüng:st sog,ar der Herr 
Bundeskanzler ,geäußert, daß sich hier auf 
österreichisch,em Hoheitsgebiet etw.as ent­
wickelt hat, was nach einem israelischen Ter'ri­
torium aus.gesehen hat, daß in diesem ,Bereich 
Hoheitsakte ,gesetzt wurden, welche mit der 
Souv,eränität und mit ,der Neutralität Oster-

88. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 103

www.parlament.gv.at



8580 Nationalrat XIII. GP - 88. Sitzung - 5. Dezember 1 973 

Dr. Scrinzi 

reichs nicht länger vereinbar waren und die 
selbstverständlich heftige Kritik der arabi­
schen Länder hervorg-erufen haben. 

Es w,ar notwendig, Jüer eine Klärung herbei­
zuführen, aus dem neutralitätspolitischen 
Zwielicht herauszUJgeraten, ohne d:-adurch die 
betroffenen j üdischen Auswandere,r aus Ruß­
land in irg,endeiner W-eise zu benachteiligen. 
Bislang scheint das auch .geglückt, und wir 
hoffen, daß wir damit _im Interesse -aller 
Osterreicher weiteren T,errorakten auf unse­
rem Gebiet in Zukunft -enthoben sind. 

Ich 'g1aube lauch - das soll -ganz offen ge­
sagt werd-en -, daß diese Haltung im Zu­
sammenhang mit der Olkrise keine rglanz un­
bedeutende Rolle rg,espielt hat. 

Hier ,geht es aber nicht darum, daß man 
humanitär·e Verpflichtungen, d'aß man das 
B ekenntnis, das aktive Bekenntnis zu Men­
schenrechten, etwa gegen 01 eingetauscht 
hätte. Es ist sehr vi-eI darüber von den heiden 
Spr·echern ,der Osteneichischen Volkspartei 
darüber gekl'agt worden, daß das östeneichi­
sehe Ansehen im Ausland ,g,anz allrgemein im 
Laufe des abgelaufenen Jahres sich vermin­
dert hätte. 

Ich bin 'so wie di-e Kollegen von der Oster­
reichischen Volksp'artei im Lauf.e di-eses Jahres 
bei zahlreich·en inteiinationalen Veranstaltun­
g,en im Ausland rg·ewesen, ich habe Gelegen­
h eit ,gehabt, mit Politikern der verschiedensten 
Länder zu reden, und ich kann eigentlich die­
sen Eindruck nicht bestätLg·en. (Abg. Doktor 
K a r a 8 e k :  Sie sind zu früh von Straßburg 
weggefahren!) Ich bin zu früh .in Straßbur.g 
weggefahren, meinen Sie. Ich hin a'ber früh 
.g-enug wegg,ef'ahr,en, um die viel wes·entlichere 
Entwicklung - ich halbe sie nicht .geahnt -, 
die sich _im Zus ammenhang mit Schönau -er­
geben hat, in der UNO verfolgen zu können, 
und ich Iglaube, daß die �eaktion der UNO i n  
dieser Situation mindestens so informativ war 
wie das, was sich weiter in Straßburg abge­
spielt hat. 

Aber davon 'abg-esehen, daß kh nicht diesen 
Pessimismus teile und ich mich auch .gar nicht 
freuen könnte, wenn ,es so wälie, daß unser 
-außenpolitisches Ansehen so 'abg,ewertet wor­
den wäre, weil das letzten Endes uns allen 
auf den Kopf faLlen würde, ohne Rücksicht 
·auf unser parteipolitisches Bekenntnis, muß 
zuge.geben werden, daß es ,e�nige re-gionale 
Entwicklungen im l-etzten Jahr gegeben hat, 
welche unsere K,ritik h:emusfordem. 

Ich komme in d1es.em Zusammenhang natür­
lich und an 'erster Linie ,auf die Situation in 
Kärnten zu spr'echen . . Es ist j etzt etwas billig, 
wenn auch vielleicht das einzig Mögliche, zu 
sagen : Man muß joetzt -g-emeinsam auslöffeln, 

was einseiti,g, .fahrläss.1g, wHlkürlich, möcht,e 
ich sagen, uns vor eineinhalb J,ahren hi,er 
eingebrockt wurde. 

Trotzdem bekennen wir uns dazu, daß dies-er 
gemeinsame Versuch ,gemacht werden muß, 
weil wior der Meinung s.ind, der derzeitige 
Zustand in Kärnten ist sowohl innen- wie 
außenpolitisch unerträ,glich. Auß-enpolitisch 
deshalb, weil wir zwe.if.ellos -gegenwärUg im 
Hinblick auf die Durchführung des Arti­
kels 7/3 des Staatsvertrages sachfällig wären, 
weil die Anrufung einer Schiedskommission 
nach dem Staatsvertr-ag den Unrechtszustand, 
wie er jetzt besteht, bestätigen würde. 

Man mag zu diesem Ortsta,felgesetz stehen 
wie immer - wir haben es heftig als unge­
eignet zur Lösung der Probleme abgelehnt -: 
Die Mehrheit hat dieses Gesetz :beschlossen 
und sorgt nicht dafür, daß es durchgeführt 
wird. Sie konnte es nicht durchführen, weil 
es eben ein Gesetz war, das 'auf den fast ge­
schlossenen W�derstand aller Kärntner ge­
stoßen ist. 

Arber die daraus. sich ergebende Konsequenz 
wäre, daß durch eine Novellierung dieses 
Gesetzes ein gesetzmäßiger Zustand herge­
stellt wird, daß damit die Frage des Arti­
kels 7/3 wenigstens aus dem außenpolitischen 
Streit ausgeklammert bleibt. Dann wären auch 
die Voraussetzungen auf innenpolitischem Ge­
biet gegeben, daß wir eine aktive und för­
dernde Minderheitenpolitik, zu der wir Frei­
heitlichen uns ausdrücklich bekennen, erfolg­
reich fortsetzen und auf manchen Gebieten in 
Angriff nehmen. 

Für uns ist es gar keine Frage, daß j ede 
Minderheit AnspruCh. auf Autonomie, An­
spruch auf ihre eigene selbständi,ge kulturelle 
Entwicklung hat. Ja wir 'bekennen uns dazu, 
daß die Vielfalt dieser Entwicklungen im 
europäischen Raum 'gefördert werden muß, 
weil wir diese Vielfalt für einen echten Reich­
tum Europas halten, weil wir ,fest davon über­
zeugt sind, daß in einem vereinigten Europa 
die Minderheiten - ger-ade die Minderhei­
ten! - die wesentlichsten Bindeglieder sein 
werden. 

In dies.em Zusammenhang ,ist es ei'gentlich 
bedauerlich, daß di·e Osteneichische Volks­
partei sich bislang nicht entschHeß·en konnte, 
im Kontaktkomitee mitzuarbeiten. Ich maße 
mir nicht an, ihre Haltung etwa mit richter­
licher Kompetenz kritisier.en zu woUen, aber 
ich darf aus der Erfahrung in diesem Komitee 
sagen, daß es dort wirklich möglich war - ich 
gl,aUJbe, erstmals möglich war -, daß alle drei 
politisch verantwortlichen P.artei,en in odas 
unmittelbare Gespräch mit der Minderheit ge­
treten sind. Es ist koeineswegs .ein sehr ein­
faches Gespräch. Wir sehen, daß es Gräben 
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gibt, die noch zug·eschüttet werden müssen. 
Wir sind aber davon übefizeugt - da gebe ich 
j a  der Volksp'artei recht -, daß ohne V,er­
zögerung in der Frage der Regelung des 
Ortstafelkonfliktes versucht werden sollte, 
wirktlich dieses Gespräch zur Beilegung der 
hestehenden beiderseiUgen R:essentiments ge­
meinsam fortzuführ:en. 

Ich kann also auch von der Haltung des 
Spr,echers der Oppositionspoartei aus nur noch 
einm.al betonen, daß ,es wesentlich wäre, wenn 
das in Zukunft ein G espräch aller drei Parteien 
weflden könnte. 

Ein zweites regionales Problem ist die Tat­
s ache, daß man in der Südtirol-Frage bei der 
Durchführung des Paketes Italien in Verzug 
geraten ist. So wie die Dinge heute aussehen, 
wird die Fallfrist vom 20. Jänner 1974 von 
Italien nicht eingehalten werden können. 

Herr Bundesminister l Sie haben im Budget­
,ausschuß auf meine diesbezügliche Frag,e, was 
Sie nun vom Außenressort her zu untern eh­
men gedenk,en, mitgeteilt, daß Sie vorerst das 
Ergebnis der RegionalwaMen in Südtiml ab­
warten wollen, um dann mit d'en V,ertretern 
der Südtiroler Minderheit Kontakt auf,zu­
nehmen, weil Sie oftensichtlich das weitere 
Vorgehen mit ihnen ,abstimmen wollen. 

Ich darf Sie in diesem Zusammenhang fra­
'gen, Herr Bundesminister : Haben diese Füh­
lungnahmen stattgefunden? Was war deren 
Er'gebnis und was wird von österreichischer 
Seite her unternommen werden, um den 
raschesten Abschluß der Paketdurchführung 
zu gewährleisten und damit vieUeicht dann 
in weit,erer Fol,ge den nunmehr seit 1 947 'an­
hängig,en Streitfall, wentgstens was die biLate­
ralen Bezi,ehungen ,anlangt, einer Erledigung 
zuzuführen? 

Nicht erfroeulich war auch die Entwicklung 
der Beziehungen Izwischen asterreich und der 
Tschechoslowakei. H1er muß Iffian 'aber gerecht 
sein und sagen, daß bei der Intransigenz dieses 
Verhandlurugspartners, hei den zweifellos be­
stehenden innenpolitischen Schwi·erigkeiten 
der Tschechoslowakei, die j a  seit 1 968 nicht 
auf,gehört 'haben, es ,außerordentlich :schwierig 
ist, die lautenden Verhandlungen voranzu­
treiben. kber, Herr Bundesminister, im Hin­
bLick damuf, daß hier sehr wichtige und für 
Hunderttausende von Menschen 'entscheidende 
vermögensr,echtliche Fl1a'gen auf dem Spiel 
stehen, muß doch geprüft weIlden, ob es nicht 
zusätzliche und wirkungsvolle Möglichkeiten 
gibt, die Tschechoslowakei an den Verhand­
lungstisch zu bring.en und die offenen Frag,en 
einer für beide Seiten e,rträJglichen Lösung 
zuzuführen. Die Sicherheitsverhältnisse an der 
Gr.enze sind unbefri'edi.gend, und es w.ir.d uns 
nicht .gelingen, auf der anderen S eite die 

regionalen, wirtschaftlichen und sonstigen 
Strukturprobleme dieser östlichen Grenzge­
biete zu lösen, solange dies,e Unsicherheit in 
di esem Raum besteht, solange das noch 
immer -eine im buchstäblichen Sinne blutig,e 
Grenze bleibt. 

Ich muß noch -einmal ,s,a,g,en, daß unsere 
konrziliante Haltung heim ersten Grenz­
zwischentall meines Erachtens geradezu eine 
HerausforderuThg für die Tschechoslowa:kei 
war, im zweiten Fall noch brutaler vorzugehen 
als im ersten. 

Ein weiteres ·ebenf,alls außenpolitisches 
Problem wurde in den jüngsten Tagen bei 
der Konferenz der drei sozialistisch·en Regie­
rungschefs in Schlangenbad 'au.f;geworfen. Es 
ist die FTa!ge, ob d as Erdöl, das Ener,giepro­
blem in die Verhandlungen der Konferenz für 
europäische Zusammenarheit und SicheI1heit 
mit einbezog,en werden soll. 

Herr Bundesminister!  Wir ,sind ,es nach­
gerade schon gewOlhnt, derarUge auß,enpoli­
tische Initiativen zuerst vom Herrn Bundes­
kanzler zu ,erleben. Ich darf Sie ,aber fragen, 
ob Sie bereit sind, auch in diesem Zusammen­
hang - da die Frage nun einmal aufgeworfen 
wurde - Ihre kuffas:sung zu äußern. Halten 
Sie es für 'aussichtsreich, dieses Thema in 
Genf durch unsere dortigen Vertreter mit zur 
Debatte stellen 'zu lassen? Es ist ,gar keine 
Frag·e, ,daß ,die Enerogieversor'gung ein vHales 
Problem ist, ,an dem di,e Auß,enpolitik nicht 
stilLschweigend vorbei,gehen kann. Aber es ist 
höchst fraoglich, ob die genannte Konferenz der 
Ort ist, wo man das mit ,einigem Erfolog auch 
tun kann. 

Herr Bundesminister!  Wenn wir dem Kapi­
tel Äußeres unsere Zustimmung ,geb en, dann, 
wie Sie wissen, nicht deshalb, weil wir über­
zeugt wären, daß der nunmehr etwas zugun­
sten des Außenministeriums beendete Wett­
lauf zwischen Defizit der BUIlIdestheaterv,er­
waltung und BuJdgetvolumen des Auß,enmini­
steriums doch dafür 'spricht, daß es lohnen 
möglich war, eine gewisse budogetär.e Auf­
wertung Ihres Ressorts zu erreichen, sondern 
weil wir von der Notwendiogkeit der .gemein­
samen Außenpolitik auch dann übeI1Zeugt sind, 
wenn einz·elne außenpolitische Maßnahmen 

unsere Zustimmung nicht finden können oder 
unsere Kritik herausfordern. 

Die Entsch·eidung ist uns umso l eichter .ge­
worden, als ich saJg,en muß, daß der "Informa­
ti 0 nsfluß zwisch,en AußeJl[I1inisterium und 
Opp ositionsparteien" - ,glaube ich ·saogen zu 
müssen, mindestens aber kann ich das für 
meine Partei sagen - befriedig,end ist, daß 
es möglich war, im Laufe -des abgelaufenen 
Jahres tatsächlich eine ,ganze Reihe von an­
stehenden ,außenpo1itischen Fragen i n  dem 
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Informationsausschuß, der sich konstitui,ert 
hat, zu behandeln, und daß es möglich war, 
sowohl in di,esem Ausschuß, ,aber 'auch -in den 
verschiedenen international,en Or<ganisatio­
nen, in denen wir vertr,eten sind, die Stimme 
meiner Partei mit zu Gehör (Zu ,brJngen und 
außenpolitische Entscheidungen mit zu beein­
flussen. 

Das, Herr Bundesminister, ist der Grund, 
warum wir uns a1so entschloss,en 'haben, dem 
Kapitel Auß,eres ,auch heuer 'so w,ie im v,er­
g,angenen J1ahr unsere Zustimmung zu 'g'eben. 
(Beilall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Mode Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren! Bevor auch 
ich mich etwas mit den Ausführungen meiner 
Vorredner befasse, ist es mir ein Bedürfnis , 
hier folgende Feststellung zu treffen: Ich 
hatte im Sommer dieses Jahres die Möglich­
keit, über Einladung der Regierung der Ver­
einigten Staaten einen mehrwöchigen Besuch 
in den Vereinigten Staaten zu machen und 
über Einladung der französischen Regierung 
auch fr,anzösische Universitäten und andere 
Institutionen zu besuchen. Ich möchte doch 
auch hier festhalten, daß ich von unseren 
Auslandsvertretungen, von den Mitgliedern 
unserer Diplomatischen Missionen in jeder 
Hinsidlt unterstützt wurde und daß ich dafür 
sehr dankbar bin, 

Ich glaube, daß es wirklich nicht schadet, 
sondern daß es eine notwendige Aufgabe ist, 
bei den Anforderungen, die wir an die Be­
amten immer wieder stellen, auch das einmal 
hier im Parlament festzustellen, vor allem 
wenn man selbst Gegenstand dieser aufmerk­
samen Behandlung war. 

Dies umso mehr, als ich dort auch noch die 
Feststellung machen konnte, daß sämtliche 
Beamte - ganz gleich, wo sie vielleicht als 
mündige Staatsbürger politisch stehen - in 
vollster Loyalität und mit vollem Einsatz die 
Politik dieser Bundesregierung unterstützen, 
was, glaube ich, positiv zu vermerken ist, 
denn alles andere wäre schlecht. Diese Loyali­
tät der Beamten zu der jeweiligen Bundes­
regierung war immer schon eine Stärke der 
österreichischen Verwaltung, und wir können 
nur hoffen, daß dies auch so bleibt. Ich glaube 
daher, Herr Bundesminister, daß es auch not­
wendig ist, daß Sie die Beamten unterstützen, 
damit diese in einer solchen Haltung bestärkt 
werden. 

Ich komme damit noch auf den Vorfall vom 
23. Oktober 1 973 zu sprechen, wo ich im 
Zuge der Debatte über Schön au schärfstens 

kritisiert habe,  daß der Herr Bundesk!anzler 
in rein politischen Aussagen in der "Sendung 
des Bundeskanzlers" die Berichte von Beamten 
aus dem Ausland, die er halt willkürlidl aus­
gewählt hat, namentlich zitiert. Sie sind da­
mals auf dieses Problem nicht näher einge­
gangen. Sie sind eher auf die Feststellung 
eingegangen, daß er auch einen Beamten des 
Außenamtes in seiner Sendung in Anspruch 
genommen hat, um positive Aussagen zum 
Abflauen der ausländischen Kritik am politi­
schen Verhalten unserer Regierung zu er­
halten. Sie haben damals gemeint, Sie müßten 
sich dagegen verwahren, daß sozusagen die 
Beamten als so charakterlos - um nicht zu 
sagen feige - eingestuft werden, daß sie nur 
das sagen, was der Herr Bundesk,anzler hören 
will. Sie selbst, Herr Bundesminister, wissen 
natürlich ganz genau, daß das nie meine Ab­
sicht war. Sie wollten natürlich den Herrn 
Bundeskanzler gegen meine Vorwürfe ab­
schirmen, das heißt, es war Ihnen Ihr per­
sönliches Verhältnis gegenüber dem Herrn 
Bundeskanzler wichtiger als die Stellung und 
der Schutz der Beamten. Ich werde solche 
Dinge, bei denen die Beamten in die 
Innenpolitik hineingezogen werden, hier 
immer wieder zum Anlaß schärfster Kritik 
nehmen. (Zustimmung bei der öVP.) 

Was ich vorhin ges,agt habe, unterstreiche 
ich nochmals :  Die Loyalität aller Beamten -
ganz gleich, ob und in welchem politischen 
Lager sie stehen - ist ein historisches Faktum, 
ist ein wertvoller Bestandteil unserer Ver­
waltung in der Gegenwart und soll auch in 
Zukunft sichergestellt werden. - Das nur als 
Einleitung. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
eine außenpolitische Debatte und die umfas­
senden Ausführungen des Herrn Abgeordne­
ten Scrinzi - allein schon von der Quantität 
der Probleme her, die er ,aufgeworfen hat -
eben nicht darin bestehen sollen, daß man 
hier analytische einseitige Referate hält, son­
dern versucht, auch auf Argumente und Fest­
stellungen der Vorredner einzugehen, um so 
zu einem Gedankenaustausch über die Gren­
zen der einzelnen Parteien hinwegzukommen. 

Uber weite Strecken bin ich mit den Aus­
führungen des Kollegen Scrinzi durchaus ein­
verstanden, was vielleicht gar nicht so etwas 
Besonderes ist, wenn man ,auch die vergan­
genen außenpolitisdlen Aussprachen näher be­
tramtet. Ich registriere nur mit Verwunderung, 
Herr Abgeordneter Scrinzi, daß Sie nach all 
dem, was Sie gesagt haben, dann dem Kapitel 
Außeres Ihre Zustimmung geben. 

Ich habe natürlich bemerkt, daß Sie gesagt 
haben : Oft ist es ja nicht die Schuld des Herrn 
Außenministers, daß unser außenpolitisches 
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Bild im Ausland gelegentlich ,abgewertet er- bleme in Kärnten! Wir von der OVP sind ja 
scheint, sondern das sind eben wieder die bereit dazu. Wir haben Ihnen das schon seit 
unüberlegten, sorglosen Initiativen des Herrn vielen Monaten, s eit Jahren gesagt. 
Bundeskanzlers. leb. möchte dem dem Inhalt Ich darf Sie daran erinnern, daß die Fraktion 
nach gar nicht widersprechen. Aber das ändert der Volkspartei im Kärntner Landtag seiner­
nichts daran, Herr Abgeordneter Scrinzi, daß zeit gefordert hat, eine Kommission, bestehend 
der Herr Außenminister die Verantwortung aus Mitgliedern der Minderheit und der Mehr­
für die Außenpolitik trägt. Wenn ihm der Herr heit aller im Landtag vertretenen Parteien, 
Bundeskanzler in die Quere kommt, muß er einzusetzen, um sich mit diesem Problem 
sich das in der Regierung ausmachen, aber die konstruktiv auseinanderzusetzen. Das wurde 
Verantwortung vor dem Parlament trägt er. abgelehnt. Zu diesem Vorschlag hat sich sogar 
Daher glaube ich, daß sich auch unsere Auf- der Herr Außenminister noch am 4. April 
fassung bezüglich der Verantwortung des 1 972 meiner Erinnerung nach bekannt. Aber 
Herrn Außenministers zu artikulieren hat und das wurde abgelehnt. Dann hat man ein Ge­
weniger bezüglich der Verantwortung des setz beschlossen. Es ist lauch ganz interessant, 
Herrn Bundeskanzlers. sich die Daten in Erinnerung zu rufen. Am 

Sie selbst haben die Worte gebraucht, daß 
die Situation in Kärnten - und ich stimme 
Ihnen völlig zu - innen- und außenpolitisch. 
unerträglich ist. Auch ich maße mir nicht eine 
überheblich.e Kritik richterlicher Art über Ihre 
Ausführungen an - um Ihre Worte zu wieder­
holen -, aber, Herr Abgeordneter Scrinzi, 
wenn eine Politik gemach.t wird, die außen­
politisch unerträglich ist, so frage ich. mich, 
warum man dann dieser Außenpolitik seine 
Zustimmung gibt. 

Sie haben im Zusammenhang mit Schönau 
gemeint, daß es natürlich mißverständliche 
Informationen gegeben hat. Ich muß allerdings 
von den Mitgliedern der Regierung, vom 
Herrn Bundeskanzler erwarten, daß er sich in 
einer ausnahmsweise gravierenden Frage so 
ausdrückt, daß seine Intentionen klar zum 
Ausdruck gebracht werden. 

Ich unterstelle nicht einmal dem Herrn 
Minister Lütgendorf, daß er alles so will, wie 
er es sagt, und wir alle kritisieren schärfstens, 
wie mißverständlich er sich gelegentlich aus­
drückt. Auch dafür gibt es einen verantwort­
lichen Ressortleiter, über dessen Verantwor­
tung wir uns heute hier im Parlament unter­
halten. 

Wie gesagt : Ich habe mit Interesse regi­
striert, daß Sie nach all der Kritik, die Sie am 
Anfang gebracht haben, nach all der scharfen 
Kritik zu den Vorgängen, vor allem in Kärn­
ten, wo man ja verantwortungslos - ich 
komme später noch einmal darauf zurück -
vorgegangen ist, am Schluß Ihre Zustimmung 
geben werden. Vielleicht gibt es hier eine 
höhere Strategie. Ich habe das nur mit Ver­
wunderung registriert. 

Aufmerksam habe ich natürlich auch dem 
Herrn Kollegen Czernetz zugehört. Es ist 
sch.on etwas sonderbar gewesen, Herr Abge­
ordneter Czernetz, als Sie gesagt haben : Ar­
beiten Sie doch. mit bei der Lösung der Pro-

1 5 . Juni 1 972 wurde der Antrag eingebracht, 
am 6. Juli, also knapp drei Wochen später, 
wurde dieses Gesetz beschlossen, das uns 
wirklich nur innenpolitisch und außenpolitisch 
SCherben verursacht hat. Wir arbeiten mit, 
nur muß die Regierung die Bereitschaft dazu 
zeigen. Wir können sie nicht dazu zwingen. 

Das ist ja nicht das einzige B eispiel. Es gab 
vor kurzem die Initiative des Bundeskanzlers, 
die Europäische Sicherheitskonferenz möge 
sich. mit dem Energieproblem beschäftigen. 
Ich. glaube, nicht einmal der Herr Außen­
minister hat davon gewußt. Ich werde nachher 
noch die Frage an ihn richten. Wo war das 
abgestimmt? Wo hat man vorher einmal dar­
über reden können, wie sinnvoll es ist, daß 
man das in dieser politisch. wich.tigen Institu­
tion behandelt. Oder die seinerzeitige Initia­
tive des Herrn Außenministers, daß sich ein 
Ministerkomitee mit der Zukunft des Europa­
rates befassen soll. Wo war das vorher abge­
stimmt? Nich.t einmal mit dem Herrn Bundes­
kanzlerl Dann darf man sich nicht wundern, 
wenn die Opposition kritisch dazu Stellung 
nimmt. 

Sie haben eine weitere Feststellung ge­
macht, die ich sehr interessant gefunden habe. 
Wenn ich richtig zitiere, war es bezüglich 
Jugoslawien, und zwar: Wenn die Jugoslawen 
nicht innenpolitische Schwierigkeiten hätten, 
dann hätte es für uns schwierig werden kön­
nen ! - Das heißt, Sie geben selbst zu, daß 
es eine unheilvolle Aktion war. Aber Gott sei 
Dank haben die Jugoslawen innenpolitisch.e 
Probleme und wurden deshalb davon abge­
halten, optimal ihr ganzes Gewicht als Mit­
glied der internationalen Gemeinschaft gegen 
uns einzusetzen. 

Das ist ja das Eingeständnis - vielleicht 
soll man das sogar anerkennen, wenn es s o  
gemeint war - ,  daß man hier ohne den not­
wendigen Spürsinn einfach verantwortungslos 
vorgegangen ist. (Abg. C z e r  n e  t z :  Herr 
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Kollege! 1s t Ihnen nicht bekannt, daß die 
Kärntner Ereignisse ja auch der ganzen Sozia­
listischen Partei unangenehm waren? Da ist 
ja einiges vorgegangen!) Ja, aber dann dürfen 
Sie nicht so tun, wie Sie vorhin gesagt haben, 
daß wir nicht mitgearbeitet hätten . Sie haben 
diesen Eindruck. gemacht. Wir sind bereit mit­
zuarbeiten, nur muß die Regierung endlich 
einmal den Beweis erbringen, daß Kooperation 
nicht nur ein Lippenbekenntnis ist. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Ich muß hier in Erinnerung rufen, daß dem 
Herrn Außenminister die Wahrung der außen­
politischen B elange in allen Bereichen obliegt. 
Das gilt genauso für Fragen der Minderheiten­
politik wie für Fragen der Landesverteidigung. 
Sie haben ja gemeint, Herr Abgeordneter 
Czernetz :  BeI,asten wir doch nicht den Herrn 
Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten mit Problemen der Land esverteidigung ! 
Niemand wird bestreiten, daß die Landes­
verteidigung und die Sicherheitspolitik eine 
eminente außenpolitische Komponente hat. 
Das ist ja hier von Sprechern aller Fraktionen 
festgestellt worden. Dem Bundesminister ob­
liegt die Wahrung der außenpolitischen Be­
lange in allen Bereichen der Innenverwaltung , 
der Landesverwaltung und Bundesverwaltung. 
Hier hat er eine Mitverantwortung. Daß sie 
ihm bei dieser Landesverteidigungspolitik und 
zusätzlich bei diesem Landesverteidigungs­
minister unangenehm ist, dafür kann man 
Verständnis haben. Aber er trägt diese Mit­
verantwortung. 

Sie haben vorhin gemeint, 1 968 hätten die 
Russen den Kommandanten in unseren Kaser­
nen die Hände schütteln können. Lesen Sie 
doch die Kommentare des Jahres 1 968 und 
von 1 910 bis 1 913 über unsere Landesvertei­
digung durch! Wenn Sie da eine echte und 
repräsentative Auswahl treffen, dann werden 
Sie sehen, daß sie sich - was immer an 
schwierigen Problemen auch früher in der 
Landesverteidigung zu lösen war - seit 
diesem Zeitpunkt nur abwärts entwickelt hat. 
Und heute ist klar, daß die Glaubhaftigkeit 
vor allem im Ausland enorm untergraben 
wurde. Darüber kann man dann nicht mit so 
netten Feststellungen, wie :  Die Russen hätten 
1 968 den Kommandanten die Hände drücken 
können ! ,  hinweggehen. 

Meine Damen und Herren ! Wenn Sie, Herr 
Abgeordneter Czernetz, vom Nuklearkrieg 
reden und fragen: Was soll man denn machen, 
wenn eine Supermacht die Atombombe ein­
setzH, ist das doch ein Diskussionsniveau, 
das ich von einem anerkannten Experten der 
Außenpolitik eigentlich nicht erwartet habe.  
Sie wissen genau, daß es einen Krisenfall, 

einen Neutralitätsfall gibt, für den wir gleich­
falls aktions fähig sein müssen. Was machen 
denn andere, viel größere Länder als wir im 
Fall eines atomaren Krieges? Sie können 
genausoviel oder genausowenig wie wir 
machen. Aber wir wissen, daß wir unsere 
militärische Landesverteidigung für eine Viel­
zahl von Fällen benötigen. Daß andererseits 
eine Vielzahl von Fällen überhaupt nicht 
passiert, das ist der Zweck d er militärischen 
Landesverteidigung ! (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Damit, meine Damen und Herren, komme 
ich zu gleich wichtigen Punkten, mit denen ich 
mich anfangs auseinandersetzen will. Die Nah­

ostkrise, der vierte arabisch-israelische Krieg, 
hat einmal mehr das Sicherheitsbedürfnis in 
der "Empfindungsskala" der Offentlichkeit 
nach oben schnellen lassen. Man weiß Vorsor­
gen um die innere und äußere Sicherheit wie­
der viel mehr zu schätzen. Ich glaube, man ist 
j etzt wieder b ereit, die Möglichkeiten der 
Sicherheit unseres Landes , international ge­
sehen, wieder etwas nüchterner zu beurteilen 
und die Notwendigkeit eigener Leistungen 
für die Sicherheit, Unabhängigkeit und Souve­
ränität dieses Landes wieder realistischer ein­
zuschätzen und anzuerkennen, auch wenn 
solche Leistungen in wirtschaftlicher bezie­
hungsweise anderer Hinsicht gelegentlich ein 
Opfer bedeuten. 

Meine Damen und Herren ! Die internatio­
nale Ordnung ist eben noch immer und leider 
für lange Zeit eine sehr schwache Ordnung, 
und die Unabhängigkeit eines Landes und die 
Freiheit der Bürger müssen leider noch für 
sehr lange Zeit - wahrscheinlich noch für 
Generationen -, davon bin ich überzeugt, 
durch die Leistungen des betroffenen Gemein­
wesens, des Staatswesens, im Falle Oster­
reichs durch unsere Leistung, si chergestellt 
werden. So muß die Priorität lauten: Eine 
nüchterne Beurteilung der Situation! 

Was wir von Ihnen, Herr Bundesminister, 
verlangen: Anerkennen Sie nicht nur diese 
These - es hat im letzten Jahr schon eine 
ganze Reihe von Aussagen gegeben, in denen 
Sie auch die Bedeutung der Landesverteidi­
gungspolitik unterstrichen haben -, sondern 
sorgen Sie auch dafür, daß man bei der Be­
urteilung der internationalen Situation etwas 
nüchterner vorgeht. 

Eine Aufgabe dieser Politik der Nüchtern­
heit ist es, die internationalen Verhandlun­
gen, die Bemühungen um kollektive Sicher­
heit , die Bemühungen um Entspannung und 
wie das alles im Vokabular der Diplomaten 
und Politiker, die international tätig sind, 
heißt, als das darzustellen, was sie wirklich 

88. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)32 von 103

www.parlament.gv.at



Nnt ionulmt XIII. GP -� 88. S itzung - 5. Dezember 1 973 8585 

Dr. Mock 

sind : Lobenswerte nützliche Bemühungen in 
Richtung einer friedlichen Welt, die aber noch 
lange keine Sicherheitsgarantie für die Unab­
hängigkeit eines einzelnen, geschweige denn 
eines kleinen Staates sind. 

Natürlich muß Osterreich an einer Euro­
päischen Sicherheitskonferenz teilnehmen. Das 
haben die vergangenen Regierungen betont. 
Das hat auch die derzeitige Regierung nicht 
nur unterstrichen, sondern hat d'ann auch dem­
entsprechend gehandelt. Wir müssen doch 
auch den tatsächlichen Wert und die Chance 
für konkrete Ergebnisse realistis<h abschätzen. 

in Wien, übertragen. Das heißt: Das Gefähr­
lichste am internationalen Spannungszustand 
sind ja nicht wirtschaftliche oder politische 
Spannungen, sondern das ist primär das 
Risiko des starken Rüstungspotentials, das auf 
Grund wirtschaftlicher oder politischer Span­
nungen zum Einsatz gelangen könnte. Die 
Aufgabe, dieses zu reduzieren, überträgt man 
wieder einer anderen Konferenz. 

Der zweite Korb beschäftigt sich mit der 
wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und tech­
nischen Zusammenarbeit. Vielleicht gibt es 
auf diesen Gebieten gewisse Fortschritte. 

Meine Damen und Herren ! Erinnern Sie sich 
Meine Damen und Herren! 1 954 ist die daran _ sofern Sie schon längere Zeit Mit-

Europäische Sicherheitskonferenz zum ersten glieder des Hohen Hauses sind -, wie oft 
Mal gefordert worden. Jahrelang war das Sie sich schon mit Berichten und Konferenzen 
Gegenstand der Couloirgespräche zwischen 
Ost und West. Seit einigen Jahren hat sich 
dieses Gespräch verdichtet. Sechs Monate hat 
man über Vorkonferenzen verhandelt. Ich 
glaube, es war am 3. Juli 1973, als in Helsinki 
eine Ministerkonferenz zusammentrat, um ein­
mal die Tagesordnung zu beschließen. Schon 
aus dieser Vorgangsweise können wir er­
sehen, was man von einer solchen Institution 
in einem Konfliktfall erwarten könnte : Außer 
einigen Sympathieerklärungen nichts ! 

Wenn man sich mit der Struktur dieser 
Konferenz beschäftigt, so kann man ersehen, 
daß sie nach der Tagesordnung drei Aufgaben­
bereiche hat. Der erste Fragenkomplex be­
schäftigt sich mit der europäischen Sicherheit 
schlechthin ; um sie ,auf zehn Grundsätze ab­
zustützen, heißt es da zum Beispiel : Aner­
kennung der Gleichheit und Souveränität, 
Gewaltverzicht und Verzicht auf Drohung, 
Freiheit des Gewissens und der Religion. 

Wie oft ist denn das schon in den letzten 
25 Jahren verkündet worden? Das steht in der 
UNO-Charta, die von allen Mitgliedern der 
Vereinten Nationen unterschrieben wurde. 
Nach mehrheitlicher Meinung ist das über­
haupt schon Völkerrecht geworden. Das steht 
auch schon in der Menschenrechtskonvention 
der UNO, des Europarates und dergleichen 
mehr. Trotzdem erleben wir, daß 25 Jahre 
hindurch die Gleichheit und die Souveränität 
der Staaten, die Freiheit des Gewissens und 
der Religion immer wieder mit den Füßen ge­
treten werden. Wir sehen doch die geringe 
Chance dieser Institutionen, uns in dieser 
Richtung abzusichern. 

Das beste ist es, daß aus diesem Tages­
ordnungspunkt, der "Europäische Sicherheit" 
genannt wird, die Frage der militärischen Ab­
rüstung ausgeklammert wurde. Die Behand­
lung dieser Frage wurde wieder einer eigenen 
Konferenz, der sogenannten MB FR-Konferenz 

über eine verbesserte wirtschaftliche, tech­
nis<he und wissenschaftliche Zusammenarbeit 
befaßt haben ! Diese Aufgabe übernimmt jetzt 
die Europäische Sicherheitskonferenz, obwohl 
sich auch damit die Europäische Kon:tmission 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit in Genf 
und ebenfalls in Genf das GATT, das sich j a  
nicht nur mit Zollverhandlungen beschäftigt, 
damit auseinandersetzen. 

Hier gibt es ja eine Uberaktivität, die in der 
Offentlichkeit den Eindruck schafft, daß wir 
morgen eine verläßliche, exekutierbare, inter­
nationale Ordnung, die unser Dasein als freier 
und unabhängiger Staat sichert, haben. Darin 
liegt die Gefahr. 

Daher sollten Sie immer wieder in Ihren 
Erklärungen auf den langfristigen, möglichen 
Nutzen dieser Dinge verweisen, aber gleich­
zeitig in Erinnerung rufen, daß in der Gegen­
wart wir es primär sind, die unsere Unab­
hängigkeit und Freiheit sicherstellen müssen. 
Ich habe vorhin gesagt, daß das eigentliche 
Problem, nämlich die militärische Abrüstung, 
ausgeklammert wurde und daß man darüber 
in Wien wieder im Rahmen einer eigenen 
Konferenz verhandelt. 

Das bisherige Ergebnis war, daß man den 
Namen geändert hat. Bisher hat sie "Kon­
ferenz über den gegenseitigen ausgewogenen 
Truppenabbau" geheißen. Man hat nun 
monatelang diskutiert, um das Wort "ausge­
wogen" wegzubringen. Der neue Name lautet: 
"Verhandlungen zur gegenseitigen Reduzie­
rung der bewaffneten Kräfte und dazu­
gehöriger Instrumente in Zentraleuropa " .  

Inwieweit k'ann eine derartige Konferenz 
im Konfliktfall helfen? Dabei müssen wir noch 
die Grundentwicklung in den internationalen 
Beziehungen einplanen und bedenken. 

Der Erosionsprozeß - Herr Abgeordneter 
Czernetz, Sie haben, wie ich glaube, voriges 
Jahr oder vor zwei Jahren darauf verwie-

590 
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sen - im Gleichgewicht der Supermächte 
tendiert zu einem Ungleichgewicht, nicht zu­
letzt im G efolge der inneramerikanischen 
Schwierigkeiten, der Führungsprobleme der 
amerikanischen Regierung und im Bemühen 
des amerikanischen Kongresses, die Truppen 
von Europa abzuziehen. 

Europa findet für dieses bisherige Gleich­
gewicht, das eine wesentliche Voraussetzung, 
nämlich auch eine Voraussetzung für die 
Stabilität und Sicherheit eines neutralen Lan­
des ist, keinen Ausgleich.  Wir wissen doch, in 
welche Richtung die Bemühungen um die 
europäische Integration laufen. Die politische 
Integration hat an Dynamik verloren, da sie 
sich doch seit langem in einer Sackgasse be­
findet. Es gibt zähe Bemühungen, in Staaten­
konferenzen im wirtschaftlichen Bereich wei­
terzukommen. Das heißt : Von dem Gleich­
gewicht geht das eine G ewicht - das politisch­
militärische Potential der USA - in seiner 
B edeutung zurück, ohne daß es durch ein an­
deres Gewicht ersetzt wird. 

Der Schweizer Abgeordnete Reverdin hat 
vor kurzem gemeint - er hat es sehr drastisch 
ausgedrückt -, es b estehe Gefahr, daß der 
G emeinsame Markt zu einem wirtschaftlichen 
Ungeheuer wird, ohne p olitischen Kopf, ohne 
Schnabel und Krallen, um sich verteidigen zu 
können. Anschließend hat es sehr hart ge­
heißen : Westeuropa ist nicht stark, sondern 
fett geworden. 

Ich stimme bezüglich dieser Problematik 
dem früheren schwedischen Außenminister 
Wickmann bei, der am 1 4. Juli erklärt hat : 

Die Voraussetzung der Entspannung auf 
dem Kontinent besteht im Fortbestand des 
strategischen und interessenmäßigen Gleich­
gewichts zwischen den beiden Blöcken. Wo 
indes diese Voraussetzungen fehlen, entstehen 
labile Regionen. 

Nicht, daß wir von vornherein irgendeiner 
Mittel- oder Großmacht unterstellen, daß sie 
unsere territoriale Integrität, unsere Souve­
ränität bedroht oder bedrohen will. Aber es 
gibt eine gewisse Eigengesetzlichkeit der 
Großmächte , und dieser Eigengesetzlichkeit 
der Großmächte wollen wir uns in keiner 
Richtung als freier Staat aussetzen. Daher ist 
es so wichtig, daß wir bei der Behandlung der 
internationalen Situation immer wieder reali­
stisch sind und die Entwicklung nüchtern be­
urteilen. 

Gar nicht davon zu reden, meine Damen 
und Herren, daß alle diese Verhandlungen um 
Abrüstung vor sich gehen, während gleich­
z eitig seit mehr als zehn Jahren in Genf 

wieder eine andere Abrüstungskonferenz tagt, 
die vor kurzem, am 30. August, die 626. Sit­
zung abgehalten hat. 

Da sieht man doch, mit wieviel Oberfläch­
lichkeit, mit welch geringer Chance auf 
Effizienz dort gearbeitet wird. Ich betrachte es 
unter diesen Umständen sogar als gefährlich, 
wenn es in der heute schon einmal zitierten 
Umfrage über das Neutralitätsbewußtsein der 
Osterreicher heißt, daß 42 Prozent der Oster­
reicher von der UNO am ehesten wirksame 
Hilfe gegen einen bewaffneten Angriff auf 
unser Land erwarten. 

Das System der kollektiven Sicherheit, wie 
es sich in der UNO-Charta zur Friedens­
sicherung niederschlägt, hat doch bisher fast 
immer noch versagt. Die UNO hat sich ,aIs 
nützlich erwiesen als Ort der Begegnung, zum 
Gedankenaustausch. Ihre Aussagen haben 
eine gewisse moralische Kraft, aber in einem 
Konfliktfall, vor allem wenn die Interessen 
der Großmächte direkt oder indirekt impliziert 
sind, hat es das Veto gegeben. Von Vietnam 
bis zurück zu Korea konnte die UNO - und 
kann das heute weniger als damals, als noch 
die Hauptversammlung aktionsfähig war -
in keiner Weise entscheidend in einem Krisen­
fall zur Sicherung der Unabhängigkeit eines 
bedrohten Staates eingreifen. 

Herr Bundesminister! Auch wir wissen und 
sind der Auffassung, daß die Einrichtung der 
UNO als solche ein Fortschritt ist. Aber wie 
ich vorhin gesagt hab e :  Die internationale 
Ordnung, die durch sie verrechtlicht werden 
soll, ist noch lange nicht soweit wie die 
interne Rechtsordnung in den einzelnen Mit­
gliedstaaten, wo man schon - zugegebener­
weise sehr unvollkommen, aber doch - den 
einzelnen Menschen in seinem Freiheitsraum 
gegen Willkür, Unterjochung und Verbrechen 
schützen kann. Wir sind noch lange nicht so­
weit im internationalen Bereich, und es wird 
noch G enerationen dauern, um zu diesem Zu­
stand zu kommen. 

Was den Generalsekretär anlangt, der j a  
eine außerordentlich bedeutsame Rolle auf 
dem internationalen diplomatischen Parkett 
spielt, so weiß jeder von uns, daß er natürlich 
ein Exekutivorgan ist, ein Exekutivorgan des 
Sicherheitsrates und der Hauptversammlung. 

Außerdem kommt hinzu - ich glaube, auch 
das sollten wir uns in Erinnerung rufen -, 
daß im Konfliktfall es j a  in der Natur des 
immerwährend neutralen Staates liegt, daß er 
keine vertraglich Verbündeten hat, daß er 
niemanden hat, der vertraglich verpflichtet 
wäre, ihm zu Hilfe zu kommen. Auch das 
unterstreicht die Notwendigkeit eigener An­
strengungen. 
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Sie sehen, meine Damen und Herren, auf 
welch bescheidene internationale Hilfe man 
in einer Konfliktsituation rechnen kann, wie 
notwendig es ist, das unseren Menschen immer 
wieder in Erinnerung zu rufen, sie darüber 
zu informieren und nicht der Täuschung zu 
erliegen - es wäre nicht das erste Mal in der 
Geschichte -, daß man ohnehin irgendwo 
Hilfe erhält, wenn man in eine Auseinander­
setzung zwischen Großmächten oder auch nur 
in eine andere Auseinandersetzung kriegs­
mäßig eingebunden wird. Ich hoffe, daß im 
Falle Osterreichs nie der Test gemacht wird, 
wie effizient die Vereinten Nationen oder eine 
andere ähnliche Institution ist. 

So nebenbei möchte ich nur noch bemerken : 
Wenn man die Situation analysiert, kommt 
einem wirklich ins Bewußtsein, wie notwendig 
es wäre - und das, Herr Bundesminister, kön­
nen wir wirklich nicht von Ihnen verlangen -, 
daß in den Bereichen der internationalen Orga­
nisationen endlich einmal eine institutionelle 
Flurbereinigung stattfindet. Wenn man be­
denkt, wie da übereinander, parallel, gegen­
einander gelegentlich gearbeitet wird und wie 
man sich gegenseiHg beschäftigt, wie ein Be­
richt bei der OECD ausgearbeitet, zur Stel­
lungnahme dem GATT gesandt, einem gemein­
samen Komitee zur Abstimmung vorgelegt, 
in den Jahresbericht der OECD eingebaut und 
im Ministerkomitee des Europarates behandelt 
wird - und das alles um unser Geld -, so 
glaube ich, daß mein Wunsch völlig berechtigt 
ist. 

Ich gebe zu : Es geht nicht, daß man sie 
für alles verantwortlich macht, daß es für 
einen mittleren und umso mehr für einen klei­
neren Staat sehr schwer ist, Abhilfe zu schaf­
fen. Vielleicht könnte man sich aber gelegent­
lich leisten, diese Dinge kritischer im undiplo­
matischen Ton draußen in Erinnerung zu rufen. 
Unter vier Augen bekommt man ja auch von 
j edem Ländervertreter die Zustimmung zu die­
ser Beurteilung. 

Weil ich sdlOn so lange von der Sicherheits­
konferenz gesprochen habe, muß eines mit 
Aufmerksamkeit registriert werden. Ich habe 
mir vorhin erlaubt, an den Herrn Bundesmini­
ster die Frage zu richten, ob er über den Vor­
schlag des Herrn Bundeskanzlers, daß sich die 
Europäische Sicherheitskonferenz mit dem 
Energieproblem beschäftigen soll, vorher 
unterrichtet war. Wenn das nicht der Fall ist, 
wäre das ein Parallelfall, wie es seinerzeit 
geschehen ist, als der Herr Bundeskanzler in 
Straßburg vorgeschlagen hat, auf die Tages­
ordnung der Europäischen Sicherheitskonfe­
renz die Nahost-Frage zu setzen. Das hat bis 
heute bei keinem entscheidenden Mitglied der 

Sidlerheitskonferenz ein positives Echo ge­
funden. - Der Herr Außenminister war auch 
in Moskau und hat dort Schwierigkeiten ge­
habt, das zu explizieren. Es wird gelegentlich 
- ich habe das voriges Jahr erwähnt - von 
der Lust zum Fabulieren des Herrn Bundes­
kanzlers gesprodlen. Ich kann und will ihm 
das in seinem privaten Bereidl auch gar nicht 
verbieten, aber nidlt um den Preis der politi­
schen Koordination in der österreichischen 
Bundesregierung und um den Preis unseres 
Ansehens ! Idl wäre daher dankbar, wenn Sie 
auch dazu Stellung nehmen könnten. 

Herr Bundesminister !  Ich habe mir voriges 
Jahr auch die Freiheit genommen, Sie um 
Stellungnahme zu vier Fragen zu bitten, die 
sich mit Verteidigungsbereitschaft, Sicherheits­
politik und Außenpolitik beschäftigt haben. 
Ich wiederhole nur die letzte Frage. Sie lautet: 
Sind Sie der Auffassung, daß die gegenwärtige 
Landesverteidigungspolitik wirklich nirgends 
Zweifel hervorgerufen hat und unsere Glaub­
haftigkeit als immerwährend neutraler Staat 
und unsere Kalkulierbarkeit im Fall einer 
internationalen Krise gestärkt hat? 

Sie haben mir dazumal keine Antwort gege­
ben, Herr Bundesminister. Idl weiß, daß ich 
Sie dazu nicht zwingen kann. Ich habe mir 
erlaubt, zumindest diese eine Frage zu 
wiederholen. 

Ich wäre Ihnen auch dankbar, wenn Sie zu 
dem folgenden Problem noch Stellung nehmen 
könnten: Sind Sie der Auffassung, daß die 
militärische Landesverteidigung nicht nur 
einen wesentlichen Teil unserer Sicherheits­
politik, sondern nach den anerkannten Regeln 
des Völkerrechtes einen unabdingbaren Teil 
unserer immerwährenden Neutralität bildet? 
- Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie auch 
dazu Stellung nehmen könnten. 

Gesamthaft gesehen, meine Damen und Her­
ren : Wie hat sich denn die Außenpolitik dieser 
Bundesregierung seit dem Jahre 1970 ent­
wickelt? 

Sie, Herr Bundesminister - und damit die 
ganze Bundesregierung -, haben im Jahre 
1 970 die Verantwortung für eine Außenpolitik 
übernommen, die ausgezeidlnet war durch 
freundschaftliche und kooperative Beziehun­
gen zu den Signatarmächten des Staatsvertra­
ges, durch gute, großteils ausgezeichnete Be­
ziehungen zu den Nachbarländern, wo sich die 
Entwicklung außerdem laufend verbessert hat. 
Sie haben bezüglich Italien eine Außenpolitik 
übernommen, wo wir das schwierigste seit 
1945 anhängige Problem, den Südtirolkonflikt, 
durch die Paketlösung beseitigt haben. Die 
Bundesregierung ist dann nach Rom gefahren 
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und hat das dort gefeiert. Es schadet auch 
nicht für die historische Wahrheit, diese 
Arbeitsteilung auseinander zu halten : daß die 
einen hier im Padament gegen die heutige 
Regierungsfraktion die Paketlösung im Inter­
esse Südtirols und Osterreichs beschlossen 
haben und die anderen dann das gefeiert 
haben. 

Das war die Situation 1 970. Und jetzt frage 
ich mich, Herr Bundesminister, wie sich in 
diesen beiden Bereichen die Beziehungen zu 
den Staatsvertragsmächten - eine wesentliche 
Basis unserer Außenpolitik - und zu den 
Nachbarmächten seither fortentwickelt haben. 

Dazu muß ich feststellen : Mit einem Groß­
teil der Staatsvertragsmächte konnten Sie den 
Status quo aufrechterhalten. 

gesellschaftlichen Verhältnissen so positive 
und freundschaftliche Beziehungen herzustel­
len. 

Das ist heute der Stand 1973. Ich frage Sie, 
Herr Bundesminister, wo es irgendwo zu einer 
substantiellen Verbesserung gekommen ist, ich 
frage Sie, wo Sie weitergearbeitet haben. 

Vielleicht würde der Kollege Scrinzi sagen : 
Ja der Herr Bundeskanzler, die Innenpolitik, 
die SPO, der Ortstafelkonflikt! - Es ist Ihre 
Verantwortung. 

Ich glaube aber, Herr Dr. Scrinzi, Sie haben 
einmal das Wort von Jaspers gebraucht : Der 
Friede beginnt im eigenen Haus. 

Sehr wohl, sehr richtig : in einem friedlichen 
Verhältnis der verschiedenen gesellschaftli -
dlen Gruppen, in einem friedlichen Verhältnis 

Mit Frankreich haben sich die Beziehungen sprachlich unterschiedlicher Gruppen, von 

eher abgekühlt - man braucht sich nur anzu- Mehrheit und Minderheit. Das wurde zum 

hören, was über die Tischrede des abschied- ersten Mal in Osterreich seit dem Jahre 1 945 

nehmenden französischen Botschafters gespro- substantiell gestört. 
chen wird -, was sehr bedauerlich ist. Ich wiederhole : Ich registriere mit Aufmerk-

Ich möchte auch darauf verweisen : Das hat samkeit Ihre Zustimmung zu dieser Politik. 

schon mit dem fulminanten Besuch des Herrn 
Bundeskanzlers wenige Wochen vor den fran­
zösischen Wahlen bei der Sozialistischen Inter­
nationale in Paris begonnen, und zwar mit 
einem Besuch zur moralischen Unterstüt­
zung - auch das muß in diesem Hause gesagt 
werden, meine Herren von der sozialistischen 
Fraktion - einer sozialistisch-kommunisti­
schen Koalition, die im französischen Wahl­
kampf angetreten ist. 

Wo bleibt die Aussage Ihres Parteipro­
gramms : Zwischen Sozialismus und Diktatur 
gibt es keine Gemeinschaft ! ?  - Ich glaube, 
daß Sie das ernst nehmen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. S e h  n e 1 1.) Ich glaube das. Aber 
dann müssen Sie Ihren Bundesk!anzler zur Ord­
nung rufen, Herr Abgeordneter Schnell ! (Bei­
fall bei der GVP.) 

All das hat zu einer Abkühlung unserer 
Beziehungen zu Frankreich geführt. 

Wie sieht es mit den Nachbarstaaten aus? 
- Sie haben mit einem Großteil der Nachbar-
staaten den Status quo aufrechterhalten. 

Der Herr Bundeskanzler hat vorgestern das 
Wort von einer notwendigen Fortführung der 
Normalisierung verwendet, der Normalisie­
rung unserer Beziehungen. - Wenn sich etwas 
entwickelt hat, so waren es einige Ent-Norma­
lisierungen in der Außenpolitik. Diesen Vor­
wurf kann ich Ihnen nicht ersparen. 

Vielleicht sagt man : Die übliche Kritik der 
Opposition ! - Aber, Herr Bundesminister, Sie 
haben das Pech, daß der Herr Bundeskanzler 
immer die Argumente liefert. Sie haben das 
Pech, daß der Herr Bundeskanzler selbst vom 
außenpolitischen "Scherbenhaufen" gespro­
chen hat. 

Sie haben zwar später einmal gemeint, daß 
Sie nicht dieser Auffassung sind - ich hoffe, 
daß Sie das im Rahmen des Kabinetts einmal 
bereinigen können -, aber einen besseren 
Zeugen für die Qualität der Außenpolitik als 
den Herrn Bundeskanzler kann ich wohl nicht 
anrufen. Wichtig ist nicht eine tatsächliche 
Beschreibung der Situation oder die Wünsch­
barkeit oder der Inhalt der Intentionen der 
Bundesregierung, sondern wichtig ist, welche 
Stellung landere Länder zu unserer Politik be­

Die Bemühungen um eine Verbesserung der ziehen, welches Echo in anderen Ländern 
Beziehungen zur Tschechoslowakei haben vor- unsere Politik findet. 
läufig zu keinem Ergebnis geführt. 

An unserer Südgrenze Kärnten-Jugosla­
wien k,am es zu einer substantiellen Ver­
schlechterung der Beziehungen zu einem wich­
tigen N achbarstaat ; die gesamte Außenpolitik 
der letzten 20 Jahre war stolz darauf, daß es 
uns gelungen ist, zu einem Staat mit anderen 

Glauben Sie, daß so eine Politik richtig ist, 
daß sie kalkulierbar ist, daß sie verläßlich 
ist, daß man auf die Kontinuität unserer Poli­
tik vertrauen kann, oder glauben Sie es nicht? 
Die Reaktion im Ausland ist Ihnen bekannt, 
und der Herr Bundeskanzler hat das selbst 
en tsprechend qualifiziert. 
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Ich habe mich vorhin mit der Außenpolitik 
1 970173 beschäftigt. Wie sieht es mit der 
Außenpolitik im Jahre 1 913 aus? 

Wir haben einen Stufenplan zur Beilegung 
des arabisch-israelischen Konfliktes entwickelt. 
Er ist sofort verschwunden. Er wurde abge­
trieben. Man hat nichts mehr davon gehört. 

Wir haben im Sicherheitsrat hinsichtlich 
einer Nahost-Resolution, die wir unterstützt 
haben, eine heftige Kritik der Araber erlebt. 

Wir haben im Juli 1 973 wieder einer anti­
israelischen Resolution zugestimmt, die am 
US-Veto gescheitert ist .  

Sie selbst, Herr Bundesminister, haben eine 
Initiative bezüglich der Zukunft des Europa­
rates ergriffen. Ich habe sie vorhin kurz er­
wähnt. 

Wie sieht es mit der Zukunft des Europa­
rates aus ?  - Ich möchte unterstreichen, daß 
ich diese Bemühungen für sehr positiv halte, 
aber ich glaube, auch hier waren Sie nicht 
gut vorbereitet. 

Sie haben meiner Erinnerung nach vorge­
schlagen, daß sich vier Außenminister des 
Ministerrates des Europarates damit beschäf­
tigen : Was ist die Zukunft des Europarates, 
wenn sich nebenbei ein Padament, die Kom­
mission einer erweiterten Europäischen Wirt­
schafts gemeinschaft, immer mehr Kompeten­
zen arrogiert? 

Am 1 4. Mai wurden nicht die vier Minister 
beauftragt, sondern es wurden sechs Missions­
chefs beauftragt, und da waren nicht einmal 
Osterreicher dabei : Es wurde zwar ein schwe­
discher Missionschef ersucht mitzuarbeiten, 
ein schweizerischer Missionschef, aber wir 
blieben ausgeschlossen. 

Soviel ich bisher höre, war eine der wesent­
lichen Aussagen dieses Berichtes, daß man 
über die gegenwärtigen siebziger Jahre hinaus 
über die Zukunft des Europarates überhaupt 
nichts sagen kann. Das ist also ein etwas 
dürres Ergebnis.  

Herr Bundesminister! Ich glaube daher, daß 
man das Jahr 1 973 außenpolitisch durchaus 
als glückloses Jahr einstufen kann. Ich möchte 
gar nichts dramatisieren - die Gefahr in der 
innenpolitischen Auseinandersetzung ist 
immer sehr groß -, aber die Schatten auf der 
Glaubhaftigkeit unserer Außenpolitik, die 
Zweifel an einer klaren Linie unserer Neutra­
litätspolitik sind gegeben. Das ist für uns 
Anlaß genug, daß wir nie einer solchen Außen­
politik, nie einem solchen Kapitel zustimmen 
könnten. 

Uberhaupt, was diese vielen Initiativen an­
belangt, meine Damen und Herren: Es wird 
ja sehr oft von der aktiven Neutralitätspolitik 
gesprochen. Die aktive Neutralitätspolitik 
eines immerwährend neutralen Staates muß 
ihre klaren Schwerpunkte haben und soll sich 
im politischen B ereich zurückhalten. Wir müs­
sen nicht überall p olitische Adabeis spielen. 
Ich glaube sogar, daß das gefährlich ist, und 
möchte das Wort des Schweizer Außenmini­
sters gebrauchen, der am 5. März 1 968 gesagt 
hat, daß sich der Schweizer Bundesrat bei 
seinen Vermittlungs bemühungen auch von 
dem Wunsche nach einer maximalen Wirksam­
keit bei seinen Handlungen und Haltungen 
leiten lasse, und er fügte hinzu : 

Diese Wirksamkeit ist an gewisse Regeln 
der Zurückhaltung gebunden. Das Vertrauen, 
das in einer solchen Situation einem möglichen 
Vermittler von beiden Seiten entgegenge­
bracht werden muß , erwirbt man nicht am 
öffentlichen Platz. 

Das ist eine Regel, die eine Außenpolitik 
der Nüchternheit auch bei uns stärker beach­
ten sollte. 

Natürlich kann sich der immerwährend neu­
trale Staat nicht freuen und sagen : Fein, daß 
es uns gut geht, die anderen lassen wir strei­
ten ! Es leitet sich aus der Tatsache und dem 
Vorteil der neutralen Stellung natürlich auch 
eine moralische Verpflichtung ab, sich auch in 
der internationalen Gemeinschaft für den Frie­
den einzusetzen. Aber in einer anderen Art. 

Ich glaUbe zum Beispiel, daß sozusagen die 
vierte Säule der Außenpolitik, wie sie der 
Kollege Karasek einmal genannt hat, die Tätig­
keit im sozial-humanitären Sektor, eine 
wesentliche und prioritäre Aufgabe des immer­
während neutralen Staates sein soll. 

Meine Damen und Herren ! Weil gestern 
beim Kapitel Bundeskanzleramt mein Name 
im Zusammenhang mit der Kritik im Bereich 
der Entwicklungshilfe Osterreichs genannt 
wurde : Wir könnten sehr viel an moralischem 
Ansehen und auch an Potenz gewinnen, wenn 
wir zeigen würden, daß es uns ernst ist mit 
dem, was von unseren Vertretern zwischen 
New York, Paris und Wien verkündet wird. 
(Präsident P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Ich darf daran erinnern, Herr Bundesmini­
ster, daß Osterreich, was die Prozentsätze des 
Bruttonationalproduktes anlangt, in seinen 
Leistungen von 1 970 von 0,67 Prozent auf 
0,54 Prozent im Jahre 1912 abgefallen ist. Was 
die öffentliche Leistung, die Leistung der 
öffentlichen Hand :anlangt, ist Osterreich von 
einem Prozentwert, der ohnehin schon tief 
genug war, weiter zurückgefallen. 
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Bei der Prüfung im Entwiddungshilfekomi­
tee in Paris hat es im Jahre 1 972 geheißen, 
daß angesichts der gefestigten wirtschaftlichen 
Lage in Osterreich weder der mangelnde Fort­
schritt in Richtung auf die Zielsetzungen der 
Entwicklungshilfe in den finanziellen Bedin­
gungen noch die volumensmäßige Abnahme 
der öffentlichen Hilfe gerechtfertigt ist. Die 
Bundesregierung wurde also für ihre geringen 
Anstrengungen im Bereich der Entwicklungs­
hilfe offiziell kritisiert. Es wäre eine moralische 
Verpflichtung Osterreichs, sich hier stärker zu 
profilieren, wobei das Ganze noch dadurch 
unterstrichen wird, daß der Ministerrat am 
8. September 1 970 diese Verpflichtung Oster­
reichs auch offiziell zur Kenntnis genommen 
hat. 

Ich weiß, Herr Bundesminister, daß das nicht 
leicht ist. Aber das ist eine Komponente unse­
rer Außenpolitik, wo Sie aktive Neutralitäts­
politik betreiben können. Man soll sich nicht 
von jenen Gebieten der Außenpolitik zurück­
ziehen, die die schwierigsten sind. Statt dessen 
beschäftigt man sich viel mit j enen Elementen 
der internationalen Politik, die am leichtesten 
sind, weil die zu nichts verpflichten. Man redet 
über Entspannung oder legt den einen oder 
anderen Vorschlag mehr - es ist wahrschein­
lich der zweihundertste - in irgendeinen 
Korb der Sicherheitskonferenz. 

Das alles verstehen wir unter der Forderung 
nach einer mehr nüchternen Außenpolitik. 

Ich möchte, meine Damen und Herren, diese 
Ausführungen doch in einigen G rundsätzen 
zusammenfassen. 

Ich glaube, daß eine verläßliche Sicherheits­
politik für unser Land sowohl eine kontinuier­
liche kalkulierbare Außenpolitik wie auch eine 
glaubwürdige Politik der geistigen, wirtschaft­
lichen und militärischen Landesverteidigung 
benötigt. (Beifall bei der avp.) Keine Alter­
native, Herr Bundesminister, sondern "sowohl 
als auch".  Es wäre auch das ein kleiner Bei­
trag, wenn Sie das so deutlich aussprechen 
würden. 

Ich möchte zweitens unterstreichen, daß die 
Aufrechterhaltung des strategischen und inter­
essenmäßigen Gleichgewichts zwischen den 
beiden Blöcken in unserem Interesse, im Inter­
esse des immerwährend neutralen Staates 
liegt. 

Gleichzeitig soll dieses politische, dieses 
militärische Spannungsverhältnis durch lang­
fristige realistische Entspannungsbemühungen 
auf einer j eweils tieferen Ebene stabilisiert 
werden. Die wachsende Zusammenarbeit über 
ideologische Grenzen hinweg ist ein wesent­
licher Beitrag zum Abbau des Spannungsver­
hältnisses auf einer j eweils tieferen Ebene 

bei der Aufrechterhaltung des Gleichgewichtes 
zwischen den großen Staaten, vor laUem den 
beiden Blöcken. 

Zur Sicherung dieses Gleichgewichtes und 
auch zur Vermeidung irgendwelcher Friktio­
nen in Mittel- und in Westeuropa in der Zu­
kunft liegt es im Interesse des immerwährend 
neutralen Staates, daß nicht nur die wirtschaft­
liche, sondern die politische Integration der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wächst 
und sich laufend intensiviert, auch wenn wir 
als immerwährend neutraler Staat an dieser 
wachsenden Integration nicht teilnehmen kön­
nen. 

Fünftens : Der Abschluß von Sondembkom­
men, die wir mit der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft angestrebt haben. Was vielleicht 
in Zukunft wieder eines Tages notwendig sein 
wird, ist nicht das Anstreben einer einseitigen 
PrivilegiensteIlung durch asterreich. Solche 
Sonderabkommen - wir haben im vergange­
nen Jahr ein solches mit der EWG abgeschlos­
sen - liegen nicht nur im Interesse Oster­
reichs, sondern auch im Interesse der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, denn die 
Sicherung des Status der immerwährenden 
Neutralität ist ein spezifischer Beitrag zur 
Stabilität im europäischen Raum. 

Ich würde sagen, daß die immerwährende 
Neutralität überhaupt ein unspezifiischer Bei­
trag zu den allgemeinen Entspannungsbemü­
hungen ist. Sorgen Sie dafür, Herr Bundes­
minister, daß die Außenpolitik nach all diesen 
Ereignissen, wie ich sie hier kritisch aufge­
zählt habe - nach Schönau und nach dem 
Ortstafelkonflikt, um nur zwei Beispiele zu 
nehmen -, wieder auf einer verläßlichen, 
den Schwankungen der Tagespolitik und dem 
Parteienstreit entzogenen Maxime begründet 
wird. 

Wir sind bereit, die Außenpolitik wieder 
außerhalb des Parteienstreits zu stellen. Aber 
es muß hier eine entsprechende Leistung der 
Bundesregierung erbracht werden. Wir haben 
nie erklärt, wir seien zur Mitarbeit nicht be­
reit. Es liegt an der Bundesregierung und an 
der Mehrheit in diesem Haus zu beweisen, 
daß Sie nicht nur in Worten, sondern auch in 
Taten die Zusammenarbeit aller Parteien dies­
bezüglich anstreben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Luptowits. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Luptowits (SPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus !  Geschätzte Damen und Her­
ren ! Kollege Fi.edler hat heute eine Rede zur 
Außenpolitik Ig,ehalten, eine Rede, die von 
vor'gestern mit Schablonen von vor'9'estern 
war. Ich glaube, er hat eine Rundum-AUacke 
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geritten. In dies,en Tonfall ist Ja auch mein 
geschätzter Vorredner, KoUege Mock, ver­
fallen. 

Ich gl'aube : W,enn man eine Politik der 
Bundesregierung - vornehmlich die Außen­
politik - kritisi,ert, dann sollten doch in dem 
Konzept, das hie,r vor,g€tr,ag,en wurde, auch 
neue Schwerpunkte, neue Ski'zzen erkennbar 
s ein. Es .sollte ,erkennbar sein, w,ie man neue 
Modelle, wie man diese Außenpolitik gestal­
tet. Es scheint mir also, daß das strategische 
Prinzip wiliklich nur die Rundum-Attacke war, 
ausgenommen die Ausführungen vom KoUe­
gen Kamsek, der sehr ,differenziert ,gesprochen 
hat. Ich we,rde darauf ,aber auch noch zu 
sprechen kommen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
das, was KoUege Fiedler heute hier gesagt 
hat, wirklich nicht dazu angetan war, daß man 
ein Konzept mit knapp gesdzten Schwer­
punkten erkennen konnte, sondern er hat nur 
wvge Uberlegung,en hier plak,ativ vOIlgetragen, 
ohne ,konkr,ete Ziele zu iskizzieren. Das scheint 
mk 'aber wirklich 2luwenLg zu sein. na fällt 
mir ein, wie es in der "Arabella" heißt : "Aber 
der Richüge, wenn's ,einen ,gibt . . . " 

Ich glaube, meine (Damen und Herren - vor 
allem Herr Kollege Fiedler -: Wenn Sie 
schon nicht G eschichte machen können in d er 
Außenpolitik, dann sollten SLe doch Politik 
machen, die einer kritischen Analyse stand­
hält. (Beifall bei der SPO.) Denn das, was 
Sie heut,e hi,er uesagt haben, Herr Kollege 
Ftedler, wird sicher einer kliitischen Uber­
prüfung nicht standhalten können. 

Es ist interessant und es ist vielleicht immer 
wieder gut, wenn man vor solchen Debatten 
in Büchern schmökert und nachHest, was For­
scher, was Wissenschaftler, was Politik,er zu 
solchen Frag'enkomplexen 'gesagt haben. 

Ich habe mir Max W,eher . . . (Abg. Dok tor 
F i e d I e  r: Es wäre besser, wenn Sie die 
Protokolle von 1 966 bis 1 970 lesen würden!) 
Herr Kollege Fiedler, Sie kommen noch dran, 
ich werde Si,e . . . (Neuerlicher Zwischenruf 
des Abg. Dr. F i e d I e  r.) Herr Kollege Fied­
ler, Sie kommen mir nicht ung,eschor,en heute 
weg. Das muß ich hier ,ganz offen sagen. 
(Heiterkeit) 

Aber ich werde Sie, Herr Kollege Fiedler, 
nicht mit meinen Worten .straf,en, sondern ich 
werde Max W,eber 'zu Hilfe nehmen. Was 
heißt zu Hilfe nehmen? - Er hat das so 
treff,end g,es'agt, daß ich ,es auf keinen Fall 
besser könnte. Man soll doch den anderen, 
die es besser können, die Au�g,abe üherlassen. 

Max Weher verlangt vornehmlich drei 
Qualitäten, die für den Politiker entscheidend 
sind. Er v,erlangt Leidenschaft, Verantwor-

tungsgefühl und Augenmaß, wobei er unter 
Leidenschaft die Hing,abe 'an eine Sache, an 
den Gott od·er Dämon, wie er sagt, versteht, 
der ihr Gebieter ,ist. Und ,er sagt : Sie, die 
Leidenschaft, macht nicht zum Politiker, wenn 
sie nicht .als Dienst an einer Sache die Ver­
antwortlichkeit gegenüber d1eser Sache zum 
entscheidenden Leitstem des HandeIns macht. 
Und dazu bedarf -es - und das ist die ent­
scheidende psychologische Qualität des Politi­
kers - des Augenmaßes , der Fähigkeit, die 
Realitäten mit innerer Sammlung und Ruhe 
auf sich wirken 1ass,en, also:  der Distan-z zu 
den Ding,en und Menschen. 

Und letztlich - sagt Max Weber $0 tref­
fend - wird Politik mit dem Kopfe g emacht, 
'nicht mit an der·en Tei1en des Körpers. 

Einen g anz tdvialen, lallzu menschlichen 
Feind hat der Politiker täglich und istündlich 
zu überwinden : die ,ganz '9'emeine Eitelkeit, 
die Todf.eindin ·aller sachlichen Hingahe und 
aller Distanz, in diesem Fall, der Distanz sich 
se�bst g,egenÜiber.  

Er schließt dieses Kapitel ab und sagt : Denn 
es ,gibt letztlich nur zwei Arten von Todsünden 
auf dem G ebiet der Politik : Unsachlichkeit und 
Vemntwortungslosigkeit. Dann die Eit,elkeit :  
das Hedürfnis, s'elbstmÖlglich in den Vorder­
grund zu tr,eten, führt den Politiker ·am stärk­
sten in Versuchung, eine von beiden oder 
beide zu hegehen. 

Meine Damen und Herren! Dem, was Max 
Weber 'gesagt hat, hahe :ich nichts hinzuzu­
fügen. Natürlich konzedi,ere ,ich auch der 
großen Oppositionspartei, daß sie für eine 
einheitliche Außenpolitik und für Uberein­
sUmmung in außenpolitischen EntscheLdung,en 
eintritt. Dr. Kirchschläger hat das in seinem 
Vort'rag vor der "Gesellschaft für Außen­
politik" in ,großartiger W·eise dar,gestellt und 
hat gemeint: W'enn di·ese Außenpolitik ,auch 
in den Medien den Widerhall findet - das 
heißt, wenn die Außenpolitik der Bundes­
regierung mit den in den Medien vertretenen 
Meinungen konform ,geht -, dann ist diese 
Außenpolitik doch wirklich von einer breiten 
Offentlichkeit ,getragen. 

Trotzdem kann es kein Dogma s,ein, daß 
alle politischen Entscheidungen immer ein­
stimmi'g ,erfollgen müssen, vielmehr gibt es 
natürlich 'auch in der Außenpolitik MehI1heits­
entscheidungen. Und bei einer aktiven Außen­
politik - wie es quasi vom KolLegen Mock. 
etwas spöttisch hemerkt wurde - wird es 
natürlich immer Mehrheitsentscheidungen 
geben müssen, Ich habe verstanden :  Sie mein­
ten das Wort "aktiv" unter Anführungs­
zeidlren, wollten also zum Ausdruck 'bringen, 
daß wir uns nicht in Dinge einmischen sollen, 
die uns quasi nichts angehen. 
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ICh frage mich nur, ob das heute bei einer 
rotierenden . Welt überhaupt denkbar ,1st. 
Wenn KissiIllger mit dem Flugzeug um d i e  
Erde rast, wenn s i ch  die Wleltpolitik täglich, 
fast stündliCh änd,ert, da sollen wir in unserem 
Schn eck,eIlih aus stillsitzen und sagen : Laßt 
doch -die ,anderen Politik 'betreiben ! - Wir, 
glückliches o.steneich, sollten daran nicht teil­
haben? Ich nehme 'an, daß Sie, Hem Dr. Mock, 
es Inicht IS O drastisch ,gemeint haben, ,glaube 
aber, daß man so etwas ein bißchen über­
spitzen s oll, damit die Dinge, di,e Dr. Mock 
kritisiert hat, richtig v,ers-tanden wer-den. 

Meine Damen und Herrenl RJational läßt 
sich auch in der Politik erörtern, ob ,ein be­
stimmtes Ziel zu erreichen ist, welche Mittel es 
erfordert und welche Fol'gen, welche Konse­
quenzen - in Verfolgung dieses Zileles - sich 
ergeben. Aber wenn die Alternativen soweit 
geklärt sind, dann geht die .eilgentliche politi­
'sche Entsch,eildung - so glaube ich - um 
den Vorrang des ,einen oder des ·anderen 
Ziel,es. Hier, meine Damen und Herren, wo 
es um die Rangordnung von Interessen, um 
die Rangordnung von W,erten 'geht, kann man 
selbst nicht immer - das ist f.ast nicht mög­
lich - rational sein. Daraus ergeben sich 
eben die differenten Auff.as.sungen. 

Ich 'glaube, keine der Entscheidungsphasen 
in der Vergangenheit und a:uch in der Gegen­
wart hat zu ·einer Krise des Staates ,geführt. 
Man kann daraus k eine Genahr für die Stel­
lung Usterreichs ,in der Welt a:bl.eit'en. Ich 
glaube, daß die eine oder 'ander,e Entschei­
dung, die vielleicht ,ei/nen Knick gebracht hat, 
unterdessen gebilliigt WUIide. Der Außenmini­
ster wird von den Nachrichten, die er von 
den Diplomaten bekommen hat, mehr Details 
hier zur Sprache bring,en können. 

Meine namen und Heuen! Natürlich ent­
spricht es der Natur der pluvaIistischen Demo­
kratien des W'e5tens, Iq,aß sie auf einem Kon­
sens der über'g,roßen Mehrheit, der tra'genden 
Parteien über die Grundwerte der Gemein­
schaft beruhen. Aber über die Rangordnung 
und über die Wertol1dnung - das ist der 
Dissens - gtbt es eben geteilte Auff.assungen. 
Das hat sich ,in der Geschichte bei aHen großen 
Entscheidung,en immer manifestiert. Ich sehe 
daraus keine Gefahr für den Staat, ich sehe 
in di'eser Pol,arisi,erung keine Gefahr, denn 
die wesentlichen Brtahrungen aus der alten 
Demokratie haben ,gezeigt, daß g,erade lauch 
Phasen der Po},arisi,erung zu ,einer :besseren 
ErneUung und Klarstellung der einzelnen 
Parteien geführt haben. 

Natürlich körunt,e es - theor,etisch ist es 
nicht auslzuschließen - zu Staatskris·en führen, 
wenn eine Partei in ·einer Totalfeindschaft zur 
anderen verharrt. Das ,gibt es bei uns nicht, 

denn ich glaube, daß wir ,eine a'llf Gewalten­
teilung und .auf Minderheitenschutz, also auch 
Schutz der OppositionsparteLen, gegründete 
Demok!ratie haben und daß wir uns immer 
wi,eder b emühen, KOiffipromi:ss,e und Konsens 
zu finden. Wenn dieser Konsens nicht möglich 
ist, ist natürlich die Regierung, ist die Mehr­
heitspartei verpflichtet, Beschlüsse 'zu fassen. 

,Meine Damen und Herren I Di,e Frage der 
N eutr,alität wunde immer wieder hier ange­
schnitten. Uber di,eses Problem wurde schon 
x-mal auf hohem Niveau ,disk'llUert. Kollege 
Karasek hat --:. w,ie g8sagt - zu diesem 
Thema sehr d ifferenziert gesprochen, im 
Gegensatz zu Kollegen Hedl,er. Aber aus einer 
SackJgas.se kommt auch er nicht heraus. Ich 
verstehe Sie, KoUege Karasek, wirklich nicht, 
daß Sie immer wieder in dieser Sackg,ass,e bei 
der Frage der Teilnahme Osterreichs an der 
Konfer,enz in A},gi.er verharren. 

Kollege Scrinzi hat 'di,ese Teiln ahme auch 
in meinem Sinne interpretiert. Ich kann mich 
nur dem anschließen, denn man kann doch 
wirklich nicht in einer Welt, die so bewegt ist, 
plötzlich sagen : Wir sind einfach nicht da. Ge­
rade bei diesen Staaten ist es notwendig, Kon­
ta.kte zu knüpfen. Man sollte j ede Gelegenheit, 
jede Chance nützen, mit diesen Staaten ins Ge­
spräch zu kommen. 

Warum soll das unseren NeutraHtätsstatus 
verletzen? Neutralität kann man doch nicht 
als ein statisches Problem auffassen, sondern 
Neutralität muß dynamisch 'sIein, muß sich 
immer den neuen Geg·ebenheiten anpassen. 
Natürlich weIden wir die ,im Staatsvertra:g 
festgelegten Verpflichtungen erfüllen. Das 
kann uns j ed och nicht hindern, eine Außen­
politik zu betreiben. Wür.den wir ,eine Politik 
in dem Sinne betreiben, daß wir uns sozu­
sagen ,aus der Weltpolitik absenHeren, ·dann 
möchte .ich di,e Kritik, die 'geäußert würde, 
gerne hören. Eine A:bsentZ aus der WeItpolitik 
ist auch für Osterreich undenkbar ! (Beifall bei 
der SPtJ.) Di'e Neutrlalität unseres Landes ist 
viel, viel Ibesser g,eschützt, wenn wir an der 
Weltpolitik 'aktiv 1:eilnehmen und uns aktiv 
einschalten. 

Meine Damen und Herren ! Wir vergessen 
immer wieder, daß jed e  Neutralität - die 
Neutralität der Schweiz, Schwledens und auch 
unsere - aus historischen Geg,ebenheiten 
doch völlig anders - vie1leicht in Grundl'agen 
manchmal ähnlich - ist. Unsere Neutralität 
ist doch 'aus ·einer geschichtlichen Epoche ge­
boren wor.den, in der der ZwaIltg dazu so 
stark war. Ich bitte mich j etzt nicht festzu­
na'g,eln, wenn .ich ,sage : Es war vielleicht eine 
g:emußte Neutralität. Das heißt, daß es gar 
keine 'andere Möglichkeit .gab. Das war die 
Chance für Osterreich, um aus diesem 
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Dilemma her-auszukommen! Aus dieser ge­
schichtlichen Tatsache ,heraus muß man unsere 
St-eHung als neutraler Staat verstehen. Unser 
Neutralitätsstatus ist  kein Exportartikel, er 
eignet sich nicht dafür. Aber daß die Neutrali­
tät für uns,er Land und auch für die Sicherheit 
anderer 'europäischer St'aaten Nutzen bringt 
-. das, :glaube ich, ist doch unbestritten und 
sollte wirklich nicht :in Streit ,gestellt werden. 

Kolle'g-e Karasek hat -bekla-gt, daß das Image 
Osterreichs in der Welt gelitten habe. Dem 
steht das gegenüber, was Dr. Gr-edler vor 
weni,g·en T,agen in einem Vortrag ,gesagt hat : 
daß sicherJich das berühmte Erei-gnis von 
Schönau ·einen Knick :gebracht hat, aber d aß 
diese Dinge unteI1dessen auch längst überholt 
sind und die Welt zu ·anderen Themen über­
gegang-en ist. 

Man sieht ,also, wie schneUebig die Zeit 
ist, und man sollte nicht k,rampfhaft Ding·e 
suchen, die ,einfach nicht mehr ·existent sind. 
Gerade KoUege Kamsek -als Igelernter Diplo­
mat kennt ja das Instrumentarium d er Diplo­
matie und sollte Bescheid wissen, wie sich 
die Ding·e entwick-eln. 

immer den Adressaten venmißt, denn der 
Adressat Außenminist-er oder der Adress'at 
Parlament ist sicher sehr interessant, .ich 
möchte das nicht missen wollen; aber ich 
glauhe, daß die Mö.gLichkeiten, hier .auf eine 
wesentliche Änderung einzuwirken, doch sehr 
beschränkt sind. Das Segment, das uns zur 
Verfügung steht, .ist wirklich .sehr klein. Sie 
kennen wahrscheinlich selbst diese Möglich­
keiten. 

Er hat sich auch etwas kritisch geäußert zur 
Frage der Sicherheitskonferenz, der auch ich 
etwas kritisch gegenüberstehe. Ich muß es 
ganz offen sagen : Ich halte von der Wiener 
Konferenz viel mehr, ich glaube,  daß die 
prakti schen Ergebnisse in der Wiener Kon­
ferenz eher da sein werden als die bei der 
Sicherheitskonferenz. Ich halte diese Dinge 
wirklich für sehr problematisch. 

Ich habe einen Artikel in die Hand 'bekom­
men, was der französische Außenminister 
Jobert in diesem Zusammenhang in Helsinki 
ge5la-gt hat. Er wmde ,gefrayt, was -er wohl 
seinem Sohn sagen würode, und 'Zwar ver­
ständlich, ohne zu lügen, wenn 'er di·e Bedeu­
tung der Europäischen Sicherheitskonferenz zu 
erklären hätte. Jobert sagte, er .g.ebe sich 
selbst die Antwort, daß er .si·e eine Hoffnung 
nennen würde. 

Kollege Scrinz.i hat sich zu -einer ,aktiven 
Minderheitenpolitik bekannt, er hat ,ein Be­
kenntni.s zur Minderheit abg,elegt. Die Ge­
spräche in der Kontaktkommiss.ion, in der ich 
als Vert,reter meiner Partei, d es Klubs sitze, An anderer Stelle kehrt seine tief.gründi,ge 

sind wirklich .so, wie er es hier 'geschildert Skepsis wieder, und er sagt : Was ist diese 

hat. Ich bin voller Hoffnung, daß auch di-e Konferenz? Ein zu ehr,g,eiztges Unternehmen? 

avp eines T'a,g,es doch den W'eg zu dies.em Ein Versuch ohne Zukunft? Ein praktischer 

Kontaktkomitee finden wird ,  denn es war joa T�st für di·e Ents?,annufilg? Ich
. -glaube, daß 

der aVP-LandeshauptmannsteUvertreter Ba- ?leSe .Konferenz em V-er:such, ·eIne Hoffnung 

eher, der di.eses Komitee angeliegt hat. Man l
Ist, eme 

.. 
Hoffnung für di,e Menschheit, ich 

sollte sich wirklich diesen Wünschen nicht I 
glaube, fur uns alle. 

verschließen. (Abg. D e u t s c  h m a n n: Was Damit möchte ich die kritischen Bemerkun­
soll denn das heißen? Das stimmt doch nichtf) gen, die Kollege Mock hi-er ,g,emacht hat, ab­
Der Bache,r hat di-e Ortstafelkommission vor- schließen, weLI .ich noch zu eini.gen Ding,en 
geschlagen. (Abg. D e u t s e h  m a n  n: Aber etwas :sagen möchte und ich mich Ja an meine 
nicht das Komitee!) Ja, die Kommission - ich I Redezeit halten will . 
sa'ge es j etzt noch einmal - hat er vorg,e­
schlagen. Aber ich würde es 'begrüß-en, wenn 
Sie auch -arm Kontaktkomitee teilnehmen wür­
den. Vielleicht er.gäbe sich hier eine Gesprächs­
basis mit der Minderheit. Ich kann das unter­
stützen, was der Kollege Scrinzi hi-er dazu 
ges'agt hat. Alles landere möchte 'ich hier nicht 
diskutieren, weil ,ich meine Stellungnahme in 
diesem Hohen Haus schon zwei- oder dreimal 
fixiert habe. Ich habe von dem, was ich damals 
gesagt habe, nichts zurückzunehmen, weil ich 
mir immer ,gut überJ.eg-e, was ich hier sage 
und d azu .stehe. 

Kollege Mock hat Kritik geübt, das heißt., 
ich wußte gar nicht,  wohin er hinaus will. 
Er hat hi'er eine Philippik'a gegen inter­
nationale Institutionen geritten, nur den 
Adres:saten hat er nicht 'genannt. Ich habe 

Es ist noch von keinem Redner etwas über 
die Auslandskulturpolitik gesagt wonden, die 
ab kommendem J aJhr völHg .in die Kompetenz 
des Außenministers überg-eht.  Ich 'glaube, daß 
die kulturelle Außenpolitik 'als eine dr.itte 
Säule der Außenpolitik ang-esehen werd.en 
kann. Neben der politischen und der wirt­
schaftlichen halt·e .ich die kultur·elle Außen­
politik für eine sehr entscheidende dritte 
Säule. Ich ,bi'n -sogar der ket'zerischen Auffas­
sung, daß die kultureUe Außenpolitik in den 
nächsten Jahren und J,ahrzehnten wahrschein­
lich einen stärkeren Akzent in der g,esamben 
Außenpolitik haben wJrd. Ich würde das nur 
begrüßen. Ich kann heute nicht im Detail 'auf 
diese Dinge eingehen. Wir haben j a  einmal 
sehr ausführlich im Jahre 1 968 bei einer 
Enquete, die Herr Kollege Karasek organisiert 
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hat, über die Ziele und Formen der kultur,ellen ' wir für dies,e kulturelle Zusammenarbeit lauf 
A ußenpolitik diskutiert. parlamentari:scher Ebene eine ständige Kom-

W: . ollten ,glaube :ch ·u s,ere kulturelle mission einrichten wÜl1den, besetzt mit P1arla-Ir s ,  1 , n 
t "  . t . K 11 d' 

Außenpolitik neu übel1denken und auch neu men anern, In:nt m er,eSSlerten 0 egen , Ieses 
" D . . ' ' ch  Hauses, mit Leuten ,aus der Auslandskultur-onenheren. enn es smd, so meme 1 , neue 

ITk . K oo tl D ' t OO d' K . 
Gesichtspunkte dazugekommen. Ich habe da- P? 1 I , ,�l1t uns ern . lese s an Ig,� ��ml�-

1 b ' d: , 'K If· " J 'h 1 968 h Sion ware sOtZ'Usagen das KorrektIv fur dIe ma s , eI l,eser on erenz 1m a re sc on 
A I d k I l 't ·k ·b 1 ·dJ. ·t '  0 0  

ge s'a,gt, man sollte s.ich nicht nur ,auf die us an s u turpo 1 1 ; a' er '9 el zel I,g ware 

schönen Künste und ,auf die Wissenschaft kon- sie das Gr,emium, wo man über weitere Ent­

zentrieren, denn was die Länder der Dritten wicklungen reden könnte, wo man über di,e 

Welt vor allem brauch,en, ist j a  tätioge Hilfe. Auslbildung, über die Fortbildung diskutieren 

I h h b damal woOO rtl" h e a t 'hnen könnte. Ich weiß n:icht, w,ie Sie darüber den-c ,  I a e ' S '  lC ,g s g  : l' zu 
helfen, ihre IgeschichtLiche Ver,gangenheit so-
zusa'gen 'ausgrab.en Z'U helfen. Es müßten also 
AnthropolOog,en, ,es müßten Okonomen da sein, 
und es müßt'en Leute da sein, die etwas vom 
GenosS'enschaftswes,en v,erstehen. Das, meine 
Damen und Herr,en, verstehe .ich unter einem 
erweiterten Kulturbegriff, denn nur so können 
wir dies.en Ländern der Dr,itten Welt helfen. 

Ich 'gI,aube, daß :ger,ade di,e Ges,amtheit des 
menschlichen Lebens in der kulturellen Außen­
politik ,eine Rolle spielen sollt,e. 

ken, ob sich das realisieren läßt. 

Hier wäre auch eine intensive Zusammen­
arbeit von Bundes- und Landesbehörden mit 
den kulturellen Mittleror'9anisationen zu er­
möglichen, mit der Arbeit, di,e von khchlicher 
Seite, vom Osterreichischen Gewerkschafts­
bund und ander,en 'Mittlerorgarüsationen be­
reits geleistet wild. Aber alles läuft 'so neben­
einander. Das kommt mir so vor, wie wenn 
ich griechische Säulen nebeneinandersteIle 
und ,es fehlt der 'groß,e überwölhende Bogen. 
Ich 9laube, Igerade in der kulturellen Außen-

Meine Damen und Herren! Ich glaube, 'daß politik sollte man di,eses System der inten­
wir schon einmal über dieses Problem disku- siven Zusammenarbeit zwischen Bund, Län­
Hert haben ; ich möchte mich also nicht wieder- dern und 'MittleroIiganisationen, die ja heute 
holen. Nur eines möchte ich noch Idazu sag'en :  schon zum Teil im Ausland tätig sind, fördern. 
Es kommt miir he.i der kulturellen Außen- Dadurch gä'be es ein ,besseres Informations­
p olitik nicht nur darauf ,an, was wir biet'en system, die Zusammenarbeit im P,ersonal­
können, sondern wir sollten die anderen Völ- wes,en wäre effektiver, und auch eine Rationa­
ker ,zum Gegen'angebot ,animieren, um ,ein lisierung in der MittlertäUgkeit er,gäbe 'sich. 
Wechsels��el zu er�ielen. Unsere Auslands-

I
' Damit würde ich also sagen: Es sind Org,ani­

kulturpolI��k ,�uß SIch 'an den Interes;se.�, an sationsfragen, und es sind Fragen der geisti­
de? .

Bedurfmssen 
,

unsere� 
. 

P,artI1erland�r gen Grundlagen. Sekundäres und Wesent­
O'f�entIeren. ?az� wud naturhc� notwendl,g liches miteinander gemi:scht, 'soHte in dieser &�m, da.ß WH dl'e MenschHn, dIe Beamten, ständi'gen Kommission :beraten werden. Denn 
dIe I�amlt zu tun h�ben wer�en, entsprechend die Hauptfl1age ist ,für mich immm - wenn 
'ausbIlden, daß SIe FortbILdungskurse be- ich im Ausland !bin hör,e ich das immer 
suche

,�
' I?as gilt für all� .diej :n:i'gen, .die in der wieder von unseren

' 
:beamteten Diplomaten, 

auswarilgen KulturpolItIk tabg sem wollen. von unseren beamteten Kulturschaffenden Wir werden uns wahr:scheinlich dar,auf eini,g'en draußen _: Wie kann ,ein Dauerkontakt zwi­
�üss,en, daß wir die spektakulären Dinge, wie schen den leitenden V'erwaltungsstellen im 
dIe Entsendung großer Orchester �d��, 

ander�r 

I Inland und allen freien Igeistiogen Kräften ?ruppen" zugunsten 'anderer Akhvüate�, dIe 0, hne Bevormundung einer Seite erzielt wer­
lcb vOI'hm ,genannt habe, etwas redUZIeren. den? Das ist das Problem. Wie 'spi.elt sich 

W.ir müssen natürlich auch in den einzelnen das in Wi,rkl ichkeit ab? In W,irklidr�eit spielt 
Räumen Schwerpunkte setz'en. Aher ich will sich das im Rahmen der Ausl'andskuJturpolitik 
das j.etzt nicht im Detail sagen, das war ein h auptsächlich ,im privaten Bereich ab. Die 
konkret,er Vorschlag, HeH Bundesminister. wesentlichen Kontakte und Anregung'en be­
Beru�en wir eine neue Enquete über di,eses kommt man im p ersönl ichen Gespräch, und 
Problem in etwas kl,einerem R,ahmen mit das, .glaube ich, sollte man für die .ges,amte 
einem gezielten Personenkr,eis ein und über- Auslandspolitik nutzen. 
denken wir die Neuorientierung der gesamten Ich bin also der Meinung, daß 'ger,ade die 
A'uslandskulturpolitik. Ich gla'11be, !cl'aß hier auswärtig,e Kulturpolitik solche Anregungen 
sicherlich neue GeSichtspunkte und neue Ge- von draußen hekommen sollte, und wir sollt,en 
danken 'geboren und formuHert werden sie ,als Anregung für uns,ere A<rbeit herein-
können , holen. 

Einen zweiten Vorschl'ag erlaube ich mir Meine Damen und Herren! Die ö.st'erreichi-
hier zu machen. Ich !habe den Eindruck, daß sehe Außenpolitik ist ogoeprägt vom Staratsver­
es vielleicht :gar nicht so schledJ.t wäre, wenn trag und von der Neutralität, Die österreichi-
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sche Außenpolitik ist aber darüber hinaus 
geprägt von den joeweilig€n Persönlichkeiten, 
die diese Außenpolitik entscheidend heein­
flussen. Ich Iglaube, ohne überhelllich zu sein, 
mit Stolz s.agen zu können, daß sich die öster­
reidrische Auß'enpolitik, wie si,e heute von 
der Bundesr.egierung, aber auch von den Par­
lamentariern ,g,eprägt w.ird, üheroall sehen las­
sen k,ann. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Professor Dr. Ermacora . 

AJbgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident ! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Ich Ibin an sich darauf ,abg,estellt, über die 
Südtirolfrag'e etwas Näheres zu sagen, aber 
gestatten Sie mir doch eine Gruppe ·antikriti­
scher Bemerkungen in bezug auf die impro­
visierten Anfangsa'usführungen des Herrn 
Abg,eordn eten Cz.ernetz , A:usfÜlhrungen in be­
zug lauf die Ausführungen und die Kritik des 
Herrn Abgeordneten Luptowits und ·dann auch 
,eine kritische Bemerkung zu den 'abgerundeten 
Versuchen des Herrn AbgeoI1dneten Dr. Scrinzi 
zu machen . 

Wenn Herr Abgeordneter Luptowits davon 
gesprochen hat, daß er ogeWiiss,e Zweifel ,an 
der Leidenschaft, dem Verantwortungsbewußt­
sein und dem Augenmaß von Ausführungen 
eines Vorredners 'hegt, 'so möchte ich doch 
deutlich machen, daß Sie ni,emandem die 
Leidenschaft für die Politik ,in diesem Hause 
absprechen können. Ich :glaube , Sie können 
auch niemandem das Verantwortlichkeits­
bewußtsein ,an einer richtig,en AußenpoUtik 
und vor lallem das Bewußtsein für eine konti­
nuierliche Außenpolitik absprechen ; was das 
Augenmaß ang·eht, Herr Abgeordneter Lupto­
wits, ·so d arf .ich doch auf eine Formulierung 
verweisen, Idi,e der Herr Auß,enminister Kirch­
schlä'g,er in einem Vortrag vor der Außen­
politischen Gesellschaft gebr,acht hat, die man 
auch in einem Aufsatz, den Herr National­
r,atsp,räsid ent Benya in der "Republik" über 
den modernen P,arlamentarismus Igeschri.eben 
hat, findet, nämlich daß die Minderheit das 
Recht hat, ihre Bedenken Ig,eltend zu machen . 
Hier, Herr .A:bgeordneter Luptow,its , macht die 

rung igemacht, und .daher ,gibt es überhaupt 
keine Mitentscheidung'smöglichikeit über di,e 
Schwerpunkte als die Kritik zu diesen. Das 
ist die Problematik der Außenpolitik . Wo es 
,eine Mehrheitsentscheidung ,im Hause ge­
geben hat, die die Auß.enpolitik berührt hat, 
Herr Abgeordneter LuptowHs, da war d iese 
Mehrheitsentscheidung so fehlerhaft, daß Ex­
perten jetzt .schon ,ein Jahr daran arbeiten, 
um diese Mehrheitsentsch·eidung wiederum 
umzuändern. Konkret meine ich die Kärntner 
Ortstafelfrage ; das war die einzige Frage in 
diesem Hause, die eine .außenpolitische Bedeu­
tung hatte, wo das Problem der Entscheidung 
der Auß,enpolit!ik - sieht man von Staats­
v,erträ'gen ab - poarl,amentarisch transparent 
gewesen i:st. 

Daher ist Ihre von Max W,eher bezogene 
Dreiei.g ensch·aoftsbheorie des Politiker.s - über­
tragen auf die.ses Haus und .auf Albgeordnete 
der Opposition - vom Fachlichen her sicher 
nicht ,so zutreffend, wie Sie ·es überz,eugend 
haben dal1steUen wollen. 

Ich mqchte 'aus dem Referat des Herrn Abge­
ordneten Czernetz d ie FraJge nach der Zustän­
digkeit des Herrn Bundesministers für Aus­
wärtige Angeleg,enheiten 'in Fmgen der Lan­
desverteidigung her,ausstellen. Das neue Bun­
desministeriengesetz enthält  in der Anlage 1 
die deutliche Aussag,e, daß jeder Bundesmini­
ster in Angelegenheiten der Lande.sverteidi­
gung in seinem Ressortbereich zuständig ist. 
Der Herr Bundesminister für AuswärUge An­
gelegenheiten .ist lin dem Moment 'g,anz aHge­
mein für Fragen der Landesverteidigung 
zuständig, wenn in diesen Fragen der 
Landesverteidigung die Außenpolitik eine 
entscheidende Rolle spielt, denn der Herr 
Bundeskanzler hat vor eInIgen Tagen 
deutlich gemacht, daß eine gute Außen­
politik in Kombination mit ,einer LaIlJdesver­
teidigungspoHtik ,eine .gute Sicherheitspolitik 
ausmacht; 'allso schon vom Politiischen her ge­
sehen trägt der Herr Bundesmirlister die Ver­
antwortung und ,selbstver.ständlich vom 
Auß enpolitisch,en her; das g·ehört zum Pro­
bl emkre.is des Artikels 13 des Staatsvertrag,es , 

Opposition ihr·e Bedenken in hezug auf die Ich finde es - ich würde nicht s agen, unge­
Schwerpunkte dieser Außenpolitik ·geltend . heue rlich , das wäre eine Ubertreibung - doch 
Wenn Sie nun sagen, daß man sich ,eben den i befremdend, w,enn der Herr A'bgeopdnete 
Mehrheitsentscheidungen in einer Demokr,atie Czernetz von den Illusionen über die Ver­
unterwerfen müsse - ich gestehe ein, daß teidigungsmö glichkeiten des K1einsta ates ge­
dieser Gedanke der Meh:rheitsent'scheidung sprochen hat . Wir sollen keine Illusionen 
von Locke 'aufwärts bis zur Gegenwart 'sicher- haben, sondern wir ·sollen den Willen haben, 
lieh die Prägung des P,arlamente,s bietet -, diese Verte'idi'9ungsbereitschaft zu tragen ! 
so muß ich dazu feststellen, daß Sie uns keine Geradezu f(3ll:sch war es, w,enn er pathetisch 
Möglichkeit bieten, Mehrheitsentseheidungen von der Existenz der Bereitschaftstruppe ge­
zu akzeptieren oder nicht zu ak'zepHeren , denn sprochen hat, denn wenn er von ,einer 
es gibt im Hause außer der Zustimmung zu 1 5 .000 Mann stark,en Bereitschaftstruppe 
Verträgen überhaupt keine Mehrheitsentschei- spricht, dann kennt er die Heeresor,ganis ation 
dungen j die Außenpolitik wi'I1d von der Regie- 1 972 nicht und kennt damit auch nicht die Ant-
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worten, die der Herr Bundesminister Lütgen­
dorf im Budrgetaus,schuß beim Kapitel Landes­
verteidigung zu di'eser Fra'ge g,egehen hat. Es 
k,ann keine R,ede davon s�in, daß wir eine 
15 .000 Mann starke Be�eitschaftstruppe haben. 

Herr Abgeordneter Czernetz hat vergessen, 
auf eine Erfahrung, die a11S dem vierten Nah­
ostkrieg zu !Ziehen ist, hinzuweiisen und die 
nach meiner f.esten Uberzeugung Berücksich­
Ugung in unserer V.erteidigungspoliHk wird 
finden müssen, nämlich auf die Erfahmng, daß 
es zu Konfliktsituationen ohne Vorwarnung 
kommen kann und daß damit die Mobil­
machung nicht mehr das 1geei'gnete Mittel ist, 
um einem Konflikt, der ohne Vorwarnung ein­
tritt, ,entg,egenzutreten. Diese Erkenntnis mili­
tärstr,ategischer Natur ist von solcher Bedeu­
tung, daß sie nach meiner festen Uberzeugung 
alsbald Eingang in die Beurteilung der öster­
r,eichischen Verteidigungsfähigkeit finden 
müßte. 

Der Herr Abgeordnete Czernetz hat relativ 
lebhaft, als ob er es uns 'zum Vorwurf machen 
wollte, von :der Eröffnung der Gel}eralver­
sammlung und von der Möglichkeit 'gespro­
chen, daß man darüber nicht diskuUeren 
konnte. Ich möchte ,aher dazu sagen, daß die 
provisorische Tagesordnung de'r G eneralver­
sammlung in einem UNO-Dokument, dessen 
Symbol .ich nicht vor mir habe, um den 
1 5 .  Juni herum schon erhältlich gewesen ist.  
Idl wollte schon immer fragen, warum man 
denn nicht schon dieses Dokument der provi­
sorischen Tagesordnung den V,ertr,etern im 
Außenpolitischen Ausschuß - wobei .ich nur 
Er,s atzmitglied bin, das möchte ich hinzu­
fügen - zur Verfügung 'g,estellt /hat und 
warum man nicht schon !im Juli über diese 
Fl'a.ge diskutieren konnte. 

Ich komme nun zu j enem Teil meines 
Debattenbeitrages, den ich mir vorbereitet 
habe, den ich nicht improvisiert hier halte. 

Ich hahe mich ,gefreut, daß man den Beamten 
des Hauses dankt. Natürlich gilt auch mein 
Dank den Beamten des Haus,es. Aber nur 
symbolisch die Hände schüUeln ist etwas 
zu wenig. Man muß ihier doch etwas tiefer 
greifen und ernsthaft die Frage nach den Aus­
landsbezügen stellen. Im J ahre 1 972 wurden 
die Auslandsbezüge der im Ausland tätigen 
Beamten um 10 Millionen erhöht. Aber die 
ungeheuren Teuerungen der westlichen Welt 
wurden im wesentlichen nicht abgegolten und 
konnten nidlt aufgefangen werden, insbeson­
dere j ene Teuerungen, die sich durch di,e Ab­
wertung des DoUaDS erg,eben haben. 

Es ist auch die Fmge zu steHen, ob das 
Wohnungszuschlagssystem befriedi,gend Ige­
löst :ist, insbesondere in j enen Staaten bezie­
hungsweise Orten, wo die Wohnungsmieten 

unverhältnismäßi.g höh,er sind ,als di,e Isonsti­
gen Lebenskosten. Ich denke hier insbesondere 
an unser,e Beamten in Genf, wo die Kosten­
schere bel g,rößerem WOIhnl1aumbedarf un­
weigerlich in die Gehälter der Beamten ein­
.greift. Ich würde doch die Frage steiten, ob 
man im Zusammenhang mit dieslern Problem 
'im Hause, in Ihl1em Hause, Herr Bundesmini­
ster, die entsprechenden Berechnung,en ,ange­
stellt hat. Hiefür sind die Berechnungen nicht 
allzu 'schwierig, w.eil der Personalstand in 
Ihrem Ministerium j a  nicht so groß ist. Was 
beahsichU,gt man hier er.nsthaft, um die Härten 
des EinzelfaUes, die da und dort ,erhebliche 
sinld, aus1zugleichen? Ich glaube, das ,ist mein 
Beitr,ag für den D ank an di,e Beamten, indem 
ich mich in diesem Moment für diese FIiage, 
die meiner Meinuug auch eine Frag,e der 
Dienstfreudigkeit J:st, eins,etz,e. 

Herr Bundesminister ! Si,e sprachen kürzlich 
über die Demokratie und die Außenpolitik :in 
der Außenpolitischen G esellschaft. Hter 
möchte ich- nur 'ein Wort über die Transparenz 
ver,lier,en. Es ,g,enügt nicht tmmer, Idaß die 
Kritik der Entscheidungen in �rg,endwelchen 
Gr,emien transparent Igemacht wird. Ich glaube, 
es ,ist einfach notwendig, daß Ihre Außen­
politik, bevor Entscheidungen .g.etroffen wer­
den - Entscheidungen, die Ihnen natürlich 
zukommen, das bestreite ich natürlich über­
haupt nicht -, im Hause transparent gemacht 
wird. Die padamentarische Transp'arenz 
sche:int mit ein wesentliches Element der 
Demokratie der Auß,enpolitik !Zu sein 

Herr Bundesminister ! Verehrte Damen und 
Herren I Ich darf auf ·einzelne Fr:a'g,en der Süd­
tirolpolitik zu ,sprech,en kommen. Ich möchte 
hier hervorhe'ben, daß Siie , Herr Bundesmini­
ster, im BUidgetausschuß de,s Parlamentes nach 
wie vor - ,auf Fr'aJgen des Dr. Scrinzi und 
auf meine Ffiage - di,e Südtirolproblematik 
und d,ie Südtirolpolitik als eine Hauptaufgabe 
der österreichischen A:ußenpOlliUk angespro­
chen haben. 

Es gibt zwei Hauptfraogen hie'bei und eine 
Fr,age,  die etwa im enHernten damit zusam­
menhängt. Die Hauptf.rage ist das Problem 
des Paketes und die Durchführung des P,aketes. 
Die zweite Hauptfrlage ist IdaJs Bemühen um 
di,e Hochschulausbildung .der Südtiroler, ,sei 
es in Osterroeich, sei es in ItalLen, sei es gar 
in Südtirol. Und das dritte Problem, das mit 
diesen ibeiden Fragen zusammenhängt, ist Ihr,e 
Haltung 'zum alpenländischen RegJonaliSiIllus. 

W'as die Fr,a'g,e des Paketes angeht, so hat 
sie zwei Komponenten : .auf der einen Seite 
die Durchführung des Paketes ,an und für sich 
und .auf der 'anderen Seite die Durchexerzie­
rung des Operationskalenders. Diese Kompo­
nenten sind heute hineingestellt in die 'italieni-
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sche Gesellschaftsp olitik , in die Beziehungen 
von Wien zu Innsbruck und in die Südtirol er 
Gesellschaftspoliti:k. Ger.ade in der letzteren 
hat sich seit IZw,ei Wochen nach meiner Mei­
nung ein '9'anz tief.greifender Wandel mani­

festi ert , indem der parteipolitische Pluralis ­

mus nunmehr zu einem Element der Südtiroler 
Landschaft geworden i.st .  

Ich sp reche deshalb von einem Uef,greifen­
den W'andel, weLI in der Situation, in der 
,sich Südtirol befindet, nämlich nach wie vor 
eine Minderheit im italienischen Staatsvolk 
zu sein, die ZerspliUerung einer ,Minderheiten­
vertr·etung .an sich ein 'grundlegendes Problem 
i st, das nicht nur die Minderheitenpolitik in 
Südtirol betrifft, ,sondern allgemein ein Pro­
blem der Minderheitenpolitik ist. 

Ich pel1sönHch könnte mir vorsteHen, daß 
dieser Entw.icklungsvol'gang als ein Reif'e­
prozeß zu bez·eichnen ist , wenngleich in die­
sem Entwicklungsprozeß auf der ianderen Seite 
möglicherweise sozusagen eine offiziöse Ver­
elsäs-serung des Südtirolproblems Platz grei­

fen könnte. Das ist ,eine Feststellung, kein 
Urteil. Ich spreche mich nicht für daJs eine oder 
gegen das ,andere 'aus, ·sondern möchte nur 
die hei.den Positionen herausstellen . 

Nach wie vor ist O.sterreich nach dem 
Pariser Abkommen eine Scbutz;macht für die 
Inter-essen der Südtirol,er oder Südtirols. Eine 
Schutzmacht hat diese Entwicklung mit ,zu 
'berücksichttgen . Damit :hängt nun -eng zusam­
men die Fra·ge, wie die österreichische Außen­

politik zum Standpunkt der Paketdurchfüh­
rung und zum Stand des Operationskalenders 
steht. 

Ich würde im G eg.ensatz zu Herrn Abge­

ordneten Dr. Scrinzi sag·en, tdaß die Paket­

durchführung - gemessen an den HaJieni­
sehen politischen Hedingungen , gemessen an 
der 'g,eschichtlichen Entwicklung italienischer 
Außenpolitik in bezug auf die nationale Frage 
und die Brenner:grenze - als befriedi gend zu 
bezeichnen ist, wenngle!ich, und das möchte ich 
hervorheben, in Schlüsselfrag,en bei der Durch­
führung des P,aketes, die das Pariser Abkom­
men unmitte1barst betreffen, ibis heute keine 
Er.gebnisse ·erzielt wUIden. 

Das würde :sich, wenn man es nicht infor­
mativ durch Privatgespräche erfahren woll te, 
aus einem Artikoel Benerlikters ergeben , der 
deutlich macht , daß die Durchführungsbestim­
mungen hins:ichtHch Proporz und Sprachge­
br·auch noch nicht ·erlassen wurden, daß -die 
Anstr,engung-en, diese aus,zuarbeiten, ein 
HauptanSiatz der nächst-en Monate sein so,1.1. 
Gel'ade dieses Problem - Proporz und 
Sprachenf,r.age - ist mit ein e!1gentliches Pro­
blem des Artikels I des Pariser Abkommens. 
W'ir 'haben wohl befr.ied1gende P,aketdurch-

füh rung ·auf allen j enen Gebieten, die im Zuge 
des Trendes zum italienischen Regionalismus 
hin liegen , aber wir haben hier in diesen 
beiden Punkten, wo es um die Stellung der 
Volksgruppe -als solche '9.eht, keine.swelgs die,se 
Fortschritte zu verzeichnen . Ich möchte das 
einfach formal feststellen, auch hier, ohne ein 
Urteil über offiziöse Verelsässerung auf der 
einen Seite, Reifeprozeß auf der anderen Seite 
oder Europäisierung Cl!uf der dritten Seite ab­
zug,eben. 

Was nun die Meinung des Herrn Dr. Scrinz i 
angeht , so möchte ;ich 'ganz ,ausdrücklich fest­
stellen, daß, vom Formailen 'her g·esehen, die 
Italiener in der Durchführung des Operations­
kalenders nach meiner Kenntnis der italieni­
schen AJbwickllung des Op-er,atJionskJalenders 
- und ich möchte ihier von mir behaupten , 
daß ich für ,eine .geraume Zeit ·sowohl der 
Tiroier LandesI'Bigierung aLs auch der öster­
reichischen Bundesregierung als Experte g,e­
dient habe und mich daher in der Sache wirk­
lich ,gut auskenne - schon b eim Punkt 1 0  
und beim Punkt 1 1  stehen, während die öster­
reichische Position vor dem Punkt 9 hält. 

Punkt 9: Parlamentarische Verabschiedung 
des IGH-V,ertmges. Punkt 1 0 :  Verabschiedung 
der einfachen italienischen Gesetze - das ist 
geschehen . Punkt 1 1 :  Erl'assung der Durch­
führungsbestimmungen zum italienischen Ver­

fassungsgesetz - das ist etwa halb, hcdb 
geschehen. 

W.ir sind also 'heute in einer Kompromiß­
situation insofern, als die Italiener ,zwei 
Punkte weiter sind , als Sie ·es sein .sollten, 
aber wir dennoch wissen, daB es his zum 
20. Jänner 1 974 nicht zu einer votllen Erlas­
sung der Durchführungsbestimmungen kom­
men kann. Das ist wohl IIichUg . Hier er,gibt 
.sich nun, nach meiner festen Dberzeugung . . .  
(Abg. Dr. S c r i n z i :  Davon habe ich ge­
redetf) Bitte, ·aber das muß man im Zusammen­
hang mit 9, 1 0, 1 1  sehen, Herr Primarius . 

Hier steht nun die österreichische Außen­

politik nach meiner festen Uberzeugung vor 
einer sehr p �ekären außenpolitischen Entschei­
dung : wie si.e die ProbJematik der Op erations­
kalel1Jderpunkte 9, 1 0, 1 1  lösen will . Und hier, 
Herr Bundesminister, halbe ich eine Anr.egung 
auszusprechen, di,e s.icherlich die Anregung 
aller sein kann : daß man skh nach der ver­

änderten politischen Landschaft in Südtirol .so 
rasch wie möglich , sei es in Wien oder in 
Innsbruck, an einen Tisch setzt und unter Bei­

zi-ehung aller, die in der Südtirolfmge etwas 
auszusagen haben, über die Notwendigkeit 
des nächsten Schrittes berät. Ich ,glaube, dieses 
Zusammentreffen könnte auch wesentUch dazu 
beitragen , daß wieder einmal größere Harmo­
nie herrscht, als sie in der Vorwahlzeit in 
SüdNrol be.standen hat. 
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Ich brauche hier nicht weiter darauf einzu­
gehen, daß es p.er-sonen der SPO gewesen sind, 
die in den Wahlkampf um Jenni eingegriffen 
haben - ich stelle das nur f,est. Und hier hat 
sich eine gew.isse DishaI1Il1onie ,ergeben, und 
es ,g;ilt , wieder die Harmonie ,herzustellen . 

Als zweites wesentliches Problem in der 
Durchführung des Paketes und in der Verwal­
tung der Autonomie tilSt da das Personal­
problem wichtig. Hat die Pro\pinz genug aus­
g,ebildetes Pel"sonal, um die ihr hier zukom­
menden neuen Aufg,aben zu tra,gen ? Und da 
erhebt sich nun die Grunds,atzfra.g,e : Wo ,soll 
dies e  AUSlbi1dun,g erfolgen , wie soU sie erfol­
gen und w.er soll diese AusbiLdung durch­
führen, sowetit das ,eine Ausbilldung ,ist, die 
auf akademischem Boden erfolgen soll ? 

W,ie Sie, Herr Bundesmini'Ster, im Aus,schuß 
gesagt haben, laufen unte r  Ihrer Ve rantwor­
tung Verhandlung,en zWLschen Italien und 
Osteueich :bezüglich der Fr,age Innsbruck­
Padua-Bozen lan. Wie nun diese Verhand­
lungen laufen, das list nicht transpar,ent, nur 
eini.ge w.enige wisls,en ,es. Ich we:iß ,es zum 
Beispiel nicht, wie die Verhandlungen laufen, 
welches die einz,elnen Schwerpunkte s!ind. Ich 
glaube , auch hier müssen 'g,emeinsame Wege 
alsbald 'geg·angen werden, um ,einen nach allen 
Seiten !abge,sicbert·en Plan in dieser Ange­

legenheit verfol:gen 'zu können. 

Diese Fmge ist /insofern eine auß.enpolitische 
- selbstverständbch -, als Sie die Verhand­
lungen führen, verantwortlich führ,en , ,aber 
darüber hinaus ,a,ls sie tief !in die Problematik 
des europäischen Regionalismus hineinreicht. 
Wir alle wissen vom Reogionali.smus der 
Alpenreg;ion, über sozialistische Vorstellungen 
vom Regionalismus . Ich 'glaub e, hi,er wäre es 
eine Aufgabe der Außenpolitik, Her,r Bundes­
mirrister, daß man sich auch ,an e:inen Tisch 
setzt und einmal den Begriff des Regionalis­
mus, hevor man ständig verschiedene Bedeu­
tu ngen in <der Offent1ichkeit v,erwendet, klar­

stellt. 

Was heißt Regionalismus ? Ich persönHch, 
Herr Bundesmintster, meine, daß man sich zum 
Regionalismus Lm Stinne des Begriffes des 
Europarates bekennen muß, zu dem grenzüber­
schreitenden Regionalismus , der Teile eines 
Staates in eine regionale Verbindung bringt . 

Ich gl,auhe , so Lst 'auch von Tirol aus der 
Re.gionalismushegriff zu verstehen ,bez:i'ehung,s­

weise wird ,er tin der Arbeit, die vor all,em 
vom Landeshauptmann Wallnöfer initiiert 
wurde und nun vom Institut Duo Reg.io 
Alpina getragen wird, verst'anden. Es wäre 
notwe,ndi,g , das Prolblem in den Griff zu he­
kommen, 'ins,besondere die ,FrCiJg,e der Begriffs­
bildung herauszusteHen. 

Herr Bundesminister ! Ich möchte zum Ab­
schluß e,ine Frage stellen, die ich Igestern ver­
geblich ,an den Herrn Bundeskanzler .gestellt 
hab e ;  ich möchte hier nur die Froage steHen, 
möchte aber keine weiteren Uberlegungen ,an­
knüpfen. 

Aufmerk:sam geworden hin ich durch eine 
Tanjuk-Meldung vom 23. November ,dieses 
Jahres , wo es heißt, daß von Vertretern Jugo­
slawiens und Osterre:ichs zu Anfang dies,es 
Jahres diplomatische Gespräche über die For­
derung nach Rückgabe des jugoslawischen 
Archi vmaterioals aus Osterreich stattg,efunden 
haben. Es hahen ,dann lebhafte Di.skussionen 
in parlamentarischen Gremien Jugoslawiens 
st,attgefund en . 

Ich darf Sie aufmerksam machen - d as 
werden Sie j a  wissen -, daß es sich hi,er 
um den VertrCiJg 602 'aus 1 923 handelt, und 
hier wäre i ch  für .die Auskunft darüber dank­
bar, obwohl die Auskunft nur zu einem Teil 
in Ihre V,erantwortung fällt, 'zu einem .anderen 
Teil in die Verantwortung des Herrn Bundes­
kanzlers bezüglich des Archivmateri,als an 
und für sich und zu einem Teil in die Länder­
verantwortung. Wie !haben Sie auf diese parla­
mentarischen Interventionen ,in jugoslawi­
sehen Regionen reagiert, und wie steht es um 
die Behandlung dieser Frage ? 

Herr Bundesminister ! Ich möchte CiJm Ende 
meiner Ausführungen eine Kritik arubringen, 
wieder :im Kreis der kl1itiJkhaften B emerkun­
gen, die ich in Form ,einer Antikritik zu Herrn 
l;upto�its ,gebracht tb,abe, zu Herrn Dr. Scrinz,i 
und zu Herrn Prof,essor C�ernetz . 

Es geht mir bei der Außenpolitik um das 
Problem der Vorausschaubark:eit der Auß,en­
politik und der Koordination der Außenpolitik . 

Die Fra'ge der Koordination der Außenpolitik 
hat zwei Ebenen: eine Ebene, die die Opposi­
tionsparteien betrifft, und eine landere Ebene, 
die Ihr Ressort selbst betr,ifft. An der Spiit�e 
dieser Ressortkoordinationsfr,agen möchte ich 
Sie noch einmal ,auf die F�age aufmerksam 
machen, die 'ich im Ausschuß gestellt habe 
und die Sie mir nicht be,antwortet haben. 
Nach dem Bundesministeriumgeset,z wel1den 
Si,e die Mö;glichkeit haben, durch Verordnun­
'gen Kompetenz.en Ihres Ministeriums 'auf 
andere Bundesministeri,en zu ÜJbertJiagen. Wer­
den Sie von dieser Kompetenz al,sbald oder 
zumindest in ahsehbarer Ze:it Gebrauch 
machen ? 

Was nun die Koordination ang,eht , Herr 
Bundesmlinister , habe ich eine ganze Liste 
von F,akten, aus denen hervoI'geht, daß die 
Koordination mit Ressorts oder mit dem Herrn 
Bundeskan;zler entweder übellhaupt nicht statt­
gefunden hat oder nicht b efriedi,g,end war. 
Koordination Außenpolitik - Landesverteiodi-
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gung; Koordination in bezug ,auf die sehr lament und der parlament,arische Ausschuß 
deutlichen Erklärung,en des Herrn Bundes- sein. (Beifall bei der O VP.) 
kanzlers in der ungarischen Akademie der Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Wissenschaften Sie wissen um den Herr Abgeordnete Peter. Er hat das Wort. 
Rapatzkyplan ; Si,e haben mir daraufhin eine 
Antwort ·gegeben, 'aber die Antwort war in 
bezug auf die KoordinaHonsfrag,e nicht be­
friedigend -; Koordination in bezug auf den 
Lütgendorf-Besuch in Cypern und seine allen 
Konv,entionalregeln widersprechende militäri­
Ische Benivolenz gegenüber türkischen Ein­
heiten, weiters - ich brauche das nicht zu 
frCIJgen, ich stelle dieses ProMem ,auf - die 
undichte Kooperation in der Schönau-Ang'e­
legenheit, das Problem der Kooper.ation im 
Regionalismusbereich. Das ist nicht nur eine 
Frage der Außenpolitilk, das :ist ,auch eine 
Frag,e ,der InnenpoliNk. Ich glaube, hier müß­
ten Sie abklären beziehungsweise müßte abge­
klärt worden seiJn. 

Eine Koordination :in einem sehr sdüa,g­
zeiIenhaft vOfgetrag,enen Antrag des Herrn 
Bundeskanzlers Kreisky, schon vor einiger 
Zeit, er werde die Frage der Wehrdienstver­
weigerung auf das Programm der Euro­
päischen Sicherheitskonferenz setzen, vermisse 
ich ebenfalls. Ich hatte mir gestern erlaubt, des 
Herrn Bundeskanzlers Id'een oft ,als färbilge 
Seifenhlasen 'zu hezeichnen. Das ist in der 
Zeitung groß gestanden, aher s either hört 
man nichts mehr. Er mußte aber wissen, daß 
das eine völHg unreaHstische Unternehmung 
gewesen wäre ; ich brauche das nicht weiter 
zu e:r;klären. 

Die Konferenz der arabi:schen Botschafter 
mit dem Herrn Bundesk,anzler war meiner 
Meinung ein Pwblem der Koordination. 
Ebenso der .B.ericht über die Zukunft des 
Europarates - ,er Hegt nun heute vor, n!icht 
hier vor uns, aber 'er liegt vor, Herr Bundes­
minister -, wie ist das koordiniert? 

Herr Bundesmini,ster ! Man wird natürlich 
die Frage steHen, wo denn die Ursachen ,all 
dieser Koordinationsschwächen, ,so w:i,e ich sie 
sehe, sind. Ich habe darauf eine kl,are Ant­
wort : Die ,eine, die .grundlegende Ursache, ist 
in der ambition:ierten Ste!lhmg des Herrn 
Bundeskanzlers in FIia:gen der Außenpolitik 
zu suchen, und hier kommt er mit Ihnen, 
Herr Bundesminister, in 'gewiss·en Probl,emen 
in Konkurrenz. 

Herr Bundesminister, wenn :man von einer 
einheitlichen Auffrassung spJ1icht - !in dem 
Vortr,ag, den Sie in der Auß'enpolitischen 
Gesellschaft gehalten haben, suchen Sie eine 
einheitliche Auffassung in der Außen­
p olitik -, so muß es ein Forum g,eben, um 
diese EiITheitlich�eit herzustellen. Das kann 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren ! Bei ·einer Budget­
debatte liegt es :in der Natur der Sache, daß 
sich die Kräftekonzentration der Oppositions­
parteien g,egen die BundJesregierung richtet, 
besonders dann, wenn dies,eilbe mit einer ·abso­
luten Mehrheit ausgestaUet ist. 

Ich hatte heute nicht die Absicht, die Oster­
reichische Volkspartei von diesem PI,atze ,aus 
anzusprechen. Da aber der Herr Abgeordnete 
Mock seiner Verwunderung Ausdruck v,er­
liehen hat, daß dte fr,eiheitliche Fra'ktion nach 
den AusfüJhrungen des Abg,eordneten Scr:inzi 
dem Kapitel Äußeres zuzustimmen beabsich­
tigt, darf !ich mich mit dieser "Verwunderung" 
auseinanders,etzen, zumal ja dier Herr Ahge­
ordnete Mock im Zusammenhang mit dieser 
Fr,a:ge d.ie Problematik einer ·etw.a�g,en "höhe­
ren Strateg,ie" der Fre�heiUichen Part,ei ·auf­
geworfen hat. 

Herr Abgeordneter Mock, die Zustimmung 
der FPO-Fr,aktion hat ,grundsätzlich nichts mit 
einer "höher,en Strategie" zu tun, ,sondern ist 
vielmehr in einer Uberlegung begründet, die 
uns Freiheitlichen von Haus aus nicht f,remd 
war und deren .sich di,e Osteneichische Volks­
partei .in den letzten Wochen mehr und mehr 
zu bemächUgen scheint. Während w:ir Frei­
heitlichen seit Jahren und schon :in der Zeit 
der OVP-AlleinIiegierung eine differenzierte 
Oppositionspolitik ,gegenÜJber der j eweiUg,en 
R,egier:ung betrieben haben und betreiben, hat 
die Osterreichtsehe Volk,sp artei erst auf :ihrer 
allerjüngsten KI,ausurt'ClJgung in Ba,dgastein 
den Wert einer diff·erenzierten Oppositions­
politik entdeckt. Aber anscheinend haben sich 
der Partei obmann und der Klubobmann der 
Usterreichischen Volkspartei mit dies,er diffe­
renzierten Oppositionspolitik in den Reihen 
der eigenen Partei und in d:en Refhen des 
eigenen Klubs noch nicht durchig.es,etzt, denn 
sonst hätten Sie ja nicht Lhrer "Verwund.e­
rung" Ausdruck verleihen hrauchen, Herr Ab­
geordneter Mock. 

Di,e differenzierte Oppositionspolitik be­
steht für uns Freiheitliche unter anderem 
darin, daß wir dort, wo di:e staatspoHHschen 
G emeinsamkeiten 'gegenübe,r den Gründen für 
die Kritik überwiegen, eben differenziert 'ent­
scheiden und trotz der kritischen B emerkun­
gen, w,ie sie der Abgeordnete Dr. Scrinzi 
heute zum Ausdruck. Igebmcht hat, dem K,apitel 
Äuß,eres zustimmen werden. 

nicht - sosehr ich es schätze - ein Privat- Alber lassen Sie mich - da Sie ja das Thema 
gespräch sein, ,sondern das k,ann nur das Par- außgeworfen haben; ,ich hatte n:icht die Abs'icht, 
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es zu tun - auf diese von Ihnen auf,g,eworfene I sät,ze iJhrer eig.enen Entscheidung von Bad-
Fra,ge etwas näher eingehen. gastein heute wieder einmal ve,rstößt, ,geht j a  

Ich darf Ihnen zur Aruffrischu Ihres Ge- auch aus der Berichterstattung der "Salzburger 

dächtnisses und weil  dre beide�
g 

P.ersönlich- Nachrichten" über diese KI,a�surtaJg'l�IlIg vo� 
keiten, die ich j etzt zHielie, für Sie übe�zeugen- 3 1 .  OktO'b�r 1 9�3 hervo

.
r, �orm ,es heIßt

.
: "DIe 

der sind ,als meine AI1gumente, den Herrn ?VP hat SIC� DI'enst� Jll 'ihrer K}.ausur,s�tzu�g 

Bundesparteiobmann der Osterreichischen m B adgast
.
em auf eme neue u��, WIe 

.
s�e 

VOilikspartei und den Herrn Klubobmann der glaubt, wlrkung:svolilere OpposlhOnispohhk 

aVP-Nationalrats�raktion erwäJhnen die in festgelegt, um das Image einer ,Neinsager­

Gastein unter ,anderem 'foLgendes z�m Aus- partei ' zu korrLgier,en." 

druck brachten. Ich zHiere zuerst Herrn Doktor Sie können heim Imag·e einer Neinsager-
Schleinzer : partei ,  Herr Abg,eordneter Dr. Mock, bleiben. 

Oppositionspolitik ,auf Schw,erpunkte kon­
zentrieren. Das w.ird urus nur ogelinlgen, wenn 
wir in Zukunft ,eine differenziert'e Oppositons­
politik betreihen. Klubobmann Prof,essor Ko­
ren formulierte es s o :  Die Volkspartei wird 
eine differenz:i,erte - also verfeinerte -
Opp o:sitioThspolitik Ibetrei:ben. 

Sie postulier,en die difierenzierte Opposi­
tionspoHtilk, wir Freiheitlichen praktizieren die 
differenzierte Oppositionspolitik s eit lahr,en. 
Es hat also, Herr Abgeordneter Mock, durch­
aus nichts mit "höherer Stflategie" ,  sondern 
mit staatspolitischer Einsicht und mit real­
politischer Vernunft 'Zu tun, wenn wir Frei­
heitlichen dem Kap it-e 1 Äußeres heute die 
Zustimmung erteilen. 

Aber wie sehr :sich :d1e Osterreichische 
Volkspartei im St,adium .des PlagiratJs 'ge.gen­
über der Freiheitlichen Partei :befindet, will 
ich Ihnen an einem weiteren Beispiel demon­
strier,en. Ich ziUer'e voreIst das fr,eiheitliche 
Manifest zur Gesellschaftspolitik, worin es in 
einem Kapitel heißt: Aufstieg ist das Ziel. Wir 
v.erstehen die . frreiheitliche Gesellschaft ,als 
eine Gesellsch'aft des Au�stieges. Das Wort 
Aufstieg meint hier j ede Art von Aufwärts­
entwicklung, di,e der eirrz'elne Mensch nehmen 
kann, sei es kulturell-geistig, sei es wirtschaft­
lich und sozial. 

Eine Woche nach den Herbstwahlen, also 
nach dem 2 1 .  Oktober 1 973, nahm der Herr 
Bundesparteiobma'lln der Osterreichischen 
Volkspartei Dr. Karl Schleinzer tin Nieder­
österreich zum ,selben Tlhema wi,e folgt Stel­
lung: Im Tnter,eIS:se der österr.eichi,schen Jugend 
will die OVP in Zukunft eine Politik ver­
treten, in der,en Mittelpunkt veflbesserte Auf­
stiegsmöglichkeiten stehen. 

Wir �reuen uns, Herr Abg·eondneter Mock, 
über die Uberzeugungskraft unserer program­
matischen Auss age und wir freuen uns auch 
darüber, daß dj,e Osterreichische Volk.spartei 
immer mehr ,auf die Linie der P·roeiheitlichen 
Partei einschwenkt, was die Politik des Auf­
stieges anbelangt. (Allgemeine Hei terkei t.) 

Wie Isehr, Herr Abgeolidneter Dr. Mock, die 
Osterreichische Volksp.artei g,eg·en dte Grund-

Wir Fr,eiheitlichen betrachten die Opposition 
als harte, aber sachliche Kontrolle gegenüber 
einer mit ,absoluter Mehrheit aus1gestatteten 
Bundesregi,erunlg. Diese ,demokratische Kon­
trollfunktion nehmen wü auch dann wahr, 
weTLn wir der eiTLen oder ,anderen Haushalts­
gruppe des ;Bundesfinanzgesetzes 1 974 unsere 
Zustimmung erteilen. 

Lassen Sie mich noch in einem weiteren 
Punkt, Herr Abgeordneter Dr. Mock, 1hr Ge­
dächtnis auffrischen. Bis Außeruminister Dok­
tor Kr·eisky dieses RJessort übernahm, rgab .es 
für d.ie freiheitlichen Abgeordneten �eine In­
formationen über Außenpolitik, g,ab es für die 
freiheitlichen Abgeordneten kein Mitgestal­
tungrsrecht auf dem Gebiet der Außrenpolitik 
und ,gab es zwischen dem jeweiligen Ressort­
chef im Außenmin:isterium und der freiheit­
lichen Nationalr·atsfra'ktion keine Kontakte. 

Unter dem damali\gen Außelllminister Dok­
tor Krei.sky 'Wu�den dann die Kontakte in die 
Wege geleitet und sind abrupt abgerissen, als 
die OVP-AUeinregierullig �hr Amt antrat. Der 
dama1i.ge OVP-Außenminister Dr. Lujo Tonbe 
"ignorierte die Freiheitlichen nicht einmal in 
Frag:en der Auße11ip olitik" . 

Nach dem Amtswechsel und PUIlktionsüher­
gang allif den späteren Außenminister Dr. Kurt 
Waldheim tr,at lauch keine entscheidende Bes­
serung der Situation ,aus freiheitlicher Sicht 
ein. 

Seit Außenmilllister Dr. Kirchis chI äger im 
Amte weilt, funktioniert die Infoflffiation 
gegenüber den freiiheitIichen Ahgeo�dneten, 
besteht ein uns angemessenes Mitgestaltungs­
recht auf dem Boden der Gemeinsamkeiten 
der Außenpolitik, und besteht auch eine g,e­
wisse Einflußnalhme der Frei!heitlichen im Be­
r:eich internationaler Or.ganisationen. 

DillS ist für uns ein Gewinn. Zudem wu:r:de 
die B asis sTIcuatspolitilscher Gemeinsamkeiten 
verbrei tert. 

Wir sehen und s·aihen bis heute im derzeiti­
gen Außenminister einen Ga];anten konse­
quenter Prinzipien und einen Vertreter ,einer 
flexiblen Diplomatie.  Solange der derzeitige 
Ressortchef des Außenministeriums .gegen die 
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konsequenten Prinzipien österreichischer 
Außenpolitik nicht verstößt, ,stehen auch di,e 
auß,enpolitischen und staatspolitischen Ge­
meinsamkeiten zwischen dem derzeitigen 
Ressortchef Dr. K;irchschläger und der frei-heit­
lichen Nationalmtsfraktion nicht in Frage . 

Ich muß Lhnen, Herr Abgeordneter Dr. Mock, 
noch etwas in Erinnerung rufen. G emde die 
Minister Toneie Uilld Wa1dheim waren für uns 
wed·er Beispiel noch Vorbild, was eine aktive 
Neutralitätspolitik anbelangt . Sie waren beide 
nicht zu einer aktiven Neutralitätsp olitik !Zu 
bewegen . Diese wird ·allerdi�gs unter dem 
Außenminilster Dr. Kirchschläg,er versucht. 
Etliche beachtenswerte Ansätze sind in den 
ahgelaufenen J.ahr,en erzielt ward'en - also 
ein außenpolitisches Aktivum, dias wir bei 
der kritischen Betflachtung einzelner Probleme 
nicht über,sehen wollen. 

Ich hatte nicht die Absicht - das darf ich 
am Ende meiner Einleitung noch ,einmal fest­
halten -, die Osterreichische Volkspartei an­
zusprechen, bitte aber um Verständnis dafür, 
daß ich aJUf di,e rr �erwUJnderung" des Herrn 
Abgeordneten Mock eingehen mußte und 
ebenso meiner Verwunderung Ausdruck .geben 
darf, wie w.eni:g die OVP bis zur Stunde An­
sätze 'zu einer differenzierten Oppositions­
politik zu schaffen in der Lag,e war . 

Herr Bundesminister I Etw.as liegt mir noch 
am Herzen. Es besteht ,allmählich der Ein­
druck, und es Ibesteht meines Er,achtens auch 
die G efahr, daß - w,enLger vieHeicht durch 
Absicht, sondern durch ein eklatantes Unge­
schick der R:egierungsfraktion - die Außen­
politik mehr und mehr Jn das Schl epptau der 
Innenpolitik und noch mehr in das Schlepptau 
der Verteidi,gungspoliUk Igebracht wifld. D as 
mache ich nicht Ihnen a1s Ressortchef zum 
Vorwurf, sondern, was den heuUgen Tl();g anbe­
langt, dem 'CIJußenpolitisch so ver.si,erten Ab­
geordneten Czemetz, der heute ein Muster:bei­
spiel neg,ativ,er Art ,geliefert hat, 'wie man es 
meines Er,achtens auf dem Gebiet der Außen­
politik nicht machen soll und nicht machen 
darf. 

GerCIJde diese ungeschickte VOl1gangswetse 
der Regi·erungs·fraktion, Herr Bundesminister, 
schadet der Außenp olitik im allgemeinen und 
nicht zuI,etzt aJUch Ihrem vensönHchen Ansehen. 

Hier sind zweifelsohne auch Dinge passiert 
- daIlauf ist mein Fraktionskollege Dr. Scrinzi 
bereits eingegangen -, die tn die KOtIIlpetenz 
des Bundeskanzlers f.allen. Je tIDehr der Bun­
deskianzler den Geist seiner ei'genen Formu­
lierung beschwört, daß eine gute Außenpolitik 
die beste 'Sicherheitspolitik ist, 'UIDSO mehr 
Hypotheken legt ,er Ihnen auf, wenn er ande­
rerseits für die Verteidi gunglspolitik so wenig 
Verständnis bekundet, wie das his zum heuti­
gen Tag der FaLl war. 

Nun 'zu einem :besoIllderen Problem, Herr 
Bundesminister, das ich alle Jahre von diesem 
PI,atz ,aus vorbring,e und das alle J,ahre wi,eder 
mit so bescheidenen Antworten versehen 
wird, wie es auch für das Jahr 1 974 der Fall 
ist. Wenn ich richUg informiert bin, so werd·e.n 
Sie im J·ahre 1 974 in der Lage sein, eine Bot­
schaft in Abidj an und ein Generalkonsulat, 
das noch nicht endgülbi:g Ifeststeht, neu zu 
errichten. Darf ich dem Igeg,enÜlberstellen, daß 
in iden letzten ,zwölf Monaten 15 St'aJaten ihre 
diplomatischen Vertretungen in der Republik 
Osterreich neu errichtet haJben. 

Osterreich wird also 1 974 zwei neue Aus­
landsvertretungen eröffnen, und im abgelau­
fenen Jahr haben 1 5  Staaten ihIie Missionen 
in unserem ei·genen Land neu ,errichtet. 

Was ,würde besser die Situation charakteri­
sieren als diese ,aufschluß:r:eichen Ziffern? W,as 
würde eindrucksvoller unteIistreichen als diese 
wenigen Ziffern, wi.e wenig �erständnLs der 
Bundesminister für Finanzen weiterhin den 
finanzi,ellen ErfoIldernissen der Außenpolitik 
entgegenbringt? 

Hier hineinspielt lauch die These des Bun­
deskanzlers, daß eine gute Außenpolitik die 
beste Sicherheitspolitik ist. W,enn Ihnen laber 
zu wenig Diplomaten , zu weniJg Aus1andsver­
tretung,en zur Verfügung stehen, dann werden 
Sie diese ,gute Außenpolitik nicht im erforder­
lichen Maße praktizi,eren können. 

Persönlich bin ich der Meinung , daß von 
Osterreich durchaus keine sch1echte Außen­
politik !betrieben wurde lund betrieben wifld. 
Daß es .auf idem Gebiet der Außenpolitik 
Meinungsverschiedenheiten und Gegensätze 
gibt, liegt in der Natur der Sache. Gemde weil 
ich der Auffassuilig bin, daß von unserem 
Ministedum und seinem diplomatischen Korps 
eine qUJalitativ wertvolle Arbeit 'gele1st'et 
wir.d, möchte ich auch heuer iWieder den Dank 
für j ene Arbeit 'zum Ausdruck bring<en, die 
unsere Diplomaten in allen Teilen der Welt in 
50 erfolgreicher Weise geleistet halben und 
leis.ten. (Beifall bei der FPO.) 

Ich will heute einmal etwa.s Ungewöhn­
liches tun und beziehe in di,esen Dank nicht 
nur die Diplomaten seIhst, sondern auch ihre 
Gattinen mit ein, die einen besonderen An­
teil dar,an ha'ben, daß das Ansehen Osterreichs 
in der Welt erfolgreich gemehrt wurde und 
weiterhin gemehrt wird. (Neuerlicher Beifall 
bei der FPO.) 

Außenpolitik eignet sich meines Erachtens 
wenig zum Gegenstand scharf,er Worte. Aus­
drücke w.i,e "Scherbenhaufen" smeinen mir 
Ibei ,einer außenpolitischen Debatte nicht rich­
tig am Platze zu isein, auch dann nicht, wenn 
wir kritisch !ZU werten und zu wi1egen haben. 

591 
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Ein besonderes AnHe:gen meinerseits, Herr 
Bundesminister, geht dahin, daß wir uns in 
der weiteren EntwicklJung nicht allein auf 
Lobesworte und Worte der Anerkennung ,aus 
dem Ost!block beschränken sollen. Der Begriff 
Osterreich soll in ,allen Teilen .der Welt noch 
heklanntJer werden, als er bisher war. Im abge­
laufenen J,ahr dür;�en wir, ,glaube ich, Erfo.1g.s­
·ansätze in dies.er Richtung Isowohl in den 
schwarzafrikanischen w.ie auch in einig,en 
arabischen Staaten verzeichnen. Ebenso ist es 
gelungen, in Lateinamerika den Begriff Oster­
reich bekannter zu machen als er war. 

Wir soUten aber ,auch darauf bedacht sein, 

Kuweit, Jemen und Syrien nur lauf Mitbe­
gl,aubi,gung·en stüzen können, daß wir in die­
sem Bereich ei1gentl'ich nur lilIuf dem Papier 
v'ertreten sind? 1st es ailigesichts der geg'ebe­
nen Lage el'Wägeuswert, den Ausbau der 
diplomatischen Präsem Osterreichs in di,esem 
Bereich des Nahen Ostens voranzutreiben oder 
stehen solchen U:berlegung,en ,gewichtiige 
Gründe entgegen? Wias könnte denn in diesen 
Ländern für ein besserer Anwalt ,für Dsterreich 
in Erscheinung treten ·als ldias neutr.ale Oster­
reich selbst? Osterreichische Diplomaten sind 
di,e besten Anwälte unser.er 'ur,ei,gensten An­
liegen an Ort und S telle. 

die altbewährten und traditionellen Be.ziehun- Ich möchte bewußt unter/streichen, daß diese 
gen zu unser.en nächsten und besten Freunden meine Intervention ganz und gar nichts mit 
nicht zu vernachläss:ilgen, sondern :sie weiter- einer P,arteinahme TIiach der einen oder ande­
hin intensiv q;U pfle.gen. ren Seite im Nahost-Konflikt zu tun hat. Es 

Ich :glaube ,auch, daß ,es richtilg ist, was Sie, 
Herr Bundesminister, in Ihrem Vortrag am 
1 5 .  November vor der Außenpolitischen Ge­
Is·eUschaft lausfühIten, wenn Sie sagten, .die 
Neutralitätspolitik darf keinen Exklusiv­
charakter bekommen. Sie meinten damit, daß 
es für die Republik Osterreich in i,hrer gegen­
wärtigen Stellung in der Welt nützlich und 
vorteilhaft ist, sich mit allen Staaten dieser 
Erde in einer Gesprächshasis zu befinden. 
Wenn Sie dieses Ziel erreichen wollen - und 
ich halte les für richtilg -, ,dann müss,en Sie 
auch in die Lage versetzt werden, Ihren perso­
nellen AppaIlat überlzeugenJder zu verstärken, 
laIs eis im Jahre 1 974 möglich sein wird. 

Hi,er hinein fallen auch .die B emühJUngen, 
die Politik Osterreichs im Ber,eich der Dritten 
WeH IZU laktiviler,en. Ich möchte das Prolblem 
in Frageform kleiden, Herr Bundesminister, 
weil uns in diesem Zusammenhang von seiten 
des Herrn Bundeskanzlers nicht allzu viele 
Informationen zur VerfüguI1lg tgestellt wurden 
und weil vielleicht in di,esem Zus!ammeIllhJang 
auch von Ihrer Seite einige Informationen 
nachgeholt werden sollten. 

Auf der einen Seite verfügen wir über aus­
,gezeichnete Beziehungen zu den 'arabischen 
Staaten, und aUlf der anderen Seite trifft uns 
al,s neutrales Osterreich die Olpolitik der 
arabischen Staaten IgeIllau50 h:art wie andere 
T,eil.e des freien Europa. 1st hier etWoCl!S verab­
säumt worden ,bezilehung,sweise worin b e­
stehen die Schwierilgkeiten, daß die Olrestrik­
tion Dsterreich in einem so harten Maß trifft? 

Oder darf ich die Frage dahin gehend stel­
l,en: W.as kann von unserer AJußenpolitik ge­
tan werden, um in diese Richtung besser und 
wirkungsvolLer abzl1stütz,en,  aLs ,es bis,her 
möglich war? list vielleicht ,eine der UIsachen 
darin gegeben, daß unsere diplomatische Prä­
senz in einer Reihe dieser EIldölländer eine 
so ,schlechte ist? Daß wir uns zum Beilspiel in 

erscheint vielmehr mir sellbst verstäiIl/dlich, 
daß man langesichts :dier EI1dölkrise diese FI1a­
g en :aufwiI1ft, um :sie auch vom [außenpoliti­
schen Aspekt zu hel,euchten. 

Wie er,scheint die VeI1sol1gung,sproblematik 
im Lichte der Außenpolitik? Das, Herr Blmdes­
minister, .Lst ein Aspekt, der bis zur Stunde 
überhaupt nicht erörtert wiUIide. Ich rweiß nicht, 
üb heute der geg,ebene Anlaß ist, da�u Stellung 
zu nehmen. Es könnte lauch eine andere Form 
der Beantwortung gefunden werden, weil es 
mir gam und '9,ar nicht um einen deklamato­
rischen Aspekt ,geht, sondern darum, wie der 
österreichische Außenminister die Versor­
gungsprobl<ernatik 'CI!US seiner Sicht her und 
aus seinen Ertiahrun;g;swerten her 'beurteilt. 

Haben wjr die Möglichkeiten, eine intensive, 
objektive und konstm!k.tive Bedbachturrg aller 
in di,esem Zusammenhang relevanten Tenden­
zen in den aktueHen Ländern vOfiZlunehmen? 
Oder fehlen uns dazu entscheidende Voraus­
set�ungen? 

Herr Bundesminister ! Ich möchte .darauf 
verweisen, daß auch nach dem groß en Kom­
petenzgesetz die Entwicklungshilfe meines Er­
achtens noch nicht so gediehen ist, wie es wün­
schenswert wäre. Welche Probleme ergeben 
sich aus der neuen Kompetenzlage für Ihr 
Ministerium, nachdem ja nunmehr dem Bun­
deskanzleramt das entscheidende Wort zu­
kommt und ich das Gesamtkonzept des Bundes­
kanzleramtes zur Thematik der Entwicklungs.; 
hilfe nicht kenne. 

Auf Grund eigener Beobachtungen stehe ich 
unter dem Eindruck, daß wir mit DetJail- und 
Einzelprojekten lauf dem Gebiet der Entwick­
lungshilfe bis joetJzt rel,ativ 'gute b�s äußerst 
positive Erfaihrungen gesammelt haben. 

Allerdings muß ich der Bundesre:gierung den 
Vorwurf macheiIl, daß sie nicht immer in der 
Lage war, aus solchen Einze:lproj ekten das 
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Peter 
erforderliche Kapital durch -eine entsprechende 
Ausstrahlung ,in j enem Lan.d zu schlagen, in 
dem das EntwicklU!ngshilfeprojekt errichtet 
wurde . Wi,e scrnaJut es IZIUm Beispiel mit Satta­
hib ,aus? Wie l,ange mußte man Isich hier Ibe­
mühen, bis man dieses äußerst IgünsUge 
B.erufsschulpro}ekt in ThaHand in Betrieb 
setzen konnt,e. Vielleicht sind die Tendenzen 
dort überhaupt enst 'zu spät zum TI1Cl!g.en Ige­
kommen. 

Hier einmal etwas mehr auch vom Auß·en­
minister zu ellfahren, 'Wäre für uns Freiheit­
liche überaus interessant. Ist eine Bestands­
aufnahme auf dem G ebiet der Entwicklungs­
hi lfe notwendig? Inwieweit haben sich Bot­
schafterkonferenzen .im parUellen Bereich mit 
dieser Fr.a:g-e beschäftigt und welche Berichte 
liegen Ihnen, Herr Bundesminister, vor? 

Nun möchte ich mich einem Thema IZU­

wen.den, .das der Herr khgeondnete Luptowits 
angleschnitten hat und dias ich im Vorj ahr sehr 
intensiv von di,es.em Platze ,aus aibgeihandelt 
habe. Ich Igebe meiner Genugtuung Ausdruck, 
daß die Ausl,andskultur in die .angestammte 
Heimat des Außenministeriums ;zuTÜck.·gefun­
den hat, daß das Zwischenspiel im Unterrichts­
ministerium, das unter dem Herrn Gesandten 
Karasek einen hoffnungsvollen Anfang nahm, 
aber dann nicht mehr weiter ,g,ediehen ist, 
nunmehr s·eine -Beendilglung er�ahren hat. 

Welches l{Iapital, Herr 'Bundesminister, 
haben Sie übernommen? Wie Ischaut .die Kon­
zeption aus, die Ihnen als Vermächtnis und 
Erbe vom Bundesministerium für Unterricht 
und Kunst hinterl,assen wurde? 

Gerade weil Sie vor rund einem Jlahr so 
zurück!haltJend bei der Beantwortung dieses 
Prdblems waren, darf ich Sie bitten, heute aus 
dieser Res,erve herauszugehen. Sie s agten 
damals wörtlich:  "Ich rede nicht gern von 
DillJgen, die im P1a,rliament noch nicht beschlos­
sen worden sind."  Jetzt liegt der Beschluß vor. 
Ich Ibitte Sie, über die .so wesentlichen "Dinge" 
heute, Herr Bundesminister, ,g,erne 'Zu reden. 
Das große KompetenZigesetz ist vom Parlament 
beschlossen. Die Aus1andskJuIturpolitiJk unter­
steht nurumehr Iihrer Komp.etenz. Ich möchte 
wiSisen, ob Sie meine Au�fassung teHen, daß 
auf .dem Gebi,et der Auslandsk1ulturpolitirk ein 
eklatanter Nachholbedlanf besteht, der meiner 
Meinung nach einer ralschen Bewältigung be­
darf. 

Ich bin darüber hinaus der Auf,tas_sung, Herr 
Bundesminister, daß Koordinierung im B ereich 
der ästerreichischen AJuslalIldskJulturpolitik ein 
Gebot der Stunde i st, und mich int'eressiert 
weiter, wie Sie nunmehr jenen Impuls zu 
setzen !beahsichU,gen, der nicht mehr länger 
hinausgeschoben werden kJann und danf. 

Bei der Dis'kussion dieses Themas darf ich 
die Gegenposition zum Herrn AJhgeordneten 
Luptowits beziehen. Er sprach von einer "Stän­
digen Kommission " ,  die ,emichtet weroen soll. 
An .und für sich i'St das ein erwägens- und 
überlegenswerter Gedanke. Aber mir sche�nt 
er schon eine zu Isehr definitive Ausprägung 
zu haben, und les ,läßt Is ich schw,er voraussag·en, 
inwieweit mit einer "Ständigen Kommission" 
auf dem Gehiet der Aru.slandskJulturpolitik da.s 
Auslangen gefunden Iw.erden kann ,beziehungs­
weise inwieweit eine "Ständige Kommis,sion" 
übeflhaupt vonnöten ist. 

Es kann ,sein, daß Sie den 'Zweiten Schritt 
richtig sehen. Ich Istehe ,aber unter dem Ein­
druck, daß S�e den ersten Schflitt ,außer adü 
·gelassen haben. Ich w.ürde laIs 'ensten Schritt 
eine Enquete zur .ÄJus�allJds<kulturpol,jtik vor­
schlagen. In der ZusammensetzlUng einer sol­
chen Enquete wird w.ahr,scheinlich reLativ rasch 
UbereinstLmmung 'ZU finden sei,n. Ich ziehe 
foLgende 'Beteiligrung in Erwägung : 

Vertr,eter .aus allen Bereichien der Kunst, 

Vertreter der Kulturredaktionen der M'as­
senmedien, 

Vertreter 'Wich tiJ�ler Kiul turzei bschriften, 

Vertreter der Bundestheaterv-er:w.altung 
die dürfte man meiner MeinullJg nach nicht 
,ausklarrnmern - und, 'Wlals mir sleihr wichUg 
erscheint, 

die Vertreter aller .beteiliJgten Ministerien 
einschließlich des Boodesministeriums für 
Handel, Gewerbe rund Industrie, tWeil auch der 
Bereich d-er Fremd'en'Verkehrswerbung in die­
sen Bereich mit :hinei,nspi,elt, und _schließlich 

die V,ertIieter der drei im Nationalrat V'er­
tretenen P,arteien. Hi·er möchte ich sowohl den 
Außenpolitischen Ausschuß, als auch den Aus­
schuß für Unterricht und Kunst mit einbezogen 
wissen. 

Herr Bund,esminister ! Vielleicht ist -es Ihnen 
möghch, diesen Vorschlag IZU prÜDen und ihn 
zu akzeptieren. Ich sehe in :ihm �e,inen ab­
schließenden ISOlI1Jdern einen ersten Schritt, der 
Aufschluß darüber Igeben könnte, db ein pr,ak­
tikables Konzept vorhanden ist Ibezi ehUltlgs­
weise ob ein solch.es überhlaupt eflst er,arbeitet 
werden muß. 

tRber eirue konkrete AJbsichtserklärung wer­
den Sie Wlahrscheinl,ich heute nicht hinaus­
kommen. Es wäre für uns Freiheitliche ver­
lockend ,gewesen, Lhnen dIaZlu einen EntschUe­
ßungsantrdlg ZlU unteIlbr,eüen. Ich entschLieße 
mich jedoch für einen Vertfauensvorschuß, 
indem ich bitte, daß Si'e Izuerst sag,en, welche 
Initiativen Sie zu ellgreilfen beabsichtigen, 
und daß wir �m NatioI1lalrat so ralSch 'Wie mög­
lich in einen konkreten Gedank,enaustausch 
eintfleten kÖlnnen. 
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Ich knüpfe an Ibei ,sehr laUgemein daI'ge­
legten Auffassungen Ihrerseits. Sie sprachen 
eiIliIIlal, Herr Bundesminister, von einer be­
sonderen kultureUen Präsenz asterreichs im 
Südostraum. Sie spllachen weiter davon, daß 
man ,etwas v,erstärtkt aufbauen soll, was ,sich 
noch nicht zufriedenstellend entwickelt hat, 
nämlich eine aUislgeprägtere kulturelle Präsenz 
Osterreichs im skandinavischen Raum. 

Ich darf ,an das er.innern, 'was ich im ver­
gangenen Jahr als besonderes Anliegen meiner 
Fraktion zum .ÄJusdruck gebllacht ha:be : Einer 
der Schwerpunkte der öster:r.eichischen Aus­
landeskulturpolitik soll auch der Zentral raum 
Europas unter Einschluß der deutschsprachigen 
TeHe Mitteleuropas 'sein, wobei man vOir allem 
Südtirol nicht verlgesSlen soll. 

In diesem Silll�ne bitte ich Sie, Herr Bundes­
minister, um etiIlJe Stel1ungnahme zu ihrem 
jünglsten Kind, rzjur Au:sl,andskulturpolitik. Ich 
hoffe, daß ,es ,aus dem Zustand eines Stief­
kindes heraus'geführt und 1 974 einen beson­
deren WachstuIIDsimpu1s erhalten wird. 

Mit ,gutem Recht erWiarte ich, daß Sie e,in 
guter Vater dieses Kindes der Auslandskultur­
politik sein mögen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
Herr Abgeordneter Fachleutner. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Fachleutner (OVP) : Herr Prä­
sident! Herr Bundesminister! Meine Damen 
!Und Her:r.en l W.enn Iffian die theuHige Debatte 
verfolgt hat, kann man erkennen, daß j en e  
nicht recht 'blaben, die manmmal Zlum Ausdruck. 
bringen, daß läng,ere Debatten ,eI1müdend wir­
ken könnten. Die .ÄJu:sfÜlhrungen fClJst aller 
Abgeordneten 'Waren zum Großteil mit einer 
Igewissen SOllge Vler'bunden, wie internationale 
Entw,icklung,en gemei,stert wenden können, wie 
rli,e Verteidtgungspolitilk tJsterreims Igemei­
!Stert w.erden kann. Auch <die Fragen Ides Orts­
tCl�e},geset'Zes, die für Osterreich mit Schwierilg­
>keiten 'veI1bunden war,en, Iber,eiteten s.oI!gen. 

B evor ich mich mit dem eigentlichen Thema 
- Vel1IIlÖlgensvertraJg, Grenzverletzungen an 
der C.SSR-Grenze - befaSlse, möchte i ch  ein­
gangs kLarstellen, W1arum Mock sein Unbe­
hagen zum Ausdruck Igebr'Clcht hat. Auch HeIir 
Ko},lege AbigeordnetJer Scrinzi hat ,g,erade .im 
ZUisammenhang mit d'er V,erteidigungspolitik, 
der Ort'staf.elkrisle in Kärnten rund internatio­
nalen Fragen, sprich Schönau, schwere Krit1k 
am Außenminister geübt. Mock hat sich dar­
über g,ewundert, ;daß trotz dieser Krit'ik, die 
dies,e Außenpolitilk 2jur FoLge hlatte, die Frei­
Iheitliche Plartei dieSieiffi K,apitel ihre Zustim­
mung gibt. Sonst wollte Mock nichts zum Aus­
druck ,bringen! (Abg. Dr. T u  1 1  zum Abg. 
Dr. Mode Fachleutner ist Ihr Interpretl) 

Wir sind der Meinung, -daß ,ein Außen­
minister nicht nrur ein guter Diplomat bezie­
hungsweise ein guter Beamter :sein soll, son­
-dern daß ,ein AJußeIllffiinister bei Kernfra'gen 
Aussagen machen muß, um Dinge ins nichtige 
Lot IZU bringen. (Beifall bei der avp.) 

Ich ,g,laUlbe daher, Herr Bundesminist'er, daß 
die Verteidi'gungs[lfage ,auch für .den Außen­
politiker, sprich unabhängigen Kirchschläger, 
nicht uninteressant sein kann. (Abg. M i n k 0-
w i t s c  h: Wieso unabhängig?) 

Wenn die VerteidilQ'UIllg,spolitik von der 
Regierung so betrielben wiIid, daß fa'st niemand 
mehr Interesse daran hat, als Offizier oder 
Unteroffiziler täUg zu sein, ,dann ,glaube <ich, 
ist .ruas auch ifür den Alußenminister 'ein ernstes 
Prohlem. 

Man kann nicht, wi,e der Herr Bundeslkianzler 
eiIllffial gemeint hat, die Verteidigamgspolitik 
durch eine gute Außenpolitik ersetzen. Als 
Diplomat wilssen. Sie Isicher 'besser lals ich, daß 
eingegang,ene Verträg,e nur ISO weit Halt 
haben, soweit sie beide Partner ernst nehmen. 
Ich Iglaube, di,e v.oogaIllg,enheit hat uns gezeigt, 
daß Verträge oft nicht eirug'ehalten, sondern 
über Bord IgewoDfen werden. W'enn ein Staat 
keine Verteidi,gung besibzt, dann e:r:g'ibt sich 
die Frag,e : Wie soll er einem Ag,g,r,essor ent­
gegentreten können? 

Ich möchte Sie bei dieser Gelegenheit fragen : 
Was haben Sie in der Bundesregierung unter­
nommen, um diesen Demolierungsprozeß, den 
Ihr Kollege Lütgendorf ,eirugeleitet hat, zu v,er­
hindern? (Abg. R 0 b a k: Demoliert hat das 
Bundesheer der Prader! - Ironische Heiterkei t 
bei der OVP.) 

Ich möchte Sie weiters fragen : GLauben Sie, 
Herr Außenminister, daß man Oilme Soldaten 
eine VerteLdi,gurugspolitik betreiJben kann? -
Das Ig,Lauhen Si'e nicht. Dann möchte ich .fest­
steHen - desrwegen soUen Sie nicht beleidigt 
sein -: Wlenn Sie ,gl'allJben, ohne Soldaten 
keine Verteidigungspolitik hetr,eiben zu kön­
nen, würde mich sehr interessieren, wie Sie 
s-ich in dieser Regierung '2jUIffi § 1 44 ,gestellt 
haben. (Abg. B r e g a r  t n e r: Welche Rolle 
spielt das da?) Das spielt eime große Rolle. 
Wenn keine Menschen mehr gebown weI1den, 
wüd es auch keine Soldaten geben. In der 
Fol'ge -wtrd man ,auch keine Verteidilgurugs­
politik betr,eiben können. (Beifall bei der 
OVP.) 

Eine weitere Frage - 15'1e wurde heute 
schon ,arugeschnitten - ist das OrtsbafeLg,esetz, 
das di,eses Haus beschlossen hiat. 

Wenn Alb/geordneter Gzel'lletz uns zur Zu­
sammenarbeit leinlädt, um dieses Problem zu 
lösen, muß ich daran erinnern, daß Herr Bun­
desp arteioblffiann Schleinz'er iUnld vlele Spitzen-
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politiker dieses Hauses Sie ,g.ewarnt /haben, 
dieses Gesetz lad moc üJber die Bühne zu brin­
·g·en. Si,e haben in dieser Frag,e überhaupt 
keine Neiogung 'zur Zusammenartbeit gezeilgt, 
sondern haben dieses Gesetz mit 93 Man:daten 
brutal beschlossen. So ist die Tatsache ! 

Daß Ihnen der Beschluß heute sehr weh tut, 
�st menschlich und politisch veI1ständlich. Die 
Kärntner halben - wie ich ,glaube - eine 
,entsprechende Antwort '9,egeben. Auch außen­
poliUsch ist di'eses Kapitel noch nicht abge­
schlossen. Der Ig'lite Diplomat, laber anschei­
nend schwächere Außenminister Kirchschläger 
wiI1d hoffentlich 'Wissen, wie er diesen Kon­
fliktstoff mit der Volksrepublik JUigoolawi1en 
lö sen 'Wird. 

Ein weiteres Problem, (]aJs heute ·aufgeze�gt 
wur.de, 'War SchöIlJau. Hi,er w.ar tdi,e Haltung 
zwiespältig. Der Herr Bundeskanzler hat ge­
meint, daß sich di'e UNO mit dieser Frage 
befassen und sie auch lösen sO'll. Dip10maten 
haben aber bekanntgeg,ehen, daß die UNO 
überhaupt keine Möglichkeit hn Fall Schönau 
:hat, ,dieses Flüchtlingsproblem zu lösen. Wir 
seien nämlich verpflichtet, innerösterreich�sch 
mit dies em Prdblem zu Rlande zu kommen. 

-Diese Fra.g,en, HeIlr Kolleg,e Scrinzi, hat 
Mock angeschnitten. Mock hat sich darüber 
,gewundert, daß die Rr;eilheitliche Partei trotz 
ihrer Kritik plötzlich j a  zUim Kapitel Äußeres 
s a-gt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ein weiter,es Prolblem, Idas schon Jahre hin­
durch in diesem Hause zur Debatte stand, ist 
der Vemnög'ensvertmg mit der Tschechoslowa­
kei. Er konnte bis zur Stunde nicht erledigt 
w.erden. 

Wenn Sie die Regierungserklärung der 
, ,.bestvorhereiteten Regierul1lg" vom Jlahre 
1 97 1  lesen, weliden Si·e feststellen, daß Bundes­
ktaIllzler Kr,eisky dem Sinn nach s-agte : Wir 
weIden iUIlS bemühen, den VermögeIlSV'ertrag 
mit der TschechoslO'Wakei rasch �u er,ledigen. 

Bts zur Stunde !konnten die "bestvor'be­
reitete Regjerung" und der FixstdJrter Außen­
minister Kirchschlägea: auch diese Frag·e nicht 
lösen. Ich weiß wohl, daß Schwieri'gkeiten mit 
der TschechOlslowakei tderZ'eit 'bestehen. Wenn 
man ,aber weiß, daß fiUnd 90.000 Anträg,e be­
tlieffend Schädensifälle im Finanzmini!Sterium 
angemeldet sind und daß rund 50.000 08ter­
reicher - dazu kommen noch 1IaUlSeru:le in 
der Tschechoslowakei lebende Menschen -
auf eine Erledigung ihrer Anträge warten, so 
möchte ich auch in diesem Zusammenhang 
eine FI1age stellen, weill bei der vorj ähr�gen 
BUdigetdebatte der AbgeoIidnete Schieder .ge­
meint hat, diese Frage Isei �m laufen, quasi 
vor der Erledigung. Da, wie ich b ereits gesagt 

habe, bis zur StuIlJde keine Erledi'gung statt­
fand, fl1a:ge ich Sie : Sind di'e Besplrechungen, 
die Sie, Herr Auß.enrniniJSter, mit den Bot­
smaftern und, wenn ich mich j.etrz:t nicht irre, 
mit dem Außenminilster Marko geführt halben, 
im v.ermögeIlJsrechtlichen Ball Ustemeich einer 
El ledigung zugeführt worden? 

Eine weitere FrClJge, die 'Uns Abgeordnete 
des Grenzlandes im Nordolsten Niederöster­
reichs sehr Iberülhrt, sind die dauernden Gr,eIlZ­
zwischenfälle :z:wtschen der Tschechoslowakei 
und Osterreich. Ich erinner,e an die Flüchtlinge 
und an die dramatischen Zwischenfälle im 
let'lten Jahr, wo zwei Priv,atf1ugzewge brutal 
abgeschossen wurden. Es gab Empörung bei 
der Grenz/bevöLkerung, ,aber lauch .bei der ,g,e­
samten Bevölkerung Beunmhigung infoLge 
der dauern:den nwilschenfäl1e. 

Meine Frage, Herr Minister, an Sie : Inwie­
weit konnten Sie Einfluß nehmen rund die 
Tschechen Ü'berz,eug,en, daJIDit :sie in Zukunft 
bei ,solchen Zw�sch'enfällien humaner vor­
gehen? 

Es wunde vorerst die Protestnote 'lurück­
g,ewliesen. Man hat den optischen HioThdruck 
erweckt, die RegieruIlJg habe sich geigen die 
VorstelluIlJgen des Botschafters der Tschecho­
slowakei gestellt. Alber in der weitelien FoLg,e 
scheint aJUch dies,e FIlClJg,e eingeschlafen zu sein. 
Sie haben damit nicht jene Stärke repräsen­
tiert, doi,e viele Osterrelicher von Ihnen erwartet 
haben. 

In diesem Zusammenhang eine Bemerkung : 
Erinnern Sie sich - :hier sind Sie nicht mit-

_ schuLdig -, 'als im :ÄJugust 1968 di·e rus!sischen 
Truppen dlile Okkuplation der Tschechoslowa­
kei mit HUl1lderttaus-enden RUJSs'en durchge­
führt hCl'ben? Ständi'g �anden damals Grenz­
zwiischenfälle statt. Der Iheutige Bundesk:arrzler 
Kreisky hat den damaHgen Kanzl,er Klaus und 
den damaHgen Außenmini,stJer der Schwäche 
bezichtigt, denn .sie hätten Ihärter VOIlgehen 
können. Dazu muß ich ;Sidlgen, daß die HäJrte, 
die Sie damals gefordert halben, in diesem Fall 
anscheinend im Schwinden begriffen �st. (Leb­
bafte Zustimmung bei der 'ÖVP.) 

Eine weitere Frage, Herr Außenminister:  
Es Iwurde die Olkrise eini,g,e Male züiert. 
Durch das neue .große Kompetenzänderungs­
gesetz haben nicht wir Sie in der Relgierung, 
sondlern der Bundeskanzler entmachtet. 

Werden Sie im Jla!hre 1974 mit wirtschaft­
lichen Kompetenzen v,ertIlaut 'sein ? Diese 
Frage hetI1ifft ,einen Großteil der österreichi­
schen Landwirtsmdlft. Ich bin überz,eugt, daß 
Sie die Schwi.erigkeüen, die \Wir auf dem eng­
lischen Markt haben, kennen. Ich hin über­
zeugt, daß Sie die Schwiertgkeiten auf dem 
it,ahenischen Markt mit den Viehexporten 
'!\'ennen. Die M·aßnahmen dies,er RJegierung, die 
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zum Großteil ,zu diesen Schwierigkeiten ge­
führt haben, die Aufwertung des Schillings, 
haben Tausende IBauern Osterreichs in die 
größten Sch!wie:rlLgkeiten 91ebnacht. Meine 
Fvage ,geht dahin: Sind Sie hereit, in der EWG 
bei dies,en SbClJaten, die ich y.enannt habe, 
bezüglich j,ener Fnagen, die uns wirtschaftlich 
sehr interessier.en, mti.t dem Handelsmiruster 
gemeinsam e'inen Vorstoß !Zu unternehmen, 
um die B elastungen ,auf ein Minimum hemb­
zurlrucken? 

,Eine weitere Fnage, die aUe Osterreicher, 
besonders alber die Lanldwirrtschaft sehr be­
rü1hrt, Ibetr:ifft die Erdölprodukte. We'l1den Slie 
veI1suchen, durch dJas Kompetenzänderungs­
gesetlZ - sprich EWG - in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten, wo Sie eine Mitverantwor­
tUllig tragen, .also .auch in der Fiaige EI1döl, 
initiaUv zu werden, um ErLeichterungen für 
Osterreich durchzulS'etizen und so auch die 
Landw.irtschaft kontinuier,lich '�u versorgen? 

Ich brauchie in diesem Hause nicht zu 'er­
klären, w,elch wichtLgler Bestandteill eine :gut 
florierende LaIlldiwirtschaJ!! lfür d�e Versorgung 
des Igesamten österreichiJschen Vlo'lkes dar­
stellt. Wir ha/ben hier ,eini!ge AnlSätze, die wir 
mit Sorge verfolgen. Ich Iglaulbe, 'Wenn ,dies·e 
Reg,ierun9 mit dem schwächer geworderuen 
Auß enminister Kirchschläger durch neue 
Initiativen, die vielleicht von Erfolgen ge­
krönt sind, wieder einen stärkeren Außen­
minister präs enti.eren ,kiann, Wird vielleicht 
in der weiteren Folg,e -bei entscheiidenden 
FnaJgen, di-e die .Nuß:enpolitik hetreUen, eine 
·,zustimmende Haltun9 ,gegeben ,Stein. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Ich ,gllaube dalher ·zUlsCiJllllmenfia,ssen 'zu kön­
nen :  Wir meinen nicht, daß Ihr.e Poldtik, ,die 
anfaIlJgs /gut \War, alb er in Ider ,weiteren Fdltge 
nicht die nötigen Erfolge gezeitigt hat, im 
Interesse der Bevölkerung gelegen ist. Ich 
möchte Sie in .d.te!s.em Z'UJs ammenhang noch 
einmal f:r;agen: Wenn Sie persönlich eine 
andere Politik betreiben wollen, die wirt­
:schaftlich und außenpolitisch bes'Sler wäre, wer 
hindert iSie dann daflan, eine solche andere 
Politik IZU hetreilben? 

Weil Unslicherheit vorliegt und weil sich 
keine Aussichten ergeben, gerade bei diesen 
IbreI1lIlen'dlSten PrOlblemen bessere Lösungen für 
dieses Land herbeizuführen, können wir die­
sem Kapitel !Unsere Zust:iJmmung nicht ,geben. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst :  Zum Wort ,gelangt die 
Frau Abgeordnete Anneliese Albrecht. 

Abgeordnete Anneliese Albrecht (SPO) : 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Ich möchte mich 
zuerst dafür entschuldigen, daß meine ersten 
Sätze nicht zum Thema gehören. Aber Herr 

Abgeordneter Fachleutner hat hier einen Satz 
ausgesprochen, den ich fürchte richtig ver­
standen zu haben. Er meinte nämlich, wenn 
nicht genug Kinder zur Welt gebracht würden, 
dann gebe es nicht genug Soldaten. Sie mein­
ten das doch wohl SO i ich habe das jedenfalls 
so verstanden. 

Nun darf ich dazu sagen : Die Hoffnung, 
daß durch die Fristenlösung, durch die freie 
Entscheidung der Frau mehr Kinder zur WeIt 
kommen können, verbinden wir keinesfalls 
mit der Hoffnung, daß das deswegen ge­
schehen soll, damit mehr Soldaten da sind. 
(Beifall bei der SPO und auf der Galerie.) 
Ich muß ganz ehrlich sagen bei allen Mei­
nungsunterschieden zu diesem . . .  

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend) : Ich muß unterbrechen. Ich bitte die 
Besucher der Galerie, sich Beifallsäußerungen 
zu enthalten. 

Abgeordnete Anneliese Albrecht (fortset­
zend) : Ich habe eigentlich schon die Uber­
zeugung gehabt, daß auch innerhalb der OVP 
die Mentalität "der Kaiser braucht Soldaten" 
nicht mehr vorhanden ist. (Abg. F a  c h i  e u [­
n e  r: Das ist eine biIlige Antwortl) 

Nun zum Thema Außenpolitik. Ich möchte 
mich auf die Bemühungen in der österrei­
chischen Außenpolitik beziehen, die heute in 
den Debatten bereits angeklungen sind. (Zwi­
schenrufe bei der OVP: Sind Sie also gegen 
eine Verteidigungspolitik?) Als Kriegerwitwe 
gebe ich Ihnen hier keine Antwort. 

Ich möchte nun zum Thema kommen : Es 
geht um die Bemühungen in der österreichi­
schen Außenpolitik, die in den Debatten schon 
angeklungen sind, und zwar um die Aufnahme 
und um die Betreuung von Flüchtlingen in 
unserem Land, weiters geht es um die Bemü­
hungen, getrennte Familien wieder zusammen­
zuführen, und es geht schließlich auch um jene 
Interventionen von seiten der österreichischen 
Regierung, jenen Osterreichern zu helfen, die 
auch unverschuldet in eine fremde Justiz ge­
raten sind. 

Es ist doch so., daß die Schicksale einzelner 
Menschen nicht gerade vor dem Vorhang des 
Weltgeschehens stehen. Es sind die sichtbaren 
Zerstörungen, die Kriege mit sich bringen, 
auch die sichtbaren Zerstörungen, die notge­
drungen nach der Herrschaft von Gewalt­
regimen da sind, augenfälliger, und doch ist 
es besonders grausam, wenn politische Er­
eignisse brutal in das persönliche Leben der 
Menschen eingreifen. 

Aus der Erkenntnis heraus, daß schließlich 
nicht nur für Systeme, sondern daß für den 
Menschen, für den einzelnen Menschen Politik 
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gemacht werden soll und Politik gemacht 
werden muß, versucht nun Osterreich, den 
verfolgten, den bedrängten Menschen zu 
helfen. 

Vielleicht sollte man an die Spitze der 
humanitären Aufgaben eines neutralen Lan­
des das Asylrecht stellen, das Recht, das allen 
jenen gewährt werden soll, die aus politi­
schen, aus rassischen oder aus religiösen 
Gründen in ihrer Heimat verfolgt werden, 
sich bedroht fühlen und fliehen müssen. 

Unsere Grenze - das steht ja außer j eder 
Diskussion - soll aber auch allen Transit­
flüchtlingen offenstehen, die sich in ihrem 
Heimatland schwer diskriminiert fühlen und 
nun freiwilli,g ihr Land verlassen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch 
darauf hinweisen, daß Sie, wenn Sie heute die 
Tageszeitungen durchblättern, gewiß nicht 
eine Meldung übersehen werden, die darüber 
berichtet, daß unser Außenminister einen 
Appell an die Sowjetunion gerichtet hat, man 
möge dod1 j ene Rückwanderungswilligen aus 
Israel einreisen lassen, man möge ihnen die 
Einreise leichter machen. Auch hier zeigt sich 
also Osterreich bereit, eine hilfreiche Hand zu 
bieten, bereit zum Versuch, Not zu lindern, 
den Menschen zu helfen, Schaden gut­
zumachen, den andere angerichtet haben. 

Wir können vielleicht nicht mit großen, 
nicht mit imponierenden Erfolgszahlen auf­
warten. Aber überlegen wir doch, meine 
Damen und Herren: Hinter jeder positiven 
Zahl, die gebracht wird, steht doch ein zum 
Guten gewendetes Menschenschicksal ! 

Nur einige Beispiele aus dem vergangenen 
Jahr : Im September 1 972 hat die Bundes­
regierung beschlossen, 200 Menschen, die aus 
Uganda flüchten mußten, in Osterreich defini­
tiv aufzunehmen. Wir haben heute nom 
254 Uganda-Flüchtlinge bei uns, 239 werden 
in Lagern betreut, und es waren weit über 
1 000 Menschen - 1 5 1 4  Menschen genau -, 
die als Transitflüchtlinge aus Uganda bei uns 
Raum und Aufenthalt und Betreuung gefunden 
haben. 

Das aktuelle Flüchtlingsproblem ist aber das 
Problem der chilenismen Flümtlinge. Ich darf 
wieder auf die heutigen Zeitungen verweisen, 
die da einen Spiegel geben ;  ein kleines Bei­
spiel, aber es ist ein Spiegel, wie es in Chile 
derzeit aussieht : Es ist der ehemalige 
sozialistisme Abgeordnete Espinosa bei einem 
Transport zu einem chilenischen Gefängnis 
aus dem Hinterhalt erschossen worden. 

Osterreim hat sich bereit erklärt, 200 chile­
nische Flüchtlinge aufzunehmen. Allerdings 
dauern die sehr intensiven Verhandlungen mit 

dem milenischen Außenministerium noch wei­
ter an, denn es geht ja darum, diesen Men­
schen eine schriftlid1e Zusicherung des freien 
Geleites zu verschaffen. Wenn sie diese Zu­
sicherung haben, dann soll ihnen Gelegenheit 
gegeben werden, bei uns ein neues Leben 
zu beginnen. 

Wer das Glück hat, in einer intakten Familie 
zu leben, der wird sim schwer vorstellen 
können, was das heißt, wenn eine Familie 
auseinandergerissen wird. Vielleimt kann sich 
j ene Generation, welme die Nachkriegszeit 
bewußt erlebt hat, noch am ehesten in diese 
Situationen hineindenken. 

Auch diesbezüglich sind Bemühungen von 
österreichischer Seite in Zusammenhang mit . 
dem Ausland von Erfolg gekrönt gewesen. Es 
hat der gegenwärtige rumänische Besuch, der 
Präsident des Außenpolitischen Ausschusses 
des rumänischen Parlaments, erst gestern 
wieder während eines Gespräches seine Be­
reitschaft auch zu diesen Kontakten gezeigt. 

Gerade mit Rumänien war es also möglich, 
im vergangenen Jahr die Verhandlungen gut 
voranzubringen. Man konnte im Jahre 1 972 
in 1 87 Fällen Familien zusammenführen, im 
Jahre 1 973 war das in 73 Fällen möglich. 

Das Bundesministerium für Auswärtige An­
gelegenheiten und die Botschaft in Bukarest 
haben sich im vergangenen Jahr erfreulimer­
weise glücklich als Heiratsvermittler gezeigt. 
Es war möglich, in 19 Fällen Ausreisegenehmi­
gungen und Heiratsansuchen zu gewähren. 

Weniger erfreulich und zäher gehen die 
Verhandlungen mit der DDR vor sich. Es 
liegen noch 28 Gesuche um Heiratserlaubnis 
und um Ausreisegenehmigungen unerledigt 
vor. Auch bei den Bemühungen um die 
Familienzusammenführungen ist hier nimt ein 
so schöner Erfolg aufzuzeigen. Es war in vier 
Fällen möglich, die Familien zusammen­
zuführen, die Ausreise zu ermöglichen; 
15 Fälle sind noch anhängig. 

In allerjüngster Zeit hatte das Außen­
ministerium auch noch die Aufgabe, Repatri­
ierungen aus den Ländern im Nahen Osten 
wenn schon nicht durchzuführen, so jedenfalls 
doch angesichts der Situation vorzubereiten. 

Ganz kurz noch zu Verurteilungen, die im 
Ausland Osterreicher betroffen haben. Es gab 
auch im vergangenen Jahr wieder Verurtei­
lungen und Anklagen wegen Spionagever­
dacht. Es hat bedauerlicherweise auch Rausch­
giftdelikte gegeben, in die Osterreicher ver­
wickelt gewesen sind, vor allem aber und in 
zunehmendem Maße geht es um die Verkehrs­
unfälle. 
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In diesem Zusammenhang kann man es be­

grüßen, daß mit Ungarn ein Auslieferungs­
vertrag bereits paraphiert worden ist, obwohl 
eigentlich auch ohne vertragliche Grundlage 
die betreffenden Strafverfahren - im letzten 
Jahr waren es 1 9  - an die österreichischen 
Gerichte abgetreten werden konnten. 

Zu den humanitären Aufgaben eines demo­
kratischen und neutralen Staates wie Oster­
reich gehört es aber auch, gefährliche, bedroh­
liche Entwicklungen, die sich in der Welt ab­
spielen, nicht einfach zu ignorieren, vielleicht 
deshalb zu ignorieren, weil sie das Land nicht 
unmittelbar betreffen. Ich glaube, es ist sehr 
erfreulich, daß sich Osterreich an einer welt­
weiten Kampagne gegen die Folter beteiligt, 
der Kampagne, die von Amnesty International 
gestartet wird, einer internationalen Organi­
sation zur Unterstützung von Menschen, die 
auf Grund ihres G ewissens, ihrer politischen, 
ihrer religiösen Dberzeugung oder ihrer Ab­
stammung wegen der Freiheit beraubt worden 
sind. Man kann das als sehr positiv vermer­
ken, daß alle Vorsitzenden der drei im Par­
lament vertretenen Parteien anläßlich der 
Ta'gung der Amnesty International in Wien 
den Aufruf gegen die Folter unterzeichnet 
haben. 

Ich möchte auch auf Artikel 5 der Erklärung 
der Menschenrechte verweisen. Hier heißt es :  

"Kein Mensch s oll der Folterung oder grau­
samer, unmenschlicher oder entwürdigender 
Behandlung oder Bestrafung unterworfen 
werden." 

Wir wissen : Die Folter ist nicht politisch 
oder geographisch fixiert, obwohl e s  zweifellos 
in einer echten Demokratie weit weniger leicht 
zu Folterungen kommen wird. Wir werden 
aber gleicherweise leidenschaftlich dagegen 
zu protestieren haben, wenn ein Mensch seiner 
Dberzeugung wegen in ein sowjetisches Irren­
haus eingeliefert wird oder wenn er zum 
Opfer der sehr ausgeklügelten süd­
amerikanischen Foltermethoden wird. 

- auch Priester werden gefoltert -, der Iran i 
in Brasilien steht ein ganzer Polizeiapparat zur 
Folterung zur Verfügung. 

Wir haben auch Nachrichten aus Griechen­
land, die besagen, daß es dort zu Folterungen 
gekommen ist. (Der P r ä  s i d e n  t übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Was in diesen 
Horrorkabinetten des politischen Sadismus 
geschieht, ist gewiß nicht dazu angetan, um 
in den betreffenden Ländern eine demo­
kratische Gesinnung zu wecken. Hier liegt 
doch auch eine große Gefahr, an der man 
nicht vorbeisehen soll und nicht vorbeisehen 
darf. 

Es ist doch ein Hohn, daß in die Stadien ver­
schiedener Länder - ein Stadion ist doch ein 
Schauplatz sportlicher Wettkämpfe und Aus­
einandersetzungen ; dem Sport sagt man ja ,  
mit Recht oder Unrecht, völkerverbindende 
Funktion nach - Menschen ihrer Gesinnung 
wegen wie das Vieh in die Koppel getrieben 
werden und dann vielleicht nur einer unbe­
dachten Äußerung wegen abgeurteilt und ver­
schleppt werden. 

Ein Indikator, und ein sehr wesentlicher, 
der Freiheit eines Landes ist das freie Wort, 
ist die Pressefreiheit. Wo der Verlust des 
freien Wortes und der Pressefreiheit zu be­
klagen ist, da weiß man um die Zustände, 
die in diesem Lande herrschen. Freiheit der 
Medien - was nicht die Schaffung von Mei­
nungsmonopolen heißen soll - verbunden 
mit dem Schutz der Persönlichkeit, mit einer 
Garantie einer umfassenden vielseitigen In­
formation ist ein sehr wesentlicher Bestandteil 
der Demokratie. 

Es ist ja nicht nur bei uns in Osterreich 
so - aber wohl auch hier bei uns -, daß der 
Schaffung eines demokratischen Medien­
gesetzes höchste parlamentarische Aufmerk­
samkeit - aber nicht nur höchste parlamen­
tarische Aufmerksamkeit - geschenkt wird. 

Wir leben in einer Welt des zunehmenden 
Terrors, auch des zunehmenden Terrors vom 

Man ist ja in der Anwendung alter und Konsum her. Wir sind drauf und dran, uns 
neuer Foltermethoden durchaus nicht zimper- selbst unsere Umwelt zu zerstören. Wir leben 
lich, und die Wissenschaft hat hier ja auch schließlich in einer Welt der immer größeren 
neue Wege entdeckt und eröffnet. Es wäre Vereinsamung bei den schönsten Chancen 
eine große, eine vornehme internationale Auf- internationaler Solidarität und Zusammen­
gabe, eine Aufgabe der internationalen Poli- arbeit. 
tik, d e m  Mißbrauch der Wissenschaft ent­
gegenzutreten. Es muß Möglichkeiten einer 
Lösung gebenl 

Amnesty International hat eine Liste von 
Ländern vorgelegt, von denen man weiß, daß 
dort gefoltert wird : Es sind dies Chile, die 
Sow)etunion, Bolivien, die Türkei, Spanien 

In dieser überhitzten Atmosphäre also stel­
len sich uns die Fragen des Lebens und des 
Dberlebens. Angesichts einer so dramatischen 
Situation muß sich wohl j eder den Worten 
unseres Außenministers anschließen, die er 
nicht nur in einem Referat vor der Außen­
politischen Gesellschaft gesagt hat, sondern 
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mehrmals schon geäußert hat. Er sagte : "Im 
Zweifelsfall muß man sich für die humani­
tären Verpflichtungen entscheiden." 

Osterreich als kleines Land kann keine 
großen Wunder wirken. Es sollte bei aller ge­
botenen Bescheidenheit doch mit Nachdruck 
auf die humanitären Initiativen und Leistun­
gen in der österreichischen Außenpolitik hin­
gewiesen werden. Sie sind zweifellos ein Bei­
trag zu internationaler Entspannung und Ver­
ständigung. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Radinger. 

Abgeordneter Radinger (SPU) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herrenl 
Ich möchte mich mit einem Thema befassen, 
d as heute in der Debatte schon einige Male, 
wenn auch zum Teil nur am Rande, berührt 
wurde, das aber Herr Abgeordneter Fach­
leutner -ausführlicher behandelt hat und bei 
dem er eine gewisse Sorge zum Ausdruck 
gebracht hat, zugleich aber auch Vorwürfe 
erhoben hat, und zwar sowohl gegenüber dem 
Herrn Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten als auch insbesondere der Regie­
rung insgesamt gegenüber. Das ist das 
Problem unseres Verhältnisses mit der CSSR 
beziehungsweise die Tatsache, daß ein Ver­
mögensvertrag mit diesem Staat bisher noch 
nicht zustande gekommen ist. 

Wenn man hier dem Außenminister bezie­
hungsweise der Regierung einen Vorwurf 
daraus macht, so möchte ich doch darauf hin­
weisen, daß dieses Problem seit 28 Jahren 
ansteht und daß von allen Regierungen ver­
sucht wUJ1de, dieses Problem zu lösen. Bisher 
leider ahne 'greifbare Erfolge. 

Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi hat mit Recht 
darauf hingewiesen, daß unser gestörtes Ver­
hältnis zur CSSR, das sich gerade im ver­
gangenen J.ahr so deutlich und klar mani­
festiert hat, einen Grund wohl auch darin hat, 
daß seit 1 968 in diesem unserem nördlichen 
Nachbarstaat eben .besondere innenpolitische 
Schwierigkeiten die Wege, die Mö.glichkeiten 
erschweren. 

Ich möchte nur sagen, daß es der öster­
reichischen Außenpolitik -gelungen ist, mit 
allen Staaten - auch mit j enen, die einem 
anderen gesellschaftspoli ti tischen Gesell­
schaftssystem angehören - gutIl1achbarliche 
oder zumindest korrekte Beziehungen herzu­
stellen. Ich erwähne dabei unsere Bezi ehungen 
zur Sowj etunion, zu Ungarn, aber auch - trotz 
aller Schwierigkeiten - zu Jugoslawien, zu 
Polen, ZIU Rumänien, zu Bulgarien und schließ­
lieh zur DDR. Wir haben gesehen, daß Besuche 
von Staatsmännern und Politikern dieser Län­
der in Osterreich, andererseits Besuche des 

Herrn ,Bundespräsidenten und österreichischer 
Regierungsmitglieder in solch en Ländern 
schon lange den Charakter des Spektakulären 
beziehungsweise der Sensation verloren haben 
und daß solche Besuche 'Zu sehr wertvollen 
Erg�bnissen tür alle Teile geführt haben. 

Es ist heute schon gesagt worden. Gerade 
in diesen Tagen weilt der Vorsitzende des 
Außenpolitischen Ausschusses der Volks­
republik Rumänien zu Besuch in Usterreich, 
u nd Abgeordnete dieses Hohen Hauses hatten 
die Möglichkeit, mit diesem Politiker offen 
bilaterale Fragen, aber auch Probleme der 
Weltpolitik zu besprechen. 

Die Ergebnisse solcher Besuche, das wissen 
wir, sind Abschlüsse von Abkommen kul­
tureller, aber auch wirtschaftlicher Natur. Wir 
wissen auch, daß österreichische Touristen 
unbeschwert den Urlaub in vielen Ländern des 
Ostens verbringen. 

Was unsere heLden anderen kommunisti­
schen Nachbarsta-aten betrifft, so kann man 
fast sagen, daß durch diese Nachbarschaft die 
Ruhe, die wirtschaftliche und die kulturelle 
Entwicklung in den an sie angrenzenden Bun­
deslän.dern nicht beeinträchtigt werden. Es gibt 
sogar weitgehend fruchtbare Kooper.ationen 
über die Grenzen hinweg. 

Was unsere Beziehungen zu Ungarn betrifft, 
so werden sie, glaube ich, am besten durch die 
Stellungnahme charakterisiert, die Bundes­
kanzler Dr. Kreisky anläßlich seiner Gespräche 
mit dem ungarischen Ministerpräsidenten im 
Frühj ahr dieses Jahres abgab. Kreisky sagte 
damals im ORF über diese Beziehungen unter 
anderem : 

"Die Beziehungen mit Ungarn wurden das
' 

erste Mal vor neun Jahren in Or.dnung ge­
bracht und haben sich seither vollkommen 
friktions frei entwickelt. " 

Er sagte weiter : 

"Die beiden Staaten, die Nachbarstaaten 
sind, die zueinander in einem j ahrhunderte­
alten Nahverhältnis gestanden sind, sind zwei 
Kernländer Mitteleuropas, und wir betrachten 
es als unsere Aufg'a:be, in Mitteleuropa 
unseren Beitrag zur Entspannung des Kon­
tinentes zu leisten. " 

Schließlich meinte er:  

"Ich möchte noch einmal lbetonen, daß wir 
uns natürlich bei allem, was wir tun, der 
VerschiedenarUgkeit der gesellschaftlichen 
Systeme bewußt sind, daß wir aber dennoch 
nicht übersehen, daß wir nebeneinander leben, 
daß wir auf diesem Kontinent Frieden erhalten 
wollen, weil es nur so möglich sein wird, 
die Zukunft unserer Völker zu gewähr­
leisten. " 
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Meine Damen und H erren! Obwohl gerade 
in der Amtszeit der derzeitigen Bundesregie­
rung - und ich möchte sagen:  gerade in der 
Amtszeit dieses Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten - zu verschiedenen 
Malen die Situation eintrat, in der eine Rege­
lung unseres Verhältnisses zur C::SSR in greif­
bare Nähe gerückt schien, können wir zu 
unserem aufrichUgen Bedauern - das müssen 
wir zugeben - den bestehenden Zustand 
keineswegs als befriedi,gend bezeichnen. Ich 
möchte nur im Telegrammstil einige <der mar­
kantesten Etappen der Entwicklung der 
zwischenstaatlichen Beziehungen zwischen 
diesen bei den Ländern im heurigen J,ahr be­
leuchten. 

20. Jänner 1 913 : Dr. Kirchschläger wird bei 
einer Zwischenlandung in Prag auf dem Flug 
von Helsinki nach Wien von Außenminister 
Chnoupek begrüßt. 

Dr. Kirchschläger anerkennt diese freund­
schaftliche Geste, spricht von einer freund­
lichen und guten Atmosphäre und drückt die 
Hoffnung aus, daß dieses Gespräch ein Aus­
gangspunkt für eine Entwicklung sein könnte, 
wie wir sie uns eigentlich vorstellen und wie 
er sie vor dem Nationalrat als wünschenswert 
<dar'gestellt hat. 

3. März 1 913 : Dr. Kirchschläger trifft sich 
mit seinem tschechoslowakischen Kollegen in 
B ratislava. Es wird Ubereinstimmung in der 
Frage gefunden, daß eine Kommission für 
außerordentliche Fälle, für Zwischenfälle an 
der österreichisch-tschechoslowakischen Gren­
ze, gebildet werden soll. Auch das seit Jah­
ren - man könnte fast sagen : seit Jahr­
z ehnten - ungelöste Problem der Entschädi­
gung österreichischen Vermö,gens ist neuer­
di ngs Gegenstand der Unterredung. Wie 
Dr. Kirchschläger betont, hat er gerade diesem 
Prohlem immer wieder seine besondere Auf­
merksamkeit zugewenidet. 

Die Meinung des Außenministers ,zu dem 
Gespräch - auch bezeichnend für die Härte, 
die diesen Velihandlungen trotz allem zu­
grunde liegt -: 

"Was wir a'ber tun wollen, ist, Stück für 
Stück die Steine aus dem Weg zu räumen, 
die bisher einer guten Entwicklung der Bezie­
hungen entgegengestanden sind. Das heißt, 
wir müssen schauen, daß wir in der Ver­
mögensfrage ein Stück vorwärts kommen; wir 
müssen schauen, daß wir in der Grenzhage 
ein Stück vorwärts kommen." - Weiters be­
tont er, daß wir in der 'guten Lage sind, keine 
strittigen Grenzprobleme mit der Tschecho­
slowakei zu haben, und daß doch die Voraus­
setzungen für eine entsprechende Lösung ge­
geben wären. 

Die Pre·ssekommentare sprechen damals von 
einem "Tauwetter Wien-Prag".  

Es folgt eine Fortsetzung dieses G esprächs 
am 8. Juni 1 973 Lm Linzer Landhaus. 
Chnoupek spricht von einer Annäherung der 
Standpunkte, und unser Außenminister be­
zeichnet es als ein nützliches Gespräch, das 
uns ein Stück weitergebracht hat. 

Meine Damen und Herroen ! Dies,en so hoff­
nungsvoll 'begonnenen Gesprächen der 
"kl,einen SchI1itte" folgen die bekannten tflau­
rig,en GrenZizwischenfälle, als deren EDgehnis 
das Leben von vier Osterr,eichern zu Ibeklay.en 
ist. 

Der Außenminister begibt sich selbst an die 
Grenrz.e, ,er ist in Gmünd und drückt dort neuer­
dings, trotz der VOI1fä1J.e, die österreichlische 
Bereitschaft aus, weitere Gespräche zu füh­
ren, allerdings stellt er fest : "Osterreich kann 
nicht über vier Tote :zJUI Tag,esortdnung über­
gehen, "  

Nach dem MinisterIlat !am selben T'ag .sCligt 
er:  

"Wir haben in der Bundesre,gi,erung mit 
Bedaue,rn f'estgestelUt, daß die vi.elen Bemü­
ihung,en, die '9€tl'ade ,dJiese BUnidesregierung 
unternommen hat, um mit der Tschecho­
slowakei in ein Igutnacbbarliches VerhältnilS 
zu kommen, durch diese unmenschliche Art 
der Jagd, würde ich fast sagen, auf öster­
reichische Flugzeuge, auf österreichische Zivil­
flUJQlz,euge, beeinträchtJ1gt wutden und daß es 
sehr schw,er ist, unter diesen Umständen an 
den guten Willen zu einer guten Nachbar­
schaft 'Zu IgI!auJben. "  

Schließlich di,e IbeikJannte Äußerung des 
Außenministers anläßlich \Seines Aufenthaltes 
in StraßlbuI1g beim EuropaI1at, idie darin Igiplfelt, 
daß ,er slCligt :  

"Viier Tote innerhabb fün:f Wochen j enseits 
unserer Gre:ruz.e stehen ,bei UI1ser.er Einschät­
zung des menschlichen Lehens in kJ€inem Ve,r­
hältnis 'liU der objektiven Fa1blrftässigkeit der 
heiden Piloten." Schließlich fällt der Ausdruck 
von einer "Atunosplhäre der Kälte, die ,wir 
längst der V,eIig,ang,enheit ,zugehörÜig meinten" . 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht unbe­
kannt, daß uns mit dem nördlichen Nadtbarn 
sehr vi el V1€rb,indet. Bi,s 1 9 1 8  ,gab es Jahr­
hunderte hioowrch zJWischen Wien und PflClig 
praktisch keine Gflen,ze ; mit der Offnung des 
böhmi'sch-mälhrischen Raumes haben unsere 
Alpenländer eine natürliche und wertvolle 
El1gänzung ellfahren. Die ManniJgf.altigkeit der 
seinerzeit sehr tiefgehenden wirtschaftlichen 
und vor ,a]l.em IkJulturellen Beziehungen zeigt 
sich noch 'heute. Die vi'elen veIlWandtschaft­
lia.'1en Beziehungen haben Weltkriege und 
Nachklüeg:srzeiten überdauert. In uns,erem 

88. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 103

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII . GP -- 88. Sitzung - 5. Dezember 1 973 861 1 

Radinger 

Lande leben v,iele Menschen, die ein 'starkes 
Intemsse an einem vernünfti'gen Vephältnis 
zwischen diesen beLden Stataten haben. 

Es muß einmal mehr - so wie ich schon 
gesagt habe - ',auf die Igroß,e Anz,ahl der Ver­
mÖigensgeschädigten verwiesen werden, deren 
berechU,gte Ansprüche nach nUIlIffi'ehtr 28 Jah­
ren noch iJlI1mer nicht eI1füllt slind. Da sind 
aber auch die vielen PrObLeme des Gr,elliZ­
landes, die Schwächen in der wirtschaftlichen 
Struktur in diesen G ebietoo und die ins-

Wir vel'stehen daJher nicht !die geleg,entlich 
extremen tschechischen Reaktionen, mit denen 
uns unfreundliche, ja feindselige Absichten 
unterstellt werden. Was die jüngsten Grenz­
zwischenfälle hetrifft, bei denen Menschen ums 
Leben Ige"k!ommen sind, rund 'Zwar Grenz­
zwischenfä!lle von j ener Art und Weise, wie 
sie absolut nicht notwend1g gewes'en wären 
und anders hätten enden können, möchte ich 
doch auch von dieser SteHe laus unser,em 
Außenminister dafür Dank sagen, daß er ISO 
unmißvenständlich, kliar und deutlich zum Aus­

geSiamt - man möchte sagen - fClJst feind.- druck gebr:acht hat, wie 'schiwerwiegend für 
sehge, 'Z'UJIDindest wen1g freunJdlliche Atmo- uns der Tod der vier Menschen ist. 
sphäre, die den Menschen dals .A:tlJsnarren dort 
so schwer macht. 

Von der GreIlJz,landibevÖlI�erung in Ober­
österreich und Niederösterreich 'Wlur.den An­

träge gestellt, um den grenzüberschreitenden 
VeI1kehr zu erleichtern, neue Grenzüberg,angs­

stellen zu eröffnen und vor ,allelIIl eine Ver­
besserung der Verkehrsmö'glichkeiten in die 

Wege :�u leit.en . 

Wir ,glaUJben, daß in einer GeseHschafts­
ordnung, durch di,e wir uns V'erpflichtet fühlen, 
die Lebensbedingungen der durch. ihre wirt­
schaftliche Randlage benachteiliigten Mitbürger 
zu veIibe9sern, diese Probleme nicht nur die 
Menschen betreff.en, di,e in einer 10 oder 20 km 
breiten Zone entlang der Grenze leben , son­
dern aHe Osterreicher d avon Iberülhrt sind. 
Besonders Ib'etrifft die.s natürlich die an die 
CSSR 'anrgrenzenden Bundesländer. All das 
sind Umstände, mein.e DaJIDen und Hemen, 
denen eine Plartei, die die Regi,erungsverant­
wartung trägt, Rechnung tragen muß. 

Wir sind lfelSt davon üJbenzeugt, daß auch 
bei den Menschen in der CSSR ein Int'er­
esse an einem guten Nachbarschaftsverhältnis 
mit Osterreich besteht und daß ein rsoldle'S 
lauch für den Staiat se]bst einen ob}ektiven 
Wert Ihätte . Man ,beden�e nur, wie viele 
Regionalpro'bleme heute nur ,auf Grund einer 
über dlie Grenzen reichenden ZUSiammenarbeit 
vernünftig gelöst werden 'können, wie etwa 
durch die regionJale ZusaJII1IIIlenarbeit der 
Alpenländer oder durch die nusammen.al'bei t 
'Zwilsch.en Kärnten , Slowenien und Fri,aul . 

Nachbarschaft ist eben nicht nur ein geo­
graphischer Begriff, sondern ist auch eine poli­
tische Realität, an der nicht 'zu rütteln i,st . .A:uf 

Wir empfinden den tIialg�schen Aus,ganrg die­
ser Zwischenfälle als ,besonders befr,emdend, 
nicht nur weil ei�n Isolcher hätte vemniecLen 
werden können, sondern weil man diese 
Zwischenfälle im Europa von heute .für aus­
geschlossen gehalten hat. Ich bin überzeugt, 
daß doch die Erkenntnis überall PIllatz greifen 
müßte - :die Menschen diesseits und j enseits 
unserer Igemeinsamen Grenze hruben im Ver­
laufe unser,er Geschlichte die bitteren Elif,aJl.­
rungen Igemacht -, daß Fanatismus und Haß , 
von wenigen gep,redigt oder Igeschürt, zu un­
endlichem Leid für alle !führt. 

So ver'stehen wir ,auch den Satz, d en Doktor 
KirchJschläger tvo1:Jz allem gefu:n/den hat, wenn 
er lan dieser Gren:ze sa,gte : Ich kiann halt so 
furchtbar schwer hassen ! 

Meine Damen und Herren ! W,enn man be­
denkt, daß der denzeiUge Entspannungsproz'eß 
'S elbst die .schäm.st.en Anta,gonisten der Ver­
!gangenheit zu ,gemein:s'amer VeI1antwortung 
veran1aßt ihat, daß es durch die Ostp olitik der 
deutschen Regier'ull'g zu einer N oDmalisierun:g 
des so IbelaJstend'en V,erhältniss,es zwischen der 
Bundesrepublik und Polen beziehungsweise 
.der SQwj etunion und damit zu einer weit­
gehenden Normallisierun:g in Mitteleuropa ,ge­
kommen ist, d aß ,sich in Genf die ,europäischen 
Sta,aten, unbeschadet ihrer ,geseUschafts­
poli tischen Ausrichtungen, 'UJID ein Iwirksames 
System von Sicher!heit und ZusammenaI1beit 
bemühen, dann scheinen die Verthältnilsse an 
'Unis'erer nördlichen G renze einfach nicht mehr 
in die polihsche Landschaft 'zu passen. 

Nicht nur Osterreich, ganz Europa kann 
erwarten, daß dieser Anachronismus ein Ende 
findet. 

G rund lunserer Vorstellrunlg'en VOlIIl inter- Osterreich seinerseits hat nichts Igetan, um 
nationalen Zusammenleben 'Und ang-esichbs der eine Spannung her!beizu�üJhren oder zu 
weitreichenden Verflechtung .zwilsmen den erhöhen . Es liegt nun an �der CSSR !Zu deanon­
Staaten kann es nur eine 'Zwingende Schluß - stri'eren, ob sie Ibereit ist, ·auf die ö,ster­
foI.gerung aus dieser Realiität geben: Eine ireichi.sche BereitscbJaft zur ZUis.ammenarbeit 
Nachbarschaft muß eine igute Nachbarschruft einzugehen , durch .g,eeignete praktische und 
sein! Eine andere Politik im Zentrum Europas vertragliche MaßnraJhmen die VODcllU!ssetzungen 
wäre widersinnig und entspräche weder den dafür zu ,schaffen, daß sich Vorfälle wie di,e des 
Interessen der CSSR noch denen Osterreichs. I heurigen Sommers OIder ähnliche nicht wieder-
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holen und mit Osterreich ,zum 
umfassenden Regelung .aUer 
Fragen 'ZusammenzuaIibeiten. 

Zwecke einer es ,sich im Z,usiammenlhang mit einem der­
noch offenen arUg'en G roßprojekt doch um ,eitne Lebens­

frage für Land und Leute hanJdelt. 

Meine Damen UlI1Id Heriren! Ich möchte ab­
schHeßend nur eines stligen : Im Inter,esse der 
Menschen in diesen. bei!den Sta,aten, im beson­
deren aber j ener, die in Grenznähe wohnen, 
,appellieren wir, die wir hier in diesem Staat 
Ver,antwortung tragen, an jene, die drüben 
Ver.antwortung tJDag,en, iJhren Beitrag zu 'l,ei­
'sten, daß rziwismen den bei,den 'Staaten nor­
male nacbJbar:1iche Beziehlmg.en 'hel1gesteUt 
wenden, und wir eI'!suchen 'zugleich den Herrn 
BundeSlIIlinister, Is,eJne HemülhUlngen, seine bis­
ther leider von so geringen EI1folgen 'g,ekrönten 
Bemühungen, die er seit Jahren anstellt, um 
VeIstän!dtgung und Normal1siel'urug mit 
UIllserem nördlichen Nachbarn fort�UlSetzen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Ahgeord­
nete Melter. 

A'bgeordneter Melter (FPO) : Herr Präs�dent: 
Sehr Igeehrte Damen und Herren! Als Vor­
arlbeIig,er ha'be ich Anlaß da'Zu, lauch in aller 
Kürze ein besonderes Prohlem lZur Sprache 
zu Ibringen. Denn seit weni,gen Jahren hat auch 
das Land Vor:ar,EbeI'lg ein außenpolitisches 
PIidblem, und :zJwar von Ig!d1ll'Z besonderer Be­
deutung. Es h,andelt sich um Idie Errichtung 
eines Atomkraftwerkes in unmittelbarer Nach­
barschaft des Landes, in Rüthi. Es ist dies eine 
Anlage, die uns Vorarlbergern Anlaß zu 
größter 'Sol1ge un'd zu einig/en Bedenken gLbt. 

DillS Land Vorarlherg hat mit dem Außen­
miniJsteriilllID sehr IglUte Kontakte, JWias sich etwa 
bei dem VertrlaJgswerk über den kleinen 
G renzverkehr ,erwiesen 'hat, wo ,alles einver­
nehmlich geregeIt werden konnte. 

Zum Thema Rüthi hat Kollege Dr. S crinrzi 
mit mir vor etwa €inein1halb Jahren eine An­
[l1aJge an den Herrn Außlenminis.ter ,g·erichtet, 
der freundlicherweise geantJwortet hat, daß mit 
der schweizertschen Regierung \Schon Kontakte 
aufgenommen wurden und daß die Schweizer 
zugesagt haben, die Unterlagen für das Kraft­
werksprojekt zur Verfügung :zu stel,len, damit 
auch !seitens der österreichischen Behörden 
und Dienststellen, sowolhl des Lcuruiels als auch 
de.s Bundes, Prriifurugen vorgenommen werden 
könnten, wobei Ihoffentlich ein Ergebnis 
hel1auskÜlmmt, welches zeigt, daß ,allenfaUs 
vor:handene Befürchtuiligen doch nicht IbegfÜn­
det sind. Vorläufig- besteht Jedoch kein Anlaß, 
ein solches Engebnis schon dI1ZIunehmoo. Die 
bestehende und wahrscheinlich sehr weit­
gehende Gefährdung bereitet d er Bevölkerung 
und der Regierung des Landes ,außerordent­
liche Songen. Das 1st 9illThZ kIlar, weil die 
Fra,gen der Gesundlhei,t und des Umwelt­
schutzes 'besondere Bedeutung halben und weil 

Es hat än VOIiarllherig besonders der "Welt­
\bund zum SchJu1Jze des Lebens" sehr frÜthzeiUg 
und sehr nachJhalUg aUlf die mit dem ProJekt 
.zusammenhängenden Probleme !aufmerksam 
gemacht. Es ts,t wohl ein Verdtenst dieser 
Organisation, zusammen auch mit den "Vor­
arlbeI1ger Nachrichten" , die .sich bemüht haben, 
die Ar,gU!IDenuation der Bevölkerung veI1Stänld­
lieh zu machen, daß auch in Liechtenstein ins­
besondere und s eit einiger Zeit sogar in der 
Schwei'Z se�bst dieSle SOIlgen und Nöte mehr 
in d en 'MittelpuIl!kt der Diskusslion ge'stellt 
worden sind. In d,er Schweilz hat ,sich beson­
ders der Schweizer Heimat- und Naturschutz­
hund eingeschaltet und veIlsucht, sowohl die 
Kianto'Illsregierung aLs IClJUch die Bundesregie­
rung zu Ibeeinflussen, daß dem G edanken des 
Umweltschutzes lmd der Fr/a'ge der Gefähr­
dung besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
wird. 

Wir wissen nun, daß gerade die Energie­

kri.se besonJdel1s im Zusammenhailig mit den 

zurück!geherrden Ollieferung,en mehr in den 

Vordergrund rückt, daß aUlf j eden FaU der 

zunehmende Bedarf an Energie gedeckt 

werden muß und daß dazu unter Umständen 

auch Kraftwerke mit der Enerogie1bru;is Atom 

benöhgt werden. Man weiß alber auch, daß seit 

Langem seihr eingehende Studi,en im Gange 

sind, die Atomspaltung durch landere SYlsterne 

abzulösen, durch andere technologische Mö,g­

lichkeiten. J e  wei,ter die Zeit fortschreitet, 

umso mehr besteht wohl die Aussicht, daß 

Möglichkeiten gefunden werden, die etwa Ge­

fährdungen aus:Z'uschließ!en oder doch ,wesent­

lich weiter herah�usetzen vermögen. 

Vom Standpunkt Vorarbbergs un'd damit 

auch der Republik Osterreich, die ja die Inter­

essen der eiJgenen BÜl1ger 2lU ,schützen und 

wlahl1zunehmen hat, ·eI1gilbt Isich im Zusammen­

hang mit dem Standort Rüthi in eI1ster Linie 

die Frage, ob nicht Ig,el1aJde aUlf Grund des 

freundnachbarHchen Ve:r1hältnisses mit der 

Schweiz, welches ja schon Iseit erheblicher 

Zeit besteht, die Möglichkeit w,ahligenommen 

werden könnte, gera'de die Frage der Standor,t­

wahl sehr nachlhalUg ins Treffen zu führen, 

um etwa darauf hiIllzuwirken, daß ein Stand­

ort ,g·ewählt wird, der nicht 'besondere Be­

vö�kerungskonzentI1dtionen IbeeinträchUgt. 

Es ist j a  bekJannt, daß Vor,adbeIlg Iseine 
Bevölkerunglskonzentration im Rheintal 
zwischen Fe�dkirch und Bregenz hat, daß dort 
der ,größte Teil der VorarbbeI1ger Bevölkerung 
wohnt, und das ist innerhalb des Einfluß­
b eI1eiches eines Atomkraftwerkes mit dem 
Standort Rüthi. Gerade di,eses Proiblem steht 
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nun im ,eiligen ZUStammenthang mit den Sicher­
heitszonen, wenn man die VorschriHen etwa in 
AmerikJa 'beachtet, wo es heißt, daß Standorte 
von Atomkraftwerken nur dort festzulegen 
sind, wo praktisch keine B evölkerung durch 
a1l:fä1lUge UnfäUe von KraJftwerkis'anlaJgen be­
troffien wenden kann. Es er,gilbt sich allein au,s 
diesem GesichtspunM die Tats ache, daß llJach 
diesen Regelungen der Standort Rüthi nicht 
in ,Fragen kommen könnte. Es müßte aLso 
möglich Isein, auch im Sch'Wieizer Bereich noch 
einen Standort ,zu finden, wo ein wesentlich 
geringerer B evölkerungSianteil 'g,efäJhrdet wäre. 

Für uns VorarlbeI1ger leI1gtbt !Sich heute die 
FrClJge, wie weit di,e VeIihandlungen 1Jwischen 
dem Außenministeriurrn und den Vertretern 
der Schweiz Iged1ehen sind, wie weit nun die 
UnterLagen über die Gestaltung des Kraft­
werkes vorliegen, ob alle Gutachten, insbeson­
dere j ene, die im Zusammenhang mit der 
Sicherheit der Bevölkerung stehen, bereits 
vorliegen und rzu welchem UnteI1suchfu:ng.s­
er,g,ebnis diese Gutachten ,gekommen .sind. 

Die Schweiz that Ja auf Grund der eI1sten 
Interventionen erfreulicherweise zugesa'gt, daß 
sie Ibereit ist, vor der Zustirrnanung zum Ge­
sarntprojek.t mit den österreichischen Dienst­
stel1en Verhandlungen zu :führen. Seitens der 
Vo:mrliber:ger BevölkieJ.1UIlJg darf ich an Sie, 
Herr Bundesminister, der Sie sich j a  in dieser 
Fmge 'bereits :sehr wohlwollend und im Inter­
esse des Landes einges>etzt !halben, den Appell 
rimten, weiterhin in dieser Art /Und Weise 
tätig zu sein und besonders dann, wenn die 
abschließenden Gutachten vorlieg,en, 'diese 
einer intensiven Beurtei,luThg durch öster­
reichiische SachverständiJg1e unteI'ziehen zu 
lassen, damit Sie in der Lag,e .sind, Ibei den 
Ahschlußverhandlungen die Interessen öster­
reichs und der B eV'ölkerung VorarLberg!S mit 
,allem Nachdruck. w,ahr:zunehiinen und daJbei 
alle Mög.lichkeiten internationalen Rechtes 
auszuschöpfen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Zum Wort gemel'det ist der Herr 
Bundesminister. Bitte, Herr Minister. 

. 

Bunde,sminister für auswärHge Angelegen­
heiten Dr. Kirchschläger: Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Der erste Sprecher der größeren 
Oppositionspartei hat 'seinen Diskus:sionsbei­
trag damit geschlossen, daß er drei Zielvor­
steHungen für die Außenpolitik dargelegt h at.  
Er sagte, seine Partei wünsche srpannun'g'S­
freie B ezieihungen zu aNen Nachlbarstaaten und 
zu den Sitgnatarstaaten des Staatsvertrages. 
Ich kann dazu nur sa!gen : Ja, aum die Regie­
rung wün.scht das j sie hat es in der Regierungs­
er:klärung kJlar Izum Ausdruck. 'gebracht. Viel­
leimt noch etwas melhr: Wir wünschen nicht 
nur spannungs:freie, sondern froondlime Be­
ziehungen, und wir glauben auch, daß wir 
uns neben den NachJbarstaaten nicht nur auf 

die Signatarstaaten des Staatsvertrages be­
smränken, sondern daß wir ihier aHe Staaten 
dieser WeH miteinlbe\Ziehen sollen. 

Der Herr Aibgeordnete Fiedler hat als zwei­
ten Punkt ge'sa'gt, er wünsche, daß Osterreich 
ein stalbilisierendes Element in Europa sei und 
daß die österreichische Außenpollitiik auf eine 
Europapolitik ausgerichtet sei. Ja, auch das 
wünschen wir, auch damit sind wir einverstan­
den. 

Und er h at im dritten Punkt gesagt - und 
zwar mich zitierend -, daß der Mensch im 
Mittelpunkt des Handeins stehen und daß 
Osterreich dem humanitären Handeln ver­
pflichtet sein SOllt Die Frau AJbigeordnete Al­
brecht hat in i(hrem Di'skussionsbeitrag dar­
gelegt, wie (sehr diese Regierung dem humani­
tären Handeln verpflichtet ist. Ich verweise 
nur auf DurchlWanderer durch Osterreich und 
ich verweise auf die P.�üchtlinge aus Uganda 
und Ohile, um nur die letzten Ereignisse zu 
erwähnen. 

Wenn a:ber nunmehr, Holhes Haus, eine s o  
breite gemeins'ame Aruffassung ülber d i e  Ziele 
der Außenpolitik ,besteht, dann ist es für mich 
unverständlich, wieso der Herr Abgeordnete 
Fiedler davon sprechen konnte, daß e's eine 
Inflation der Außenpoliti1k gebe, daß ein fort­
schreitender Venfall des Prestiges in der Welt 
vOIlhanden sei, und anderes mehr. 

HOhes Haus ! Dieser ang eblich fortschrei­
tende VeI1fall des iPrestig'es in der Außenpolitk 
Osterreichs wirkt sim dahingehend aus, daß 
im vergangenen Jahre 16 neue Staaten diplo­
matische Bezieihungen mit Osterreich aufge­
nommen und Ziwei davon auch in Osterreich 
ständige Missionen eingerichtet ha'ben. Damit 
ist die AnzaJhl der Staaten, mit denen Oster­
reich Heziehungen unterlhält, auf 1 07 all/gestie­
gen. 

.Alber ir-gen'dwie sind wir ja das eigentlich 
schon 'gewolhnt. Das war in der ganzen Ver­
gangenheit seit 1 970 so. Alls die Regierung 
mit der Chinap olitik !begann, da wa,r dies eine 
sehr gefährliche, eine selhr o!bskure Politi:k für 
manche AJbgeordneten. Ich hab e  hier noch 
Zitate des Herrn Abgeo.l'dneten Fiedler, die 
er dazu verwendet hat. In der Zwischenzeit 
hat sich h eraus'gestellt, daß die österreichische 
China:poJitik genau j ene Politiik 'gewesen war, 
die man als unalbihängi'ger Staat machen mußte. 
(Beifall bei der SPO.) 

Und dassellbe war bei der Sicherlheitskon­
fereIlJZ. Hi'er hat der Herr A!bgeordnete Fiedler 
gesagt: Der Gedanke nur, das Nahostproblem 
in die Europäische Sicherlheitsikonferenz in 
irgendeiner Form mit einzubeziehen, sei "ge­
radezu dilettantisch" . In der Zwischenzeit, 
Hohes Haus, halben wir vielleicht gesehen, 
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daß sich Europa 'aus dem Nalhostkonflikt so 
hinausmanövriert hat , daß gegenwärtig nur 
mehr die ZlWei Superstaaten dort tätig sind. 
Man 'beginnt nunmeh.r tatsäcMich auch von 
Europ a Iher, dieser Frage j ene B edeutung bei­
zumessen, die wir �hr von Anf,ang an beige­
messen Ihalben. 

Ein nächstes Beispiel : di e Mit'gliedschaft im 
SicheI1heitsrat. Auch dazu meinte damals der 
Herr Aibgeordnete , daß diese Mitgliedschaft 
bei vielen hefreundeten Staaten als prOlblema­
tisch angesehen werde. Heute wird diese Mit­
gliedschaft Ibestenfa!ils noch in Osterreich a:ls 
problematisch angeselhen. Bei den befreunde­

ten Staaten wird sie als eine Selbstverständ­
lichlkeit und als ein s eihr nützlicher B eitrag 
Osteneichs zu einer Friedenspolitik in der 
Welt genommen . (Beifall bei der SPO.j 

Vielleicht erinnern Sie sich noch, was für 
eine 'große Aufregung im Juli oder im August 
über die Albstimmung Osterreichs in der Sit­
zung d es SicheIiheitsrates vom 26. Juli war. 
Ich !bitte aLle Herren, die damails so selhr Kritik 
geübt Ihaiben,  doch vieUeicht die Resolution 
des SimeI1heitsrates mit der Resolution, die 
die Außenminister der Neun vor wenigen 
Tagen ,beschlossen halben, zu vergleichen . Vie!l­
leicht wird es Ihnen dann schwerfallen, hier 
.Ä.!nsätze für eine neutralistische Pdlitik zu 
finden, die Sie damals zu finden gLaubten. 
(Beifall bei der S�O.) Und so 'ließen sich die  
Beispi'e)le fortsetlzen. 

Die österreichisdIe Außenpolitik, Hohes 
Haus, war 'geradlini1g. Sie versuchte immer , 

rgeradlini'g ZlU sein. Und vielleicht war nicht 
die Außenpolitiik, sondern die Kritik daran 
manchmal etwas sprunghaft. 

Es wurde heute ,wiederholt die Arbeit der 
Herren Dr. Neuhold und Dr . Wagner ülber 
das NeutralitätSibewußtsein der Osterr,eicher 
ziti ert. Nicht ,zitiert wurde dabei die Antwort 
auf die Frage 6. In dieser Frage 6, bei j enem 
SampIe , das heute immer wieder erwähnt 
wurd e , lhieß es : "ül-aulben Sie, daß sich der 
österrei misme Staat für die EI1haltung seiner 
Neutralität ,genüg-end oder nur ungenügend 
einsetzt?" Und erläutemd fügen die Autoren 
hinzu: "Das Ziel dieser Frage war die Fest­
stellung der Einschätzung der gesamten Neu­
tra:IitätspoIitilk Osterreichs durch seine Staats­
bürger, wie sie in iJhren 'beilden Hauptstoß­
richtungen, Erhöhung der Attraktivität und der 
Glaubwürdigkeit der Außenpolitik, i n  der Ein­
leitung kunz dargestellH wurde. Fast drei Vier­
tel der Osterreicher stellen ilhrer Regierung 
in dieser Hinsicht ein positives Zellignis aus 
und bewerten damit den positiven Aspekt 
der Neutralitätspoliti-k hö!her als den defen­
siven. " So in der sellben Artbeit. 

Als dann in der Frage 7 jene rund 25 Pro­
zent, die nicht mit der österreichischen Politik 
einverstanden waren, gefragt wurden, welche 
Maßnalhmen Osterreich verstärkt treffen solle, 
um seine Neutralität im Krisenfall auch be­
haupten zu ikönnen, und es wurden als Alter­
nativen Festigung der internatioItc!!len Wirt­

schaftsibeziehungen, Stänkung des Militärs und 
verstärkte Aufklärung der Ö'stellreimischen Be­
völkerung ü!ber die Neutralität sowie Ausbau 

des Zivilsmutzes als mögliche Lösungen an­
-g egeIben , antwortete die Me'hrlheit dieses Be­
völkernmgsteiles wieder damit, daß sie s agte , 
eine Intensivierun\g der Neutralitätspolitik in 
der Information der Bevölkerung s,ei das Wich­

tigste und - mit deutlichem Alb'stand nach 
dieser UntersuchunJg - die Stärkung des Mili­
tärs. Soweit diese Untersuchung. Es ist tat­
sächlich eine ständ ige und notwendige Auf­

gabe, den IllIfor.m:ationsfluß von der Außen­
p olitik zum Hdhen Haus, alber auch zur Be­

völ'keruI1g stärlker fließen zu lassen und ihn 
auch in der Gegenrichtung stär.ker zur Geltung 
zu bringen_ 

In der Relation tür Osterreich - die Frage 
wurde heute bereits vorn Herrn Abgeordneten 
Scrinzi 'gestellt - besteht ein guter InrfoIlffia­
tionsfluß ü!her Idie VelIihandlunyen über die 
Truppenreduiktion i n  Wien. Ich (bitte um Ver­
ständnis, daß, wenn die Außenminister der 
teilnelhmenden Staaten vor �hrem eüg,enen Par­
lament - es hande<lt sich Ibei vielen um d emo­
kratische Sta:aten unserer Proägung - nicht dar­
über sprechen, es trotz der InfoI1IIlationen, die 
mir zuteil gewoI1den sind, auch ich nicht kann . 

Zum Informationss eik.tor noch eine Antwort 
an Herrn Abgeordneten Erlffiacora. Wenn ein 
UN-Dakument Mitte Juni -erscheint, d ann 
g laulbe ich, daß es pI1a!ktisch unmöglich ist, 
dieses DokUlIllent noch bi's zum Ende der Ses­
sion Mitte Juli im Hohen Haus zur Behand­
lung bringen zu können. Das ist einfach zeit­
lich nicht mö,g;} ich. 

Auch in der heutigen Diskussion, Hoihes 

Haus, hat die NeutralitätspOllitiik vor a.1lem in 
den Ausfuhrungen des Herrn Albgeordneten 
Karasek einen selhr breiten Raum eing-enom­
men. Es ist richtig, wir müssen das Intere,sse 
Dritter an der österreichischen Neutralität 
wachihalten, und im teile vollständig I;hre Auf­
fassung, daß wir keine Ingerenz von außen, 

wdher sie auch i,mmer kommen möge , wün­
smen. Hier Igehen wir völHg konfonn . 

Ebenso gelh.en wir in der AU!fifassung kon­
form, daß die Neutralität den Staat und nicht 
den StaatsibÜI1ger bindet. Ich glaube , daß das 
für mich sicher kein aJbstraikter Lelhrsatz ist, 
denn ich habe nie einen Versuch unternom­
men, in irgendeiner Weise auf die Presse ein­
zuwi�ken, um dem Ausdruck iihrer Meinung 
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keinen freien Lauf zu lassen. Im Gegenteil, 
ich hCl'be in der selhr kritischen Zeit im Jahre 
1 968 auch in Prag die Meinung vertreten, daß 
nicht derjenige, der etwas wieder,giht, was 
wiI1klich geschelhen ist, einen Unr,echtstatbe­
stand setzt, sondem derj enige, der diese Fak­
ten setzt, die dann wiedeflgegelben werden. 
(Beifall bei der SPO.) 

sierung, aber auch andere Maßnaihrrnen be­
treffen, also Ülberall dort, wo der Kampf "mit 
allen Mitteln" zulässig erklärt wurde, bislher 
der Stimme entlhalten. Es ist die Frag e, oIb 
wir Ibei der allgemeinen Delkolonialisierungs­
resolution, für di.e wir in der Verganigenlheit 
immer gestimmt halben, auf eine Stimment­
haltung abgelhen können. Mir scheint es des­
wegen gefälhrI'ich, wei:I dadurch der Eindruck 
erweckt werden könnte, daß wir in unserer 
Politik gegen die Aparthei'd, in unserer Alb­

lehnung der Rassendiskriminierung und in 
unserer Politik für di,e n�oloTI!ialisierung eine 
Änderung vorgenommen hätten. Es ist hier 
j en er Passus, der in diesem Jalhr eingefügt 
wurde, gegenüber den anderen Resolutionen 
insofern abgeändert worden, als nicht von 
l Imit allen MHte'lu" sondern V'on "mit allen 
notwendigen Mitteln" gesprochen wiI1d und 
dadurch eine gewisse EntschäI1fung dieser For­
mel eingetreten ist.  Alber, wie gesagt, die 
Abstimmung ist noch nicht erfo'lgt. 

Auch ich bedaure, Hohes Haus, daß dieses 
Jahr nicht j enes "Europajalhr" 'geworden ist, 
das wir uns nach den Erklärungen, die von 

wollten wir sie auch verstanden wissen, und j enseits des Ozeans gekommen sind, alber auch 
so wurde sie auch von den TeNnoomerstaaten nach verschiedenen Initiativen, die aus den 
dieser Konferenz verstanden. 

Eine Konvergeruz, Herr Albgeordneter Kara­
sek, zu den block,freien Staaten wird nicht 
angestrebt und findet auch nicht statt, und 
sie ist, das erlk'läre ich hier auch selhr offen, 
sicher auch nicht wünsch'bar und sicher nicht 
im österreich'ischen Interess-e, wie ich ülber­
haupt mit großer Skepsis alle Konvergenz­
en twicklungen ansehe, oIb sie sich nun 'Zwi­
schen Ost und West, oder, wie in diesem 
Fall, zwischen Nord und Süd arubieten. Alber 
- darüber wurde schon oft in diesem Hause 
gesprochen - daß die TeünaJhme an der Block­
freien-KOJlJfereruz in ALgier nicht ein Ausdruck 
einer solchen KonveI'gen'Z , sondern ein Aus­
druck eines echten Interesses an den Sorgen, 
an den Entwicklungen in diesen Staaten ist,  
das halben wir immer unterstrichen und s o  

europäischen Ländern kamen, vorges'telH 
Nun zum Themenkreis Osterreich und inter- haben; ich teile vollständig die Aufifiassung des 

n�tionale O:ganisationen. Es
, 
stimmt, �ie  Ver- I Herrn Albgeor:dne�e� Scrinzi, daß d�s Ve�äH­

emten NatIOnen halben mit verschIedenen lllS ZU den VereInigten Staaten emes Uber­
Problemen 'Zu kämpfen und sie wel'den dies, denkens Ibedafif, und ;zwar nicht das spezifische 
so wie in der Ver,g:angenlh:eit, auch in der Verhältnis Osterreichs zu den Vereinigten 
Zukunft Z'll tun halben. Dies ist für diese WeH- Staaten , sondern das Westeuropas zu den 
organisJation einfach nicht vermeidlbar. Wenn Vereinigten Staaten, und daß sich j ene, die 
wir heute manchrrnal nach mehr Autorität der nicht an den Verfhandlungen ülber diese sOige­
Vereinten Nationen rufen, dann dürfen wir nannte neue Atlantik-Charta teilnehmen, ein 
dabei auch nicht die andere Seite dieser Auto- gewisses Maß an MitwiI1kung b ewalhren müs­
rität vergessen, nämlich j ene einer Notwen- sen, das scheint mir außer Zwei,fel zu stelhen. 
digkeit, daß für eine Autorität Ibeschlußfas-
sende OI1gane vorhanden sind. Ob die Gene- Nun zur Sicherheitskonf,erenz. Es ist richtig, 
ralvers:ammlufilg der Vereinten Nationen in daß die Verhandlungen in Genf gegenwärbig 
irhrer gegenwärtigen StrUiktur ein solches be- in eine sehr "technische Phase",  woUen wir 
schluß.fassen'des Organ sein kann, wage ich das so nennen, getret'en sind. Man könnte 
zu ibeZlweifeln. I auch sagen, daß sie zum Teil "auf der Stelle 

In der TerrorismuSlf.rag·e vertreten wir, 
glauJbe ich, alle, die in diesem Haus sind, 
dieselJben Al1�fassuI1lgen, unld ich hdlbe selbst­
verständI'ich auch, als bei der Diplomaten­
schut�onvention j enes Arrnendment einge­
bracht wurde, von dem Sie, Herr Albgeordne­
ter, gesprochen halben, den Auftrag .gegeben, 
dagegen zu stimmen, denn hier ist tatsächlich 
ein Nein besser als ein faules Kompromiß, 
als ein Abkommen, das niemandem hilft. 

Nun zur allgemeinen Dekolonialisierungs­
resolution. Die Albstimmullig über diese Reso­
lution hat noch nicht stattgefunden. Wir haben 
uns in aUen Teilresolutionen, also in aUen 
Resolutionen, die TeHaSipekte der Deko;loniali-

treten. Nicht richtig i st,  daß, wie der Herr 
Abgeordnete Mock gemeint hat, im Juli in 
Helsinki nur etwas mehr als die Tagesord­
nung beschlossen wurde.  Dte Schlußempfeh­
lungen der Helsinki-Konferenz enthalten be­
reits eine völlig klare Aufgliederung des ge­
samten Programms für die Sicherheitskonfe­
renz, und es wird, so scheint es mir, auf die­
sem Weg auch fortgefahren werden müssen. 
Daß dabei nicht erkannt wurde, daß die Ein­
fügung des Prinzips der G ewissens- und 
Religionsfreiiheit als ein Prinzdp, das die inter­
nationale Sicherheit verlangt, in den Helsinki­
Resolutionen neu ist, hat mich an dem Diskus­
sionsbeitrag des Herrn .Albgeordneten Mock 
gewun'dert. 
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Der Herr Abgeordnete Mock hat auch sehr 
negative Stellung zur Truppenreduktionskon­
ferenz eingenommen, die gegenwärtig in Wien 
stattfindet. Hier erlaSISen Si'e mir eine Stel­
lungnahme .  Ich persönlich n�hme an, daß e s  
sich di,e 1 8  oder 1 9  Staaten, d i e  an dieser 
Kon[ierenz teilnehmen, mit ihren sehr umfang­
reichen Staben hJinreichiend Ü'berle'gt haben, 
ob diese KonfeDenz von Nutzen sein soll od,er 
nicht. 

Eine internationale Flurbereinigung auf dem 
Feld der internationalen Organis,ationen halte 
ich mit dem Herrn Abgeol'dneten Mock für 
nützlich und für recht. Aber so sehr ich dafür 
bin, glaube ich, daß diese Flurbefleinigung 
nicht auf Kosten des Europarates gehen darf. 
Und dies-e Gefahr bestand im heurigen Jahr. 
Ich wundere mich, daß dabei vom Herrn Ab­
geordneten Mock kritisch bemerkt wurde, daß 
ich mich bei der Ministerkonferenz des Europa­
rates für eine Initiative auf Außenminister­
ebene eingesetzt habe, um den Europarat vor 
AJbbröckelungserscheinungen in der Zukunft 
zu sichern. Wenn er sagt, diese Initiative war 
nicht genug vOl1ber'eitet, j a  si!e war nicht ein­
mal mit dem österreichlischen Bundeskanzler 
und schon gar nicht mit dem Parliament abge­
stimmt - Hahes Haus! Welchen Sinn hat eine 
Te�lnaihme eines Ministers an einer KonfereIllz, 
wenn er j edes Wort, das er dort sa.gen muß 
oder sagen will, zuerst zu Hause der Länge 
und B reite nach der G enehmigung unterwirft? 
Dann kann man auch einen Legationssekretär 
dritter Klasse 'hinschicken. (Beifall bei der 
SPO.) Und daß das Ergebnis der dann einge­
setzten sechs Ministerdelegierten, wie der 
Herr Abgeordnete Mock meint, dürr ist - ich 
enthalte mich einer Stellurugnaihme, denn das 
Ministerkomitee wird ja daI'Ülber erst in der 
Jänner-lSitzung entscheIden -, dazu kann ich 
nur sagen: Wir - older sagen wir besser -
ich halhe ja davor gewarnt. Ich hab e  -gesagt, 
daß es nur eine!Il Sinn ;hat, wenn sich Men­

schen, die im politischen Leben stehen, und 
nicht Missionschefs ü)ber diese Frage unter­
halten. Und das war auch der G rund, warum 
wir in diese Sechser�Gruprpe nicht hineinge­
gangen sind. Nicht, wie der Herr A!bgeord­
nete Mock meint, daß wir nicht hineing.ewäblt 
worden wären. 

Nun zu einem ganrz anderen Fra'genkomplex 
- alber dazu ist schon eine l ange De\batte 
Cl!bgelhalten worden -: zu SchÖllau. 

Hohes Haus ! Ich glaulbe, daß durch die 
Ergebnisse seit dem 28./29. September Oster­
r,eich in einem Ausmaß rehabilitiert ist,  wi1e 
wir uns dies vielleicht nie erwartet haben. 
Und zwar sowahl auf dem humanitären Be­
reich als auch im politischen Hereich. (Beifall 
bei der SPO.) 

Zu den Nachlbarstaaten: Ich halbe,  Herr Ab­
geordneter Karasek, in meinem Referat vor 
der Außenpolitischen Gesellschaft über das 
Ver1hältnis zu den Nachlbarstaaten nicht des­
wegen nichts gesprochen - wie Sie meinen -, 
weil mir nichts eingefallen ist, sondern des­
wegen, weil ich 'glaUlbe, daß es Zeiten in der 
.A!ußenpOilitiJk gi:bt, wo es nützlicher ist, ein­
zelne Verlhältnisse nicht tm Detail zu zerglie­
dern, Vor allem dann nicht, wenn gewisse 
Prozesse im G ange sind - rund die sind im 
Gange -, sowohl in der Relation zu Jugo­
slawien, das heute wiederlholt angeführt 
wUl1de, als auch in der Relation \Zur Tschecho­
slowakei. 

,Es hat der Herr AJbgeordnet.e Fachleutner 
gesagt, daß der Vemnögensvertrag von der 
bestvorbereiteten Re'gierung Ibisher nicht ge­
löst werden konnte. Ja, HeH AJbgeordneter, 
wollen Sie damit sagen, daß die Regierungen 
von 1956 Ibis 1 970 nicht gutvor'bereitete Regie­
rungen waren'? Was halben di'e in der ganzen 
Zeit gemacht? (Beifall bei der SPO.) Es wird 
d as tschechoslowakische Außenministerium 
mit großem Vergnügen hören, daß es im öster­
reichi schen Parlament AJbgeordnete gilbt, die 
der Meinung sInd, daß der österreichische 
AußenlIDinister dafuir die SchuiJ.d trägt, daß tHe 
Vermögensfrage nicht 'g'elös,t wurde bezie-' 
hungsweis.e daß die Grenz1zwischenfälle nicht 
veI1hindert werden - und nicht die Regie­
ruIllg in Prag! (Anhaltender Beifall bei der 
SPO. - Zwischenrufe der Abg. F a  c h I  e u t-
n e r und M i n k 0 w i t s c h. Abg. 
o f e n b ö c k: Unternommen haben Sie 
nichts! - Abg. F a  c h I  e u t n e r : Dagegen 
getan haben Sie nichts!) Was ich, Herr Abge­
ordneter, gegenÜlber der Tschechoslowakei 
unternommen h:albe, das Iha't der Herr Abge­
ordneter Radinger selhr breit dargestellt. (Abg. 
F a c h  1 e u t n e r: Nachher! - Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Erteilen Sie keine Belehrungen, 
Herr Minister!) Ich wollte, Herr Albgeordne­
ter, niemand belehren, alber mir ste:ht 'auch 
eine .gewisse Waffeng'leichlheit zu. (Beifall bei 
der SPO.) 

Nun zur Fmge des Nahen Ostens. In der 
Relation zum Nahen Osten hat die Bundes­
r egierung von allem AIllfang an - und nicht 
erst jetzt, seit dort gewisse Olschwierigkeiten 
und andere Dinge bestehen - .eine konse­
qu ente Politik venfO'I'gt. Die Bundesregierung 
wollte und will und ist bemüht, mit j edem 
der iIIll Streit und tei:l,weise im Kampf befind­
lichen Teile dieser Region gute Beziehungen 
zu unterhalten. Ich glaulbe, daß diese Politilk 
einen Er,fo1g getragen hat. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich glaube,  daß es auch richtig war, daß 
die österreichische Außerupolitik von allem 
AnfaI1!g an darauf 'hingewiesen 'hat, daß dem 

88. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)64 von 103

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 88. Sitzung - 5. Dezember 1 973 86 11 

Bundesminister Dr. Kirchschläger 

Pro'ble.m des Nalhen Ostens für die gesamte 
Europapolitiik eine große Bedeutung �UJkOlIllmt. 
Wir halben daiher auch dort, wo wir mit unse­
ren Auffassungen kein positives Echo gefun­
den haben, doch immer diese Auffassungen 
vertreten. Das gilt für den Stufenplan für 
eine friedliche Lösung, von dem der Herr 
Abgeordnete Mock heute ges.prochen hat, das 
gilt auch für unser Abstimmungsverhalten 
bei den Vereinten Nationen und das gilt 
auch rur unsere humanitären Interventionen 
in der Lösung der Klfiegsgefangenenfrage. 
Wir werden auch in Zukunft dieser PolitiJk 
eines geraden Weges, der Politik eines Ver­
ständnisses für die Rechte und Anliegen der 
beiden Seiten im Rahmen der Vereinten Natio­
nen folgen. 

Und nun zu dem heute wie auch in der Ver­
gangenheit immer wieder erwähnten Kapitel 
Landesverteidigung, SicheIiheit. Ich halbe wie­
derJIolt eindeuUg klargestellt, daß die Sicher­
heit eines Landes auf zwei WeHem steiht : 
auf der Außenpolitik und allif der Landesver­
teidigung. (Abg. F a  c h I  e u t n e  r: Die sind 
aber schwach!) Ich ibin noch nicht fertig, Herr 
Abgeordneter. Ich halbe auch immer das Haupt­
gewicht darauf gelegt, daß diese ibeiden Pfei­
ler miteinandeT veJibrunden sein müssen. Denn 
nur so ist es erlk'lärlich, daß ich - ich habe 
das schon einmal gesagt - der erste Außen­
minister der Zweiten RepUlbHk bin, der ver­
langt 'hat, daß er den Sitzungen des Landes­
verteidigungsrates ständig zugezogen wird. 

leh halbe aber auch immer die Alliffassung 
v,ertreten, daß 'gegenwärtig das Hauptgewicht 
der österreichischen Sicher'heitspolitiik auf der 
Außenpolitik liegt. Das ist keine Theorie, son­
dern das ist eine Lehre aus der Geschichte seit 
1 955. Wir haben uns unsere Stellung in der 
Welt nicht durch eine sehr starike überzeu­
gende militärische AJbweihI1kraft in den J alhren 
1956 und in den kommenden schwiertgen und 
kritischen Jahren erwonben, sondern wir 
haben uns unsere Stellung in der Welt seit 
1 955 - ich reklamiere dies nicht für diese 
Regierung - dadurch erworben, daß eine 
gute und vernünftige AußenpoLitik geführt 
wurde. Diese hat die Voraus!s,etzungen ge­
schaffen, daß wir heute für die Welt ein Wert­
element darstelLen. Und .solange wir ein 
WerteleiIIlent für di,e Welt darstellen, werden 
wir auch in dieser Welt Slicher sein. (Beifall 
bei der SPO.) 

Alber sehr richtig : Es darf keine Kompo­
nente für sich allein ges.e\h.en werden, daher 
j a  auch die Bej ahung der U!mfassenden Lan­
desverteidi,gung, ihre Aufgliederung, wie es 
im Entwurf eines Venfassungsgesetzes vorge­
se:hen ist, in eine politische, militärische, gei-

stige, zivile und wirtschaftliche . Es müss€n 
alle Elemente zusammenhelfen; und daß sie 
zusammenJheLfen, dafür ibin ich absolut. 

Der Herr Albgeordnete Pachleutner hat es 
auch zuwege gebracht, einen ungemeinen külh­
nen Sprung von delr Verteidtgungspolitik zum 
neuen Strafgesetz zu tun. Er hat an mich eine 
Frage gestellt, die in meiner Abwesenheit 
auch schon vom Herrn Abgeordneten Bauer 
gestellt wurde. Lassen Sie mich auch dCllZu ant­
worten. 

Sie haben ,gefragt, wie ich zu dem neuen 
Strafgesetz stehe. Ich sage Dhnen dazu fol­
g.endes : Ich habe der Regierungsvorlage mit 
der Indikationenlösung aus Uberzeugung zu­
gestimmt, weil ich die Lücken und die Schwie­
rigkeiten des alten § 144 aus meliner Richter­
:lJeit bei Gott kenne. (Zustimmung bei der 
SPO.) Ich halte eine ErtkJärung vor dem Parla­
ment über die Zustimmung oder über die 
Ablehnung eines Initiativantrages für einen 
Minister, der dem Parlaanent nicht angehört, 
nicht für geboten. (Neuerliche Zustimmung bei 
der SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 
Meine persönlichen G edanken zu Alt,ernativ­
lösungen zu der von der Regierung beschlos­
senen Indikationslösung halbe ich den mit die­
sem FragenJk.omplex befaßten Freunden in der 
Regierungspartei g,esagt, und wir halben diese 
gemeinsam 'besprochen. Dazu brauchte ich und 
brauche ich weder eine AUlftfol'de'l'ung des 
Herrn Abgeordneten Fachleutner im Zusam­
menlhalt mit der SicheIiheitspolitiJk noch 
brauche ich dazu einen Offenen Brief der Jun­
gen OVP. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Sehr 
transparent, Herr Minister!) 

Nun �ur Frage Erdöl und Energie. Der Herr 
Abgeordnete Scrinzi hat ;gefragt, oIb ich die 
Behandlung des Themas Erdö,l ode'r des The­
mas Energieversor,gung vor der SicheTiheits­
konferenz für aussichtsreich halte. Ja, ich halte 
eine solche Beihand1ung dieses Themas für 
aussichtsreich, und zwar im Ralhmen des Punk­
tes 36 der Schlußempfeihlungen von Helsinki, 
der auf Projekte gemeinsamen Inter,esses im 
Bereich der Energiequellen und der Nutrzhar­
machung von Rohstoffen abzielt. Wenn dazu 
der Herr Abgeordnete Mock gefragt hat, Ob 
ich von diesem Vorschl�g voIiher unterrichtet 
war, so kann ich Ilhnen dazu sagen, daß sich 
dieser Vorschlag aus der Diskussion der drei 
Regierungschefs e'rgelben hat, daß wir alber 
über die Durdliflülhrung sehr eingeihende Ge­
spräche gefülhrt herben. 

Zur Frage des Herrn Abgeordneten Peter, 
was die AußenpO'litik tun kann, um in der 
Olpolitik einen Beitrag zu einer Entsp'ann'llng 
der Situation in Ostel'reich zu leisten, möchte 
ich zuerst feststellen, daß uns an sich die 
gegenwärtige Olsituation nicht in demseLben 

592 
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Maße trifft wie andere Staaten, und zwar 
deswegen nicht, weil Osterreich schon früher 
dazu 'Übergegangen ist, Verträge ü'ber die 
Li eferung von 01 auch in �wischenstaat1iche 
Abkommen einzugliedern und sie nicht allein 
den multinationalen Gesellsdraften zu ülber­
lassen, Wir halben von den Partnern, die bis­
her uns ere Olversorgung sichergestellt haben, 
auf der zwischenstaatlichen Ebene die Zusiche­
�ung, daß die aJbgesdJ.;lossenen Lieiferverträge 
nn vollen Umfang ellfüllt werden. 

Ich gl a'Ulbe, daß weniger eine Präsenz in 
dem einen oder anderen ö'1produzierenden 
Land hier eine Hilfe sein kann, sondern daß 
hier der Kontakt mit der OPEC, die in Wien 
ihren Sitz hat, sehr nützlich ist, ein Kontakt, 
der sich sehr positiv aUSlWiI1kt, und ich glaube, 
daß auch die grundsätzliche Haltung der 
österreichischen Außenpolitilk dazu beigetra­
gen hat, daß ,diese Ollieferungsverträ,ge wei­
ter 'gelhalten werden. Schwierigkeiten entste­
hen dort, wo bisiher ven den Raffinerien der 
internationalen Gese'llschaJften rgekauft wUI'de. 
Hier wird nach Lösungen zu suchen sein. 

Zum Thema Südtirol : Es ist richtig, daß am 
20. Jänner, wenn bis dahin die Durchfülhrungs­
verordnungen nicht erlassen werden können, 
die noch offen sind, ein VerZ'Ug eintreten 
wird. Ich stimme hier dem Herrn Albgeordne­
ten Ermacora ,zu, daß es dann oder schon 
vOI1her nützlich islt, in einer gemeinsamen ß.e­
gegnung von Sütdtirolern und Nordtirolern 
und Experten, wie wir das immer hatten, diese 
Fmge zu prüfen. Ich glaulbe auch, daß die 
Frage der Hochschulaus!bildung sicher eine 
Frage von sehr großer Bedeutung für die Süd­
tiroler ist. Auch hier haben wir immer ver­
sucht, einen whgestimmten Weg �u gehen, 
aber Sie, Herr AJbgeordneter, wissen sehr gut, 
daß innerhaLb der Südtiroler hier selhr ver­
schiedene Auffassungen entstanden sind. 

Wenn Sie in diesem Zusammenlhang die 
Frage des Regionalismus erwäihnten : Ich bin 
gerne zu einer Besprechung hereit. 

Die Frage der nicht abgeogoltenen Teuerung 
in den AuslandSibezlÜgen ist auch dem Bundes­
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
bewußt. Wir versuchen, hier mit einem Min­
destmaß an Administration der ständigen 
Inflationswelle im Aus'land Rechnung zu tra­
gen. 

Was die Erfüllung des Archivabkommens 
mit Jugoslawien aus dem Jahr 1 923 Ibetrifft, 
so hat im Jahre 1 955 oder 1 956 die österrei­
chische Bundesregierung zugesagt, daß die Er­
füllung nunmehr stattfinden werde, alber in 
der Zwis chenzeit iSlt es noch zu keiner einheit­
lichen Auffassung der innerösterreichischen 
Stellen über diese Erfüllung gekommen. Es 
wurden und konnten daJher Jugoslawien auch 

keinerlei Zusagen in einer bestimmten Rich­
tung gemacht werden. 

Wenn Sie auf das neue Kompetenzgeset:z 
hinweisen und fragen, ob ich von der Ver­
ordnungsermächUgung des Arti!kels 15 G e­
brauch machen werde, kann ich darauf nur 
sagen : Ja, das wird geschelhen, und lZwar im 
Einvernehmen mit den beteiligil:en Ministern. 
Hier sind die Besprechungen noch im Gange, 

Um bei den neuen Kompetenzen !Zu blei!ben : 
Der Herr AJbgeordnete Fachleutner hat ver­
langt, daß ich auf Grund der künftigen Zu­
ständi'gkeit für Inte.grationslfragen bei den 
Europäischen Gemeinschaiften die Interessen 
der Land\wifltschaft stärker oder 'stark wahr­
nehmen solle. Ich davf darauf hinweisen, daß 
die Durchführung der bisherigen U,bereirrkom­
men nach wie vor in der Zuständigkeit des 
Bundesministeriums für Handel, GelWerlbe und 
Industrie liegt, daß aber neue Initiativen im 
Einvernehmen mit allen, in deren Interesse 
solche erfolgen oder die solche vefllangen, er-
9riffen werden, wenn Aussicht ,auf einen ge­
wissen Erfolg besteht. 

Zum Abschluß noch zur kulturellen Aus­
landspolitik. Der Herr Albgeordnete Lupto­
wits und der Herr Abgeordnete Peter haben 
angeregt, daß eine Enquete Ülber die künftige 
Auslandskulturpolitilk stattfinden sol,le. Ich 
halte eine solche Enquete für durchaus nütz­
lich und auch die Zusammenset'Z'ung, die hier 
vorgeschlagen wurde, mit vielleicht der einen 
oder anderen Ergänzung für wertvoll. Ich 
glCl'ube, daß ein solcher umfassender Gedan­
kenaustausch nunmelhr, nachdem die gesamte 
AuslandsikulturpolitiJk wieder an einer Stelle 
konzentriert ist, notwendig ist, w01bei ich auch 
an dieser Stelle schon j et1zt �ür die biS/herige 
gute Zusammenaflbeit mit dem Wissenschafts­
ministerium und dem Unterrichtsministerium 
danken und gleich klars1tellen möchte,  daß 
wir diese ZusCllillffienaI1beit auch in Hinkunft 
für eine zieltiÜihrende und auf das 'heutige 
Osterreich abgestellte, ab er auch die öster­
reichische Außenpo'litik starik in Rechnung 
stel,lende Kulturpolitik Ibenötigen werden. 

Ich glaUJbe, daß neben den Räumen, die Sie, 
Herr Abgeovdneter Peter, für eine kulturelle 
Aktivität besonders erwäihnt haben, vielleicht 
au ch eine BeOlbachtung gewisser kultureller 
Alktivitäten im weitesten Sinn des Wortes in 
den Europäischen GemeinschaHen notwendig 
sein wird, da ja dort im Zuge der Erweiterung 
der Tätigkeit der Europ äischen Gemeinschaf­
ten viele Fragen, wie ZU:m Beispiel Bildungs­
politik, b ereits eine sehr große RoNe spielen 
werden. Ich bitte mir zu erl assen, daß ich 
hier nunmehr ein breites Konzept künftiger 
Kulturpolitik entweIife j das würde zu weit 
führen. 
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Ich darf schließlich noch auf RütJhi zu spre­
chen kommen. Der Herr AJbgeordnete Melter 
hat auf dieses dringliche Anliegen der Vor­
arlberger Politi.Jk hingewiesen. Mir ist dieses 
Anliegen sehr Ibewußt;  ich habe es ja auch 
in Bregenz mit den Mitgliedern der Vorarl­
berger Landesregierun.g eingehend erörtert. 
Ich Ihoffe und enwarte, daß wir 'hier eine 
Lösung und eine Regelung finden werden, die 
den Interessen des Vorar1berger Rheintales 
und der Menschen, die darin wOhnen, Rech­
nung trägt. 

Zum Albschluß nur noch ein Wort : Der Herr 
Abgeordnete Mock erinnert mich seit 1970 
j edesmal daran, daß ich als Außenminister 
die volle Verantwortung für die Außenpolitik 
trage. Ich ,glaube, diese Erinnerung ist nicht 
notwendig; ich beJkenne mich zu dieser Ver­
antwortung, und ich trage sie auch gern ! (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Kar,asek. 

Abgeordneter Dr. Karasek (OVP) : Hohes 
Haus!  Meine sehr ,geehrten Damen und 
Herren ! Bevor ich auf die Schlußerklärung 
des Herrn Bundesministers und ,auf eini'ge 
.Ä ußerungen von ihm eingehe, ,gestatten Si,e 
mir auch, daß ich zum Verl1auf der Debatte 
noch eintges sa'ge. 

Zuvor ,etwalS eher AllI9Ienehme,s :  Ich bin wäh­
rend meines Aufenthaltes in den Couloins 
Kollegen aus dem Außenministerium ent­
gegengelaufen, die mich darauf auf.merksam 
machten, daß ich in meiner el1sten Rede heute 
lediJglich j enen Kollegen ,gedankt hätte, die in 
der multilateralen Diplomatie tätig sind, und 
die mich fragten, ob man daraus den Schluß 
ziehen könnte, daß ich ab nun alle die verachte, 
die in der bilateralen Diplomatie tätig sind. 
Das kann aus zwei Gründen nicht der Fall 
sein. Erstens einmal war ich selbst acht Jahre 
in der bilateralen Diplomatie tätig und keinen 
einzigen Tag in der multilateralen. Diese Form 
ist mir erst jetzt durch den ,Europarat er­
schlossen. Schon das ist ein Grund, daß ich 
diese nicht verachte. Der zweite Grund ist, daß 
ich Iselher, wie ,gesa1gt, lange genug draußen 
war und dalber allen Kolle'g'en im Außen­
ministerium Dank Isagen möchte, weil ich auch 
Seihr o.ft bei Auslandsreisen mer�e, von welch 
großem Nutzen ,sie für ,aUe AJbg,eordneten, 
nicht nur Jfür den Kollegen Karasek, sind. 
(Beifall bei der OVP.) 

Nicht unwidersprochen lassen kann ich 
elmge BemertkJung,en meines Igeschätzten 
Kollegen Luptowits, insbesondere wenn er 
geg,en den Kollegen Hedler polemisiert, daß 
er heute keine KOThZepte und Altemativen 
in seiner Rede vorgelegt hätte. Ich muß dem 

deshalb widersprechen : El1stens einrrnal hat der 
Herr Bund estrninister se�bst in -seinem Schluß­
wort von drei Zielvorstellungien 'g,esprochen, 
die der Kollege Fiedler entwickelt hätte. W,enn 
er es wirklich nicht Ig,e5lagt hätte, könnte ihm 
nicht so Igeantwortet worden sein, Herr Kol­
lege Luptowits! 

Dann möchte ich hier etwaIs sehr klar und 
sehr deutlich sagen, meine Herren:  Wenn ein 
A:bgeordneter von diesem Pult hier nur Kri­
tisches sagt und nichts Lobendes, so ist dies 
ein Grund�echt der Opposition - der Herr 
Bundeskanzler sel1bst, gla1libe i ch, hat uns ein­
mal in einem Ausspnuch gelehrt, daß es nicht 
Aufgabe der Opposition ist, Wohlverhaltens­
zeugnisse ,aus'Zustellen. Davon macht jeder 
Abgeordnete Gebr,auch, der kritis ch  üJber die 
Regierung redet ; das Isei hier hervor­
gestrichen ! (Beifall bei der OVP.) 

Alternativen haben die Osterreichische 
Volkspartei und ilhl1e AJbgeordneten nicht der 
sozialistischen Fraktion und nicht der Regie­
rung gegenüber zu vertreten, sondern nur 
i'hren Wählern 'gegenüber. Das wenden wir bis 
zu den nächsten Wahlen sicherlich tun l (Beifall 
bei der OVP.) 

EtWaIS ÄJhnliches, Kollege Luptowits, gilt ja, 
wenn Si,e dem Albgeordneten Mock vorwerflen, 
daß er sieh desse�ben Fehlers 'befleiß1gt hätte. 
Schließlich hat auch der Herr BundesminilSter 
auf die VorschläJge zur Flrul1bereini9ung 'bei 
den internationalen Org,anilS'ationen und auch 
auf einige andere Bunkte ig.eantwort,et. Wenn 
man die Zuslammellifassung dieser ;fünf Punkte 
in der Schluß rede vom Abgeordneten Mock 
durchHe,st, ISO muß ich sa'gen, daß er Vor­
stellungen hier zur Außenpolitik ·entIwickelt 
hat, die durchaus legit]m an die Adresse der 
Regi,erung 'g,erichtet Isind. 

Was meine eigene sogenannte Sackgasse 
anlangt - die Zeit ist schon fortgeschritten -, 
so will ich in ,cLaJs PrOlblem der' Teilnahme an 
der KonferelliZ der Blockfrei,en n.icht nochmals 
tief ,eingehen. Ich stelle j etzt nur die eine 
Gegenfrage: Wer, w.elcher westliche Stalat war 
denn sonst noch außer Osterreich in Algier 
anwesend? Sie werden mir j etzt ,antworten : 
Schweden und Finnland. Aber waren di,e auch 
schon in Lusaka, waIlen die aJUch schon in 
Georgetown? Nein ! Die halben sich offerubar 
von den OsteHeichern Ülberreden lassen, dort 
hiIllzJUg,ehen. Es ,gibt überhaupt keinen west­
l i chen Pakts1:!alat, der Idort aufgetreten ilSt. 

Wenn von der IfreiheitIichen Seite gesa:gt 
wir.d - ich ,glaube, der AblgeoIidnete Scrinzi 
hat das Iges.agt -, daß es so wertvoll ilSt, 
wenn man Informatilonen Ibei den Blockfreien 
sammelt, dann muß ich .s�gen : Herr Kollege 
Scrinzi l Ob die Regierung j,etzt, nach iJhr,er 
Teilnalhme, um so vi,el 'gescheiter ist als vor-
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her, diese Fr,age ,bleibt offen. Ich ihabe keine ' Regierung, mit tiefer Verbeugung und mit 
Infonmationen darÜlber bekommen, w.orüber tiefem Hutziehen, sCligen : Dies ist eine gute 
dort geredet und was dort gesagt wurde. Ich aktive NeutralitätLSpolitik - da5 haben Sie 
bezweiHe den Wert djeser Tleilnahme. (Beifall nämlich >auch 'gesagt -, während die DVP­
bei der OVP.) Minister . . .  (Abg. P e t  e r: Vor dem Mann 

ziehe ich den Hut, nicht vor der Regierung!) 
Wenn A!bg,eordneter Peter ·in der Oppo-

sitioI1isrolle seiner F.artei 'so schön sagt, ,gie Aber kommen wir lauf die berÜlhrrnte aktive 

mache jetzt eine differenzierte Opposition, Neutralitätspolitik zurück.. Dazu möchte ich, 

so muß ich dazu sagen : Das ist ein ganz Herr Kolleg,e Peter, j etzt Isachlich s.a:gen : 

großes Modewort. Von diff<erenzierter Oppo- Aktive Neutralitätspoliük muß ich s og,ar !beim 

sition Ihat auch Herr Aibgeordneter Scrinzi Herrn Bundeskanzler Kreisky anerkennen. 

gesprochen, hat Ab.g,eotdneter Luptowits ge- Schon 1 964/66 haben wir eine aktive Neu­

sprochen, h'at heute der AJbgeordnete Peter tralitätspolitik gemacht, als es noch eine große 

gesprochen, vieUeicht hat das W,ort 'auch Koalition gegeben hat. Ich habe oft gesagt : 

j emand von der avp verwendet. Herr Kanzler! Ich schätze den Außenminister, 
ich schätze weniger die Tätigkeit des Bundes-

Nur möchte ich lIhnen IZ11r Frage ,der diff·er- kanzleI1s. Alber 5'0 darf ich es j.a zum AUISdruck. 
enzierten Opposition im Zusammenhang mit bringen. (Zwischenrufe bei der SPtJ.) 
der Arußenpolitik Isagen: IIIIl Sinne der 
Definition des .Nbg,eordneten Peter is,t eiS ein Aber .das möchte ich jletzt allif Ilhre Kritik, 

vollkommen alter Hut, der 'g,ar nichts Neues die Sie in Ihrer Rede angebr>acht h'aIben, s,agen : 

i!St. Denn dies,e Form, dte sachlich difierenzierte Aktive Außenpolitik hat die avp 1 966 Ibils 

Opposition machen wir schon lang,e, Herr 1 970 g,emacht. Jetzt um lhalb fünf Ihabe ich Tei­

Abgeordneter Peter! (Zustimmung und Beifall der keine Z'eit mehr, Ihnen das 0U beweisen, 

bei der OVP.) Ich habe ja !Selbst Igesagt, daß Biber ich stehe joedeI'zeit dazu zmr Vierfügnmg. 

wir nicht Opposition um der Opposition willen 
machen. 

Zu den AU/sführungen der �ollegin A�b-

Keine Z1wingende Lo,gi<k ist es .alLerdings, 
daß man deshalb beim Budget im Kapitel 
Äuß.eres für die Reg,ierung Istimmen soll 
- trotz diff,er,enzierter oder, wenn Sie wonen, 
auch mit undifferenrzierter Opposition. (Ruf bei 
der SPtJ: Die Gasteiner Mode ist aber ohne 
Hut! - Heiterkeit.) 

Noch etwas muß ich Ihnen s,aJg,en, Herr 
Kollege Peter ! Ich k.ann nicht verhindern, daß 
Sie die aVP-Minilster abqua!lifizieren, wi,e Sie 
es hier 'g,etan haben, und den TonCic und den 
Waldheim alls kieine .für Sie selhr nützlichen 
und Iguten Aluß1enrrninLster berzeichnet h�ben, 
im GegenSiatz �UIJIl Iguten Kreilsky und zum 
guten Kirchschläg'er. Das 'aber hat keine sJach­
lichen Gründe - wenn ich Ihnen gen au gefolgt 
!bin -, das hat nichts lIIlit der Außenpolitik zu 
tun. Sondern die von der SOlZialistischen 
Partei g.estellten Außenrrnin1ster sind die guten 
BUben dieses Haus,es, und die anderen sind 
die Ibösen Buhen dieses HB'uses. (Beifall bei 
der tJVP.) Das ist Ihre Qualifizierung, Herr 
Kollege Peter! Sie ha:ben keinen sachlichen 
Grund ge!bracht. (Abg. P e t e r: D er Partei­
obmann Schleinzer redet auch mit den Frei­
hei tlichen, der TonCic und der Waldheim 
haben nicht mit den Freiheitlichen geredet!  -
Gegenrufe bei der OVP.) Ich nehme :zur Kennt­
nis, daß Sie wegen Verkürzung der Rede­
mäglichIDeit ,geikränkt sind. Ich nehme .zur 
K;enntnis, daß pro. ,futuro Sie j etzt ein besseres 
Treaooent haben; zugegeben. Alber dann, Herr 
Kollege Peter, bin ich immer noch nicht da!mit 
einver,standen, daß Sie an die Adresse dieser 

recht möchte ich noch ganz Imrz etwas sagen. 
Sie Ihat in sehr menschlich�ergrei,fenden Wor­
ten von der humanitären Rolle, die Osterreich 
in der Außenpolitik spiel'en soll, gesprochen. 
Ich teiJe Ihier vollkommen ihr,e AuffasiSungen. 
Es tut lIl1ir leid, daß keiner der >Männer ,an 
diesem Pult ,auf dieses Problem ,zu ,sprechen 
gekommen ,üst. Denn die humanitäre Rome 
Osterreichs, :die wir ausführen sollten, be­
trachte ich nicht nur a�s ein Recht des neu­
tralen Staates, sondern als ein Privileg des 
neutralen Staates, das man benützen soll. Ich 
untelistütJze lauch - ich sage das 'g,anz aus­
drücklich - jene K,ampagne der Amnesty 
International ,gegen die Folter, von der Sie so 
ausführlich ,gesprochen h�ben. In diesem Punkt 
können sich, gLaube ich, wirklich die Demo­
kraten aller Seiten dieses HaJUses vereinen, 
we�l si,e hier 'Zu Felde zvehen geg,en eine 
der abscheulichsten D.egenerationen mensch­
licher Tätilgk:eit. In diesem Sinne bin ich glanz 
hinter der Sache, von der Sie 'gesprochen 
haben. (Allgemeiner Beifall.) 

Zum Abschluß ganz kurz, Herr Bundes­
minister, noch zu Ilhren Aus1fülhrungen. Ich 
weiß nicht, warum Sie in den Fragen der 
China-Politik und der Sicherheitsratkandidatur 
dem Kollegen Fiedler Vorhaltungen gemacht 
haben, die offenbar noch aus einer Zeit stam­
men, in der di,ese Fragen noch nicht voll und 
ganz entschieden wurden. Es iJst Ihnen heute 
oft bescheinLgt worden, daß Si,e ein relativ 
informationsfreudiger Außenminister sind. In 
dLese Qualifikation ,gehört hinein, daß Sie die 
Frage "China - Aufnahme diplomatischer Be-
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ziehungen" und die Frage "Sicherheitsrat­
k,andidatur" vor das ParLarrnent rgebracht 
haben. Sie ihalb-en das im AJUssdl.Uß anlhängig 
gemacht. 

Das war mehrere Monate da. Man soU nie­
mandem vorhalten, daß ,er in der Zeit dieser 
Beratung,en gegenteilige Auf1fiaJssurug,en ver­
treten hat. Denn das war ja nachgerade, 
glaube ich, der Zweck Ilhres Schrittes, eine 
möglichst einhellitge AUiffCIJssung zu erzielen. 
Zum Herbeiführen e!inihellilger Auf>fas'sungen 
gehört auch das , Bekanntgeben gegenteiliger 
Auffassung,en. Ich finde darin nichts Schl,echt,es .  

Ich betone nur : In zwei wesentlichen Fragen 
der .A!ußenpolitik, die Si'e Iheute auf Ihr 
Erfolig5ikonto :buchen, ,hiaJben Si,e die Oppo­
sition be,fiaßt und unsere Zusti.mJIIlung und 
unser grünes Licht b ekommen. W,enn es mit 
China ISO gLatt Igeg,angen iiSt - Herr Bundes­
minister, Sie IWierden mir dills bestätitgen 
müssen -, dann nicht zuletzt deshalb, weil die 
Opposition mitlg,egangen ist und weLI wir mlit­
Igezog,en Ihalben , und �war Cl!uf Grund eilgener 
DbeI1Zeugung und nicht, Iweil Sie uns getrieben 
haben. Sie kennen sehr gut die G espräche, 
die wir in dlies,er Frage gefülhrt hatben, und 
das, glaube ich, können wir für uns rekLa­
mieren. 

pretieren -, dann muß ich sagen, begeben wir 
uns auf eine sehr g,efäihrliche Bahn. Es ist 
ein gefährlicher AnfaIllg, wenn wir jetzt dtaJZu 
j a  sagen. Es ofIiagt sich, mit welchen weiteren 
Forderungen Is1ile b ei der nächsten und Ülber­
nächsten Generalversammlurug kommen 
werden. 

Sie sind 'die Regi,e.ruIlJg, Sie, Herr Bundes ­
minilster, werden alsü die W,eisung g.eben, 
wie Sie sie im Lichte Uinserer DiskUiSsion und 
unserer Warnungen rur richti'g halten. Aber 
ich behalte mir das R,echt vor, ,allenfalls !bei 
einer Esrk.aHerung dieser ganzen EI1tJwiddung 
hier zu stelhen und zu salgen, daß ich ,gesagt 
habe, daß das ein gefälhr1licher Anfa:rug ist. 

ZUJID Allerletzten, zum AlleI1bedauerliehlsten, 
Herr Bundesminister. Die Anbwort, die Sie 
in der CSSR-Vermögensfra.ge dem Kollegien 
Fachleutner iQ'eg'elben haben, qualifiziere ich 
schlicht und einfach allS einen Alusrutscher. 
Wenn Sie damit sagen wollen : Da hat halt die 
OVP-Regierung durch Jahre versagt, daß sie 
das Problem nicht gelöst hiat ! ,  dann ,antworte 
ich Ihnen nur ,mit einem: Wer war Mis,sionlS­
chef in Prag unter dieser OVP-RegierullIg? 
Wenn OVP-Regierungen vel1sa1gt haben, dann 
hat auch der Gesandte �irchschläg,er ver:satgt. 
(Starker Beifall bei der OVP.) 

Ich bin nicht Ihrer AuffaSls:ung, daß 'bloß Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
die NichtbefiassUIlJg der europäischen Sich:er- gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
heitsoconferenz der Grund ist, daß Europa in Wünscht der Herr Spezialberichterstatter 
der NClJhost-Fra'ge nichts Im! r,eden hat. ein Schlußwort? - Es ist nicht der Fall .  

Es hängt, glaube ich, damit zusammen, daß 
nur ldi,e Machtträger in dieser Frage zu reden 
haben; die,  di,e hinter den Kriegsparteien 
stehen. Hinter der einen Kri'sgspartei steht die 
Sowj etunion, und hinter der ander,en Kriegs­
partei stehen die Vereinigten Staaten. Da kann 
die Sicherheitskoiliferenz ber,atJen, da können 
di-e "Neuner" Ibeliaten, da kann der Europarat 
beraten - wenn Sie mich fraJgen, dann lIlJUß 
ich in realistischer EiI1lschätrzurug der Dinge 
s agen : Daran hätte dals nichts neändert. Sie 
müssen j etrzt nicht trilliIIlph'ieren und sralgen : 
Seht her, der Bundeskanzler Kr,eisky und ich, 
wir haben es euch immer gesagt : hätten wir 
das Problem ruur vor das nichUge Forum .ge­
bracht, wir Ihätten uns vi'el erspart! - Zu 
dieser Schlußfolgerung kommen wir nicht. 

Das, Herr Bundesminister, WalS Sie mir r.?;U 
meiner konkreten AIllfrla.g,e in der Dekoloni­
sierung .gesägt haben, >befri:edirgt mich ruicht 
ganz. Denn wenn Ste jetzt tatsächlich dazu 
übergehen, von unserer bisherigen Stimmen­
enthaltung auf eine Prostimme überzugehen, 
obgleich die Seite, nämlich diese große afro­
asiatische Gruppe, die Ibelkannte Kllausel durch­
gesetzt hat, den KaloniaHsierungs\kampf mit 
allen nOl:!w,endi'gen Mitteln zu fuhren - selbst 
wenn Sie das Wort "notwendig",  wie ich aus 
Ihrer Antwort weiß, j etzt sehr nuanciert inter-

Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i m­
m u n go 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Kapitel 20 in der Fassung der Regierungsvor­
lage zustimmen, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Mit Mehrheit a n  g e n  0 m m e n. 

Beridlt des Finanz- und Budgetaussdlusses 
über die Regierungsvorlage (880 und Zu 880 
der Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das Jahr 

1 974 (974 der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe IV 
Kapitel 1 1 :  Inneres 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur 
Spezialdebatte über die Beratungsgruppe IV. 

Spezialberichterstatter i'st der Herr Abge­
ordnete Robak. Ich ersuche um den Bericht. 

Spezialberichterstatter Robak: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Ich bringe den Bericht des FinalllZ- und Budget­
ausschusses über die Regierungs'Vorlage 
(880 und Zu 880 der BeHagen) : Bundesfinaruz­
gesetz für das Jahr 1 91 1 , Spez:ia1bericht zu 
Beratungsgruppe IV, Kapitel 1 1 :  Inneres. 

Der Finanlz- und Budgetausschuß hat das in 
der Beratungsgruppe IV entihaltene Kapitel 1 1  
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"Inneres" (einschließlich Konj unkturaus:gleich­
Voranschlag) des Bundesvoransch'lages für das 
Jahr 1 974 in seiner Sitzung am 1 3 . November 
1 973 der Voriberatung unterzogen. 

Bei Kapitel 1 1  sind im Bundesvoranschlag 
1 974 für das Bundesministerium für Inneres 
insgesamt 

Ausgaben von 4.458,847 .000 S vorge'selhen. 

Hievon entfallen auf den Personalaufwand 
3.624,966.000 S, also 8 1 ,3 Prozent, und auf den 
Sachauf-w and ins-gesamt 833,881 .000 S, somit 
1 8,7 Prozent. 

Verbrechern . Die Anzahl an flugpolizeilichen 
Einsätzen zur Lenkung und Kontrolle des 
Straßenverrkelhrs, inshesondere in den Bal­
lungszentren um düe BundeSlhauptstadt und 
um die Landeshauptstädte, zei'gt weiterhin 
eine stark steigende Tendenz. 

Für den Zivilschutz stehen im Jahre 1 974 
5,319.000 S ZlUr Verfügung. Mit diesen Kredit­
mitteln sollen die Lehrgänge für alle mit ZiVlil­
schutzaufgaben betrauten Personen fort­
gesetzt, die Strahle!I1spürtrupps weiter ausge­
bildet und ausgerüstet, die Mietkosten für die 
Ringleitung für den Alarm- und Warndienst 
bestritten und Förderungsmittel für den Zivil­
schutzverband und für di,e Feuerw,ehren bereit­
gestellt werden. 

Für Wahlkosten ist im Jahre 1 974 ein Betrag 
von 4,545.000 S v·orges€hen. Aus diesen Kre­
diten sollen die Restkosten für di'e Nation:al­
ratswahl ,im Jahre 1 971  erstattet werden. 
Außerdem ist hieIin auch der Kostenersatz 

Für den Sachaufwand stehen dem Bundes- an die Gemeinden für die Führung der WäJh-

Trotz gleich'hleilbendem Dienstpostenstand 
und trotz Dlbers,tellung der Aus'ga'ben für 
Familien- und Geburterrbelhilrfen in den Sach­
aufwand el1falhren die Pers'onalkredite gegen­
über dem Vorj ahr irufol,ge der durchgefÜlhrten 
Bezugserlhö'hung sowie durch die Neuregelung 
der Nebengebrülhren eine Steigerung um 
7 1 5,465.000 S. 

ministerium für Inneres im Jahre 1 974 l,erevidenz inbeglliffen. Die WäMerevidenz-
833,881 .000 S, das ist um 245,798.000 S mehr als kasten z.eigen eine stJeilgende Tendenz. 
1 973,  zur Verfügung . Von dieser Steigerung 
entfaHen allerdiIngs rund 1 09 Millionen Schil- Für das Wanlderun9lswesen ist ein Kredit 

ling auf die 'bereits erwälhnte verrechnungs- von 705.000 S vemnschlagt, der vor allem 

technische Dlberstel,lung des BeihHfenaufrwan- für die RückfÜlhrung mittellos gewordener 

des vom Personal- zum Sachaulfwand. Osterreicher aus dem Ausland vorges,elhen ist. 

Beim Titel 1 10 sind 70,481 .000 S für den Auf- Die Aufwendungen für die Anlagenkredite 

wand der Zentralleitung veranschlagt. Hier des Entminllill!g'sdienstes sind mit 1 ,200.000 S 

sind insbesondere weiterlhin die Kosten für und die Aufwendungen für die Kennzeichnung 

die Isolierung der im Steillifeid lagernden der Sta,atsgr·enze filit 1 60.000 S ver.arrschlagt. 

Kampfstoffgranaten heTücksichtigt worden. Der Sachaufwand für das Ostermichische 

Beim Titel 1 1 1  'sind für den Zweckaufwand Polizeikontingent in Cypern ist mit 6,885.000 S 

des Bundesministeriums ,für Il1illeres veranschla·gt. Derzelit beträgt der Stand des 

3 1 ,020.000 S vorigesehen. Hievon entfallen auf Kontingent,es 55 Mann. 
. 

die FlugpoliJzei und den Plugrettungsdienst Beim Titel 1 1 2 sind die Ausgaben für die 
1 2,206.000 S. Der Flugpdlizei werden im Jahre Krieogsgräherfürsorge in Höhe von 2,266.000 S 
1 974 insgesamt zehn Hulbschraulber, fünf zwei- veranschLagt. 
sitzLge Einsatzflug'zeuge und ein Schulflugzeug Titel 1 1 3  enbhält <He sachldchen Aufwendun-
zur Verfügung ste\hen. g,en für di,e BunJdespoli�El!i im Gesamtbetr·ag 

Zur ErhÖlhung der Aiktionsifithi9lkeit sind die von 341 ,43 1 .000 S.  Geg·enÜtber 1 973 ergibt sich 
Flugrzeuge auf die sechs Einsatzstellen Wien eine EI1höhung um 1 00,726.000 S. Dieser Mehr­
(Meidlinger Kaserne) , Flugihafen Sa1�bur,g/ aufwand ist, abgesehen von den Ausgaben 
Maxglan, Flughafen Innsbruck/Kranebitten, für Familien- und Ge:burtenbeihHfen, im we­
Flughafen Gmz/Thalerhof, Flughafen Klag,en- sentIichen durch den weiteren Ausbau der 
furt/Wörthers·ee ,und Flugpliatz Hohenemsl elektronisch,en Datenverarbeitungsanlage be,i 
Dornbirn verteilt. Jede der genannten Einsatz- der BurrdespoliZJeidirektion Wien sowie der 
steHen ist grundsätzlich mit eiifiiem Huibschrau- Datenstationen für das Elektronische Kriminal­
ber und fallweise auch mit einem Flächen- polizeiliche Informationssystem, durch die Ge­
flugzeug besetzt. Da'S ßundesministerium für währung einer Aufwandsentschädi-gung für 
Inneres ist ständig bestrebt, die Ausstattung Nachtdi,enste, durch dli,e Einstellung und 
der FlugeinsatzsteUen entsprechend dem Unterbringung weiterer weiblicher Straßen­
l'etzten Stand der Technik und der ge- aufsichtsorg'a/Ile, weiters durch den v,ermehrten 
wonnenen Erfahrungen zu ergänzen und zu Eirusatz von Streifen- und Patrouillenwagen 
verbess'ern. sowie schließlich durch die Anschaffung von 

Im J ahre 1973 wurden hisher rund Begutachtungsplaketten für Kraftfahrzeuge be-

1 600 Einze1einsätze aller Art durchgeführt, dingt. 
außerdem zwei Großelinsätze bei Natur- Bei den Anl,agen sind als Schwerpunkte der 
katastrophen beziehungsweise Fah'll'dung nach Kfz..(ßereich und der F,ernmeldebereich anzu-
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sehen. Hiefür werden 1974 rund 23,5 Millionen ' 2370 Kraftf.a�lTzeuge zur V:ermgung stehen. 
Schilling zur Verfügung stehen. Auf dem Kfz- Es verfügt nunmehr schon s,eit einigen Jahren 
Sektor erstreckt sich das Anschaffungspro- j ede DienststeUe mindestens über ein mehr­
gramm hauptsächlich auf den Austausch einer spuriges Kraftfahrzeug. 
&eiihe nicht mehr einsatzfähiger KrafHahr-
zeuge. Eine Vermehrung des systemisierten Die sicherheitsdienstl'ichen Aufgaben der 

Gesamtstandes tritt im Jahre 1 914 nicht ein. Bundesgendarmerie zeigen weiterhin eine stei­

Demnach werden der Bundespolizei in diesem gende Tenden:z. Die gefahrvolle TäUgkeit er­

Jahr ebenso wie 1 973 989 Kraftfahrzeuge zur ford�rte 1 972 a?emnals eflhebliche Opfer. In 

Verfügung stehen. Auf dem nachrichtentech- I 
Ausubung des DIenstes wurde 1 Gendarmerie­

nischen Sektor liegt die Hauptarbeit vor allem ?eamter getötet und 92 schwerverletzt. Auch 

in der Fortsetzung der Verbesserung, 1m Jahre 1913 . sind schon vier Todesopfer 

Modernisierung und Erweiterung der Anlagen zu beklagen. Seit 1945 hat sich di,e Z,ahl der 

für den Fernsprech-, F,ernschreib- und Funk- Toten auf 1 67 erhöht. Schwerverletzt wurden 

verkehr. in diesem Zeitraum 1 938 Beamte. 

Im letzten J,ahr haUe die Bundespolizei 
2 Tote als Opfer in AusÜJbung ihre,s Berufes 
zu beklagen, 80 Beamte erlitten in Dienstes­
ausübung schwere und 590 leichte Verletzun­
gen. 

Beim Titel 1 1 4 ist neben dem Personal­
aufwand auch der Sachaufwand der Bundes­
gendarmerie mit 368,058.000 S veranschlagt. 

Die Ausgabenbeträge wU:Dden g,egenüber 
dem Vorjahr sowohl für di'e laufenden Auf­
wendungen wie auch für Investitionen erhöht. 
Die Mehraus'g.aben bei den Aufwendungen 
treten unter anderem durch die Gewährung 
einer Aufwands,entschädigung für Nacht­
dienste, durch erhöhte Kosten für Treibstoffe, 
Energiebezüge, Mieten, Reisegebühren, Lei­
stung,en der Post und Innenausstattung neuer 
Gendarmerieunterkünfte ein. Die erhöhten 
Anlag,ekred:ite dienen vor allem der nach­
richtentechnischen Ausrüstung der Gen­
darmerie und der Ausstattung des neuen 
Dienstgebäudes für das Landesgendarmeflie­
kommando für Steiermark in G raz. 

Für d as Fenmeldewesen sind im Budget 1 974 
1 2,5 Millionen Schilling vorgesehen. Damit 
kann voraussichtLich die Umrüstung des UKW­
Netzes vom 4- auf das 2-Meter-Band abge­
schlossen werden. Derneit ist die Umrüstung 
im letzten Bundesland, nämlich in der Ste,ier­
mark, im Gange. Mit der Beendigung der 
Automatisierung des öffentlichen Fernsprech­
netzes konnte auch di,e seit Jahren einheitlidl 
konztipi,erte, j edoch nur mit der Automatisie­
rung schrittwei:sie mögliche Aktivierung des 
Gendarmerie-Telephon-Notrufes 1 33, der in 
allen Bezirksposten und in besonders widl­
ligen Hauptposten installiert ist, abge­
schlossen weflden. 

Für das Kraftf,ahrwesen sind im BVA 1 914 

Im Wirkungsbel1eich der Bundes,gendarmerie 
ereigneten sich im Jahre 1 972 32.079 Verkehrs­
unfälle mit Sachschaden und 34.840 solche mit 
p.ersonenschaden. Bei dies'en Unfällen wurden 
2 1 79 Personen getötet und 51 .795 verletzt. Di,e 
Einsätze bei Verkehrsunfällen und die ver­
stärkte Verkehrs überwachung stellen eine 
große personelle Belastung und einen erhöh­
ten finanziellen und materi'ellen Aufwand dar. 
Auch der alpine RettungsdJi,enst erfordert oft 
einen läng,eren, sehr gefahrvollen Einsatz von 
Genrlarmeriebearnten. 1m Jahre 1 972 war die 
Bundesgendarmer,ie bei 869 alpinen Rettungs­
unternehmungen und 1 58 alpinen Bergungs­
aktionen beteiligt, wobei 687 Per,sonen l ebend 
und 1 06 Personen tot geborg,en wurden. 

Mit den für 1 914 für Mietenvorauszahlungen 
vorgesehenen Kr.editen von 3 Millionen Schil­
ling können neuerlich für etwa acht bis zehn 
Gendarmerieposten 'zweckentsprechende Un­
terkünfte angemietet werden. 

An sachlichen Ausgaben für Besondere Ein­
richtungen sind heim Titel 1 1 5 insgesamt 
20,625.000 S v,eranschlagt. Gegenüber 1 913 
ergibt sich ein Mehraufwand von 6,9 Millionen 
Schilling, der vor allem durch die steigeIlIde 
Flüchtlingszahl und durch di,e Betreuung der 
Uganda-Vertriebenen verursacht wird. Der­
zeit werden zur Unterbringung von Flücht­
lingen und Vertriebenen die Lager Traiskir­
ehen, Kreuzen, Reichenau, Vorderbrühl und 
die Pflegeanstalt für chronisch Kranke in Thal­
harn, Oberösterreich, geführt. Für die letzt­
genannte Anstalt mußten die Ausgaben in­
folge Erhöhung des Patientenstandes ebenfalls 
erhöht werden. Die Aufwendungen für das 
Offentliche Denkmal und Museum Mauthausen 
wurden gegenüber 1 973 geringfügig vermin­
dert. 

r�I1!d 14 �illion�n Sc�ming vOI'gesehen. Mit I Zusammenfassend ist zu s.agen, daß durch 
dl,es�n MItteln Ist dIe Neuanschaffung von i die Erhöhung der Anlagenkredite eine wei-
37 Emsatzfahrzeug,en sowie der Austausch von I tere Verbesserung der technischen Aus­
etwa 2 1 0  Kraftfa:hrzeugen geplant. Insgesamt I stattung der Sicherheitsexekutive möglich sein 
werden der Gendarmerie im Jahre 1 914 1 wird. 
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An d'er Debatte betei'ligben sich außer dem 
Spe.zi,abberichteI1statter die Abgeordneten 
Suppan, Tihalhammer, Dr. Scbmirdt, Kern, 
Dr. Pelikan, Bietl, DDr. Hesele, Kraft, Of,en­
böck, Glaser, Br,andstätter und LinS:bauer. 

Der BundesmJinister für Inneres IlJahm zu den 
in der Debatte auf.geworfenen Fragen Stellung. 

'Bei der Abstimmung am 22. Nmnemher 1 973 
wUI1den die finanzgesetzlichen Ansätz,e der 
Beratungsgruppe IV unv,erändert ange­
nommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß steHt somit 
den A n  t r a  'g, der Nationalrat wolle beschlie­
ßen: 

Dem Kapitel 1 1 :  Inneres (einschließlich 
Konjunkturausgleich-Vor'anschlag) des Bun­
desvoranschlag,es für das J,ahr 1 974 (880 der 
Beilagen) wird die voerfa'SlsWl!gsmäßige Zu­
stimmung erteilt. 

Falls Wortme1Jdungen vorl,iegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte in einem 
abzuführen. 

Präsident: Wir gehen in die DebaUe ein. 
Zum Wort geme�det ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Schmidt. 

Abgeordneter Dr. Scbmidt (FPO) : Herr Prä­
sidentl Holhes Haus I Meine Damen und 
Herren ! Mit dem Budgetkapitel Inneres be­
handeln wir heute den Abschnitt des Haus­
haltsvoranschlages für das kommende Jahr, 
in dem es vielleicht nicht so sehr - so wie bei 
den anderen Kapiteln - aUJf die Einnahmen 
und AusgaJbenansätze, also alllf die Zahlen 
und Zahlensummen ankommt, als vielmehr 
auf das Gescheihen, das hinter diesen Zahlen 
steckt, alllf die Situation, die sich uns heute 
daribietet, die Si,tuation, in der sich dieser 
Staat, das ist die Republik Osterreich, im 
Inneren 'befindet. Ich glaube, die giU es hei 
diesem Budgetkapitel vO'r allem zu beleuch­
ten. Sie wird, glaulbe ich, Gegenstand unserer 
Diskussion zu sein. 

Meine Damen und Herrenl Wer möchte es 
leugnen, daß diese Situation, in der wir uns 
und vor allem die ,game B evölkerung sich 
befindet, eine zur Zeit sorgenvolle ist. Sorgen­
voll deswegen, weill wir uns ja plötzlich in 
einem UnsicheI1heitSIZustand, in einem krisen­
haften Zustand der Versorgung befinden. Ein 
Zustand, der nicht durch interne, inneröster­
reichische Vorgänge und Anlässe ausgelöst 
worden ist, sondern e:ben ausgel,öst durch die 
bekannten Ereignisse im NaJhen Osten. Dieser 
VerS'orgungsengpaß an Energie - von dem 
wir alle nicht wissen, wie lang er noch an­
dauern wird, db er sich verstärken wird, ob 
dieser Versorgungsengpaß schmäler werden 
wird und von d em sogar ,befürchtet werden 

muß, daß in zunehmendem Maße andere Ver­
sorgungsge1biete in Mitleidenschaft gezogen 
werden ja daß es unter Umständen sogar 
in unserer ,gesamten wirtschaftlichen Situation 
zu Rückschlägen kommen kann, /Zu Rück­
schlägen in Teilgebieten unserer Wirtschaft 
hat es ja schon gefülhrt, wenn ich nur an die 
FremdenveIikehrssituation in unseren west­
lichen Bundesländern denlke - hat mit großer 
Deutlichkeit doch zweierlei, und ZlWar ganz 
schonungslos aUJfgerzeigt: nämlich erstens, daß 
diese Regierung recht unsicher, UJm nicht zu 
sagen, raNos ist und keineswegs weiß, was in 
einer derarUgen Situation zu tun ist , welche 
Maßna!hmen zu setzen sind. 

Ich glaube, es kann keine Beruhigung für die 
Bevölkerung hedeuten, wenn zunächst der 
Herr Bundes!kanrzler meint, daß wir einmal 
abwarten sollen, wie 9ich die Dinge weiter 
entwickeln werden, und aUJf der anderen Seite 
meint der Handelsminister - er hat ja wie 
ein Zauberer an die Hunderte Rezepte in sei­
nem Hut -, er wird schon zur richtigen Zeit 
das richtige Rezept heraussuchen, um dieser 
Situation .zu .'begegnen. 

Bis jet;zt ist eine einzige Maßnahme ge­
troffen worden, und das ist die Festsetzung 
des Tempos 1 00 auf unseren Straßen. Eine 
Maßnahme, von der ich sagen muß, daß sie uns 
verfassungsrechtIich gar nicht so unbedenklich 
erscheint, denn eine Maßnahme, gestützt auf 
die Straßenverkelhrsordnung, eine Sparmaß­
nahme, .auf dieses Gesetz gestützt, scheint mir 
nicht mit der Verfassung im Einiklang zu 
stehen. 

Man wird mir vielleicht entgegenhalten: 
Tempo 100 aUJf Autobahnen und Bundes­
straßen ist ja nur aus SicheIiheitsgründen ver­
:f)ügt worden. - Alber, meine Damen und 
Herren, wer nimmt das schon ab ? Wer nimmt 
das dem Herrn Handelsminister schon ab ? 
Da ist wochen- und monatel.ang geredet 
worden, daß man Ülberlegt, dieses Tempo 1 00, 
mit AusnaihJme der Autolbalhnen, auf den Stra­
ßen einzufülhren. Alber der Herr Handels­
minister hat gesag·t, das wird er seinem Nach­
folger, dem Herrn VeI1kelhrsminister, ab 
1 .  1 .  1 974 - alb dann ist ja der Verke:hrs­
minister zuständig - überlassen, und der 
Venkehrsminister Lanc hat gesagt, er über­
legt, er wird erst einmal die Dinge prüfen 
und wird sich aus der Bundesrepulblik Gut­
achten kommen lassen, welche El'Ifahrungen 
man dort gemacht hat, wahrscheinlich wird 
er sich für das Tempo 1 00 entschließen. 

Die Dinge waren in Fluß, und plöt.zlich, 
als die Benzinikrise auf,getreten ist, plömlich 
wird Tempo 1 00 auf AutOlbaihnen und allen 
Straßen ver.fügt. Da kann doch kein Mensch 
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sagen, daß das eine Maßna'hme der Verkehrs- rungs,partei in d ieser Situation, die wir heute 
sichertheit sei.  Es ist doch ganz eindeutig, daß haben, getan hätte, wenn sie in Opposition 
dies aus ErsparnisgI1Ünden .gemacht worden gewesen wäre, was sie da einer anderen 
ist. Regierung für heitige Vorwürfe gemacht hätte. 

Es ist also jetzt die entscheidende Frage, 
ob man solche Sparmaßnahmen aufgrund der 
Straßenverkeihrsordnung erlassen kann. Wir 
be21weifeln d as hinlänglich. 

Wir sEilien also in WiDklichkeit, daß die 
Regier:ung unsicher ist, d aß sie koruzeptlos i,st. 
Es sind, wie ich eben a.m Beispiel Bundes­
kanzler-Handelsminister aufgezeigt habe, 
deutliche Zeichen mangelnder Koordination 
erkennbar. 

:Alber auch ein zweites wurde in dieser 
Situation mit aller DeutIichikeit erkennbar. 
Das trifft aber ndcht nur diese Regierung, 
sondern das trifft auch die Regierungen vor 
ihr. Und zwar wUJ1de mit aller Deutlichkeit 
erkennlb ar, daß man in den veTgangenen Jah­
ren sorglos dahingelebt hat, daß man sich 
niemals ·so recht mit dem Gedaruken befaßt 
hat, was ,zu tun ist, wenn es plötzlich zu einer 
Verknappung an Rohstoffen kommt. Man h at 
niemals echte Maßnahmen zur Bevorratung 
ins Auge gefaßt. Und d,iese Regierung schon 
gar nichtl 

Heute ist doch die größte Sor,ge der Be­
völkerung :  Wie wifod man den Winter Ülber­
stehen? Wird man hei,zen können? Wird es 
genügend Heizöl geben? Wird man .genügend 
Benzin haben? 

Die Industrie hat die größten Sorgen : Wird 
sie genügend Trethstoffe und sonsti.ge Energie­
stoffe bekommen? 

Aber die Regierung hat in der Vergangen­
heit anscheinend nur die Sorge ,gehabt, wie 
man das Rundlfunkgesetz ändern muß. Sie hat 
sich um diese wesentlichen und lebenswich­
tigen Dinge nicht .g8lkJümmert. Jetzt alber, wo 
die Situation bedrohlich wird, j etzt auf einmal 
jagt eine K'Ünferenz die andere, j etzt ja.gt ein 
Krisengipfel den anderen, und j etzt, wo die 
Güter knapper und daher natürlich auch teurer 
weroden, überlegt man, wie man aUlflkaufen 
und bevorraten muß. Das ist so typisch für die 
KUl1Zsichtigikeit. Wenn einem das Wa'sser bis 
zum Hals steht, dann beginnt man das zu 
tun, was man schon läng,st als Ibestvorbereitete 
Regierung, wie man sich nennt, als voraus­
schauende Staatslenlkung, hätte tun müssen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Meine Damen und Herren! Nicht-
sozialistischen Regierungen wird immer vor­
geworfen, daß sie keine Planungen haben, 
daß sie keine Koruzepte halben, daß es nur 
in das Konrzept und in das Programm von 
Sozialisten gehört, mit Planun.gen zu aIibeiten. 
Ich möchte seihen, was zum Beispiel die Regie-

Gerade die sozialistische Regierung spricht 
bei jeder Gelegenheit von vorausschauender 
Politik, hekennt sich 'bei j eder GelegenheH 
zur Planung, zum Konzept. Die Sozialistische 
Partei hat sich, wie es in vergangenen Jahren 
hieß - es war, glaube ich, noch die Zeit der 
großen Koalition -, als die "bessere Partei 
für die schlechteren Zeiten" angeboten. Nun, 
meine Damen und Herren, wo sind heute die 
Maßnahmen dieser ,,!besseren Partei für die 
schlechteren Zeiten" ? Hier und iheute wäre 
doch der Beweis anzutreten gewesen, hier und 
heute ist dieses Rhodos, wo man springen 
könnte. Und was sehen wir? Das Ergelbnis i.st 
Unsicherlheit, Ikeinerlei Konzept, !fiur Blabla. 

Warum sage ich das? Warum leite ich damit 
meine AuSlfÜlhrungen ein? Weil wir auf einem 
ähnlichen Gebiete, nämlich auf dem Ge/biete 
des Zivilschutzes, das zumindest in einigen 
Ansät2en zu diesem Ka.pitel ressortiert, genau 
das gleiche erleben. Was ist auf d iesem Sektor 
in den vergan.genen Jalhren getan worden? 
Doch Ibitter wenig! In diesem Budget sind 
- der Herr Berichterstatter Ihat es iheute 
gesagt - für Zivilschutzmaßnahmen 5,3 Mil­
lionen dotiert. In diesen läppischen 5,3 Mil­
lionen, möchte ich sagen, kommt doch die 
ganze SQI1g1osigikeit dieser Regierung auf die­
sem Gelbiete zum Ausdruckl 

Andere Staaten unternehmen seit Jahren, 
seit vielen Jahren, gewaltige Anstrengungen, 
um bei Katastrophen, aber auch Ibei Kriegs­
fällen die Bevölkerung zu schützen, !bei 
Kriegsfällen, in die sie nicht hineinbezogen 
werden, sondern die ihre Auswil1kungen auf 
das Gebiet die·ser Staaten !hahen. In Schweden, 
das 'bei uns immer als Vorlbild gilt, und in 
der Schweiz ist das der Falt In der Schweiz 
werden jährlich 300 S pro Kopf d e r  Bevöl­
kerung ihie.für aus.gegeben. In Schweden 97 S 
pro Kopf. Ich halbe diese Zahlen !hier schon 
einmal :genannt. In Osterreich ist es sage und 
schreibe 1 S pro Kopf der Bevölkerung. 

Meine Damen und Herrenl Der Herr Bundes­
minister für Inneres Ihat im Finanz- und Bud­
-getausschuß einmal mehr darauf hingewiesen, 
daß iJhm auf diesem Gebiete eben keine Kom­
petenz, (keine Zuständigkeit zukomme und er 
also zu dieser Frage Zivilschutz nichts sagen 
könnte. Kein Minister dieser Regierung ist 
'zuständig, die ganze RegierUIlig ,füJhlt sich nicht 
zuständig, in d en Fragen des Zivilschutzes 
irgend etwas zu unternelhmen. 

Dazu !kommt - und das ist j a  der Grund 
dafür -, d aß es auf Bundesebene keine recht­
liche Grundlage für den Zivilschutz gibt. Ich 
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kann mich des Eindrucks nicht erwehren : Man 
ist anscheinend recht froh darüber, daß man 
sich um diese Dinge nicht zu kümmern ,braucht, 
so wie Illlan anscheinend auch Ibei der Bevor­
ratung Ibislher recht froh Iwar, daß diese un­
angenehmen Dinge rechtlich nicht albgesichert 
sind. Man überläßt den ZivHschutz den L,än­
dem; die sollen sozusagen nach eigenem Gut­
düruken und Datfiürhalten den Zivilschutz­
gedanken propagieren. Das einz ige, was man 
von Bundesebene her Igetan hat, ist, das 
Wamschutlzsystem 'zu organisieren. (Präsident 
Dl. M a l  e t a übernimmt den Vorsi tz.) 

Die Bundesländer agieren auf dem Gebi ete 
des Zivilschutlzes recht unterschiedlich. In 
manchen Bundesländern, zum Beispiel in 
Niederösterreich, das muß man sagen, ist m.an 
hier sehr ambitioniert ; in anderen 'wieder s ehr, 
,sehr reserviert. Zum Beispiel gibt die 
sozialistisch verwaltete Bundeshauptstadt 
Wien seit J alhren in ihrem Budget ganze 
200.000 S ,f,ür den Zivilschutz der Millionen­
stadt aus . Das ist ein Trinkgeld. Das heißt,  
sie ,gilbt es nicht aus - das war j etzt ein 
Irrtum von mir -, sie veranschlagt es, sie 
:gibt nur ungefäJhr 10 Prozent dieser veran­
schlagten Summe von 200.000 oS aus, also rund 
20.000 ibis 30.000 S. Das ist doch ein Armuts­
zeugnis in dieser sehr wichtigen Frage. 

Es giibt für den U-Bahnhau, der in Wien 
jetzt durchgerührt wird, keine einzige Rkht­
linie,  ob gleichzeitig mit dem U-Bahnbau an 
die Schaffung von Schu1Jzräumen gedacht ist.  
In der Schweiz gibt es heute Ibereits drei ,Mil­
lionen Schutzraumplätrze im Lande, in Schwe­
den noch mehr, in DänemaI1k �wei Millionen. 
Was giht es ,bei uns? - G ar nichts ! Hier gilbt 
es ilJlberlhaupt nichts, hier wird überhaupt nicht 
vorgesor,gt ! 

Die Bundesregierung, der keinerlei Zustän­
digkeit zukommt, beruhigt ihr Gewiss en 
damit, daß sie eben den Großtei'l der 5,3 Mil­
lionen, die im Budget veranschlagt sind, als 
Subvention an private Zivilschutzverbände 
und an Feuerwehren ausgibt. Aber eine ernste 
Initiative zu ergrei'fen, den Z'ivilschutz als 
Aufga!be se�bst in die Hand 'zu nehmen, zu 
einer Sache des Bundes 'zu machen, zum Bei­
spiel anzuordnen, daß Schutzräume :gebaut 
werden, daß sonstige Schutzmaßnahmen für 
den Ernst:fall :getroffen werden müssen:  
darüber macht sich nieiIlland in dieser Regie­
rung Gedaniken.< 

Oder vielleicht w i rd das so wie Jbei der 
Bevorratung sein. Wenn der Ernstfall da ist 
- ein Ernstfall, meine Damen und Herren, 
der auf d em G ebiete des Zivilschubzes natür­
lich viel katastrophaler ist als auf dem Ge:biete 
der Knappheit, ein Ernstfall, von dem wir alle 
hoffen, daß er nie eintreten möge, es muß gar 

kein kriegerischer Ernstfall sein, es ikann eine 
Katastrophe, eine Naturkatastroplhe sein, es 
kann eine, davor sind wir nicht :gefeit, ato­
mare, nulkleare Katastroplhe seim, das ist als 
Ursache denkJbar - wenn dieser Ernstfall ein­
treten wird, dann ,werden wir waihrscheinlich 
alle dastehen, und dann wird es, wenn nichts 
vorhersehend geschelhen ist, uns viel ärger 
ankommen als bei der Bevorratung. 

Die ernste Situation, die durch die 
Drosselung der Energielieferungen entstanden 
ist, die die Regierung jetzt dazu zwingt, über 
Bevorratungsmaßnahmen zu ,beraten und Ent­
schlüsse rzu fassen und damit Versäumtes 
nachzuholen, sollte der Anlaß sein, auch die 
Einstellung zum Zivilschutz neu 'Zu :üJberden­
ken und die lb isherige Haltung in dieser 
Frage einer Revision zu untel1Zieihen und 
wenigstens die rechtliche Voraussebzung in 
dieser Frage dergestalt zu ändern, daß man 
zumindestens dem Bund eine Kompetenz für 
die Grundsatzgesetzogeibung einräullllt. Aber ich 
glaube, nichts 'Zu tun, die Zügel schleifen zu 
lassen, ist sträflich und könnte sich eines 
Tages 'bitter, bitter rächen I 

Meine Damen und Herren ! Die Frage Bevor­
ratung, Zivils chutz, umfassende Landesvertei­
digung, müßte unserer Meinung nach, nach 
Meinung der Freiheitlichen, überhaupt in ein 
umfassendes Krisenschutzkonzept eingebettet 
werden, und für dieses Krisenschutzkonzept 
müßte eine rechtliche Verankerung geschaffen 
und umfassende Uberlegungen angestellt 
werden. 

Vielleicht ist die Schwierigkeit, die wir j etzt 
in der Versorgung haben, der ernste Anlaß, . 
sich mit dieser Frage zu beschäftigen, nicht 
mit Nebenfraogen, die die Regierung j etzt s o  
als Augenauswischerei schon seit Monaten 
betreibt. Das ist eine Frage ,  die an den 
Lebensnerv unserer BevölikeruJ1Jg gebt. 

Neben diesen 'höchst Cllktuellen Fragen be-
. wegt die Bevölkerung in unvermindertem 
Ausmaß eine weitere Frage, die natürlich j etzt 
echt ,zum Budgetkapitel Inneres gehört : Das 
ist die Sicherheit in Osterreich. 

Es gtbt da in letzter Zeit so iSchalmeientöne, 
die ganz daraUJf aJbgesteHt sind, die ,Situation 

IZU verniedlichen und uns alle ,irgendwie in 
Illusionen zu versetzen. Der Herr Innen­
minister sagt, daß Osterreich in der Entwick­
lung der Kriminalität einen gtünstigen Plat,z 
im Ver.gleich mit anderen Staaten einnehme. 
Der Herr Generaldirektor ,für die öffentliche 
Sicherheit erklärt in SalZlburg, die Kriminalität 
sei nicht !besorgniserregend, und der Wiener 
PoHzeipräsident '5&gt, wie ich dem "Kurier" 
vom S amstag, dem 1. Dezerrnber entnelhme : 
"Jetzt kann man wieder durch das nächtliche 
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Wien ,bummeln, oihne an der nächsten Ecke 
abgeknallt ,zu werden. 1m Vergleich zu der 
Hafenstadt Hamburg und West-Berlin steht 
unsere Bundeshauptstadt in der Kriminalität 
mit AJbstand an letzter Stelle." 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte gar 
nicht ,bezwei,feln, daß Wien im Vergleich zu 
Hamlburg oder New Yor.k, die der Herr Bun­
deSlkanzler unlängst .bei der Fernsethdiskussion 
vor dem Walhlsonntag angezogen :hat, immer 
eine Stadt mit .besseren Sicherheitsverhält­
nissen gewesen ist. Alber das ist ja alles sehr 
relativ, das ;beweist doch noch gar nichts. Das 
Unsicherheitsgefülhl der Bevölkerung - und 
das ist 'vo:r1handen - hat j a  auch Nieder­
schlag gefunden in dem Ergelbnis einer Um­
frage, die das Institut für empirische Sozial­
forschung durchgeHiJhrt !hat. Das Ergebnis zeigt 
deutlich, daß das Problem der Unsicherheit 
der Bevölkerung sehr unter die Haut geht. 
Das geringste Sicherheitsgefühl hat - s o  
er,gab d i e  IFES�Umfraoge - d i e  Bevölkerung 
in den Städten. IDiesem UnsicheI1heitsgef:ühl 
der Bevö�kerung, vor allem in den Städten, 

ikann man nicht mit Vergleichen, die nicht ganz 
stichihaltig sind, kommen. Denn die alte Frau, 
der man im Duilikel des A-bends - ich sage 
nicht einmal bei Nacht - in der Inneren Stadt 
in Wien das Handtascherl wegnimmt, hat 
nichts davon, daß es in Hamlburg, West-Berlin 
oder N ew Y o rk an dem Abend öfters 
'geschieht. Den Bank/kassier einer Raiffeisen­
kassa im Innviertel, der überfallen und scruwer 
verletzt wird, 'kann man nicht damit trösten, 
daß derartiges in Texas oder in Nordrhein­
WestfaIen mehrmals am Tag p assiert.  

Was will  ich damit sagen? Man soll auf­
hören damit, uns mit derartigen Vergleichen 
ei.I1JZululIen und zu beruhigen. Für die Men­
schen in Osterreich sind die Verhältnisse !hier, 
hier und nirgend anderswo maßgebend. Die 
Menschen in Osterreich erwarten von nieman­
dem anderen als von unseren Sicherheits­
behörden Schutz und Ab'hHfe. Das ist die vor­
dringlichste AUJf.galbe, die unsere Sicherheits­
behörden wahrzunehmen hätten. (Beifall bei 
der FPO.) 

Alber leider, Herr Minister, ihat man sich 
bei uns offiziellerseits längst daran gewöhnt, 
die Dinge eben - no ja - nicht so arg anzu­
sehen, zu verniedlichen, ,zu bagatellisieren. 
Man ist in Osterreich heiUroh, daß es wo­
anders viel schlimmer ist und daß - man hat 
sich angewöhnt, 'großZlügi'g einfach darüber 
hinwegzugelhen - in den letzten 'zehn Jahren 
bei uns in Osterreich faktisch j edes zweite 
Verbrechen unaufgeklärt blei'bt. Ich weiß 
schon, daß das ein ganz grolber Durchschnitt 
,ist und daß diese Aufklärungsquote schwankt, 
j e  nachdem, db es sich um Verbrechen gegen 

Letb und Leben oder um Vermögensdelikte 
handelt. Aber ist es nicht besorogniserregend, 
daß sich die Vemnögensdelikte, also die Dieib­
stähle, die RaulWberfälle und die B e­
trügereien, aber vor allem die niebstähle, 
innerhalb der letzten zehn Jahre verdreifacht 
haben? 1953 hatten wir noch 28.048 Delikte, 
1 972 93.050. 

Von allen Verbrechen dieser Kategorie 
konnten im Jahre 191 1 nur 31 Prozent und 
im Jahre 1912 laut Sicherheitsbericht nur mehr 
34 Prozent aufgeklärt werden. Also nahezu 
zwei Drittel der Einbrüche, Diebstähle und 
B etrügereien, die in Osterreich ibegangen 
werden, legt m an unaufgeklärt zu den Akten. 

Verstehen Sie, meine Damen und Herren, 
warum die geschädigten Personen oftmals 
nicht einmal mehr eine Anzeige erstatten? Sie 
wissen, daß es ohnehin Ikeinen Zweck hat, 
denn der Beamte, der dort die Anzeige ent­
gegennimmt, sagt mit einem .g,ewissen Achsel­
zucken : "N a j a, vielleicht haben Sie Glück, 
aber wahrscheinlich werden wir nicht eruieren 
ikönnen, wer der Täter ist." 

W'enn der Herr Finanzminister Androsch 
in sein/er Bud!getrede erklärt hat, daß der 
Nachtwächterstaat der Geschichte ,angehört, in 
der Vergangenheiit liegt, so kann ich nur 
wiederholen, wa,s mein Parteifreund Doktor 
Broesigke gesagt hat: Der Nachtwächterstaat 
von ehedem hat selbstverständlich eine Auf� 
gabe wahrgenommen, die der heutige Staat 
anscheinend nicht mehr wahrzuIl'eh!men in der 
Lage ist, nämlich di,e Sicherheit und das Eigen­
tum seiner IBürger zu ischützen. 

Wenn man die Sprache auf diese Dinge 
bringt, sagt der Herr Innenminister resi­
gnierend : Es sind halt - was soll man 
machen? - viel mehr Autos 'Zugelassen wor­
den, und dadurch Iha:ben eben die Einbruchs­
diebstähle \Zugenommen. :Da kann man nichts 
machen! - Das wird als ein e Art höhere Ge­
walt angeselhen. 

Ich ,glaube, wenn man feststellen muß, daß 
'bei der weitaus größten Vefibrechensgruppe 
eine so steile und kontinuierliche Zunalhme 
zu verzeichnen ist, die noch datzu von einem 

ebenso kontinuierlichen Albnehmen des An­
teils an au�geiklärten IFällen Ibegleitet wird, 
dann liegt doch der Schluß nahe, daß unsere 

Exekutive einfach übeI1fordert ist, und zwar 

überfordert nicht nur in p ersoneller und 

organisatorischer Hinsicht, sondern auch hin­
sichtlich der technischen Ausstattung. 

Meine Damen und Herren! Wir wissen um 
die Misere, um die Malaise auf dem Per­
sonalsektor der Exekutive, vor allem der 
Polizei, vor allen Dingen der Polizei in den 
Groß städten, zum Beispiel der Polizei in Wien. 
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Ich weiß, daß bei der Gendarmerie die Ver­
hältnisse besser liegen, obwohl die Vorgänge 
Marchegg/Schönau uns nicht gerade vom 
G egenteil überzeugt Ihaben. 

Nun muß ich wieder sagen :  Es ist meines 
Erachtens nicht in erster Linie eine Frage 
der Bezahlung, wenn es darum geht, die An­
Iziehungskraft der :Exekutive als Lebensberuf 
IZU erhöhen. Ich sage das, obwohl uns das, 
was unsere Polizisten, unsere Exekutiv­
beamten, an LoIhn, an Sold Ibelkommen auch 
nicht gerade 'vom Sessel reißt. Das, was mir 
da vor einiger Zeit unter die Finger ,gekommen 
ist - 'Zum Beispiel eine Annonce, die ich 
Ihnen nicht vorenthalten darf -, ist sehr be-

Alber wir haben auch mit Aurfmerksamkeit 
und Interesse die B emühungen registriert, 
durch eine Änderung des Dienstsystems, der 
Dienstordnung, !bei der Bunde·spolizei mehr 
Beamte aU/f die Straß e .zu b ekommen. Das kann 
man auch Ibeobachten, dies muß man 'ZugeIb en .  
Man muß aber auch sagen, daß da auch eine 

merkenswert. Da annonciert eine Firma, sie Nebenwirkung vorhanden ist, nämlich daß 
sich durch dieses neue Dienstsystem in der sucht Möbeltransportarbeiter : 

Nacht eine Halbierung der Präsenz ergibt, und ,,20 ,MÖlbeltransportarbeiter Ok.eine Tisehler­
das Ibedeutet gerade in einer Großstadt wi e  kenntnisse) , Füh�erschein · C, Stundenlodm 
Wien eine echte Kalamität. Hie r  ergibt sich S 40,-." Das sind in der 42-Stunden-Woche 
doch kein wesentlicher Unterschied !Zu den 1 680 S, im Monat 1280 S.  
frtiheren tristen V er'häl tnissen. 

Ich muß hier wieder einmal sagen: Di,e 
Bevölkerung vermißt nach wie vor den !Zu 
Fuß p atrouillierenden RayonSrp osten, der die 
Gegend kennt, der die Menschen, die dort 
wohnen, kennt und dessen AnweseDiheit allein 
bereits einen Gutteil des Sicherheits,bedürf­
nisses der Menschen Iberfriedigt. Denn Funk­
streifenwagen mit einer oft ortsunkundigen 
Besatzung sind ebensowenig ein echter Ersatz 
wie die spärlichen Notrufsäulen, deren An­
zahl ja in der Bundeslha'1llptstadt geradezu ver­
schwindend klein ist. 

Ferner : , ,3 Lagerarlbeiter (an .sorgfälUges 
Al1beiten ,gewOhnt) , Stundenlohn S 40,-." 

Im Monat sind das 7280 S .  

Weiter : , ,6 Tischler (I�ür Aufstellung und 
Montage) , Fiührerschein :S" und so weiter. 
Monatlich 8 1 90 05. 

Vergleichen Sie das mit unserem Besol­
dungssch ema ! 1m ,ersten <Dienstjahr bekommt 
der Polizist 3739 S und nach 30 Dienstjahren 
5753 S, also rund 6000 lS, wenn man die Zu­
lagen dazurechnet. 

Hier muß man ,schon sagen : Das sind natür-
Ich möchte mich nicht weiter /Über die Per- lieh Unterschiede : Der eine setzt sein Leben 

sonalsituation in der Wiener Polizei ver-
breiten. Die Erfolge der WerbeaJktion in die­
sem Jaihr haben, wie man hört, zu einer sehr 
optimistischen Betrachtungsweise bezüglich 
der Dberwindung des Personalmangels ge­
führt. 

Es -ist IZU 'hoff,en, daß aus den Feststellungen 
des Untersuchungsberichtes des Ford-.Institutes 
die erforderlichen Konsequenzen gez'Ogen wer­
den, dies vor allem, meine Damen und Herren, 
was die Vertbesserung des Betrielbsklimas 
innerthalb der Pol1zei betrifft. Das scheint mir 
persönlich die wichtigste Voraussetzung zu 
sein, um den Anreiz, den die Exekutive auf 
junge Menschen ausübt, zu eIihöhen. 

Daß unsere Polizei und uns ere G endarmerie 
und innerhaDb dieser beiden ExelkutiVlkörper 
die KriminaLpolizei sehr wohl imstande sind, 
im Kampf gegen die Kriminalität Beachtliches 
zu leist,en, zei.gen ja die relativ hohen Auf­
klärungsziffern !bei IMord und Totschlag. 
Unsere Exekutivibeamten sind 'genauso fälhig 
und tüchUg wie die anderswo, aber eine Ent­
wicklung, lwi e  sie sich im Bereiche des Kampfes 
gegen die Verbrechen gegen das Vermögen 
abzeichnet, kann man nicht in den Griff be­
kommen, ohne einschneidende Reformen IZU 
setzen. 

ein, und der andere montiert einen Kasten. 
Das gelbe ich doch zu bedenOCen, denn hier 
lieg-en doch die Dinge etwas schief. 

Aber es s,ei zugegeben, es hat sich einiges 
in dieser Hinsicht ,gebessert, 'Wir ertkennen das 
ja an den Personalausgaben im Voranschlag. 

Viel ,wesentlicher erscheint es uns zu sein, 
Maßnahmen IZU setzen, die das Berufsethos des 
Exekutivbeamten heben. Der Exekutivbeamte 
in Osterreich darf nicht das Gefühl halben, 
daß er zum Fußabstreifer der ·öffentlichen Mei­
nung und zum PrügelknaJben in diesem Staate 
hembgewürd1gt wird und dabei - und das, 
meine Damen und Herren, ist entscheidend ­
von seinen vorgesetzten Dienststellen im Stich 
,g,elassen wird. Man kann ,ZUJm Beispiel nicht 
eine Aktion Scharf anordnen und dann, wenn 
Proteste aus allen Teilen der Bevölkerung, 
vor allem von den Kraftfalhrem kommen, 
sagen: Das ist ein Mißverständnis, so war das 
nicht gemeint, das Ihat der Beamte auf der 
Straße schlecht verstanden. 

Wenn man so argumentiert, verspielt man 
das Vertrauen der Bediensteten. So fördert 
man vor allen !k,ein gutes Betriebsklima und 
stößt damit die Leute alb, statt sie IZ'U ge­
winnen. 
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Es ist j a  auch Ibezeichnend, daß die Un­

zufriedenheit innerhaLb der Polirzei, vor allem 
der Wiener Polizei, mit der polizeilichen Füh­
rung zu den hervorstechendsten Klag,en ge­
hört. Diese IErkenntnisse gewinnt man, wenn 
man in die KoUegenschaJft Ihineinhört. Und 
nicht wenige Beamte, die täglich in vorderster 
Linie Dienst machen, Iklagen über eine nicht 
genügende Auslastung leitender Beamter, um 
das Wort Drohnendasein nicht zu verwenden. 

Die del1zeit noch immer angespannte per­
sonelle Lalge im Bereich der Siche:rheitswache 
in Wien, aber auch bei der Kriminalpolirzei, 
und zwar :bei der Kriminalp olizei wegen der 
zahlreichen berufsfremden N ebenbetätigun­
gen, die der Krimina�beamte IZU erfüllen hat, 
die ich heute gar nicht aufizäihlen möchte, 
diese angesrpannt,e personelle Lage führt doch 
zu einer physischen Uberlastung gerade der 
"kleinen" Beamten. SicherheitSiWachebeamte, 
soweit sie noch einigermaßen gesund sind, 
stehen in Wien bis 'zum 60. LEfuensj aihr im 
Außendienst. Nach unseren Informationen gibt 
es derzeit zirka 500 von insgesamt 5000 Sicher­
heitswach�beamten, die das 50. Lebensjahr 
überschritten haben und Außendienst maChen 

verank,ert ist. Ich glaube, man muß auch Ülber 
den SichetheitSibericht etwas sagen, denn der 
Sichenheitslbericht für das Jahr 1 912 wurde 
aus mir nicht ganz erklärlichen Gründen in 
diesem J ahr nicht belhandelt. Sollte er näch­
stes Jahr behandelt werden, so ist er schon 
zum ,größten Teil entwertet; man kann also 
diese ThematiJk nicht weiter hinausschiehen. 

In di.esem SicherlheitslberiCht ist vor allem 
ein Kapitel einer Art der Kriminalität gewid­
met, das vor allem für unsere Jugend eine 
sehr staIike G efährdung Ibedeutet, das ist die 
Suchtg1ftkriminalität. Aus di esem Sicherheits­
bericht ,entnehme ich, d aß die bekannt­
gewordenen Fälle der SuchtgiiftJüJbertretungen 
und -v,erbrechen ständig im Steigen begriffen 
sind. Waren es im Jahre 1 961 69 Fälle, so 
waren es im Jalhre 1 968 1 22, 1 969 265, 1 970 
963, 1 9 1 1  1 387 und 1 912 1 609. 

Im SicheIiheits,bericht ist ,bei dieser Auf­
stellung der Hinweis entlhalten, daß trom wei­
teren Ansteig,ens der absoluten Zahlen aJb 
1 970 die perzentuelle Zuwachsrate im Sinken 
begriffen ist. Das ist richtig. Aber ich glaube, 
das kann und darf uns doch nicht dazu ver-

müssen. leiten, diese Probleme zu ,bagatellisieren. Denn 
Dem gegenüJber steht j edoch keine 'be- die Zahlen allein sprechen für sich und sind 

sonders eindrucksvolle Auslastung der l,ei- alarmierend. 
tenden Beamten. Sie Ibeschränkt sich auf Die !besondere Kriininalitätshelastungsziffer 
administrative Tätitgkeit, die Ifür sich allein zeigt für 1911  folgendes iBild : In der Alters­kaum tagesfüllend sein dürfte. Ich möchte an gruppe der 1 8- bis 2 1 j ährigen gab es im Jahr 
dieser SteHe und bei dieser Gelegenheit die 191 1  40 Vefibrechen und 1 46 Ubertretungen. 
Bitte an den Herrn Minister richten, dafür zu Die Verbrechen beinhalten den Handel mit 
sor'gen, daß zumindest in Zeiten d es drücken- Suchtgift und di,e Ub ertretungen den Klein­
den Personalmangels leitende Beamte mehr handel, den Kauf beziehungsrweise die Ein­
als bisher über ihre Schre�btischtätigkeit nahme von Suchtgift. Bei den 1 4- bis 1 8j.äIh­
hinaus zu konkreten Au�ga.ben des Sicher- rigen 'gab es fünf Verbrechen - das sind die 
heitsschutzes herangezogen werden. absoluten Zahlen - und 1 05 Ubertretungen. 

Als Heispiel dient mir ihier im Bereiche der Ich muß sagen : Beruhigend ist 'das nicht, was 
Bundeshauptstadt folgender V,ergleich: In der sich auf dem Sektor der Suchtgiftkriminalität 
SicheI1heitswacheabteilung Josefstadt gibt es bei uns tut. 
einen Oberstleutnant, einen zugeteilten Offi­
zier und 65 Beamte - in dem relativ kleinen 
Gebiet des 8. Bezirkes. Im Gegensatz dillZu der 
Gendarmeri,e-A'bteilungsikommandant von 
Mödling, in dessen Bereich drei BeziI1ke fallen, 
nämlich Baden, Mödling und Bruck; ein M ajor 
mit lZirka 200 Beamten. Das sind doch Ver­
gleiche, die zu denlken gelben. 

,Meine Damen und Herren! ICh glaube, daß 
im Bereiche der Wiener Polizei doch noch sehr 
viel geändert ge'hört, um Verhältnisse zu 
schaffen, die dazu angetan sind, das Sicher­
heitsbedürfnis der Bevölkerung dadurch zu 
befriedigen, daß man die Einlheiten der Exe­
kutive schlagkräiftiger macht. 

Lassen Sie mich bitte j etzt noch einige 
Worte zu einem anderen Kapitel sagen, das 
auch im Sicherheitsbericht .für das JalJ:u 1912 

Wenn man sich die Daten vor Augen führt, 
die für das J aJhr 1 913 - also für heuer; diese 
Zahlen sind im Sicherheits bericht noch nicht 
vonhanden - Ibis 30. September 1 973 vor­
li egen, so ist das noch weniger lberuJhigend, 
denn :bis zum 30. September 1 913 ist ein 
21prozentiger Anstieg der Delikte zu verzeich­
nen, Also die Kurve dieses Verbrechens steigt 
wieder. 

Grundsätzlich muß man hier eines !beden­
ken: Im G egensatz 'Zur weitaus übeliwiegen­
den Zahl der anderen Vertbrechen ist gerade 
bei der Suchtgiftkriminalität die Dunlkebziffer 
besonders hoch, da es !kaum Anrzeigen gegen 
Rauschgiftsüchtige gilbt, weil es außer den 
Betroffenen und eventuell ihren Angehörigen 
kaum Personen Igibt, die geschädigt sind. 
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Dr. Scb.midt 
�weitens muß man, _glaUlbe ich, bedenken, 

daß SuchtgiHe, die heute im Handel sind, 
überwiegend weitaus '9sfährlicher sind als 
die Ibisher gehandelten ; es handelt sich um 
Opiate. 

IDrittens muß man lbedelliken, daß die Täter 
in di,eser Kriminalität in ihren Methoden weit­
aus mffinierter geworden sind. Denn die 
Händler sind 'heute schon dazu über'gegang.en , 
nicht mehr an Unbekannte ihre Ware !Zu ver­
kaufen, sondern die Geschäfte werden nur 
noch ülber Vertrauensmänner a'bge.wickelt . 

'Meine Damen und Herren ! In diesem Punkt 
eIihetbt .s ich nun die Frage, oh die Methoden, 
die die Sicherheitslbelhörd-en Ibei der Be­
kämpfung der Suchtgiftkriminalität (bei uns 
anwenden, in bezug auf einen entscheidenden 
Effekt übeI1haupt noch modern sind, ob sie 
übemaupt noch dem internationalen Standard 
entsprechen. 

In der Bundesrepublik Deutschland stehen 
den Sicherheitsbeihörden, seitdem überhaupt 
dies-es Suchtgiftproblem akut ist, seitdem es 
so bedrohlich geworden ist, ausreichende 
finanzielle Mittel zur Verfügung, um - sagen 
wir es offen - Konfidenten zu bezalhlen; es 
sind also Konfidentengelder. In d e r  Bundes­
republik gibt es  'genau fixierte Sätze in dieser 
Hinsicht. 

Man mag dazu stehen, wie man will, aJber 
es ist -eine Ibedauerliche Tatsache, und zwar 
eine weltweite Tatsache, daß die Sicherheits­
behörden einfach mit diesen Mitteln der Kon­
fidentengelder arbeit·en müssen, so wenig uns 
das vielleicht befri edigen mag. Und es ist 
auch gerade bei dieser Kriminalität notwendig, 
um wertvolle Hinweise aus dem Personenkreis 
zu Ibekommen, auf den es ankommt, und um 
wertvolle Hinweise über ganz bestimmte 
Sachverhalte zu erlangen. Di·e sind natürlich 
nur zu Ihaben, wenn sie entsprechend hono­
riert werden . 

Man geht in der Bundesrepu1blLk Deutsch­
land und in anderen Ländern so weit, bei 
der Bekämpfung der Suchtgiftkriminal ität, aber 
auch bei anderen schweren Verbrechen , di e  
eine b esondere Bedroihung des Staates und 
der G esellschaH darstellen, den Agent 
provocateur einzuschalten und zuzulassen i 
das ist sicherlich e ine Met/hode, gegen die 
man sehr ·ernste Bedenken .geltend machen 
muß, und in Osterreich steihen ja, soviel ich 
weiß, die Bestimmull'gen der Straf,prozeßord­
nung dem ent'gegen. Es 'Wird also nicht gehen. 
Aber ich. glaube, umso nachdl'Ücklicher muß 
man verlangen, daß wenigstens in dem Be­
reich - wenn uns Intformanten mit wichUgen 
Hinweisen freirwillig versorgen, wenn sie sich 
freiwillig zur Verfügung stellen - den Sicher­
heitsbe'hörden ein entsprechender finanzieller 

Spielraum gegeben ist. Das erscheint uns not­
wendig und gerechtfertigt angesichts der soor 
ernsten Bedrohung unserer Jugend durch diese 
Sucht'giftkriminalität. 

Ich möchte es gerne als positiv vermerken, 
d aß s einerzeit auf Initiative des Herrn Innen­
ministers in der Ross auerkaserne eine Zentral­
stelle für SuchtgiftJbekämpfung eingerichtet 
worden ist, weil es unserer Meinung eine wich­
tige Voraussetzung ·rur die koordinierte Vor­
gangs-weise !bei  der BeJkämpfung dieser Ver­
brechen ist .  Es muß aber dahingestellt bleilben, 
meine Damen und Herren, oib diese Suchtgift­
bekämpfungsizentrale wirklich p ersonell aus­
reichend :besetzt ist. Sie ist j a  bekanntlich 
unterstellt dem Gruppenleiter D in der 
Generaldirektion für öffentliche Sicherlheit. Der 
Leiter i st ein A.lBeamter, der Stellv.ertreter 
ist ein A-Beamt'er i  dann sind dort �wei B­
Beamte, ein Krimina�beamter, ein C-Beamter, 
eine Schreibkraft ; und bei ikonkreten Anlässen 
kann diese Zentralstelle auf Beamte anderer 
PoHzei- und Gendarmeriebe:hörden zurück­
greifen. Und hier liegt uns·erer Meinung nach 
ein Mangel vor. Es wurden zwar im Bereiche 
der Bundespolizeidirektion und der Gen­
darmerie sogenannte Unterogruppen zur Be­
kämpfung dieser Suchtgiftkriminalität ge­
schaffen, abe r  eine laufende Tätiglkeit ,wird auf 
diesem Gebiet, aUlf diesem Spezial,gelbiet von 
diesen Untergruppen nicht entwickelt. Sie 
werden laufend ifür hundert andere Aufgaben 
herangezogen, und die Sucht1giftbekämpfung 
muß von ihnen zwangsläufig mit der linken 
Hand auch noch mibbewältigt werd·en, und ich 
glaube, das ist doch nicht Sinn der Sache. 
Hier ist eine laufende Tätigkeit und auch eine 
laufende Ausibildung auf diesem Spezial,gebiet 
notwendig, gelegentliche Schu}ungskurse sind 
dafür kein Ersatz. Ich muß leider nach meinen 
Informationen feststellen, daß diese Unter­
gruppen der Sucht,giftbek'ämpfung eigentlich 
nur auf dem Papier stehen, was die Schlag­

kraft mindert. Herr Minister, vielleicht könn­
ten Sie hier nach dem Rechten sehen l 

Vielleicht könnten Sie auch Sorge tragen , 

daß in diesem Bereich - das ist eine Detail­
angelegenheit, aber eine nicht unrwichtige -
andere Kra.ftrfahrzeugtypen angeschafft wer­
den, denn man muß ja nicht in den ein­
schlägigen Kreisen der VeI1brecher gleich nach 
Farlbe und Ty.pe des PKW erkennen, daß nun 
auf einmal die :Polizei aUlftaucht. Vielleicht 
könnte man hier doch - i ch  nenne keine 
A utotype, [Sie wissen es se]ber - von dem 
abgehen und andere Typen anschaffen, denn 
wie mir versichert wird, benützen die Be­
amten aus diesem Grunde 'bereits thre eigenen 
Kraftfahrzeuge, natürlich verbunden mit all 
den Risken, die ein Beamter hat, wenn er 
unerlaubt sein eigenes Fahrzeug verwendet. 
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Dr. Schmidt 

Hohes Haus ! Ich habe mich verpflichtet ge­
fühlt, im R ahmen dieser ISpezialdebatte zum 
Kapitel Inneres auch auf d iesen Bereich im 
Interesse unserer Jugend hinzuweisen ; der 
Jugend, die geJ1ade durch das Venbrechen der 
Suchtgiftkriminalität :heimtückisch 'gefährdet 
wird. 

Ich stehe nicht an - das gilt j etzt all­
gemein -, namens meiner Fraktion !Zu sagen, 
daß sich bei den VeIihältnissen unserer 
Exekutive sicherlich Ansätze �u einern Um­
denken ergehen :haben, einern Umdenken, das 
im Interesse der Bevölkerung hoch an der 
Zeit ist, aJber wir doch den Eindruck ihaJben, 
daß vor allem die geisUge Einstellung, die 
ideelle Einstellung, die diese Regierung auf 
dem Sektor der Sicherlheit, der inneren Sicher­
heit Osterreichs aufweist, noch zu seihr vom 
Gedanken der HWffilanitätsduselei und der 
"weichen Welle" in der Bekämpfung des Ver­
brecherwesens - des Verbrecherunwesens, 
muß man sagen - getragen ist und daß die 
Regierung sich allzu leicht mit dem Gedanken 
abfindet, mit <dem VerbrecheruI1Jwesen zu 
leben, statt das Vertbrechen energisch zu be­
kämpfen. Diese Einstellung vertreten wir Frei­
heitlichen ganz und gar nicht, und aus diesem 
Grunde, meine Damen und Herren, lehnen wir 
vorerst dieses Kapitel Inneres im Budget noch 
ab ! (Beifall bei der FPO .j 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeorrdnete Dr. Hesele. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter DDr. Hesele (SPO) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Ich stimme mit meinem 
Vorredner überein, wenn er feststellt, daß es 
bei der Beurteilung des Spezialkapitels Inne­
res nicht so sehr auf die Beträge ankommt, 
die in diesem vel'1anschlagt sind, sondern auf 
die Maßnahmen, die das Innenressort im 
Laufe der Zeit gesetzt hat und im Laufe des 
nächsten Jahres setzen wird. Ich habe ur­
sprünglich geglaubt, wie ich den Ausführun­
gen des Kollegen Dr. Schmidt zugehört habe, 
daß wir bereits das Kapitel Handel behan­
deln, weil er den ganzen Komplex der Be­
vorratungswirtschaft zur Sprache gebracht, 
aber dann trotzdem erklärt hat, das gehöre 
nicht direkt zum Spezialkapitel Inneres. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir haben heute das Spezialkapitel Äußeres 
behandelt, und alle Redner einschließlich des 
Ministers haben sich mit der Frage befaßt: 
Wie sicher lebt dieses Osterreich? Wie sicher 
ist der Staat Osterreich im Rahmen der Staa­
tengemeinschaft? Wurden seitens der Verant­
wortlichen für die Außenpolitik alle Maßnah­
men gesetzt, daß wir uns wirklich sicher füh­
len können? 

Es ist Aufgabe des Innenressorts, und es 
ist unsere Aufgabe, zu fragen : Sind die not­
wendigen finanziellen Mittel in diesem Spe­
zialkapitel vorhanden? Sind die notwendigen 
personalpolitischen Maßnahmen getroffen? 
Sind die notwendigen organisatorischen Maß­
nahmen getroffen, um den Grad der höchst­
möglichen Sicherheit zu erreichen? Ich darf 
namens meiner Fraktion feststellen, daß wir 
der Auff1assung sind, daß im Rahmen des Ge­
samtbudgets für das Kapitel Inneres vor allem 
die notwendigen finanziellen Mittel vorhan­
den sind, um auch im nächsten Jahr den Grad 
der Sicherheit - soweit das von administra­
tiver Seite möglich ist - zu erhöhen. 

Meine Damen und Herren! Die Frage der 
Sicherheit, die j etzt s chon im zweiten Spezial­
kapitel behandelt wird, ist eine so wesent­
liche Frage, daß man sie nicht emotionell be­
handeln kann. Ich muß dem Vorredner Doktor 
Schmidt eines sagen, und das hat auch gestern 
Dr. Halder ausgesprochen. Man kann - und 
ich werde mich heute mit konkreten Ziffern 
befassen - aus dem Kapitel Sicherheit nicht 
einige Fakten herausnehmen und verabsolu­
tieren und die anderen Fakten - es handelt 
sich um den Sicherheitsbericht - nicht fest­
stellen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Sicherheitsbericht für 1 972, der heute 
zitiert wurde, gibt nur einen bestimmten Be­
reich der Sicherheit wieder. Ich werde mich 
ausführlich damit befassen und Ziffern nen­
nen, weil es notwendig ist, auch auf dem 
Gebiet der inneren Sicherheit Ziffern zu nen ­
nen und nicht nur einzelne Dinge herauszu­
greifen. Der zweite Teil dieses Sicherheits­
berichtes zählt die personell und organisato­
risch getroffenen Maßnahmen auf, um den 
Grad der Sicherheit zu erhöhen. 

Meine Damen und Herren! Die Fragen der 
Sicherheit, die im Sicherheitsbericht behandelt 
werden, sind ein sehr spezieller und sehr 
wesentlicher Teil .  Es gibt aber für den einzel­
nen Staatsbürger noch andere Fragen der 
Sicherheit, die durch die Vertreter der Exe­
kutive getragen werden. Daß das Innenmini­
sterium wesentlich für die Sicherheit verant­
wortlich ist, zeigt auch der Personalstand. Von 
den 27.399 Dienstposten, die 1 974 zur Ver­
fügung stehen, sind nur 727 für die Zentral­
leitung vorgesehen, 1 7 1  für besondere Ein­
richtungen, 1 4 .828 für die Bundespolizei und 
1 1 .673 Dienstposten für die Bundesgendarme­
rie. 26.000 Dienstposten sind also für die Exe­
kutive, die sich in erster Linie mit der Sicher­
heit des Staatsbürgers zu befassen hat, vor­
handen. 
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DDr. Hesele 

Meine Damen und Herrenl Worin besteht 
denn die Sicherheit des Staatsbürgers und 
wovor soll er geschützt werden? 

Damit komme ich auf den Sicherheitsbericht 
für das Jahr 1 972 zu sprechen, dessen Fakten, 
die in diesem Bericht enthalten sind, beim 
Kapitel Inneres auf jeden Fall behandelt wer­
den müssen. 

Der Sicherheitsbericht gibt uns nicht nur 
einen detaillierten Uberblic:k. über die began­
genen Verbrechen, sondern auch über die 
Maßnahmen, die im Rahmen des Innenmini­
steriums und der Generaldirektion für die 
öffentliche Sicherheit zur Verhütung und zur 
Verminderung von Verbrechen getroffen wer­
den. 

Zur Verbrechensverhütung ist es notwen­
dig, nicht nur die absolute Anzahl der began­
genen Verbrechen zu kennen, sondern man 
muß auch die langjährige Entwic:k.lung der 
einzelnen Verbrechens arten und ihre Häufig­
keit beobachten und herausarbeiten. 

Grundsätzlich gebe ich Ihnen recht, Herr 
Dr. Schmidt : Es ist eine internationale Tat­
sache und sicherlich keine Beruhigung für 
asterreich, daß die Kriminalität - internatio­
nal gesehen - besonders in hochindustriali­
sierten Staaten im Steigen begriffen ist. 

Dr. H alder hat gestern hier erklärt - ich 
habe es schon erwähnt -, daß 19 Prozent der 
Vermögensdelikte in Wien unaufgeklärt sind. 
Das ist richtig, es stammt aus dem Sicher­
heitsbericht. Aber, meine Damen und Herren, 
man muß }a die Komplexität aller Verbrechen 
sehen, um die Leistungen der Exekutive über­
haupt beurteilen zu können. Ich habe schon 
gesagt : Sicherheitsfragen, sei es Sicherheit und 
Schutz vor kriminellen Handlungen oder sei 
es Schutz an der G renze und so weiter, soll 
man nüchtern und sachlich behandeln, und man 
soll der Bevölkerung kein Gefühl der Un­
sicherheit geben. 

Herr Dr. Schmidt! D as ist der Fehler. Man 
redet hier von Suchtgiftdelikten, von diesen 
und j enen Dingen und trägt damit in die Be­
völkerung ein Gefühl der Unsicherheit hinein, 
an statt hier mit Fakten aufzuwarten. (Beifall 
bei der SPO.) 

Schon in der Debatte der vergangenen 
Woche wurde bei der Behandlung des neuen 
Strafrechtes festgestellt, daß die einzelnen 
Deliktstypen, die im Strafrecht vorhanden 
sind, je nach dem G rad der Wertung in der 
Gesellschaft einer dauernden Änderung unter­
liegen. Auch die Erscheinungsformen der Ver­
brechen unterliegen einem dauernden Wan­
del. Jede Gesellschaftsordnung - das kön­
nen Sie in der Geschichte verfolgen, auch 

wenn Sie sich mit Kriminologie befassen -
hat ihre besonderen Erscheinungsformen der 
Verbrechen und auch ihre Tätertypen. Herr 
Dr. Schmidt hat heute ein gutes Beispiel zitiert: 
Die Suchtgiftdelikte sind Ausfluß der Wohl­
standsgesellschaft. Aber es ist Aufgabe dieser 
Gesellschaft, sich mit diesen Verbrechen und 
mit den Tätern auseinanderzusetzen. Das ist 
die Aufgabe des Innenressorts und der Exe­
kutive. 

Ich habe schon davon gesprochen, daß der 
Sicherheitsbericht die zahlenmäßigen Grund­
lagen über begangene Verbrechen in einem 
Jahr liefert. Die Schlüsse haben wir daraus 
zu ziehen, die notwendigen vorbeugenden 
Maßnahmen haben wir zu treffen. 

Der Sicherheitsbericht behandelt nur einen 
Teil - ich habe das schon erwähnt - der 
öffentlichen Sicherheit, der inneren Sicherheit, 
nämlich jenen Ausschnitt der Kriminalität, in 
dem, wie aus dem Bericht hervorgeht, her­
kömmlicherweise eine Gefährdung oder Be­
einträchtigung der inneren Sicherheit erblickt 
werden kann. Es sind gerade die Delikte, mit 
denen die Offentlichkeit täglich in Presse und 
Rundfunk konfrontiert wird. 

Wenn man von öffentlicher und innerer 
Sicherheit spricht, meint man, wie es im Be­
richt zum Ausdruc:k. kommt, die Delikte gegen 
Leib und Leben, gegen die Sittlichkeit und 
gegen das Vermögen. Ein besonderer Teil be­
handelt die Suchtgiftdelikte. 

Ich möchte einige Grundsätze dieses Be­
richtes hervorheben, weil das Aufzeigen der 
Anzahl der begangenen Verbrechen für die 
Beurteilung der Effizienz der Exekutive, auf 
die es ja letztlich immer ankommt, zu wenig 
ist. Daher ist es notwendig, zwischen den 
bekanntgewordenen Fällen, den aufgeklärten 
Fällen, der Anzahl der Täter und deren 
Charakteristika eine Relation herzustellen. 

Für die Beurteilung und administrative Be­
arbeitung der Kriminalität - und damit kann 
man aufzeigen, daß auch im Innenministerium 
seit einigen Jahren die modeme Technik einge­
zogen ist - steht die polizeiliche Kriminal­
statistik zur Verfügung. Es erfolgte die Um­
stellung auf elektronische Datenverarbeitung. 
Es gibt das EKIS im Innenministerium und die 
EDV bei der Bundespolizeidirektion. 

Als weiterer Gradmesser für die Beurtei­
lung der Kriminalität, meine Damen und Her­
ren, wenn wir uns mit dem Verbrechen und 
der Kriminalität befassen, ist die Belastung 
der Bevölkerung mit bekanntgewordenen 
Straftaten von besonderer Bedeutung. Das ist 
die sogenannte Kriminalitätsbelastungsziffer, 
die zum Ausdruck bringt, wie viele Delikte 
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DDr. Hesele 
auf je 1 00.000 Einwohner entfallen. Man kann 
nicht mit absoluten Ziffern laborieren, man 
muß eine bestimmte Relation, so hart das 
klingt - und die Kriminologie ist eine nüch­
terne Wissenschaft -, zur Bevölkerung her­
stellen, um Vergleichsmöglichkeiten zu haben. 

Für die Verbrechensforschung und Verbre­
chensverhütung ist es notwendig - ich habe 
das schon erwähnt -, auch die Charakteri­
stika der Täter zu kennen. Daher sieht dieser 
Bericht - es ist ja fast eine wissenschaftliche 
Arbeit - die besondere Kriminalitätsbela­
stungsziffer vor, die die Täter, nach Alter 
aufgegliedert, in Relation zu je 1 00 .000 Ein­
wohner setzt. Die Altersgliederung erfolgt 
nicht, wie es im G esetz steht, sondern ent­
wick.lungsmäßig i die Kinder reichen von 6 bis 
14 j'ahren, die Jugendlichen von 14 bis 18 Jah­
ren, und man hat bei der statistischen Erfas­
sung der Täter eine Gruppe eingeschoben, und 
zwar die Heranwachsenden von 18 bis 2 1  Jah­
ren. Die Jungerwachsenen reichen von 21 bis 
25 Jahren, und als Erwachsene nimmt man 
Menschen über 25 Jahren an. 

Diese Gliederung ist besonders bedeutsam, 
für die Beurteilung der Kriminalität im beson­
deren aber sie ist notwendig, und sie ist wich­
tig für die vorausschauende Planung, weil 
sie uns neben den soziologischen VOflausset­
zungen ja auch die Charakteristika und die 
Typen der Täter vor Augen führt. 

schlag und die schwere körperliche Beschädi­
gung. Dieser Bericht gibt uns darüber sehr 
deutlich Auskunft. 

Man spricht zum Beispiel von etwa 93.000 
Vermögensdelikten. Das ist auch eine nüch­
terne Feststellung, weil ja j eder Einzelfall 
so furchtbar dramatisch ist : im Jahre 1972 
gab es 63 Morde, 80 Mordversuche, insgesamt 
1 43 Fälle. Das ist ein Anteil von 4,3 Prozent 
gemessen an den gesamten Verbrechen gegen 
Leib und Leben. Die Kriminalitätsbelastungs­
ziffer. also auf 1 00.000 Einwohner umgerech­
net, ergibt 2. 

Ich wiederhole noch einmal : Es ist für uns 
kein Trost, daß es "nur" so viele waren, aber 
man soll die Relationen und die absoluten 
Größen feststellen. 

Interessant ist auch die Aufstellung über die 
Aufklärungsquote. Der Herr Bundesminister 
hat im Finanz- und Budgetausschuß beim 
Kapitel Inneres bereits festgestellt, daß ge­
rade bei den Schwerstverbrechen, also bei den 
Verbrechen gegen Leib und Leben, die Auf­
klärungs quote sehr hoch ist. Bei Mord be­
trägt sie 93 . 6  Prozent, beim Mordversuch 
92,S Prozent, bei Totschlag 100 Prozent und 
bei schwerer körperlicher Beschädigung 
93,2 Prozent. 

Das ist nicht nur auf die Maßnahmen und 
auf die Ausrüstung der Exekutive, sondern 
auch auf die Leistung und auf den hohen 
Ausbildungsstand unserer Exekutive in Oster­
reich zurückzuführen, welcher der besondere 
Dank der sozialistischen Fraktion dieses Hau­
ses gehören soll. (Beifall bei der SPO.) 

Ich habe das schon erwähnt: Wenn man von 
Kriminalität redet, wenn man sagt, daß die 
Leute unsicher sind, dann ist es notwendig. 
auch Zahlen zu nennen. Sie werden mir erlau­
ben, daß ich einige Zahlen herausgreife. Meine Damen und Herren ! Gerade bei Ver­

Ich habe von den Deliktsgruppen "Leib und brechen gegen Leib und Leben gibt auch die 
Leben" , "Sittlichkeit" und "Vermögen" ge- Altersgruppierung der angezeigten Täter 
sprochen. einen weiteren Aufschluß : 3440 Täter wurden 

Im Jahre 1 972 sind bekanntgeworden : Ver­
brechen gegen Leib und Leben 3459, Ver­
brechen gegen die Sittlichkeit 2334 und Ver­
brechen gegen das Vermögen 93.060 Fälle. 

An Tätern wurden ermittelt: Bei Verbrechen 
gegen Leib und Leben bei 3459 bekanntgewor­
denen Fällen 3608, bei Verbrechen gegen die 
Sittlichkeit bei 2334 bekanntgewordenen Fäl­
len 2 1 00,  und nur bei den Vermögensdelik­
ten - ich werde mir dann erlauben, auch die 
Gründe aus dem Sicherheitsbericht anzufüh­
ren - wurden bei 93.060 bekanntgewordenen 
Fällen nur 29.249 Täter zur Anzeige gebracht. 

zur Anzeige gebracht. Es ist interessant: die 
Gruppe von 18 Jahren und darüber ist mit 
86,5 Prozent beteiligt, die Gruppe von 1 4  bis 
18 Jahren mit 6,3 Prozent, die von 6 bis 
14 Jahren mit 7,2 Prozent. 

Das zeigt, daß die Gruppe von 1 8  Jahren 
und darüber für eine Quellenforschung in der 
Kriminalistik und Kriminologie zu ungenau 
ist, weil die Herausarbeitung der Besonderen 
Kriminalitätsbelastungsziffer, nach den Alters­
gruppen ,abgestimmt, ergibt, daß sie von 6 bis 
14 Jahren 2 ist, von 14 bis 18 Jahren 53, in 
der Altersgruppe von 1 8  bis 21 Jahren 1 3 1 ,  und 
in der von 21 bis 25 Jahren ist die Ziffer 1 65.  

Meine Damen und Herren! Wenn man von Das ergibt ganz eindeutig, daß der Schwer-
der Kriminalität redet, meint man im land- punkt der als Täter bei den genannten Ver­
läufigen Sinn die Verbrechen gegen Leib und bremen ermittelten Personen in den Alters­
Leben : den Mord, den Mordversuch, den Tot- gruppen von 1 8  bis 25 Jahren liegt. 

593 
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Meine Damen und Herren ! Das ist betrüb­
lich, aber dieses Wissen ist notwendig für die 
Verbrechensforschung, für die Verhütung von 
Verbrechen und für die Stellen, die zu planen 
haben. 

Die Verbrechen gegen die Sittlichkeit gehö­
ren zu den traurigsten Verbrechen. Im Jahre 
1 972 sind 2334 Fälle bekanntgeworden. 
1 179 Täter wurden angezeigt. 

Wieder zeigt sich, daß auch bei diesen 
Delikten die Gruppe der Jugendlichen mit 90 
und die der Hemnwachsenden mit 84 am 
größten ist, während die Kriminalitätsziffer 
der Erwachsenen über 25 Jahre deutlich 
geringer i st .  

I ch  will einige Sätze z u  den Verbrechen 
gegen das Vermögen sagen, weil Dr. Schmidt 
dieses Thema angeschnitten hat. Er hat die 
absoluten Zahlen genannt, aber ich möchte 
doch auch einige Begründungen aus diesem 
Sicherheitsbericht herausnehmen. 

Bedauerlicherweise sind im Jahre 1 972 etwa 
93.000 einschlägige Verbrechensfälle bekannt­
geworden, davon allein etwa 84.000, die Dieb­
stahl, Raub und Betrug zum Gegenstand hat­
ten. Es ist bedauerlich, daß beim Diebstahl 
die Belastungsziffer 1 1 28 ist. 

Im Rahmen des Diebstahls überhaupt liegt 
wieder der Einbruchsdiebstahl mit etwa 
57.000 Fällen an der Spitze . 

Meine Damen und Herren ! Nun komme ich 
zu dem, was mir an diesem Bericht so wesent­
lich erschienen ist, weil es auch für uns für 
die Beurteilung des Verbrechens nicht nur 
vom strafrechtlichen und verfolgungs recht­
lichen Standpunkt ,aus, sondern auch vom Be­
urteilungsstandpunkt, vom soziologischen 
Standpunkt her notwendig ist. 

Wenn man die Diebstahlskriminalität ana­
lysiert, ergibt sich, daß den Kraftfahrzeugen 
und den sich im Kraftfahrzeug befindlichen 
Gegenständen als Angriffsobj ekt besondere 
Bedeutung zukommt. Diese besondere Er­
scheinungsform - das muß man leider als 
nüchterner Betrachter dieser Dinge feststel­
l en - ist ein Ausfluß des Wohlstandes, wenn 
- ich werde mir dann doch erlauben, einige 
Zahlen zu nennen - nicht nur gerade das 
Auto an sich, sondern auch die Gegenstände 
im Auto, die KFZ-Gegenstände ein besonde­
res Objekt des Diebstahles s ind. Ich werde 
auch die Gründe nennen, warum die Aufklä­
rungsquote sehr gering ist. 

Bei Diebstahl beträgt die Aufklärungsquote 
27,9 Prozent, bei Raub 60,4 Prozent und bei 
Betrug 98,4 Prozent. 

Bei den Kraftfahrzeugdiebstählen, die im 
Sicherheitsbericht angeführt sind, sind auch 
die Vergehen und die Ubertretungen ange­
führt. 

Ich will Sie vor weiteren Zahlen verscho­
nen. Es ist eine Aufstellung vorhanden, und 
zwar besagt die, daß die Häufigkeit der unbe­
fugten Inbetriebnahme von Kraftfahrzeugen 
keine Zunahme aufweist. 

Die Erklärung, die dafür gegeben wird und 
die mir einleuchtend erscheint, ist die, daß 
die potentiellen Täter bereits auf legale Art 
ein Kraftfahrzeug erworben haben, daß ande­
rerseits aber durch das Ansteigen der Motori­
sierung vermehrte Gelegenheit gegeben ist, 
auf der einen Seite die im Kraftfahrzeug leicht­
fertig liegengelassenen Wertgegenstände, auf 
der anderen Seite Zubehör an sich zu nehmen. 

Meine Damen und Herren ! Das KI!aftfahr­
zeug ist kriminellen Angriffen besonders aus­
gesetzt. Es kommt eine unbegrenzte Anzahl 
von Tätern in Betracht, die durch die relativ 
leichte Zugänglichkeit des Diebstahlobjektes 
wenig verwertbare Spuren liefern, wodurch 
die Ausforschung noch erschwert wird. Und 
die niedrige Aufklärungsziffer bei Diebstäh­
len - und diesen Ausführungen des Berichtes 
muß man sich, glaube ich, anschließen - ist 
insbesondere auf die Diebstähle der KFZ-Be­
standteile und der Sachen, die im Auto liegen, 
zurückzuführen. 

Noch ein weiterer Umstand ist gerade bei 
diesen Vermögensdelikten zu berücksichtigen, 
wenn man von der öffentltichen und von der 
inneren Sicherheit spricht und damit die Kri­
minalität meint, daß nämlich auch die Größe 
des Siedlungs gebietes einen gewissen Einfluß 
auf die Ausforschung und auf die bekannt­
gewordenen Deliktsfälle hat. Und zwar ist 
das ja selbstverständlich, daß Wien hier an 
der Spitze liegt. Wie Dr. Halder gestern ganz 
richtig gesagt hat - ich habe das Gefühl 
gehabt, mit einem gewissen Unterton -, kön­
nen in Wien nur 19 Prozent dieser Vermögens­
delikte ausgeforscht werden. Ich kann das 
auch von anderen Städten sagen. In meiner 
Heimatstadt Baden ,ist das auch schwierig. 
Man wird, wenn ein Autodiebstahl vorliegt, 
ihn aufklären können, aber man wird Auto­
aufbrüche sehr schwer aufklären können, ob­
wohl der Bezirk Baden ein gutes Gendarme­
riekommando und die Stadt Baden eine gute 
Stadtp olizei hat. Aber das sind Dinge, meine 
Damen und Herren, die eben nicht leicht lös­
bar sind, und da muß ich sagen : Letztlich 
kann man doch die Schuld nicht auf die 
Exekutivbeamten abschieben, die ihr Mög-
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lichstes tun, um hier überhaupt etwas aus­
forschen zu können. 

Ich möchte abschließend zu diesen Fragen 
der Kriminalität eines sagen : Herr Dr. Schmidt 
hat von der Suchtgiftkriminalität gesprochen. 
Es steht im Be�icht, was auch keine Ent­
schuldigung sein soll ,  sondern das sind eben 
Facts , die dargelegt werden : Die Fälle sind 
zwar im Steigen begriffen, der prozentuelle 
Zuwachs ,aber wird geringer. Ich glaube, meine 
Damen und Herren, wenn sich bei der Alters­
schichtung zeigt, daß der als Verbrechen quali­
fizierte Handel mit Suchtgiften überwiegend 
von Personen über 1 8  Jahren besorgt wird, 
während unter den Konsumenten und Klein­
händlern der Anteil der Jugendlichen sehr 
groß ist, so ist diese Erscheinungsform der 
Kriminalität zweifelsohne ein Ausfluß der 
Wohlstandsgesellschaft. Ich könnte aus mei­
nem engeren Wahlkreis sagen, daß es die 
Mittelschüler sind, die anfällig sind , und es 
ist deshalb diese Kriminalität neben den 
Schwerstverbrechen wirklich besonders ge­
fährlich, weil in erster Linie j unge Menschen 
gefährdet werden, der Kriminalität verfallen, 
letztlich aber hiedurch eine Gefährdung der 
Volksgesundheit eintritt. Daher sind wir dem 
Herrn Bundesminister dankbar, daß er darauf 
sein besonderes Augenmerk legt. Er hat das 
im Finanz- und Budgetausschuß berichtet, es 
ist im Interesse der heranwachsenden Jugend 
notwendig, hier nicht nur die Mittel zur Ver­
fügung zu stellen, sondern es ist auch eine 
dringende Notwendigkeit, die Schulung der 
Beamten und der Exekutive vorzunehmen. 

Meine Damen und Herren ! Der Schutz vor 
der Kriminalität ist sicherlich die wichtigste 
Form der Sicherheit für den Staatsbürger. Aber 
unsichtbarer gibt es noch einigen Schutz, den 
die Exekutive leistet, den wir nur in den 
geringsten Fällen wahrnehmen. Das ist eine 
ganz besondere Frage der Sicherheit, die sicher 
nicht den einzelnen Staatsbürger betrifft, son­
dern den Staat ,an sich, aber doch indirekt 
auch die Sicherheit der einzelnen Staatsbürger 
gerantiert : Das sind, speziell auf Wien ge­
münzt, die Sicherheitsvorkehrungen bei 
Staatsbesuchen, Kongressen und Großveran­
staltungen. 

Mit der zunehmenden Bedeutung Oster­
reichs mehreu S'ich auch ,Besuche, die von 
ausländi.schen Staatsolberhäuptem oder son­
stigen offiziellen Persönlichkeiten in Oster­
reich absolvi ert werden. Darüber hinaus ist 
Os t-e rr eich , bedingt durch die Erklärung seiner 
dauernden Neutralität, Sitz von inter­
nationalen Organisationen, wo eine große An­
zahl von Staaten und Völkern, die oft feind-

lich gegenüberstehen, zusammenkommt, und 
es ist Aufgabe der Exekutive, auch diese G äste 
und ihre Angehörigen, die hier ihren vorüber­
gehenden Sitz halben, zu schütZlen. Dies erfor­
dert, glaube ich, von unseren Exekutivorganen 
besonders vorgeplante und ,intensive Sicb.er­
heitsmaßnahmen, weil bei irgendwelchen Vor­
fällen der -gesamte Staat - wenn nicht mehr -
in Mißkredit gehracht wird. 

Ich darf nur ein B,eispiel für die große Lei­
stung der Exekutive - es liegt schon einige 
ZeH zurück - ,in diesem Zusammenhang er­
wähnen : die sowj etische SALT-Delegation, die 
ihren Sitz in Baden gehabt hat, aber die Ver­
handlungen in Wien durchgeführt hat; ich 
habe seIhst, noch als Mitglied der Gemeinde­
vertretung, beobachten können, wie viele 
Sicherheitsmaßnahmen notwendig waren, die 
Delegation, die lim Parkhotel res.idiert hat, 
nach Wien und zurück zu bringen, welcher 
Apparat an Sicherheitsorganen hier auf­
gebracht werden mußte. All das ist auch eine 
Leistung der Exekutive. 

Ich möchte noch eine Frage der Sicherheit 
hj er bespr'echen, das sind die Gastarbeiter. 
Ich habe nicht 'die Ab s.i cht , hier Ü'ber die wirt­
schaftliche Notwendigkeit der Gastarbeiter zu 
sprechen oder Fragen zu behandeln, die zwei­
fellos in das Innenressort gehören, die sich 
mit der Fremdenpolizei und mit dem Fremden­
polizeigesetz befassen. 

Meine Damen und Herren ! In allen Städten, 
wo es notwendigerweise eine größere Anzahl 
von Gastarbeitern gibt, ist in der Bevölkerung 
das G efühl einer GefähI1dung vOl1handen. Der 
Herr Bundesministe.r hat die Frage, oib durch 
d�e Anwes enJheIt der G astaribeiter eine beson­
dere Gefährdung der Sicherheit gegeben sei, 
auf Grund seiner Kenntnisse und Unterlagen 
verneint. Aber dieses potentielle Gefühl, 
meine Damen und Herren, dals die Bevöl­
kerung hat, stellt auch die Exelmtive - und 
auf die will ich heute meinen DebattenJbeitrag 
hier abgestellt haben vor besondere 
Probleme. Hinel'seits hat die Exekutive als 
Ordnungshüter gleich vorzugehen gegen 
Osterreicher und g,eg,en AuslänJder, auf der 
anderen Seite a!ber stehen die Gastarbeiter, 
die aus einem anderen KultuJikreis kommen, 
der deutschen Sprache nicht mächtig sind 
oder, wenn wir die Ga,starbeiter ,aus der Tür­
kei nehmen, vollkommen andere Umgangs­
formen haben. All das st-ellt die Exekutive 
vor besondere Aufgaiben. Und ,speziell - weil 
heute auch im außenpolitischen Kapitel 
darüber diskuHert wurde - sind dile Lei­
stungen der Exekutive zur Be sicherung 
unserer Grenzen, ins.beson1dere der Grenzen 
gegenüber der tschechoslowakischen Volks­
republik, zu erwähnen. An sich ist dies eine 
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außenpolitische Fra:ge. Innenpolitisch ist ge­
rade für die Einwohner NiJederös-terreichs sehr 
entscheidend, daß diese Grenze durch die Exe­
kutivorgane ,abgesichert ist. Alleldings - und 
das hat auch der Herr Bundesminister sehr 
deutlich ge'sagt - kann e s  sich ein demo­
krati.scher Staat nicht le,isten, die Grenze durch 
einen Stachetdraht a:bzusichern, denn diese 
Gren�e 'gegenüber den Oststaaten, gerade 
gegenüber der T,schechoslowakei, soll alUch das 
Fenster für die dortigen Leute sein.  Was wür­
den sich di,e Leute denken, wenn sie sähen, 
daß auch Osterreich einen Stacheldr,aht ziehen 
müßte. Daher gebührt auch den Männern 
Dank, die den Dienst an der Grenze v€J'isehen. 
Es ist bereits - auch das wurde schon im 
außenpolitischen Kapitel b esprochen - ein 
Grenzvertrag m.it der CSSR in Ausal1beitung. 
Er -ist noch nicht ratifiziert, alber in Vorberei­
tung ; der A<bschluß hängt mit der Lösung der 
Vermögensfra-ge zusammen. 

Meine s ehr verehrten Damen und Herren ! 
Wenn wir von der Sicherheit des Osteneichers 
reden, so ist nicht nur die Sicherheit vor der 
Kriminalität gemeint. Ein ganz kleiner Be­
trag , der im Kapitel "Inneres" aufscheint, 
705.000 S sind für die Sicherheit des Oster­
reichers, der im Ausland mittellos wird oder 
unverschuldet in Notlage gerät, vorgesehen. 
Er kann von der dortigen Vertretungsbe'hörde 
ein Heimreisedarlehen in Anspruch nehmen. 
1 972 hab en 344 Osterreicher im Ausland diese 
Hilfe in Anspruch genommen. Es ist oft schwer, 
bei der ausländischen Vertret:ungsbehörde zu 
beurteilen, ob er unverschuldet in Notlage 
geraten ist, aber ich glaube, es ist dem Prinzip 
eines humanen Staates entsprechend - " im 
Zweifel für den Beklagten",  salgt die Straf­
prozeßordnung -, daß dem IMenschen, dem 
Osterreicher, der draußen ist, auch wenn er 
ein bisserl seJlbst  schuld ist , geholfen wird. 
Im Budgetülherschreitungsgesetz gibt es 
darülber eine sehr interessante Darstellung . 

Wenn man mit diesen Dingen zu tun gehabt 
hat, weiß man, daß viele junge Menschen mit 
wenig Barmitteln ins Ausland reisen und dann 
in Ländern stehen, wo es eiben keine öffent­
liche Stelle , sondern nur die österreichische 
Vertretungsb ehörde gibt . Daher ist es Aus­
fluß eines humanen Denikens, eines humanen 
Sta'atsdentkens, wenn man d iesen Osterreichern 
im Ausland Geld fbevorschußt. 

'Meine Damen und Herren ! Es ist ein finan­
ziell nicht sehr ,groß es, ruher menschlich sehr 
wichtiges Problem, das beim Kapitel Innen­
ministerium 'besprochen ,werden muß : das 
Flüchtlingswesen. Seit dem Ende des zweiten 
Weltkrieges ist eben dieses Flüchtlings­
problem zu einem weltweiten Problem ,ge­
worden. Es ist eine Frage der Außenpolitik, 

zu beurteilen, ob ein Staat Flüchtlinge auf­
nehmen soll oder nicht. 

Jedenfalls hat sich Osterreich - und ich 
glaube, d azu bedarf es keiner Debatte - ,als 
neutrale.r Staat und als :humaner Staat - wie 
heute schon gesagt wurde :  Humanität am 
richtigen Platz - diesen internationalen Kon­
ventionen über die Rechtsstellung der Flücht­
linge angeschlossen und die nObwendi,gen Ge­
s etze hier im Hohen Ha'us beschlossen. 
Immerhin halben 1972 1 838 Personen um die 
G ewährung des Asylrechtes in Osterreich an­
gesucht. Wie man erfahrt, soll 1 973 die Zahl 
der Flüchtlinge stei,gen. Die Gründe, die oog·e­
geben werden, sind ,hauptsächlich p olitische 
Gründe, im weiteren Maß noch wirtschaft­
liche und sonsUge GI1Ünde. 

Ost erreich :hat sich - und das entspricht 
seiner Funktion als neutraler Staat - in zwei 
Situationen dem Appell der Vereinten 
Nationen angeschlossen, auf dem Sektor des 
Flüchtlingswesens tätig zu werden. Es hat 
s einerzeit die Flüchtlinge aus Uganda auf­
,genommen, und Osterreich Ihat sich j et,zt bereit 
erklärt, 200 Flüchtlinge aus Chile aruzunehmen. 

Meine Damen und Her'ren! Man soll diese 
Frage nicht nur vom Standpurukt der Finanzen 
und des Geldes betrachten. Ich Ikann das auch 
wieder aus Erfahrung sa'gen. Auch das Flücht­
lingsprOlblem ist ein Sicherheitsproblem, weil 
der größere Teil der Flüchtlinge in Lagern 
untergebracht ist. Es bedallf hier eines beson­
deren Geschickes der Exekutivorgane, um 
Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten. 
Das ist verständlich,  meine sehr 
verehrten Damen und Herren, die Flücht­
linge in diesen Lagern rekrutieren s'ich aus 
Menschen, die aus einem 'ganrz anderen Regime 
kommen, aus Ländern mit einer gal1JZ anderen 
Regierungs:form. Sie beherrschen die Sprache 
nicht, und sie ha'ben das G e·flÜhl der Isolierung, 
weil thnen der Kontakt fehlt. Aber es sind 
Aufigaben, dte die Exekutive im Interesse der 
Sicherheit der Bevölkerung zu lösen hat . 

All diese Fragen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, die Fragen der inneren 
Sichemeit und der Kriminalität, sind von 
unseren Exekutivorganen durchzuführen . 

Der Personalstand - ich 'habe das schon 
erwähnt - wird im J ahre 1 974 bei Bundes­
polizei  und Bundesgendarmerie insgesamt un­
verändert blei1b en. Bei der Bundespolizei sind 
1 1 .828 Dienstposten minus 29, bei der Bundes­
gendarmerie sind es 1 1 .673, plus 29, vorge­
s ehen . Damit ist keine Verringerung des Per­
sonalstandes eingetreten. 

Ich möchte doch einige Sätze zum Personal­
stand der Exekutive sagen, weil er auch schon 
zitiert wurde .  Wesentlich ist - auch das muß 

88. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)84 von 103

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 88. Sitzung - 5. Dezember 1 97 3  8637 

DDr. Hesele 

bemerkt werden -, daß trotz gleichble�ben­
dem Personalstand die Aufg'aben, mit denen 
die Exekutive betraut wird, immer größer 
werden. Die Hebung der Schlagkraft und die 
Effi'zienz kann nur durm erhöhte Aufwendun­
'gen ,bei den Anlagekrediten und Ibei den In­
vestitionen ausge,glichen werden. 

Meine Damen und Her'ren ! Di e Bundes­
pol1zei 'hat mit 1 .  1 1 .  1973 einen Fehlbestand 
von 709 Personen. Es ist j edoch bekannt - wie 
uns der Herr iBundesminister :bereits Lm 
Finanz- und Budgetausschuß .mit-geteilt hat -, 
daß durch neue Werhemethoden besonders 
im Burgenland und in Niederösterreich 
600 Bewerber rekrutiert werden konnten, die 
in nächster Zeit eingestellt werden sollen. Es 
werden sicherlich - das weiß man, wenn man 
mit Personaldingen zu tun hat - nicht 600 
kommen, aber es besteht doch eine berechtigte 
Chance, den Stand der Bundespolizei wieder 
aufstocken und den Fehlbestand abbauen zu 
können. 

Was sind denn die Gründe, meine Damen 
und Herren? Wir sehen j a, die wir aus Nieder­
österreich kommen, die vollkommen unkon­
ventionellen Werbeplakate, die ganz anders 
sind wie j ene, mit denen man früher für die 
Exekutive geworben hat. Es erfolgt eine Indivi­
dualwerbung. Man spricht von einem Service­
system. Man wirbt für die Exekutive wie 
für andere Berufe. Es wird auf iden Abgang 
vom DreierradI, auf das neue Dienstsystem 
hingewiesen, des weiteren alles ist 
relativ - auf die bessere Bezahlung in den 
letzten Jahren im Rahmen des öffentlichen 
Dienstes und auch auf das neue Ausbildungs­
system, das einen sinnvollen Wechselturnus 
von Theorie und Praxis vorsieht. Nach einer 
kürzeren theoretischen Ausbildung soll der 
Polizeischüler mit der praktischen Ausbildung 
vertraut gemacht werden. 

Weil ich von den Anlagen und iden Investi­
tionen gesprochen hab e :  Es ist der weitere 
Ausbau der elektronischen Datenver­
arbeitung bei der Bundespolizeidirektion Wien 
sowie der Datenstation für das elektronische 
Kriminalpolizeiliche Informationssystem vor­
gesehen. Es wurde bereits erwähnt, daß ein 
Fehlbestand an Personal oft nur mit tech­
nischen Investitionen ausgeglichen werden 
kann. Damit wird auch die Schlagkraft erhöht. 

Man kann das alles aus dem Budget ersehen. 
Der Herr Berichterstatter hat bereits darüber 
gesprochen. Es ist die Erweiterung der An­
lagen für den Fernsprech-, Fernschreib- und 
Funkverkehr vorgesehen. Der Kfz-Stand wird 
bei der Bundespolizei zwar unverändert blei­
ben, j edoch ist an die Auswechslung altgedien­
ter Fahrzeuge gedacht. Das 2. Budgetüber­
schreitungsgesetz, das wir vergangene Woche 

beschlossen haben, hat bereits zusätzliche 
Mittel für die Erneuerung des Fuhrparks vor­
gesehen. 

Bei der Bundesgendarmerie, meine Damen 
und Herren - auch das ist ja bekannt -, 
ist der Personalstand mit Stand vom 1 .  No­
vember 1 973 um 65 Personen überzogen. Der 
Ministerrat hat den Beschluß gefaßt, diese 
A ufstockung zu genehmigen. Allerdings ist 
damit zu rechnen, daß es natürlich nicht bei 
diesem Uberhang von 65 Bediensteten bleiben 
wird ; durch die kommenden Pensionierungen 
wird dieser Uberhang sicher wieder abgebaut. 

Und was vielleicht sehr entscheidend ist, 
meine sehr verehrten Damen und Herren : 
Trotz des Uberhanges von 65 Bediensteten 
gegenüber dem Gesamtpersonal1stand fehlen 
im Bundesland Niederösterreim noch 24 und 
in Tirol noch 1 8  Bedienstete. Man wird sich 
sicher auch hier bemühen, durch die besondere 
Art der Werbung diesen Personalstand auf­
zustocken. 

Die Gendarmerie wird 1 974 wieder über 
2370 Kraftfahrzeuge verfügen. Es verfügt so­
mit in Hinkunft j ede Dienststelle über min­
destens ein mehrspuriges Fahrzeug. 

Bei gleichbleibendem Personalstand, er­
höhten Anforderungen an die Exekutive und 
moderner technischer Ausrüstung darf nicht 
vergessen werden, daß für die Durchführung 
der Exekutivaufgaben die Menschen zustän­
dig sind, die 26.000 Exekutivbeamten. Die 
Technik oder sonstige Dinge können nur 
Hilfsmittel sein. 

Man muß den Menschen beruflich ausbilden. 
Es gibt der Sicherheitsbericht Aufschluß, daß 
neben den einschlägigen Vorschriften die 
Führungskräfte, die ja die Vorbilder für die 
zugeteilten Bediensteten sein sollen, auch 
modern ausgebildet werden. 

Bei der Bundespolizei wurde 1 972 mit der 
Schulung aller leitenden Wachebeamten in 
Führungskräfte-Seminaren begonnen. Es wird 
die Psychologie in den Vordergrund gestellt. 
Es wird als technisches Hilfsmittel mehr der 
Film herangezogen, was eigentlich schon län­
gere Zeit geschieht. Auch bei der Gendarmerie 
wird das ebenfalls s chon in allen Kursen so 
gehandhabt. Ich werde mir abschließend noch 
etwas zu sagen erlauben : Neben dem Fach­
lichen werden die Betreffenden in Psychologie 
und Pädagogik ausgebildet, um ein partner­
schaftliches Verhältnis mit der Bevölkerung 
zu erreichen. 

Meine Damen und Herren!  In diesem Zu­
sammenhang wurde auch über die Tätigkeit 
des österreichischen Polizeikontingents in 
Zypern berichtet. Nicht zuletzt gerade wegen 
der guten und gediegenen Ausbildung sind die 

594 
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Mitglieder des österreichischen Polizeikontin­
gents im Rahmen des Mandats , das die Ver­
einten Nationen in Zypern haben, sehr be­
liebt. 

Noch eine traurige Tatsache : In Ausübung 
dieses sehr schwierigen Dienstes sind bei der 
Bundespolizei im letzten Jahr 2 Tote, 80 
Schwerverletzte und 900 Leichtverletzte zu 
beklagen gewesen. Bei der Bundesgendarrne­
rie sind es im Jahre 1 973 bereits 4 Todes­
opfer und 92 schwerverletzte Beamte, die in 
Ausübung dieses aufopferungsvollen Dienstes 
von uns gegangen sind beziehungsweise ver­
letzt wurden. 

Es wurde, da man von der Exekutive ge­
sprochen hat, auch gefragt, was das Mini­
sterium tut, vor allem was die leitenden 
Beamten tun. Im Bundesministerium für 
Inneres soll mit 1 . Jänner 1974 probeweise in 
zwei Abteilungen eine neue Geschäftsordnung 
mit dem Ziel eingeführt werden, den Erforder­
nissen des modernen Managements auch in 
der Verwaltung Rechnung zu tragen. Die 
Grundlagen hiefür hat das Hohe Haus durch 
die Beschlußfassung über das Bundesmini­
steriengesetz im Jahre 1 973 geschaffen. Dieses 
Gesetz wird mit 1. J änner 1 974 in Kraft treten. 
Dieses Gesetz schafft neben der Kompetenz­
regelung und der Kompetenzvereinheitlichung 
auch die gesetzlichen und rechtlichen Mög­
lichkeiten, die Bundesministerien zu moder­
niesieren und sie an die Erfordernisse des 
modernen Managements heranzuführen. 

Diese Gelegenheit auf Grund dieses Geset­
zesauftrages hat das Innenministerium vorerst 
probeweise für zwei Abteilungen ergriffen. 
Mit 1. Jänner 1 975 soll diese Geschäftsord­
nung in allen Abteilungen eingeführt werden. 
Dadurch sollen die Mitarbeiter im Ministerium 
in den Mittelpunkt gestellt werden. Durch 
Delegierungen soll die Arbeitsfreudigkeit ge­
hoben, und es soll der einzelne Mitarbeiter zu 
mehr Verantwortung herangezogen werden. 

Herr Dr. Schmidt l Ich möchte an das an­
schließen, was Sie am Schluß gesagt haben. 
Sie sprachen vorn Berufsethos. Ich glaube, 
daß das nicht nur auf die Exekutivbeamten 
zutrifft, sondern das trifft auf alle Beamten zu. 
Die Stellung des Beamten ist auf der einen 
Seite durch eine richtige und eine vernünftige 
Gehaltsregelung zu lösen. Das trifft ganz 
besonders auch auf die Exekutivbeamten zu. 
Aber um das Image des Beamten, des öffent­
lich Bediensteten und des Exekutivbeamten 
zu erhöhen, dazu bedarf es einer zielbewußten 
Offentlichkeitsarbeit von uns allen. Im Zeit­
alter, in dem Struktur änderungen in dieser 
Gesellschaft vor sich gehen, und in einem 
Zeitalter, in dem Autoritäten abgebaut wer­
den sollen, muß dem Exekutivbeamten im 

Rahmen der Staatsverwaltung und im Rahmen 
der Gesellschaftsordnung der notwendige 
Raum zugestanden werden. Das halte ich für 
sehr notwendig. Der Herr Polizeipräsident von 
Wien, der auch zitiert wurde, hat erklärt, es 
sollte ein Servicedienst der Polizei zur Ver­
fügung gestellt werden. Ich habe schon ge­
sagt:  Auf der einen Seite die gute Besoldung 
im Rahmen des öffentlichen Dienstes, auf der 
anderen Seite die viel wichtigere Arbeit der 
Imagebildung des Exekutivbearnten, was eine 
Sache von uns allen ist. 

Die Sozialisten werden dem Kapitel Inneres 
ihre Zustimmung geben, weil sie der Auf­
fassung sind, daß im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten des Gesamtbuldgets die not­
wendigen Mittel für die Erhaltung und für die 
Verbesserung der inneren Sicherheit bereit­
gestellt werden. Darüber hinaus werden wir 
mit diesem Budget 1974 für das Innenmini­
sterium wieder einen Teil unseres Regierungs­
programms erfüllen. - Ich danke. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Suppan. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Suppan (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus l Schon im Vorjahr habe ich 
den Wunsch geäußert, daß es eigentlich sehr 
sinnvoll wäre, wenn wir bei der Beratung des 
Kapitels Inneres j eweils auch den vorliegen­
den Sicherheitsbericht mitbehanldeln könnten. 

Meine beiden Vorredner haben sich sehr 
ausführlich - vor allem der Redner der 
Regierungspartei h at das getan - mit dem 
Sicherheitsbericht beschäftigt. Ich will darin 
nicht eine Absicht sehen. Sonst müßte ich 
nämlich sagen, daß er vielleicht zum Kapitel 
Inneres wenig auszuführen gehabt hätte. 

Mir ist folgendes unverständlich, Hohes 
Haus : Dieser Sicherheitsbericht liegt seit 
1 0. Juli dieses Jahres im Haus. Der vorjährige 
Sicherheitsbericht ist ebenfalls noch nicht 
durchberaten. Mir persönlich ist es unver­
ständlich, warum diese Sicherheitsberichte im 
Verfassungsausschuß nicht durchberaten und 
hier im Haus dann diskutiert weI1den. 

Hohes H aus! Der Herr Bundesminister für 
Finanzen hat, glaube ich, in einer der längsten 
Budgetreden, die ein Finanzminister hier im 
Hause je gehalten hat, ganze 68 Worte auf 
Seite 99 seines Manuskriptes dem Kapitel 
Inneres gewidmet. Das Manuskript, das uns 
der Herr Finanzminister zur Verfügung ge­
stellt hat, war immerhin 1 1 2 Seiten l ang. Das 
Kapitel Inneres ist dabei eigentlich, das 
möchte ich hier feststellen, sehr knapp weg­
gekommen. 
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Wir wissen schon, daß die Regierungs­

partei behauptet, mit den Ansätzen zum 
Kapitel Inneres würde auch im heurigen Jahr 
das Auslangen gefunden werden. Wir aller­
dings können dieser Annahme nicht beipflich­
ten. Schon im Finanz- und Budgetausschuß 
haben wir die Meinung vertreten, daß das 
Kapitel Inneres unterbudgetiert ist. 

Wir haben vor kurzem das 2. BUdgetüber­
schreitungsgesetz des Jahres 1973 beschlossen. 
Es waren immerhin 1 02 Millionen Schilling, 
die für den Sachaufwand im Kapitel Inneres 
zusätzlich erforderlich waren. Wieviel  der 
Herr Bundesminister für Finanzen auf Grund 
des Artikels III Abs.  5 des Bundesfinanz­
gesetzes von den rund 1 .800,000.000 S für das 
Kapitel Inneres zur Verfügung gestellt hat, 
wissen wir im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht. 
Wir werden das dann beim Rechnungsabschluß 
feststellen können. 

Der Herr Finanzminister verwendet jedes 
Jahr eine andere Einbegleitungsmethode zum 
Budget. So hat er erklärt, das Budget 1 972 
stelle eine Wende dar, beim Budget 1973 hat 
der Bundesminister für Finanzen erklärt, nun 
werde eine neue Seite im Buch der wirtschaft­
lichen Entwicklung Osterreichs aufgeschlagen, 
und beim Budget 1974 hat der Herr Finanz­
minister gemeint, mit diesem Budget werde 
nun ein neues Budgetkonzept verwirklicht. 

Dieses Budgetkonzept sieht so aus, daß wir 
ein Grundbudget, eine Stabilisierungsquote 
und ein Konjunkturbelebungsbudget haben. 

Ich glaube, daß alle Budgets von der Wende 
im Jahre 1 972 an ein Umstand auszeichnet, 
und zwar, daß es Inflationsbudgets sind : Im 
Jahre 1 972 6,3 Prozent, im Jahre 1 973 7,5 Pro­
zent/ und was für das Jahr 1 974 kommen wird, 
das werden wir ja noch erleben. 

Das Kapitel Inneres ist von dieser Drei­
teilung des Budgets nicht betroffen. Wir haben 
bei diesem Kapitel keine Stabilisierungsquote. 
Allerdings finden wir ein sogenanntes Kon­
junkturbelebungsbudget in der Höhe von 
1 1 ,4 1 8.000 S, und es wird ein Mehrbedarf von 
weiteren 1 1 ,268.000 S ausgewiesen. 

Der Berichterstatter und auch tdie Regie­
rungsmitglieder weisen auf eine enorme Stei­
gerung der Ansätze im Kapitel Inneres hin. 
leh glaube, daß sich anteilsmäßig zum Budget 
sehr wenig verändert hat. 

1 969 hat der Anteil des Kapitels Inneres 
immerhin noch 2,84 Prozent am Gesamtbudget 
ausgemacht. In der Folge begann er ab zu­
sinken: Im J ahre 1 97 1  betrug er 2,66 Prozent, 
im Jahre 1972 betrug er 2,56 Prozent, im 
Jahre 1 973 betrug er 2,5 1 Prozent, um, wie 
schon gesagt, im Jahre 1 974 auf 2,82 Prozent 
des Gesamtbudgets anzusteigen. 

Hohes Haus ! Meine beiden Vorredner 
haben bereits davon gesprochen : In Osterreich 
ist die Kriminalität im Ansteigen begriffen, 
der Straßenverkehr fordert immer mehr Opfer. 
Mit einem Wort : Die Sicherheitsverhältnisse 
in Osterreich bessern sim nicht, sondern die 
Bevölkerung hat das Gefühl - und das be­
weisen auch Zahlen und Tatsachen -, daß 
sich die Sicherheitsverhältnisse in Osterreim 
verschlechtern. 

Wir sind der Meinung, daß der Herr Bun­
desminister für Inneres mit 833 Millionen 
Smilling, das sind 1 8,7 Prozent des Budgets, 
für das Kapitel Inneres - wie der Herr Be­
rimterstatter ausgeführt hat -, die unter dem 

. Titel Sachaufwand zur Verfügung gestellt 
werden, der gegenwärtigen Entwicklung nicht 
wirksam wird entgegentreten können, wir 
sind der Meinung, d aß der Herr Bundesmini­
ster für Inneres mit diesem Budget keine 
neuen Akzente für die Sicherheitspolitik in 
Osterreich wird setzen können. 

Aus dem Dargelegten glaube ich sagen zu 
können, daß wir aus diesen Gründen das 
Kapitel Inneres des Budgets 1974 ablehnen 
müssen. 

Hohes Haus ! Ich möchte mich nun nicht mit 
dem Sicherheitsbericht auseinandersetzen, son­
dern gestatten Sie mir, daß ich mich mit eini­
gen anderen Dingen im Zusammenhang mit 
dem Kapitel Inneres beschäftige. Auf legisti­
schem Gebiet ist das Innenministerium - das 
ist keine Kritik, sondern eine Feststellung -
nicht besoiliders aktiv. Immerhin haben wir 
im Vorjahr das Zivildienstgesetz ins Haus 
bekommen. Wenn man allerdings den Mini­
sterialentwurf mit der Regierungsvorlage ver­
gleicht, dann kann man doch wesentliche 
Unterschiede feststellen. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich heute 
- ich glaube, wir werden als Opposition so 
la.nge urgieren müssen, bis hinter mir w ieder 
ein OVP-Innenminister sitzen wird (Abg. 
S k r i t e k: Da haben Sie lange Zei t!  Sie 
warten auf die nächsten Jahrzehnte!) - das 
Polizeibefugnisgesetz urgieren. Kollege Skri­
tek ! Wenn es wieder einen OVP-Innenmini­
ster geben wird, dann wiI1d wahrscheinlich das 
Polizeibefugnisgesetz endlich verwirklicht 
werden. Jahr für Jahr erklärt uns der Herr 
Innenminister Rösch: Ja, wir werden schon 
fertig!  Es sind nur noch einige Dinge zu 
ordnen! Die Materie ist sehr kompliziert l Er 
könne nicht sagen, wann dieses Gesetz ins 
Haus kommen werde. 

Herr Abgeordneter Skritek l Nun zu Ihrem 
Zwischenruf. Im lasse mich ungern abbremsen, 
wenn ich rede. Ich bin überzeugt - zutiefst 
überzeugt - davon, Herr Abgeordneter Skri­
tek, daß nach der nächsten Nationalratswahl 
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auf der Regierungsbank hinter mir wieder 
OVP-Minister sitzen werden. (Beifall bei deI 
OVP. - Abg. S k I  i t e k: Sie können sich auch 
irren, Herr Kollege!) 

Hohes Haus ! Das Polizeibefugnisgesetz, in 
dem die Befugnisse der Organe geordnet wer­
den sollen, ist doch schon längst überfällig. 
Es ist gelungen, ein einheitliches Waffengesetz 
zu verabschieden, daher glaube ich, Herr 
Bundesminister, daß es doch möglich sein 
müßte, das Polizeibefugnisgesetz endlich ins 
Haus zu bringen und hier zu beraten. 

Hohes Haus ! Nun zu einer anderen Ange­
legenheit. Ich habe im Finanz- und Budget­
ausschuß an den Herrn Bundesminister die 
Frage gestellt, ob er mir mitteilen könne, wie 
viele Führerscheine in Osterreich pro Jahr 
entzogen werden. Weiters habe ich ihm mit­
geteilt, daß es nach meiner Kenntnis eine 
Zentralnachweisstelle gäbe. Etwas schmun­
zelnd hat mir der Herr Bundesminister ge­
antwortet: Herr Abgeordneter! Hier sind Sie 
einer Fehlinformation unterlegen, denn diese 
Zentralnachweisstelle gibt es nicht. 

Herr Bundesminister !  Ich darf Ihnen den 
§ 78 des Kraftfahrgesetzes aus dem Jahre 
1 967 vorlesen. Dort heißt es : 

"Die Bundespolizeidirektion Wien hat einen 
Zentralnachweis für Lenkerberechtigungen zu 
führen. Die Behörde hat die Bundespolizei­
direktion Wien zu verständigen 

a) von der Abweisung eines Ansuchens um 
Erteilung einer Lenkerberedltigung, 

b) von der rechtskräftigen Entziehung einer 
Lenkerberechtigung, 

c) von der Wiedererteilung einer Lenker­
berechtigung und 

d) von rechtskräftigen Bestrafungen von 
Kraftfahrzeuglenkern ohne Lenkerberechti­
gung, wenn die Bestrafung aus Gründen er­
folgt ist, die die Entziehung einer Lenker­
berechtigung zur Folge hätten. " 

Es kann j a  sein, daß nicht ich einer Fehl­
information unterlegen bin, sondern daß 
Sie, Herr Bundesminister, einer Fehlinforma­
tion aufgesessen sind oder aber daß dieser 
Teil des Kraftfahrgesetzes bis heute noch nicht 
verwirklicht ist. 

Ich möchte daher heute meine Frage an Sie, 
Herr Bundesminister, wiederholen : Besteht die 
nach dem Gesetz geforderte Stelle eines Zen­
trainachweises für Lenkerberechtigungen bei 
der Bundespolizeidirektion Wien, und wie 
viele Lenkerberechtigungen wurden in den 
Jahren 1912 und 1 973 durch die Behörden 
entzogen? 

Ein weiteres Problem - und das betrifft 
zweifellos alle Exekutivbeamten, ob Polizei 
oder Gendarmerie - ist jenes der Massa­
Einlage und des Massa-Pauschales. In dieser 
Frage wird der Herr Bundesminister für Inne­
res Rösch nicht tätig. 

Die Massa-Einlage beträgt Iseit dem Jahre 
1 966 2800 S, das Massa-Pauschale wurde im 
Jahre 1 968 auf 2000 S erhöht. 

Herr Bundesministerl Wenn man sich die 
Preislisten ansieht, so kann man feststellen, 
daß zum Beispiel bei einem Uniformrock seit 
1970 eine Preissteigerung von 34 Prozent und 

bei einer Uniformhose von 60 Prozent einge­
treten ist. 

Sie meinen, das Gegenargument verwenden 
zu müssen, die Beamten, speziell die Gendar­
meriebeamten hätten so viele Guthaben im 
Massafonds. Ich hab e  mich auch hier informie­
ren lassen und darf feststellen, daß von den 
1 0.000 Gendarmeriebeamten 2 1 96 Beamte beim 
Massafonds einen Schuldenstand von 1 ,626.000 
Schilling aufzuweisen haben. Herr Minister! 
Ich glaube, hier müßten Sie als Ressortchef 
tätig werden, um diese Schwierigkeiten zu 
beseitigen. ' 

Ich habe mir eine weitere Unterlage besorgt, 
Herr Bundesminister, und ich glaube, das 
spricht doch noch mehr für meine Argumenta­
tion. Hat im Jahre 1969 die Massa-Einlage zum 
Massa-Pauschale 4800 S ausgemacht, so waren 
da mals die Kosten für Idie Erstausstattung 
laut der damaligen Preisliste 6455 S. Das 
heißt, der neu eingetretene Beamte ist nach 
der Erstausrüstung mit 1 655 S Schulden be­
lastet gewesen. Im Jahre 1 973 stehen dem 
neu eintretenden Exekutivbeamten 4800 S zur 
Verfügung, die Kosten der Erstausrüstung be­
tragen 1 1 .498 S, und der Beamte tritt seinen 
Dienst mit einem Schuldenstand von 6698 S 
an. 

Herr Bundesminister! Sie haben im Finanz­
ausschuß erklärt, es sei erfreulich, daß wieder 
m ehr j unge Menschen in die Exekutive ein­
treten. Aber ich glaube, \diese Dinge müssen 
beseitigt werden, denn es ist doch unhaltbar, 
daß der Beamte, wenn er erstausgerüstet wird, 
schon mit derartigen Schulden belastet wird. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch 
auf etwas hinweisen. Im Einkommensteuer­
gesetz 1 967 hat es unter § 3 Abs. 3 Dberschrift 
"Steuerfreie Einkünfte" geheißen : "Der Wert, 
der dem Bediensteten von Gebietskörperschaf­
ten zur Verfügung gestellten Uniformen oder 
die an deren Stelle tretenden Geldleistungen 
sind steuerfreie Einkünfte ."  

Sie, meine Damen und Herren der Regie­
rungspartei, haben anläßlich der Verabschie­
dung des neuen, von Ihnen so gepriesenen 
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Einkommensteuerrechtes diese Bestimmung 
ersatzlos gestrichen. Wissen Sie, meine Damen 
und Herren, was das bedeutet? Daß die 
Kriminalbeamten zum Beispiel, die keine Uni­
formstücke bekommen, für das Kleidergeld , 
das ihnen der Staat zur Verfügung stellt, 
Einkommensteuer entrichten müssen! 

Herr Bundesminister ! Am kommenden Frei­
tag wird über Antrag der Abgeordneten Hof­
stetter und Genossen das Einkommensteuer­
gesetz 1 913 novelliert. Wenn Sie einen Funken 
Beamtenfreundlichkeit an den Tag legen, dann 
ersuche ich Sie, daß Sie die Gelegenheit dieser 
Novellierung wahrnehmen, um diese diskri­
minierenden Bestimmungen aus dem Einkom­
mensteuerrecht zu beseitigen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Im Finanz- und Budgetausschuß haben wir 
auch auf die hier im Haus durchgeführte 
Debatte über die Schließung des Lagers Schön­
au hingewiesen. Wir haben darauf hinge­
wiesen, daß der Herr Bundeskanzler und Sie, 
Herr Minister, bei Ihren Erklärungen sich 
immer auf Protokolle und Berichte berufen 
haben, das heißt, Sie haben aus diesen Be­
richten und Protokollen vorgelesen. Wir haben 
Sie in einer schriftlichen Anfrage vom 23. Ok­
tober ersucht, uns diese schriftlichen Berichte 
und Protokolle zur Verfügung zu stellen. Ich 
persönlich habe Sie noch im Finanzausschuß 
gebeten, uns diese Unterlagen so zeitgerecht 
zur Verfügung zu stellen, daß wir sie heute 
allenfalls noch in der Debatte verwenden 
können. 

Sie haben keine Zusage gemacht. Sie haben 
nach der Geschäftsordnung eine Frist von 
zwei Monaten, oder Sie beantworten diese 
Anfrage vom 23. Oktober nicht. Abe r  Ihre 
Antwort muß am 23. Dezember hier eintreffen. 
Herr Bundesministerl So Gott will, werden 
wir am 23. Dezember des heurigen Jahres 
nicht mehr Budgetberatungen über das Budget 
1 974 durchführen. 

Ich hätte mir von Ihnen erwartet, d aß Sie 
diesem Ersuchen der Opposition nachgekom­
men wären. Sie vermauern sich hinter der 
Geschäftsordnung. Sicherlich ist das Ihr gutes 
Recht, Sie haben zwei Monate Zeit, die An­
frage zu beantworten. Zuerst haben Sie näm­
lich gemeint, wir hätten die Anfrage nur an 
den Herrn Bundeskanzler gestellt, aber in­
zwischen sind Sie wahrscheinlich doch darauf­
gekommen, daß die Anfrage auch an Sie ge­
richtet ist. 

Wir haben fast den Verdacht, Sie hätten 
uns etwas zu verbergen, denn nachdem Sie 
von der Regierungsbank aus während der 
Schön au-Debatte aus diesen Protokollen vor­
gelesen haben, weiß ich nicht, was Sie dann 

hindert - Staatsgeheimnis Nummer eins wird 
das ja nicht sein -, uns diese Berichte ,  diese 
Protokolle zur Einsicht vorzulegen. Ich bin 
neugierig, ob Sie nun vielleicht von Ihrem 
Recht Gebrauch machen und sagen werden: 
Nein, ich beantworte diese Anfrage überhaupt 
nicht. - Vielleicht ist es wieder im Staats­
interesse, wie schon einmal bei einer Anfrage, 
die wir in diesem Zusammenhang gestellt 
haben. Leider haben sich die Dinge dann 
anders entwickelt. 

Herr Bundesministerl Ein weiteres Problem, 
und ich glaube, hier liegen wir nicht sehr weit 
auseinander. Auf meine Frage im Finanz aus­
schuß haben Sie erklärt: Ja, Sie denken daran, 
im Frühj ahr 1 974 doch 1 5jährige dafür zu 
gewinnen, daß sie mit dem 1 5. Lebensj ahr in 
den Polizeidienst eintreten ; man nennt sie 
Polizeikadetten. 

Ich habe Ihnen damals die Frage gestellt, 
ob hinsichtlich der Unterbringung dieser Poli­
zeikadetten schon etwas vorgesorgt wurde, 
und habe gesagt, angeblich sollen schon 
A rchitektenpläne vorliegen. Sie haben wieder 
lächelnd - wie beim Kraftfahrgesetz, § 78 -

mir erklärt : Herr Abgeordneter, hier unter­
liegen Sie einer Fehlinformation. 

Herr Bundesminister I Mir stehen Unter­
lagen zur Verfügung, wonach eine diesb ezüg­
liche Besprechung stattgefunden hat. Ich werde 
Ihnen aus dieser Unterlage - ohne Namens­
nennung - eine Passage vorlesen : "Die 
Unterkunftsfrage bildet das größte Problem, 
da bis j etzt kein geeignetes Objekt vorhanden 
ist. Für Adaptierungskosten eines bestehenden 
Gebäudes dürften 15 Millionen Schilling er­
forderlich sein. N. N.  präsentierte Architekten­
p läne für einen Neubau auf dem G elände 
Strebersdorf. Kostenpunkt 80 Millionen Schil­
ling." 

Herr Bundesminister! Ich darf Sie fragen 
- ich werde keinen Namen nennen, Sie wer­
den es ja wissen -: Was sind das für Archi­
tektenpläne? Was soll auf dem Gelände Stre­
bersdorf errichtet werden? Wird das eine 
größere Polizeikaserne, wird das eine Kadet­
tenschule ?  Was ist hier geplant, was beab­
sichtigt Ihr Ressort in dieser Frage zu tun? 

Es ist eigentlich sehr eigenartig. Im Finanz­
und Budgetausschuß, weil wir schon gesehen 
oder gespürt haben, daß auch Osterreich inter­
nationalen Beispi elen folgen wird, haben wir 
an Sie die Frage gestellt, ob es möglich wäre, 
das Tempo 100 wirksam zu überwachen. 
Wörtlich haben Sie damals erklärt, Sie wür­
den einige Tausend Beamte benötigen, um das 
Tempo 1 00 überwachen zu können. Der Herr 
Handelsminister hat das Tempo 1 00 inzwi­
schen eingeführt, und nun meine Frage : Haben 
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Sie, Herr Bundesminister, im Rahmen der 
Bundesregierung nun Anträge gestellt, daß 
Ihnen genügend Beamte für die Uberwachung 
des Tempos 1 00 zur Verfügung gestellt wer­
den? Oder haben Sie im Bereich Ihrer Bundes­
regierung darauf aufmerksam gemacht, daß 
es kaum mögl ich sein wird, diese Bestimmung 
wirkungsvoll zu überwachen? 

Wir haben im Finanz- und Budgetausschuß 
auch darüber gesprochen - Sie haben ja sehr 
lobend den Einsatz der Politessen erwähnt -, 
daß der Osterreicher, der Bürger das Gefühl 
hat, die Polizei oder die Sicherheitsorgane 
würden sich auf Grund mangelnder organisa­
torischer Voraussetzung nur dem ruhenden 
Verkehr widmen können. Sie haben das da­
mals eigentlich in Abrede gestellt. Sicherlich, 
Herr Bundesminister, wir begrüßen ebenfalls 
den Einsatz von Politessen, aber Sie haben 
gemeint, meine Feststellung, daß dadurch die 
Verwaltungsarbeit enorm erhöht würde, 
würde nicht zutreffen . Ich habe mich nun bei 
einem Kommissariat erkundigt: Dort waren in 
einem Jahr um 2000 Strafakte mehr zu be­
arbeiten, mit derselben Personenzahl . 

Deshalb, Herr Bundesminister, glaube ich 
doch noch einmal feststellen zu können, daß 
der ruhende Verkehr in Osterreich anschei­
nend überüberwacht wird. Im ruhenden Ver­
kehr passieren aber in der Regel keine Schä­
den an menschlichem Gut, wie man sich so 
schön ausdrückt, sondern nur Blechschäden. 
Wir glauben nun - und dieses Gefühl hat 
auch der Kraftfahrer -, daß hier die wirkungs­
volle lJberwachung des fließenden Verkehrs 
etwas zu kurz kommt. 

In diesem Zusammenhang nun meine Frage : 
Was haben Sie innerhalb der Bundesregierung 
unternommen, um Vorkehrungen ergreifen zu 
können, daß das nun vom Handelsminister 
eingeführte Tempo 1 00 auch wirksam über­
wacht werden kann? Oder handelt man hier 

sind, wie gesagt , 29.000 solcher Tage ange­
fallen. Sie,  Herr Bundesminister, wischen die­
ses Problem aber vom Tisch und sagen, Sie 
hätten keine gesetzliche Handhabe, diese 
29.000 Tage zu bezahlen. 

Wir haben eine gleiche Situation schon im 
Jahre 1 97 1 gehabt, und damals, Herr Bundes­
minister, waren Sie sehr wohl bereit, für 
einen ganzen Ersatzruhetag 1 75 S und für 
einen halben Ersatzruhetag 90 S den Beamten 
zu bezahlen. Für die von mir erwähnten 
Dienste ist anscheinend keine Absicht oder 
kein Wille vorhanden, sie den Beamten zu 
entgelten. Herr Bundesminister !  Wenn Sie 
erklären, Sie hätten keine gesetzlichen Grund­
lagen dazu, dann suchen Sie Wege , daß wir 
zu gesetzlichen Grundlagen kommen !  Wir 
sind bereit, Ihnen hier behilflich zu sein, aber 
es ist unmöglich, Herr Bundesminister, daß 
diese 29.000 Tage den Gendarmeriebedien­
steten einfach gestrichen werden. Stellen Sie 
sich vor, das wäre in der Privatwirtschaft, in 
einem Privatbetrieb, daß dort der Dienstgeber 
seinen Mitarbeitern Leistungen vorenthält. 
Herr Bundesminister! Da hätten wir einen 
Streik, und zwar einen saftigen Streik, aber 
Sie wischen dieses Problem nach einem Schrift­
verkehr mit dem Bundeskanzleramt vom Tisch 
und sagen, Sie hätten keine gesetzliche Hand­
habe dazu, und damit sei die Sache erledigt. 
Herr Bundesminister ! Für uns ist diese Sache 
nicht erledigt, und sooft ich zu diesem Pult 
herausgehen werde, werde ich Sie im Inter­
esse der 10.000 Gendarmeriebeamten daran 
erinnern und Sie mahnen, dieses Unrecht aus 
der Welt zu schaffen ! (Beifall bei der OVP.) 

Hohes Haus ! Trotz vieler Erschwernisse, 
vieler organisatorischer Mängel und des 
manchmal geringen Verständnisses der Offent­
lichkeit versieht die Exekutive Osterreichs 
ihren Dienst im Interesse der Offentlichkeit 
mustergültig. Namens meiner Fraktion, 
namens der Osterreichischen Volkspartei darf 

nur in Treu und Glauben und meint, die Kraft- ich diesen Frauen und Männern für ihren 
fahrer werden schon brav sein und sowieso selbstlosen und disziplinierten Einsatz anläß­
nicht mehr als 1 00 fahren? lich der Beratung des Kapitels Inneres unseren 

Mein letztes Problem, Herr Bundesminister, aufrichtigen Dank sagen ! (Beifall bei der OVP.) 

ist ein sehr ernstes. Mit der Einführung der Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
Bezahlung von Uberstunden nach der 26. be- ist die Frau Abgeordnete Helga Wieser. Ich 
ziehungsweise 24. Gehaltsgesetz-Novelle ist erteile es ihr. 
auch im Bereich der Exekutive eine befriedi-
gende Regelung eingetreten. Sie wissen aber 
selbst, daß die 1 0.000 Gendarmeriebeamten 
vom 1 .  Juli bis 30. November 1 972 29.000 
Sonn- und Feiertagsdienste verrichtet haben. 
29.000 r N ach den bis dahin geltenden Rege­
lungen konnte der Gendarmeriebeamte für 
einen geleisteten Sonn- oder Feiertagsdienst 
einen Ersatzruhetag in Anspruch nehmen. Seit 
1 .  Dezember 1972 werden diese Dienste ent­
lohnt. Vom 1 .  Juli bis 30. N ovember 1 972 

Abgeordnete Helga Wieser (OVP) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Es haben sich schon 
zwei meiner Vorredner, der Kollege von der 
sozialistischen Fraktion und der Kollege von 
der freiheitlichen Fraktion, mit dem Suchtgift 
beschäftigt . Erlauben Sie mir, daß ich mich 
mit dieser Problematik etwas mehr ausein­
andersetze. Es ist kein neues Problem. Wir 
kennen es j a  schon seit den sechziger Jahren. 
Die Suchtgiftwelle breitet sich aber immer 
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mehr aus und ist in den letzten Jahren so 
enorm geworden, daß es uns besondere Sorge 
macht. Herr Bundesminister! Wir können lei­
der noch immer nicht sagen, daß wir das 
Suchtgiftproblem in den G riff bekommen 
haben. 

Die Verbreitung der Suchtgifte ist bekannt­
lich in anderen Staaten der Welt, zum Bei­
spiel in den USA, in Deutschland und auch 
in Schweden, noch viel größer als in Oster­
reich, aber ich glaube, wir wollen mit diesen 
Rekorden nicht Schritt halten. Wir alle wissen, 
daß wir in Osterreich keine Insel der Seligen 
sind und diese Probleme vor unseren Grenzen 
nicht haltmachen. Außerdem ist unsere Repu­
blik ein Transitland, dadurch werden diese 
Güter sehr oft vom Orient durch unser Land 
in die Bundesrepublik Deutschland geschmug­
gelt ; umso schwieriger ist es,  dieser Sache 
Herr zu werden. 

Bekanntlich ist der Salzburger Polizei in 
der letzten Woche ein guter Fang gelungen, 
es konnte ein Schmugglerring abgefangen und 
aufgedeckt werden. Ich möchte von diesem 
Pult aus der Salzburger Polizei dafür recht 
herzlich danken. (Beifall bei der OVP.) 

Hohes Haus ! Besonders gefährdet sind vor 
allem Jugendliche, ja s elbst Kinder im Alter 
von 14 bis 18 Jahren. Wir wissen, daß in 
diesem Alter die Abenteuerlust besonders 
groß ist, Neugierde herrscht vor, man möchte 
etwas erleben, etwas ausprobieren. Aufgrund 
dessen kommen immer wieder Jugendliche, 
ja Kinder in Berührung mit diesen Suchtgiften 
und werden süchtig. (Präsident P r o  b s t über­
nimmt den Vorsi tz.) 

Es beginnt meistens sehr harmlos. Man be­
ginnt Haschisch zu rauchen, einer probiert es, 
der andere möchte es auch probieren und so 
weiter. Die Hasch-Zigaretten werden geraucht. 
Man hat überall schon davon gehört, es in 
den Zeitungen gelesen und in den Filmen 
gesehen. Die nächste Folge ist ,  daß man sich 
dann mit gefährlicheren Giften beschäftigt und 
sich schließlich Rohopium und Morphium in­
j iziert. 

Es ist besorgniserregend, Herr Bundesmini -
ster, daß wir in den letzten Jahren eine 
wesentliche Steigerung der Zahl der Süchtigen 
verzeichnen können . Von 1 972 auf 1 973 wurde 
sogar eine Steigerung um 40 Prozent festge­
stellt. Herr Bundesminister ! Das sollte uns 
aufhorchen lassen. 

Wie kommen eigentlich die Jugendlichen 
zu diesen Drogen? Wir wissen, daß heute in 
der Jugend sehr viel Bewegung ist, vor allem 
in den Ferien wird viel gereist, per Autostopp 
und so weiter. Sie kommen dadurch auch in 
den Orient, in die Türkei, nach Pakistan und 

Afghanistan, und in diesen Ländern ist es 
nicht allzu schwierig, an diese Drogen heran­
zukommen. 

Für Jugendliche in unserem Land ist es 
schon schwieriger, solche Drogen zu bekom­
men. Allein in Wien haben sich die Einbrüche 
in Apotheken in den letzten eineinhalb Jahren 
wesentlich vermehrt; es wurden in diesem 
Zeitraum 55 Einbrüche in Apotheken verzeich­
net, bei denen ausschließlich Suchtgifte ge­
stohlen wurden. Ich glaube, das sollte für 
uns eine Warnung sein, hier muß etwas da­
gegen unternommen werden. Es ist Gott sei 
Dank der Polizei gelungen, 97 Prozent der 
Fälle aufzuklären. Man hat den Apotheken 
empfohlen, sich Alarmeinrichtungen oder 
Stahlschränke einbauen zu lassen. (Allgemeine 
Unruhe.) Meine Damen und Herren ! Sie haben 
wahrscheinlich noch nicht mit Suchtgiften zu 
tun gehabt, denn sonst würden Sie j etzt etwas 
besser aufpassen. Oder interessiert Sie die 
Sache nicht? (Beifall bei der OVP. - Abg. 
G l a s  e r : Die haben die Gefahr des Sucht­
giftes noch nicht erkannl) 

Gerade solche Sicherheits vorkehrungen 
haben im bayrischen Raum - das ist ja das 
an uns angrenzende G ebiet - die Einbrüche 
in Apotheken um 60 Prozent zurückgehen las­
sen. Ich glaube, es wäre auch bei uns empfeh­
lenswert, sich etwas mehr mit diesen Sicher­
heitsvorkehrungen auseinanderzusetzen. 

Viel gefährlicher sind natürlich die Folgen, 
die durch den Genuß dieser Gifte auftreten. 
Es sind vor allem körperliche und geistige 
Schäden, durch die die Leistungsfähigkeit und 
das Konzentrationsvermögen vermindert wird ; 
auch sind die jungen Leute nicht mehr in der 
Lage, zu arbeiten. 

Auf Grund solcher auftretender Schäden 
werden meistens nach amtsärztlichen Unter­
suchungen die jungen Leute in eine SudItgift­
entziehungsanstalt eingewiesen. Auch dort 
kann ihnen nicht ausreichend geholfen werden, 
und das ist d as Traurige daran, denn diese 
Kuren und der Aufenthalt müssen von den 
Angehörigen bezahlt werden. Da die Kosten 
sehr hoch sind, kann man sich vorstellen, daß 
diE' Angehörigen diese Jugendlichen sehr früh 
und auf eigene Verantwortung aus dieser 
Anstalt nehmen. 

Da die Aufklärung über den Suchtgiftmiß­
brauch leider noch zu lückenhaft ist, trauen 
sich viele Eltern nicht, sich an die Behörde zu 
wenden, weil sie glauben, daß ihre Kinder 
bestraft werden. 

Herr Bundesminister ! Auf diesem Gebiet 
muß noch sehr viel getan werden, denn kom­
men diese Süchtigen aus den Anstalten heraus, 
so gibt es noch immer keine Stelle, die sich 
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bemüht, den jungen Leuten die Möglichkeit 
zu geben, in das normale Leben zurückzukeh­
ren. Es kommt sogar vor, daß Jugendliche 
neun- bis zehnmal in solche Anstalten ein­
gewiesen werden müssen ; diese bedauerns­
werten Menschen sind, so glaube ich, end­
gültig verloren. 

In Deutschland gibt es bereits 30.000 Früh­
rentner, die auf Grund der Süchtigkeit nicht 
mehr arbeitsfähig sind. Ebenso traurig ist es, 
daß wir in den letzten Jahren in Ost erreich 
auf Grund von Uberdosen von Suchtgiften 
33 Todesopfer zu beklagen haben. 

Herr Bundesminister !  Ich glaube, wir sollten 
diese G efahr ernster nehmen und uns mehr 
bemühen! Warum haben wir in Osterreich 
noch keine Stelle, die den j ungen Menschen 
hilft, wieder in das normale Leben zurückzu­
kehren? Ich würde Sie bitten, daß Sie sich 
darum besonders bemühen. Es gibt zwar seit 
1 972 in Ihrem Ministerium eine Zentralstelle 
für Suchtgiftbekämpfung, doch ist dieser Appa­
r at eine sehr spärliche Einrichtung, denn dieser 
Zentralstelle gehören ein Konzeptsbeamter, 
ein Kriminalbeamter, ein Verwaltungsbeamter 
und eine Schreibkraft an. Das soll für ganz 
Osterreich ausreichen ? Herr Bundesminister!  
Das ist  wirklich zu wenig, und i ch  würde Sie 
deshalb bitten, sich etwas mehr für diese 
Sache einzusetzen. 

Auch ist es notwendig, daß über den Sucht­
giftrnißbrauch in den Schulen mehr Filme vor­
geführt und Vorträge, auch für EItern, gehal­
ten werden, denn mehr Wissen hat schon man­
ches Unglück verhindern können. 

Hohes Haus ! Darf ich hier festhalten, daß 
die Schulwegsicherung und der Schülerlotsen­
dienst in Osterreich gut organisiert ist und 
bestens funktioniert. Darüber freuen wir uns. 
Diese Einrichtungen sind sehr bedeutend und 
nicht mehr wegzudenken. Diese Einrichtungen 
haben sich gut bewährt und l assen sich lücken­
los durchführen. 

Verkehrserziehung in der Schule ist sehr 
wichtig. Wir wollen doch alle unsere Kinder 
zu einer gewissen Selbständigkeit erziehen ; 
man hat j a  nicht immer Zeit, die Kinder in 

Ich h abe nur die Sorge, daß es schwierig 
sein wird, für die nächste Zeit Beamte, die 
sich für diese Aufgabe zur Verfügung stellen, 
zu bekommen. 

Herr Bundesminister! Sie haben die Ver­
pflichtung, sich in dieser Sache etwas mehr 
zu bemühen. 

Hohes Haus ! Erlauben Sie mir, daß ich noch 
zwei Salzburger Probleme anschnetde. 

Das erste Problem ist die schlechte Unter­
bringung unserer Polizeidirektion in Salzburg. 
Dieses Gebäude ist baulich in einem furcht­
baren Zustand. Ich glaube, hier muß ehestens 
etwas getan werden, denn man kann doch nicht 
warten, bis die Baubehörde einschreitet . In 
diesem Zusammenhang möchte ich nur an die 
Polizeidirektion in Vorarlberg erinnern, nach 
deren Ubersiedlung das Gebäude eingestürzt 
ist. Das wollen wir, glaube ich, in Salzburg 
doch vermeiden. Außerdem soll das Gebäude 
nach der Renovierung der Universität zur Ver­
fügung gestellt werden. 

Das zweite Problem ist die Unterbringung 
der Gendarmerieschule in Werfen. Die Lage 
der Burg Werfen ist zwar sehr schön, die 
Landschaft ist herrlich, aber dafür können Sie 
j a  nichts, Herr Bundesminister, das ist eben 
unser schönes Salzburg. Da die Unterbringung 
und die Schul räume nicht mehr zeitgemäß sind, 
wäre es doch notwendig, ein moderneres Ge­
b äude zur Verfügung zu stellen. 

Herr Bundesminister! Ich habe nur sehr kurz 
ein p aar Fragen und Probleme angeschnitten, 
die zu diesem Kapitel gehören. Ich hoffe sehr, 
daß Sie meinen Wünschen ein bißchen gerecht 
werden. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Ing. Hobl. Er hat das 
W ort. 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPO) : Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich möchte mich bei der Budgetgruppe Inneres 
nur mit den Fragen des Straßenverkehrs und 
der Verkehrsüberwachung beschäftigen. 

die Schule oder in den Kindergarten zu brin- Vor drei Jahren habe ich mich hier vehement 
gen. dafür eingesetzt, daß in die Dienste der Bun-

Diese wichtige Verkehrserziehung hat nur despolizei Frauen aufgenommen werden. Es 
einen Haken : Ich halte es für eine sehr große war zu einem Zeitpunkt, wo in Wien der erste 
Ungerechtigkeit, daß die Sicherheitswache- Versuch etwa zu Ende gegangen ist. Damals 
beamten, die diese Verkehrserziehungen in hat der Kollege Regensburger als ein Redner 
den Schulen durchführen, ihre Leistungen da- nach mir dazu gemeint, daß die Minister Soro­
mit bezahlt bekommen, daß gewisse Gebühren nies und Dr. Hetzenauer auf Grund der Erfah­
wegfallen ; d adurch fallen deren G ehälter nied- rungen, die sie während ihrer Ressorttätigkeit 
riger aus, als sie es eigentlich verdienen wür- sammeln konnten, die Meinung vertreten 
den. Vielleicht können Sie erreichen, daß so haben, daß sich der Einsatz der Politessen in 
wichtige Leistungen besser dotiert werden. Wien ni�ht bewährt hat. 
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Dazu ist zu sagen, daß diese Meinung zwei­
fellos darauf zurückzuführen war, daß man 
den Frauen, die in die Dienste der Bundespoli­
zei, der Sicherheitswache getreten sind, Auf­
gaben zugeteilt hat, wie man sie den männ­
lichen Angehörigen der Sicherheitswache 
stellte, und dementspremend war die Ausbil­
dung. Viele Frauen haben daraufhin ihren 
Dienst quittiert, und man mußte sagen : offen­
bar hat sich diese Einführung nicht bewährt. 

Seit dem Jahre 1971  gibt es nun eine geän­
derte AufgabensteIlung für die Frauen im 
Dienste der Bundessicherheitswache und auch 
eine geänderte Ausbildung, und man kann 
feststellen, daß diese Änderungen dazu bei­
getragen haben, daß der Beruf einer Politesse 
wirklich ansprechender geworden ist. 

An Dienstposten sind für Frauen bei den 
Bundespolizeibehörden in der Republik, bei 
der Sicherheitswache 350 vorgesehen. Zu Be­
ginn dieses Monats waren 240 Posten besetzt. 
Die Politessen werden besonders für die Uber­
wachung des ruhenden Verkehres und für die 
Schulwegsicherung verwendet. Man kann kurz­
gefaßt sagen : Die Frauen haben sich sehr gut 
bewährt, und es gibt praktisch keine Beschwer­
den. 

Die Verkehrsunfallbekämpfung ist ein sehr 
wichtiges Anliegen aller Bürger dieser Repu­
blik, und im Rahmen der Verkehrsunfallbe­
kämpfung kommt der Verkehrsüberwachung 
ganz große Bedeutung zu. Es ist erfreulich,  wie 
wir aus den Berichten der letzten Monate und 
insbesondere der letzten Tage gehört haben, 
daß der Dienst bei der Bundessicherheitswache 
für viele Männer wieder attraktiver wird. 

Die letzten Nachrichten sagen, daß Oster­
reicher, die in der Bundesrepublik gearbeitet 
haben, nun in ihre Heimatorte in den west­
lichen Bundesländern zurückkehren und sich 
zahlreich um Aufnahme in den Dienst bei der 
Bundespolizei oder Bundesgendarmerie bewer­
ben. 

Es ist kein Geheimnis, es ist heute schon 
von Rednern hier ausgeführt worden, daß die 
Aufgaben der Bundesgendarmerie außeror­
dentlich vielfältig sind und daß die Verkehrs­
überwachung nur ein ganz kleiner Teil ist. 

Einige meiner Wähler haben mich vor eini­
gen Wochen bei einer Zusammenkunft gefragt : 
Herr Abgeordneter! Sie werden j etzt bei der 
Budgetdebatte sicherlich über die Probleme 
des Straßenverkehrs wieder sprechen. Aber 
sagen Sie uns doch, was machen die Strafen 
aus, die die Bundespolizei und die Bundes­
gendarmerie von den Verkehrsteilnehmern 
kassieren. Das müssen ja ganz erhebliche Be­
träge sein. - Ich habe dazu gesagt, ich werde 
mich bemühen, diese Ziffern zu ergründen. 

Nach allen Unterlagen, die mir zur Verfü­
gung stehen, kann ich mitteilen, daß in Voll­
ziehung der straßenpolizeilichen Angelegen­
heiten von der Bundespolizei im Jahre 1971  
mehr als  83 Millionen an Strafgeldern kassiert 
wurden und im Jahre 1 912 mehr als 1 00 Mil­
lionen Schilling . Sie wissen ja, daß diese Straf­
geider dem Straßenerhalter, auf dessen Ver­
kehrsfläche die Beanstandung und Bestrafung 
erfolgt ist, zufließen. 

Der Bund hat ' im Jahre 1971  von diesen 
Strafgeldern 10 Millionen Schilling bekommen, 
1 912 mehr als 1 1  Millionen. Die Länder im 
Jahre 1 97 1  mehr als 50 Millionen, 1 972 mehr 
als 63 Millionen. Die Gemeinden, wenn die 
Beanstandungen auf Gemeindestraßen erfolgt 
sind, 1 97 1  mehr als 22 Millionen und 1 972 
mehr als 25 Millionen. Alles nur Gelder, die 
die Organe der Bundespolizei eingehoben 
haben. 

Wenn man jetzt eine Hochrechnung anstellt, 
wie hoch die Strafbeträge waren, die im Be­
reich der Bundesgendarmerie 1 972 eingehoben 
wurden, so würde ich schätzen - ich kann das 
nur schätzen, weil auch die Bezirkshauptmann­
schaften mittels Strafverfügungen Beträge ein­
heben -, daß es wahrscheinlich an die 200 Mil­
lionen waren, also in Summe 300 Millionen 
Schilling, die den österreichischen Verkehrs­
teilnehmern an Strafgeldern für Delikte im 
Straßenverkehr abgenommen wurden. 

Demgegenüber muß man allerdings auch die 
Kosten sehen, die die Verkehrsüberwachung 
verursacht, und hier nur wieder ein Beispiel, 
das die Größenordnungen zeigen soll. Die 
Bundesgendarmerie schätzt die Kosten für den 
Personalaufwand aus dem Titel der Verkehrs­
überwachung für das Jahr 1972 auf 3 1 1 Mil­
lionen Schilling und den Sachaufwand auf 
41' Millionen Schilling. 

Und nun ganz kurz zum Herrn Kollegen 
Suppan , der bei der Beurteilung der Fragen 
der Sicherheit in der Republik hier vor weni­
gen Minuten gemeint h at ,  daß auch der Stra­
ßenverkehr immer unsicherer wird, daß e r  
immer mehr Tote und Verletzte fordert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Die letzten Zahlen des Statistischen Zentral­
amtes, die sicherlich noch geringfügig ergänzt 
werden können, beweisen Gott sei Dank das 
Gegenteil. Wenn es im Zeitraum vom 1. J änner 
1 972 bis zum 1 8. November 1 972 im ganzen 
Bundesgebiet 47.024 Verkehrsunfälle mit Per­
sonensmaden gegeben hat, die von den Be­
hörden registriert wurden, so hat es für die­
selbe Zeit, das heißt um einen Tag weniger, 
vom 1 .  J änner bis 1 7. November 1 973, nur 
mehr 44.798 Verkehrsunfälle mit Personen­
schaden zu registrieren gegeben, das sind um 
2226 Unfälle mit Personenschaden weniger. 
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Die bei diesen Unfällen verletzten Personen 
wurden im Zeitraum 1 972, den ich zuerst ge­
nannt habe, mit 66.986 festgestellt, davon be­
dauerlicherweise 2303 Tote. Für den Ver­
gleichszeitraum 1 973 ergibt sich auch hier eine 
erfreuliche Senkung, auch wenn es noch viel 
zu viele Verletzte gibt ; nämlich 64.266 Men­
schen wurden zwischen 1 .  Jänner und 1 7 . No­
vember 1973 zuviel verletzt. Es sind aber 
immerhin um 2720 Menschen weniger als im 
Vergleichszeitraum des Vorj ahres. Leider hat 
es davon 2235 Tote gegeben, das sind um 
68 weniger als 1 972. 

Es war mir und anderen Fachleuten auch 
noch nicht möglich, gen au festzustellen, auf 
welche Ursachen diese Reduktion zurückzu­
führen ist. Ich vermute, daß eine bestimmte 
Quote auf das besser ausgebaute Straßennetz 
zurückzuführen ist, eine wahrscheinlich nicht 
unerhebliche Quote auf die bessere Disziplin 
unserer Verkehrsteilnehmer und wahrschein­
lich auch ein bestimmter Anteil auf die bessere 
Uberwachung. Herr Kollege Suppan ! Ich 
glaube, wir alle können uns über diese Ent­
wicklung freuen : Weniger Verkehrsunfälle mit 
weniger Verletzten und mit weniger Toten. 
Auch auf diesem G ebiet gibt es in der Repu­
blik eine erfreuliche Verbesserung festzustel­
len. Danke.  (Beifall bei deI SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Rösch. Er hat das 
Wort. 

Bundesminister für Inneres Röscb: Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Ich glaube,  im Sinne 
der Vereinbarungen der Parteien zu handeln, 
wenn ich bei Beantwortung der Fragen die­
j enigen Fragen, die bereits im Ausschuß be­
handelt wurden und di e  nur mehr am Rande 
releviert wurden, nicht mehr beantworte. 

Darf ich chronologisch vorgehen. Der Herr 
Abgeordnete Schmidt hat wieder zur Frage 
des Zivilschutzes gesprochen und gemeint, es 
wäre doch Aufgabe des Bundesministeriums, 
sich dafür einzusetzen, daß es hier zu einer 
Kompetenz des Bundes wenigstens in der Form 
käme, daß der Bund die Grundsatzgesetzge­
bung hat. Ich muß leider wiederholen, Herr 
Abgeordneter : Von seiten der Bundesländer 
- und zwar aller Bundesländer - wird eine 
solche G esetzesvorlage - beabsichtigt von 
der Regierung und dem Hohen Hause - ent­
schieden abgelehnt. Wir haben keinerlei Zu­
stimmung dafür und ich habe es daher eigent­
lich als nicht notwendig gefunden, daß man 
mit irgendeiner Initiative an das Haus heran­
tritt, wenn man weiß,  daß im Begutachtungs­
verfahren durch die Bundesländer d as voraus­
s ichtlich bereits einheitlichst abgelehnt wird. 

Der Herr Abgeordnete Schmidt hat, glaube 
ich, mit Recht gesagt, das Sicherheitsgefühl 

der Bevölkerung ist wesentlich kritischer, als 
es die Zahlen vermuten lassen. Die Verbre­
chen selbst und die Delikte würden ein solches 
Gefühl nicht rechtfertigen. Ich glaube, die Zei­
tung des Osterreichischen G ewerkschaftsbun­
des, "Die Solidarität", hat in der August­
nummer eine sehr logische Darstellung ge­
bracht, wieso das Gefühl sozusagen eine grö ­
ßere Kriminalität - gefühlsmäßig bei der Be­
völkerung "sieht" als die Kriminal­
statistiken selbst:  Da es heute - das ist kein 
Vorwurf, sondern nur eine Tatsache - durch 
die verschiedenen Medien so vor sich geht, 
daß jedes schwerere Delikt fünf- bis sechsmal 
an den Staatsbürger herangetragen wird. Das 
erste Mal hört er es im Radio. Das zweite Mal 
sieht er es am Abend im Fernsehen. Das dritte 
M al am nächsten Tag in der Früh als Schlag­
zeile in der Zeitung. Am vierten Tag steht 
dann in der Zeitung, daß der Täter noch nicht 
gefaßt ist. Das fünfte Mal steht es dann in 
der Illustrierten als illustrierte Geschichte und 
das sechste Mal, wenn der Täter gefaßt ist 
und vor Gericht steht. Sechsmal w ird ein und 
dasselbe Delikt herangebracht, und das bringt 
natürlich ein Unsicherheitsgefühl. 

Ich habe bereits im Ausschuß darauf hin­
gewiesen, daß bei den Vermögensdelikten die 
Frage der Autos, Automaten und so weiter 
eine entscheidende Rolle spielt. Sie meinten 
nun, Herr Abgeordneter, daß wir hier eigent­
lich resignieren und sagen, da kann man nichts 
machen. Ich möchte sagen, wir resignieren 
nicht. Wir versuchen, soweit es geht, auch 
dieser Delikte irgendwie Herr zu werden, und 
zwar offensichtlich doch mit einem gewissen 
Erfolg. Ich will das j etzt nicht übertreiben, 
aber es ist ein bißehen ein Erfolg zu verzeich­
nen. 

Der Diebstahl von Kraftfahrzeugen und von 
Gegenständen aus Kraftfahrzeugen, Vergleich 
Jänner-September 1 972 zu Jänner-Sep­
tember 1 973,  zeigt eine Abnahme um 1 4  Pro­
zent der Delikte. Natürlich,  diese 1 3 . 1 00, die 
noch immer da sind, sind noch immer sehr 
viele,  aber es ist ein kleiner Rückgang zu ver­
zeichnen, wobei ich nicht verhehlen möchte, 
daß das vielleicht auch auf die Umstellung 
der Erfassung durch die Elektronische Daten­
verarbeitung im Jahre 1971/72 - wir haben 
damals davon gesprochen - zurückzuführen 
ist und daß damals die Ziffern etwas überhöht 
festgehalten wurden und daß sich das j etzt 
erst einpendelt. 

Es ist interessant, daß auch bei den Auto­
mateneinbrüchen ein Rückgang um zwei Pro­
zent zu verzeichnen ist, daß die Jugendkrimi­
nalität - und ich glaube, das ist ein nicht 
unwesentlicher Punkt - in diesem vergleich­
baren Zeitraum bei nahezu allen Delikten 
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nicht unwesentlich zurückgegangen ist : Bei der schulpflichtigen Kinder, die bereits in diese 
den Schwerstverbrechen um 5 Prozent, bei Drogengefahr hineinkommen, während es in 
Verbrechen gegen die Sittlichkeit um 17 Pro- Osterreich nur einige verschwindende Pro­
zent, bei den Verbrechen gegen das Vermögen zente sind. Also wir liegen auch hier weitaus 
um 1 2  Prozent, bei den Verbrechen insgesamt niedriger. Sie haben aber vollkommen recht, 
um 9 Prozent und bei sämtlichen Delikten daß j edes Prozent schon zuviel ist, daß man 
ebenfalls um 9 Prozent. Es ist also ein gewisser hier also immer weiter vorgehen muß. Ich 
Rückgang zu verzeichnen. Wenn ich j etzt glaube, alles, was wir gerade in den letzten 
rechne, daß bis zum Ende des Jahres vielleicht I Jahren auf diesem Sektor getan haben, dürfte 
auch noch ein Ansteigen erfolgt, so kann man doch einen Erfolg gebracht haben. Wir waren 
wahrscheinlich j etzt schon mit Sicherheit eines zeitweise das Land mit den höchsten Mengen 
voraussagen, daß es nicht zu einem allgemei- an beschlagnahmten Suchtgiften. Wir haben 
nen Ansteigen, sondern zu einem Einpendeln die meisten Suchtgifte beschlagnahmt. 
gekommen ist. 

Gerade durch die Umstellung des Dienst­
systems wird es möglich, bei der Sicherheits­
wache in den Großstädten j etzt auch daranzu­
gehen, die Kleinkriminalität - das ist ein 
Teil dieser Kriminalität - durch Sicherheits­
wachebeamte zusätzlich zu den Kriminalbeam­
ten bewältigen zu lassen. Daß das eine große 
Bedeutung hat, geht allein daraus hervor, daß 
32 Prozent aller dieser schweren Vermögens­
delikte in Wien - i ch habe es im Ausschuß 
schon erwähnt - auf Einbrüche bei den Zei­
tungsständern zurückzuführen sind, die auf­
gestellt sind. Ich glaube ,  es ist hoffnungslos, 
alle diese Zeitungs ständer wirklich zu über­
wachen und zu versuchen, Ordnung hineinzu­
bringen. 

Herr Abgeordneter !  Zur Frage der Besol­
dung muß ich nur eines feststellen: Es sind 
noch die alten Zahlen gewesen, die Sie b eim 
Vergleich genannt haben : daß ein Beamter 
mit 3600 S beginnt, während ein anderer 40 S 
pro Stunde hat. Auf Grund der Neuregelung 
der 24. Gehaltsgesetz-Novelle beginnt er be­
reits mit 6000 S. Natürlich gibt es gegenüber 
der Privatwirtschaft stellenweise noch immer 
eine Benachteiligung, nur ist halt hier.der Vor­
teil, daß es sich um einen pragmatisierten Be­
amten handelt, daß der pragmatisierte Beamte 
alle zwei Jahre vorrückt, daß er auf einen 
Lebensgehalt aufgebaut ist, während er bei 
der von Ihnen angeführten Möbelfirma wahr­
scheinlich nur auf einen Saisongehalt kommt. 
Wenn ein biß ehen ein Rückgang eintritt, be­
kommt er voraussichtlich diesen Betra'g nicht 
mehr. 

Die Suchtgiftkriminalität, die auch die Frau 
Abgeordnete Wies er angeschnitten hat, ist ein 
besonderes Anliegen. Ich darf vielleicht nur 
auf eines hinweisen. Heute früh, wenn Sie 
zufällig das "Morgenjournal" gehört haben, ist 
ein Interview mit dem Seminarleiter eines der-

Darf ich j etzt nur wieder einen kleinen Irr­
tum berichtigen. Er ist schon ein paarmal auf­
getaucht; allerdings hat ihn der Herr Abge­
ordnete Schmidt heute ja zum Teil schon korri­
giert:  Diese Zentral stelle für das Suchtgift­
wesen hat nicht die Aufgabe, j etzt in die Bun­
desländer hinauszufahren, die Rauschgifthänd­
ler und so weiter zu suchen. Das ist lediglich 
eine Organisationsstelle, und über diese Orga­
nisationsstelle - sind Sie mir nicht böse, 
wenn ich das sage - am Schreibtisch bin ich 
der Meinung, daß man sie so klein wie mög­
lich halten soll, denn je mehr Leute organisie­
ren, umso schlechter ist es . Organisieren kann 
man eigentlich nur ein oder zwei Leute lassen, 
und draußen muß gearbeitet werden. Und 
diese Zentral stelle hat in den letzten einein­
halb Jahren 88 Beamte voll in laufenden Semi-
naren ausgebildet. Wir haben zurzeit 44 Sucht­
gifthunde miteingesetzt, und daß wir erreicht 
haben, daß so große Mengen beschlagnahmt 
werden, ist j a  ein Erfolg dieser Tätigkeit ge­
wesen. Anders wäre es nicht möglich gewesen. 
Ich glaube, daß wir hier konform gehen. Man 
soll nicht mehr für die Organisation und ähn­
liches einsetzen, sondern schauen, daß man 
mehr draußen hat, die an der Front sozusagen 
arbeiten. Das ist die Aufgabe. 

Daher wehre ich mich - ich gestehe das 
ganz offen, ich muß das auch dem Herrn Ab� 
geordneten Schmidt sagen - immer dagegen, 
wenn man mir sagt, es soll noch mehr Personal 
in die Zentralstelle kommen. Ich sage : Nein, 
die sollen lieber draußen sein. Denn ich weiß 
aus eigener Erfahrung : Mehr Köpfe bei der 
Organisation verderben auch hier den Orga­
nisationsbrei . Es ist besser, wenn hier nur 
einer ist. 

Der Herr Abgeordnete Suppan hat gesagt, 
er wundert sich und er weiß nicht, warum der 
j etzt vorliegende Sicherheitsbericht nicht im 
Hause verhandelt wird. Ich darf darauf hin-

zeit laufenden Seminars zu hören gewesen. Ich weisen, daß in der Sitzung des Verfassungs­
glaube, er hat eigentlich alle die Fragen der ausschusses vom 15 .  Jänner der Abgeordnete 
Jugendsuchtgiftkriminalität beantwortet. Er Dr. Prader als der Sprecher der Osterreichi­
hat gesagt, in der deutschen Bundesrepublik sehen Volkspartei den Antrag gestellt hat, 
und in anderen westlichen Ländern sind es die Verhandlung des Sidlerheitsberichtes so 
nach Untersuchungen der Ärzte 30 Prozent lange zurückzustellen, bis den Abgeordneten, 
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den Vertretern der Klubs, Gelegenheit gege­
ben ist, sich den B ericht des Instituts für 
höhere Forschung, des Ford-Institutes, anzu­
sehen . Ich habe daraufhin am 1 2. Februar n ach 
einer Vereinbarung der Klubobmänner an alle 
drei Klubs ein diesbezügliches Schreiben ge­
richtet. Der Herr Klubobmann Dr. Koren hat 
mir auch am 1 3 . Februar, einen Tag später 
bereits, geantwortet, daß die Herren Abgeord­
neten Glaser und Suppan dafür nominiert wer­
den. Die Klubs der Sozialistischen Partei und 
der Freiheitlichen Partei haben ebenfalls j e  
einen Wiener Abgeordneten namhaft gemacht. 
Die beiden Herren haben sich diesen Bericht 
bereits angesehen. Ich glaube, mit den Herren 
Abgeordneten Glaser und Suppan ist es der­
zeit noch zu keiner Terminvereinbarung ge­
kommen, sich das anzusehen. Ich erkläre noch 
einmal : Der Bericht liegt j ederzeit im Ministe­
rium bereit zur Einsichtnahme. Dann dürfte 
wahrscheinlich auch die Verhandlung über den 
Sicherheitsbericht wieder weitergehen können, 
weil ja das auf Grund des Antrages des Herrn 
Abgeordneten Dr. Prader damals die Voraus­
setzung gewesen ist. 

Das Polizeibefugnisgesetz, Herr Abgeord­
neter, wird nicht erst von mir seit drei Jahren 
verhandelt;  das geschieht seit 15 Jahren. Meine 
unmittelbaren Vorgänger haben sich vier Jahre 
bemüht. Ich bemühe mich j etzt seit dreieinhalb 
Jahren. Wenn Sie j edes Jahr fragen, wann 
ich es vorlegen werde, muß ich Ihnen j edes 
Jahr sagen : Ich weiß es nicht. Die Problematik 
ist sehr groß. Ich wiederhole, was ich im Aus­
schuß gesagt habe : Ein Befugnisgesetz hat nur 
dann einen Sinn, wenn es die Befugnisse der 
Sicherheits organe gesetzlich genau regelt. 
Wenn aber gleichzeitig Bestimmungen aufge­
nommen werden, in denen es heiß t :  Im Falle, 
daß Gefahr in Verzug ist und so weiter, gilt 
das alles nichtl ,  ist die große Frage : Wozu 
das ganze Gesetz, wenn es dann Gummipara­
graphen enthält? An dem Problem scheitern 
alle Juristen und alle Legisten. Ich fürchte 
also, daß ich Ihnen wahrscheinlich auch bei 
der nächstjährigen Budgetdebatte dieselbe 
Antwort geben muß. 

Hinsichtlich der Lenkerberechtigungen muß 
ich einbekennen : Sie haben recht. Meine In­
formation war falsch. Es gibt eine Zentral­
stelle. Ich weiß es aber erst seit knapp zehn 
Minuten. (Abg. S u p p a n : Das war kein Vor­
wurff) Ich habe gesagt, es gibt keine. Ich habe 
j etzt in der Geschwindigkeit auch einzelne 
Zahlen bekommen. Ich sage Ihnen, es hat kei­
nen Sinn, die jetzt vorzulesen. Ich habe sie 
nicht einmal noch angeschaut. Ich werde mir 
erlauben, Ihnen schriftlich ' die Zahlen zu 
geben, denn ich habe sie j etzt momentan nur 
von den Bundespolizeibehörden, aber Sie. woll-

ten sie j a  von ganz Osterreich haben. Also 
wenn das beisammen ist, weIde ich es Ihnen 
sofort geben. Hier ist mir ein Fehler unter­
laufen beziehungsweise bin ich vielleicht auch 
einem Irrtum aufgesessen. Ich weiß es nicht. 
Vielleicht bin ich richtig informiert worden 
- ich will das jetzt nicht ableugnen - und 
ha be es vergessen. 

Bezüglich der Massafonds haben Sie, Herr 
Abgeordneter, die Problematik selbst genannt. 
2000 Beamte haben Schulden und 8000 haben 
zu große Guthaben. Bitte sich hier den Rech­
nungshofbericht anzusehen, der j a  von einer 
Senkung des Pauschales spricht, also nicht von 
ein er Erhöhung. Hier bin ich also zwischen 
zwei Mühlsteinen. Ich kann nicht dem einen 
und dem anderen recht geben. Aber solange 
noch das Verhältnis 2000 zu 8000 ist, ist es, 
glaube ich, kein schlechtes Verhältnis. Und 
die 2000, die Schulden haben und von denen 
Sie gesprochen haben, das sind j a  die, die 
neu eintreten. Diese Schulden werden j a  ab­
gebaut im Laufe der Jahre. Es sind ja nicht 
Schulden, die den Schuldner belasten, indem 
er etwa B argeld zahlen muß, sondern sie be­
sagen nur, daß er noch kein Guthaben an­
sammeln konnte. Also das sind Schulden, die 
eigentlich sehr leicht zu ertragen sind. Die 
Betreffenden bekommen momentan nur nichts 
heraus , aber hineinzahlen müssen sie nichts, 
sie müssen nur warten, bis das abgedeckt ist. 

Wenn ich bei der Zentralstelle .für Führer­
scheinentzug einem Irrtum unterlegen bin, 
muß ich j etzt betonen: Bei dem Gebäude für 
die Polizeischüler sind Sie einem Irrtum unter­
legen, Herr Abgeordneter ! Sie haben hier 
einen Akt verlesen, den ich auch habe. Sie 
haben nur nicht gewußt, von wem der Akt 
stammt. Er stammt nicht vom Ministerium, 
sondern von einer internen Beratung, und d a  
i s t  d as m i t  den 8 0  Millionen Schilling heraus­
gekommen. Daraufhin habe ich damals er­
klärt : Meine Herren! Legen Sie d as in die 
Schublade I Denn wenn wir 80 Millionen brau­
chen, um eine Schule zu bauen, und das dauert 
fünf Jahre, dann können wir nicht im Jahre 
1 974 mit der S ache beginnen, da müssen wir 
einen anderen Weg finden. Seit dieser Zeit 
liegt das daher. Ich kann Ihnen hier wirklich 
garantieren : Da war ich besser informiert. 
Beim anderen waren Sie besser informiert. 
(Abg. S u p p a n: Sie sind ja auch der Mini­
ster! Ihnen steht ja die ganze Verwaltung 
zur Verfügung!) 

Zur Frage, ob die Beamten ausreichen, um 
das Tempo 1 00 zu überwachen, möchte ich 
sagen : Nein, Herr Abgeordneter! Ich habe das 
j a  in einer Anfragebeantwortung erst vor eini­
gen Tagen im Parlament gesagt. Es ist hoff­
nungslos, das können wir nicht. 
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Es hat sich j edoch herausgestellt - wir 

haben es ja erst seit ein paar Tagen -: Der 
Großteil der Kraftfahrer verhält sich diszipli� 
niert und hält sich daran. Es ist ja: nur ein 
kleiner Prozentsatz, der sich nicht daran hält, 
und den müssen wir halt durch Stichproben 
festzustellen versuchen. Sie haben gefragt, ob 
ich Anträge auf Personal gestellt habe. Herr 
Abgeordneter! Ich könnte natürlich - das 
wäre überhaupt kein Problem - sagen: 5000 
Dienstposten mehr, bitte schön, im Dienst­
postenplan ! - Aber deswegen bekomme ich 
keinen Beamten mehr ! Wir sind glücklich, daß 
wir jetzt bei der Gendarmerie 64 Beamte 
über dem systemisierten Dienstpostenstand, 
bei ständiger Aufsystemisierung, haben. Wir 
sind sehr froh, daß wir bei der Polizei s o  
einen großen Zuwachs haben.  Aber e i n  paar 
Tausend dazuzubekommen, ist ja hoffnungs­
los. Wir müssen uns also hier eindeutig auf 
Stichproben verlassen, anders geht es nicht. 

Die Frage der 29.000 Ersatzruhetage, Herr 
Abgeordneter, wische ich nicht mit einer Hand� 
bewegung vom Tisch. Es gibt keine gesetzliche 
Grundlage. Es ist - seien Sie mir nicht bös -, 
nachdem es ja eine gesamtösterreichische 
Frage ist, eindeutige Aufgabe des Zentral aus­
schusses und der Gewerkschaft, diese Fragen 
zu verhandeln. Das ist kein Spartenproblem, 
sondern da muß von der zuständigen Gewerk­
schaft und vom Zentralausschuß generell ver­
handelt werden. Ob es eine Lösung gibt, kann 
ich beim besten Willen nicht sagen. Eine ge� 
setzliehe Grundlage ist derzeit einfach nicht 
vorhanden. 

Die Frau Abgeordnete Wieser hat dann 
noch, glaube ich, sehr beeindruckend für die 
Aufklärung unter den Jugendlichen, unter den 
Kindern und so weiter plädiert. Nur glaube 
ich, gnädige Frau, über eines sind wir uns 
klar: Diese Aufklärung kann nicht durch Poli­
zeibeamte erfolgen. Man kann für Erziehung 
und Aufklärung nicht die Polizei verwenden. 
Die Polizei kann, wenn es geht, präventiv 
wirken, sie kann Täter schnappen. Aber ich 
habe schon einmal hier im Hause gesagt : Ich 
glaube nicht, daß es gut wäre, in die Schulen 
für die Zwecke der Aufklärung nur Polizei­
beamte zu schicken. Das muß man mit anderen 
Kräften, mit Lehrern und so weiter machen. 
(Abg. Helga W i e  s e  r:  Das Material können 
Sie zur Verfügung stellen!) Das Material zur 
Verfügung stellen, das tun wir. Wir machen 
es j a  auch. Aber ich glaube, man muß hier 
viel mehr Ärzte heranziehen, man muß Päd­
agogen heranziehen, die in der Suchtgiftfrage 
reden. Was anderes ist es in der Verkehrs­
erziehung, denn in der Verkehrserziehung 
sieht das Kind, wenn es auf die Straße kommt, 
dann den Wachebeamten. Daß sich hier ein 

Vertrauensverhältnis zwischen dem Kind und 
dem VJ'achebeamten entwickelt, ist logisch. 
Aber bei der Suchtgiftsache ist es, glaube ich, 
doch besser, wenn wir hier Ärzte, Erzieher 
und so weiter einsetzen. Dazu hat das Parla­
ment ja auch die nötigen Gesetze beschlossen. 
Beim Bundesministerium für soziale Verwal­
tung ist eine eigene Kommission eingerichtet, 
die sich mit dieser Frage praktisch beschäftigt. 

Die Verkehrserziehungsbeamten bekommen, 
sagen Sie, weniger Gebühren. Es handelt sich 
allerdings nicht um viel, was da abgestrichen 
wird, aber doch um etwas. Ich kann nur das 
wiederholen, was ich schon einmal gesagt 
habe : In einem solchen Fall gibt es eine sehr 
einfache Lösung. Der zuständige Behördenlei -
ter soll halt eine Belohnung beantragen. Mit 
der Belohnung - und das ist echt belohnens­
wert, wenn sich der Beamte dort einsetzt -
kann man diesen Ausfall, weil er nur gering 
ist, sehr leicht wieder ersetzen. Nur kann ich 
von mir aus so etwas nicht machen, ich muß 
die Anträge von den Behördenleitern bekom­
men, umgekehrt geht das nicht. 

Zur Frage der Gebäude in Salzburg: Hier, 
muß ich sagen, habe ich sehr wenig Hoffnung, 
daß in allernächster Zeit eine Regelung kom­
men wird. Ich kenne die Sache mit dem Tos­
c ana-Trakt. der ja bereits auch von der Uni­
versität dringend benötigt wird. Aber solange 
in Wien die Polizeidirektion nicht fertig ist 
- die Kosten werden sich j etzt etwa schon 
beinahe auf 400 Millionen Schilling belau­
fen -, solange das Landesgendarmeriege� 
bäude in Bregenz, das uns zusammengefallen 
ist und wo die Gendarmerie j etzt in einem 
Hotel wohnt, wo wir jährlich 600.000 S Miete 
bezahlen, solange diese Dinge nicht saniert 
sind und vor allem die Gebäude nicht fertig­
gestellt sind, die begonnen wurden, glaube im. 
hat es nicht viel Sinn, wenn wir wieder etwas 
Neues beginnen und wissen, wir kommen mit 
den Budgetmitteln praktisch nicht aus. 

Im übrigen glaube ich, daß aber doch, auch 
bei aller Kritik von seiten der Opposition, die 
Anerkennung für die Leistung dieser 26.000 
Beamten, die sich wirklich bemühen, auf den 
Straßen für Sicherheit zu sorgen. von allen 
Mitgliedern des Hauses hervorgegangen ist 
und dafür möchte ich mich auch im Namen 
dieser Beamten bedanken. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Brandstätter. Er hat 
das Wort. 

Abgeordneter Brandstätter (OVP) : Herr Prä� 
sident! Sehr geehrte Damen und Herren!  Auch 
von der Sicht Niederösterreichs kann ich heute 
wirklich sagen, daß die Nachwuchssorgen zu­
mindestens derzeit weitgehend behoben sind, 
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denn es sind wirklich sehr viele Neuanmel­
dungen da. 

Nur eines muß man dazu sagen : Wenn wir 
auch praktisch laut Dienstpostenp lan nur einen 
Fehlstand von zwölf Beamten haben, muß man 
doch berücksichtigen, daß 1 63 Beamte in der 
Grundausbildung sind und natürlich draußen 
den einzelnen Posten fehlen. 

Es ist eines auch noch aus der Sicht Nieder­
österreichs interessant : daß das Hauptkontin­
gent der Bewerber für die Bundesgendarmerie 
jetzt aus den wirtschaftlich benachteiligten 
Teilen Niederösterreichs kommt, wie aus dem 
Waldviertel, Weinviertel und aus dem west­
lichen und südlichen Teil  Niederösterreichs. Ich 
glaube, es zeigt sich hier schon, daß auch die 
Konjunktur doch irgendwo mitspielt, weil 
viele junge Menschen - das ist auch inter­
essant -, die kommen und sich anmelden, auf 
die Frage, warum sie kommen, s agen : na j a, 
es ist doch ein sicherer Posten bei der Gendar­
merie.  Das spielt heute - zumindestens scheint 
es derzeit so - schon eine größere Rolle . 

Es bringt das aber auch Schwierigkeiten mit 
sich, und zwar müssen diese Beamten in der 
Umgebung Wiens, also in den Bezirken der 
Umgebung Wiens eingesetzt werden, weil es 
hier eben Fehlstände gibt. Es ist verständlich, 
daß diese jungen Beamten dann bemüht sind, 
wieder in ihre Heimat zurückzukommen. Ich 
glaube ,  hier müßte man versuchen, echt Ab­
hilfe zu schaffen, und zwar dadurch, daß man 
versucht, diesen j ungen Beamten doch günsti­
ger Wohnungen in den Randbezirken Wiens 
zur Verfügung zu stellen. Denn ein junger 
Beamter, wenn auch j etzt die Anfangsbezüge 
gehoben wurden, kann es sich einfach nicht 
leisten, hier eine s ehr teure Wohnung zu 
kaufen. Ich glaube, da wäre also wirklich 
etwas zu tun. 

Es wurden bereits die Leistungen der Gen­
d armerie genannt, ich kann mir das ersparen. 
Nur eines, auch das kommt j a  immer wieder : 
Die behödlichen Aufträge werden immer mehr, 
und die Beamten sind immer mehr mit dem 
Papierkrieg beschäftigt und finden immer 
weniger Zeit, draußen zu sein. Das ist schon 
ein Nachteil, ich glaube ,  das muß man offen 
sagen, weil das Sicherheitsgefühl bei der Be­
völkerung einfach leiden muß, wenn die G en­
darmeriebeamten nicht die Zeit finden, daß sie 
doch auch mehr Patrouillengänge durchführen 
und daß man einfach draußen kaum mehr G en­
darmeriebeamte sieht. Also ich glaube ,  die 
Forderung der Entlastung von diesen behörd­
lichen Erhebungen muß immer wieder ausge­
sprochen werden. Hier muß noch ein Weg 
gefunden werden, damit man die G endarmerie­
beamten wieder für den echten Einsatz frei­
bekommt. 

Eines muß ich doch noch sagen, und zwar 
was die Entlohnung anlangt. Es stimmt, daß 
durch die Gehaltsgesetznovelle hier wesent­
liche Verbesserungen geschaffen wurden, und 
das ist nur zu begrüßen. Eines ist aber noch 
zu sage n :  daß die Beamten in führenden Funk­
tionen, wie Postenkommandanten, Bezirksgen­
darmeriekommandanten und leitende Bea:mte, 
also die Gendarmerieoffiziere, für ihre wirk­
lich verantwortungsvolle Tätigkeit als Kom­
mandanten und Dienststellenleiter keine Lei­
ter- oder Funktionszulage erhalten. Ich glaube, 
das gibt es sonst nirgends und das ist sicher 
nicht dazu angetan, die jungen Menschen an­
zuspornen, vorwärtszustreben, eine führende 
Position zu erreichen. Dieses Streben müßte 
man, nach meiner Auffassung, fördern und 
nicht eventuell zurück.drücken. Ich glaube, daß 
der Einbau einer entsprechenden Zulage im 
Gehaltsgesetz einfach vorzunehmen ist. 

Nun möchte ich nur ganz kurz ein paar 
Worte zum Alpineinsatz der Gendarmerie­
beamten sagen, weil es  simer ist, d aß gerade 
durch den Fremdenverkehr und überhaupt 
durch den Erholungsverkehr der Menschen 
aus den Ballungszentren die Mitwirkung der 
alpinen Einsatzgruppen der Bundesgendarme­
rie weder auf dem G ebiete des alpinen Ret­
tungswesens noch auf j enem des Sicherheits­
dienstes wegzudenken ist. Da, glaube ich, muß 
man doch sagen, daß im Jahr 1972 869 alpine 
Rettungsunternehmen und 158 alpine Ber­
gungsaktionen von der G endarmerie, eben 
von der Alpingendarmerie, geleistet wurden. 
Es wurden hiebei 446 Personen unverletzt, 
68 Personen leicht verletzt, 1 03 Personen 
schwer verletzt und allerdings aum 106 Per­
sonen tot geborgen. 12 Personen wurden nicht 
mehr aufgefunden. Also im glaube, gerade 
diese Gruppe leistet sehr viel und das ver­
dient besondere Anerkennung. 

Und nun, Herr Bundesminister, möchte ich 
Ihnen einige Forderungen der Feuerwehr vor­
tragen. Ich weiß schon, daß Sie in der Voll­
ziehung damit nicht beschäftigt sind, aber da 
Sie für das Feuerwehrwesen zuständig sind, 
glaube ich, ist es nur recht und billig, wenn 
Sie hier die Forderungen der Feuerwehrmän­
ner, die wirklich unter Einsatz ihres Lebens 
b ereit sind und die ohne Bezahlung diese 
Einsätze leisten, unterstützen. 

Da ist nun eine Forderung, daß die Organe 
der Feuerwehr die Befugnis erhalten müßten, 
unaufschiebbare Verkehrsbeschränkungen zu 
setzen, und zwar müßte das in einer Novelle 
der Straßenverkehrsordnung untergebracht 
werden. Wir wissen alle, wie schwierig es oft 
ist, durch irgendwelche Unglücksfälle, ob das 
nun Verkehrsunfälle oder irgendwelche Kata­
strophenfälle sind, heute den Verkehr recht­
zeitig und entsprechend umzuleiten. Da ist 
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es nun einmal eine Tatsache, daß in vielen beziehungsweise, wenn es wirklich zu töd­
Fällen die Feuerwehr als erste zur Stelle ist lichen Unfällen kommt, deren Angehörigen \ 

und daß die Organe der Straßenverwaltung keine hohen Renten bekommen können. Die 
und der Gendarmerie eben oft nicht so rasch Verhandlungen darüber laufen j a .  
eingesetzt werden können wie d i e  Feuerwehr. 
Nach dem Ausbildungsstand, den die Feuer­
wehr heute hat, glaube ich, kann man ihr das 
ohneweiters zumuten. 

Das nächste ist die Kennzeichnung von Fahr­
zeugen mit Flüssiggasantrieb. Ich glaube, daß 
auch dieser Wunsch gerechtfertigt ist, denn 
es sollten die Kraftfahrzeuge entsprechend ge­
kennzeichnet s ein, damit man bei etwaigen 
Einsätzen wirklich weiß , womit dieses Fahr­
zeug betrieben wird. 

Ebenso die Sonderlackierung der Feuerwehr­
fahrzeuge. Wir wissen, daß heute die ein­
schlägige Fachindustrie sogenannte Tages­
leuchtfarben zur Verfügung hat. Ich glaube, 
auch das ist im Interesse einer optimalen 
Kenntlichmachung der Einsatzfahrzeuge wich­
tig. 

Ein Problem ist auch der Einsatz der Feuer­
wehr auf den Autobahnen. Wir wissen, wie 
es da oft rasch zu Verkehrsstockungen 
kommt, und auch in diesem Fall müßte die 
Straßenverkehrsordnung entsprechende Mög­
lichkeiten schaffen, daß eine Fahrbahn eben 
freigehalten werden muß, damit eben die Ein­
satzfahrzeuge entsprechend rasch zu ihrem 
Einsatz kommen. 

Nun ein Problem, das uns ja schon sehr 
lange beschäftigt und das immer wieder vor­
gebracht wird - leider bis j etzt ohne Erfolg -, 
es ist das der Unfallversicherung der Feuer­
wehrmänner. Sicher ist in diesem Fall der 
Herr Vizekanzler und Sozialminister Häuser 
zuständig. Aber gerade als Bauer kann ich 
sagen , wie riesig schwierig es ist, gerade beim 
Herrn Sozialminister berechtigte Forderungen 
und Wünsche durchzusetzen. Ich brauche nur 
zu erwähnen die Forderung, die landwirtschaft­
lichen Zuschußrenten und auch die Pensionen 
entsprechend anzuheben, die eben heute 
unsere alten Bauern bekommen. Da war es 
der Herr Sozialminister, der bis j etzt nur 
ein starres Nein zur Verfügung hatte. Genauso 
war es auch bei der Forderung nach der Un­
fallversicherung der Feuerwehrmänner. In die­
ser Angelegenheit, Herr Innenminister, ist, 
glaube ich, Ihr besonderer Einsatz notwendig 
und erforderlich, um hier den Herrn Sozial­
minister umzustimmen. 

Es ist so, daß laut ASVG die Beitragsfreiheit 
in der Unfallversicherung zugesichert ist. Nun 
geht es darum, die Höchstbemessungsgrund­
lage entsprechend anzuheben, damit auch j ene 
jungen Feuerwehrmänner, die erst geringe 
Versicherungszeiten haben und aus diesem 
Grund keine hohe Rente bekommen können, 

Der Herr Sozialminister hat einen sogenann­
ten Vorschlag dahin gehend gemacht, daß er 
gesagt hat : Das kostet acht Millionen, wenn 
man hier die Höchstbemessungsgrundlage an­
hebt ! Wenn aber die Länder vier Millionen 
aufbringen, dann sei er bereit, die anderen 
vier Millionen dazuzugeben. 

Dazu muß man als erstes sagen, daß bis 
j etzt meines Wissens keine Berechnung auf 
den Tisch gelegt wurde, die nachweist, daß 
der Aufwand tatsächlich so hoch ist. Ich zu­
mindestens weiß noch von keiner Berechnung 
darüber. 

Zum sogenannten Angebot des Herrn 
Vizekanzlers, daß in diesem Fall also die 
Länder bezahlen sollen, kann man nur sagen : 
So einfach kann man sich das wirklich nicht 
machen, daß man einfach sagt : Wenn andere 
zahlen, dann soll das geschehen I - Es ist 
nun einmal der Bund verpflichtet, daß er hier 
die Leistungen erbringt. (Abg. Ing. H ä u s e r: 
Wodurch verpflichtet bitte?) Moralisch, mora­
lisch auf j eden Fall ! (Abg. Ing. H ä u s e  r: Die 
Länder nicht?) Darauf komme ich, Herr Vize­
kanzler ! Herr Vizekanzler, ich komme sofort 
darauf, was die Länder für das Feuerwehr­
wesen leisten. Darauf komme ich sofort. Aber 
hier geht es mir darum, daß jene Feuerwehr­
männer, die bereit sind, unter Einsatz ihres 
Lebens ihren Mitmenschen zu helfen, von der 
Sozialversicherung entsprechend abgesichert 
werden. (Beifall bei der OVP. - Abg. Ing. 
H ä u s e  r: Sind sie!) Daß man von dem einzel­
nen Feuerwehrmann natürlich keinen Beitrag 
verlangen kann, das, glaube ich, ist selbst­
verständlich. Wenn schon einer geht und sich 
umsonst einsetzt und für seine Mitmenschen 
vollkommen umsonst arbeitet, dann kann man 
von ihm nicht erwarten, daß er zusätzlich 
auch noch etwas b ezahlt dafür. (Abg. Ing. 
H ä u s e r: Vom Lande könn te man erwarten, 
daß es die paar Schilling zahlt!) Herr Vize­
kanzler, wenn das nur ein p aar Schilling sind, 
dann wird es Ihnen nicht schwer fallen, diese 
paar Schilling aufzubringen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Um nun einer Legendenbildung entspre­
chend früh genug entgegenzuwirken, möchte 
ich doch das Fernschreiben, das der Bundes­
feuerwehrverband an die Landeshauptleute 
gerichtet hatte, vorbringen, und zwar nur 
einen kurzen Absatz, in dem er heißt : 

"Die österreichischen Landesfeuerwehrkom­
mandanten können daher nicht umhin, Ihnen 
mit allem Nachdruck zu erklären, daß sie 
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heute eher bereit sind, bis zur Klärung des Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
tatsächlichen bisherigen und zukünftigen Auf- der Herr Abgeordnete Ofenböck. Er hat das 
wand es für diese Regelung einem Aufschub Wort. 
zuzustimmen, als durch eine rechtlich be- .. . 
denkliche Verw�ndung von Landesmitteln 

Ab?eordneter Ofenbock (OVP) : Meine sehr 

schwerstwiegende Nachteile für das österrei-
gescha!zten Dame� und Herren ! In der Aus­

chische Feuerwehrwesen hinnehmen zu müs- ! schußsItzung ?es Fmanz- und B�dgetausschus­

sen." 
ses zum Kapitel Inneres habe Ich den Herrn 
Bundesminister um Beantwortung einiger 

Es könnte nämlich j emand kommen und 
sagen : Den Landesfeuerwehrkommandanten 
ist wichtiger, daß sie ihre Geräte bekommen, 
als die Sicherheit, der Schutz ihrer Feuerwehr­
männer. Das ist damit erstens einmal nicht 
ausgesprochen, weil sie gesagt haben, daß das 
zurückgestellt werden muß, und zweitens muß 
man doch zur Kenntnis nehmen, daß nun ein­
mal die Einrichtungen, die die Freiwillige 
Feuerwehr einfach braucht, um helfen zu kön­
nen, eben immer mehr G eld kosten. 

Ich würde Ihnen empfehlen, Herr Vizekanz­
ler, fahren Sie einmal hinaus, schauen Sie, was 
die Freiwilligen Feuerwehrmänner bereits aus 
eigenem für riesige Summen aufgebracht 
haben, um Tanklöschfahrzeuge, um Oleinsatz­
fahrzeuge und um alle . . .  (Ruf bei deI SPO: 
Mit den Gemeinden!) Mit den Gemeinden, 
selbstverständlich ! Ohneweiters. Aber da ist 
doch ein wesentlicher Unterschied : Wenn der 
Feuerwehrmann in seiner Freizeit bereit ist, 
Veranstaltungen durchzuführen, nur um Ge­
räte anschaffen zu können. Denn alle Ver­
anstaltungen, die die Freiwilligen Feuerweh­
ren durchführen, die die Feuerwehrmänner in 
ihrer Freizeit durchführen und ermöglichen, 
sind nur dazu angetan, wieder die nötigen 
Mittel herzubringen, um die notwendigen 
Ausrüstungsgegenstände kaufen zu können. 
Es ist eben die Besorgnis der Verantwortlichen 
im Feuerwehrwesen, daß einfach das G eld 
dann nicht für diese Ausrüstung zur Ver­
fügung steht. Ich muß noch einmal sagen : D a  
kann nach meiner Auffassung nur der Sozial­
minister der sein, der hier einzuspringen hat. 

Ich könnte mir eines vorstellen, wenn er 
also unbedingt . . .  (Abg. Ing. H ä u s e I: Ge­
hören jetzt die Feuerwehren auch mir, zur 
Sozialversicherung?) Ja sicher, wenn er unfall­
versichert ist bei Ihnen, dann gehört er selbst­
verständlich zu Ihnen. (Abg. Ing. H ä u s e r: 
Er ist ja unlallversichertl) Ja, aber nicht in 
dem Ausmaß, als er es sein müßte ! Denn 
j eder, der in irgendeiner anderen Sparte 
einen gefährlichen Beruf hat, verdient auch 
mehr und hat dadurch die Möglichkeit, mehr 
Beiträge zu leisten. Der Feuerwehrmann ver­
dient überhaupt nichts , soll aber trotzdem 
den Unfallschutz haben - das ist unsere 
Forderung, von der wir nicht abgehen werden ] 
(Beifall bei der OVP.) 

Fragen gebeten. Möglicherweise waren es zu 
viele Fragen, e r  konnte sie nicht alle beant­
worten. Ich muß sie daher zwangsläufig hier 
im Plenum in der Hoffnung wiederholen, daß 
ich die Antworten, wenn tSchon nicht mündlich, 
so doch wenigstens schriftlich von ihm be­
kommen werde. 

Ich habe unter anderem den Herrn Minister 
gefragt, warum bei der im ersten Wiener 
Gemeindebzirk festgestellten Rocker-Bande 
- sie hatte den Namen "Mühl" - nur zwei 
Verhaftungen vorgenommen worden sind, ob­
wohl eindeutig alle Anzeichen dafür vorhan­
den waren, daß auch die anderen dort Beteilig­
ten wegen der von ihnen gesetzten Tatbe­
stände zu verhaften gewesen wären, diese 
Verhaftungen aber unterblieben sind. Diese 
Frage bitte ich jetzt im Plenum noch einmal 
an ihn richten zu können, und ich hoffe, eine 
Antwort mündlich oder schriftlich zu bekom­
men. 

Der Herr Minister hat mir auch in einern 
anderen Fall keine Antwort gegeben, mög­
licherwei,se wollte er sie mir nicht geben. Ich 
habe ihn im Zusammenhang mit der Geisel­
affäre Schwechat-Demtsch Wagram gefragt, mit 
welchen Waffen die eingesetzten Polizei- oder 
Bundesheereinheiten ausgestattet waren. Eine 
Antwort wurde nicht gegeben. 

In der Zwischenzeit ist im "Kurier" vom 
1 2 .  November 1 973 zu dieser Frage eine Aus­
sage gemacht worden, über die man nicht ein­
fach hinweggehen kann. Es ist die Aussage 
eines Mannes, der zweifellos Kenntn1sse in 
dieser Beziehung aufweist. Es handelt sich um 
den Olympioniken O berleutnant Schackl, der 
als militärischer Fünfkämpfer im Schießen 
einen Weltrekord hält und der zweifellos zur 
Frage, welche Waffen in einem Fall anzu­
wenden sind, wo es sich um Terroristen han­
delt, eine Aussage machen kann. Die Bilder, 
die von diesem Terroranschlag gemacht wur­
den, haben lediglich gezeigt, daß die dort 
Dienst ver,sehenden Polizei organe nur Maschi­
nenpistolen hatten, die für diesen Zweck die 
ungeeignetste Waffe sind, weil sie nur im 
Nahkampf angewendet werden können ; ande­
renfalls wäre die Gefahr für alle, die in der 
Nähe des Verbrechens stehen, zu groß. 

Die Meinung, daß die als Scharfschützen 
möglicherweise Eingesetzten untaugliche Waf­
fen hatten, wurde bisher von niemandem 
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dementiert. Auch ich bin froh darüber, daß es 
zu keinen Verletzungen gekommen ist. Aber, 
meine Damen und Herren, die Sicherheit der 
Osterreicher hängt bei solchen terrorhstischen 
Uberfällen letzten Endes nicht nur von der 
geeigneten Ausbildung dieser Organe, son­
dern auch vom geeigneten Material, das man 
diesen Beamten zur Verfügung stellt, ab. 

Ich muß hier aus dem "Kurier" zitieren, es 
ist dies die Aussage des Oberleutnants 
Schackl : "Auf die Idee, optimales Material und 
optimale Leute für den Ernstfall heranzu­
ziehen, ist man aber nicht gekommen." Er 
sagt selbst auch, er sei als einer, der durchaus 
Eignung dazu gehabt hätte, zu diesem Problem 
niemals befragt worden. 

Der Herr Minister hat damals im Ausschuß 
auch gesagt,  daß es keine Sonderkommanden 
gegeben habe. Die Affäre Dostal hat aber 
bewiesen, daß es nicht unbedingt ausländische 
Verbrecher Isein müssen, die man unter Um­
ständen bekämpfen muß. Dieser Umstand läßt 
die Frage immer noch offen : Sind unsere 
Leute darauf nicht ausgebildet? Dann ist das 
schlecht für die Sicherheit der Osterreicher, 
und es wäre notwendig, daß wir hier so vor­
gehen, wie das Verbrecher zwangsläufig von 
einer Polizei- oder Gendarmerieeinheit er­
warten müssen, die auf dieses Verbrechertum 
eingesetzt wird. 

Herr Minister ! Mir ist das Nachrichten­
magazin "Stern", das die zwei Terroristen im 
Libanon befragen konnte, in die Hände ge­
kommen. Es geht dabei um eine Angelegen­
heit, die sehr deutlich nachweist, daß es mit 
der Sicherheit in Osterreich entgegen allen 
anderslautenden Behauptungen schlecht be­
stellt ist. Ein "Stern"-Reporter ist im Libanon 
gelandet, wurde dort in einem Auto mit ver­
bundenen Augen eine Stunde lang weggefah­
ren, damit er nicht weiß, wo er sich befindet, 
und ist dann mit den beiden Verbrechern kon­
frontiert worden. Er konnte sie befragen und 
konnte auch die Antworten mit Tonband auf­
zeichnen. 

Es wurde einem der beiden Terroristen, 
Abu Salim, die Frage gestellt, wie er denn 
nach Osterreich gekommen sei. Er sagte , daß 
er über Auftrag am 25. September nach Wien 
zu fliegen hatte und von dort nach Bratislava 
weitergefahren sei. Man habe ihm seine Auf­
träge schriftlich in einem Brief mitgegeben, 
und er hatte den Auftrag, diesen Brief erst in 
Bratislava zu öffnen. Jetzt fragt der Reporter:  
"Haben Sie Ihre Waffen in der Tschechoslowa­
kei gekauft?" - Abu Ali sagte dazu : "Nein, 
die haben wir mitgebracht. Wir hatten zwei 
Maschinenpistolen, natürlich auseinancterge­
baut, eine Pistole, zwei Handgranaten und 

10 Kilo TNT in unseren Koffern, unter doppel­
ten Böden."  

Herr Bundesminister! Wie hoch. schätzen 
Sie selber die österreichische Sicherheit ein, 
wenn das so ohne weiteres möglich ist? Die 
sind mit diesen Waffen in Koffern mit doppel­
tem Boden nach Osterreich eingeflogen. (Bun­
desminister R ö s c h: Das ist ja nicht wahr!) 
Herr Minister, Sie müssen mir nachweisen, 
daß dieser Reporter die Unwahrheit gesagt 
hat. (Bundesminister R ö s c h: Die sind mit 
dem Zug gekommen!) Ich sage Ihnen, daß sie 
eingeflogen sind. Ich kann nur weiterzitieren. 
Herr Minister, das ist ja nicht meine Aussage, 
sondern das sind Reporter, die diese zwei 
Terroristen sprechen konnten, die ihnen auf 
ihre Fragen die Antworten gegeben haben. 

Herr Bundesminister! Es wurde dieser Abu 
Ali zu anderen konkreten Dingen befragt. 
(Zwischenrufe und Unruhe bei der SPO.) 
Meine Damen und Herren, machen Sie mich 
nicht verantwortlich, wie Terroristen heißen. 
Das ist der Name eines dieser beiden Terro­
risten. Was es dazu von Ihrer Seite noch an 
Kommentaren bedarf, entzieht sich meiner 
Kenntnis. 

Aber was sagt der? Sie waren beauftragt, 
und es war ihre erste Aufgabe, alle Angaben 
zu überprüfen. "Deshalb fuhren wir am 
26. September zum erstenmal mit dem Emi­
grantenzug aus der Tschechoslowakei nach 
Osterreich." - Man ist also hinausgefahren 
und mit einem der nächsten Transporte von 
der Tschechoslowakei mit den Emigranten 
nach Osterreich zurückgefahren. 

"Bei dieser Fahrt prägten wir uns alle Ein­
zelheiten ein. Die eigentliche Aktion starteten 
wir zwei Tage später." Und er sagt weiter : 
"J eder von uns hatte zwei Pässe. Die libane­
sischen Pässe, die wir am Tage der Operation 
benutzten, hatten nur einen Einreisestempel 
für die CSSR, keinen Ausreisestempel. " -
Hier erhebt sich wieder die Frage : Was kann 
Osterreich tun, damit es Verbrecher nicht so 
leicht haben, die zwangsläufig mit mehreren 
Pässen reisen - das ist heute üblich -, was 
tut die österreichische Polizei, die österrei­
chische Gendarmerie unter dem verantwort­
lichen Minister, um zu verhindern, daß es 
offenbar so leicht möglich ist, nach Osterreich 
zu kommen? Man hat sie nicht gehindert, die 
Waffen herauszugeben, Herr Minister ! (Bun­
desminister R ö s c  h: Das sind alles Märchen!) 
Haben Sie das dementiert? Haben Sie sich 
dagegen gewehrt? Na, bitte, bitte. 

Herr Bundesminister ! Ich habe Sie in der 
Ausschußsitzung auch noch dazu befragt . . .  
(Abg. Dr. M u s  s i 1: Keine Zwischenrufe von 
der Regierungsbank! Bundesminister 
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R Ö s c  h :  Dann muß ich mich zum Wort mel­
den, Herr Abgeordneter!) Das können Sie mir 
auch schriftlich sagen. 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend) : Bitte fortzusetzen, Herr Abgeord­
neter. 

Abgeordneter Ofenböck (fortsetzend) : Ich 
habe den Herrn Bundesminister auch im Aus­
schuß gefragt, was er von dem Einsatz von 
Psychiatern am Tatort hält .  Es ist nicht ganz 
uninteressant, was die beiden Verbrecher zu 
diesem Einsatz zu sagen haben. Sie meinten : 
"Die beiden Psychiater haben viel Unsinn ge­
redet, über alle möglichen historischen, geo­
graphischen und kulturellen Fragen. Sie hat­
ten am Ende nicht uns überzeugt, sondern die 
hatten wohl wir beeindruckt." Jedenfalls ist 
das die Meinung der Verbrecher über die 
Psychiater, die doch immerhin mit großem 
Aufwand der Offentlichkeit als das geeignet­
ste Instrument bei der Verbrechensbekämp­
fung vorgestellt wurden. 

Herr Bundesminister ! Im Zusammenhang 
mit der Schließung von Schön au muß die 
etwas abrupte Ubersiedlung des Lagers be­
sprochen werden. Sie haben zwar gemeint, es 
hat keine Ubersiedlung gegeben, sondern das 
eine Lager sei geschlossen worden und das 
andere Lager sei neu errichtet worden, eine 
Rot-Kreuz-Station für Flüchtlinge. 

Herr Bundesminister! Ich weiß nicht, was 
Sie dazu bewogen hat, ausgerechnet diese 
Station in Wöllersdorf zu errichten. 

In unmittelbarer Nähe, in Steinwurfweite 
von der Autobahn ist dieses Lager nicht nur 
einzusehen, sondern hier kann jeder, der das 
will - und wir müssen damit rechnen, daß 
alle Lager später im Blickpunkt j ener stehen 
werden, die uns etwas antun und den Leuten 
Schaden zufügen wollen -, Terror üben. 
Jedenfalls, was die Entfernung von der 
tschechischen Grenze und die Unmöglichkeit 
einer echten Bewachung dieses Raumes an 
einem Wald und an der Autobahn betrifft, ist 
das die ungeeignetste Bundesheerkaserne, die 
wir haben. 

Herr Minister! Sie sagten im Ausschuß, es 
ginge j a  nur mehr um Stunden, die die Emi­
granten in Osterreich verbringen werden. Da 
frage ich Sie : Wenn es nur mehr stundenweise 
Aufenthalte sein sollten, warum müssen dann 
die Emigranten zuerst einmal 90 bis 1 00 Kilo­
meter wegen der paar Stunden bis nach Wöl­
lersdorf und dann wieder nur wegen der paar 
Stunden 60 Kilometer zurück nach Schwechat 
transportiert werden? Diese Frage ist unbe­
antwortet, denn es ist unlogisch, die Leute 
wegen einiger Stunden in so viele neue Ge­
fahren zu bringen, weil sie so weit tran spor-

tiert werden müssen. Letzten Endes gibt es 
ja auch andere Kasernen, die ebenso hätten 
herangezogen werden können, die auf dem 
Wege von der tschechischen Grenze nach 
Schwechat gelegen sind und weniger Schwie­
rigkeiten mit sich gebracht hätten als dieses 
Lager Wöllersdorf. 

Ursprünglich haben Sie eher von Trais­
kirchen gesprochen. Die Entscheidung der Bun­
desregierung ist ja anscheinend ohne das Be­
wußtsein, welche Konsequenzen diese Ent­
scheidung bringt, getroffen worden. Zuerst 
redeten Sie von Traiskirchen. Dann wurde 
schnell erkannt, daß es ungeeignet ist, und 
man hat einen anderen Ort gesucht. Ich möchte 
wissen, was der Verteidigungsminister zu 
Wöllersdorf gesagt hat. Konnte er Ihnen tat­
sächlich keine bessere Kaserne anbieten als 
die, die so weit von der tschechischen Grenze 
liegt? Die Regierung hat also zweifellos etwas 
voreilig, wenn auch unter dem Druck der Er­
eignisse, jedenfalls ohne Berücksichtigung der 
zu erwartenden Konsequenzen gehandelt. 

Herr Minister! Hier sind viele Fragen offen, 
aber Sie werden das heute nicht beantworten 
können. Ich rechne aber damit, daß Sie schrift­
lich zu diesen Problemen Ihre Meinung äußern. 

Nun noch zu einigen Verkehrsproblemen. 
Besonders berührt mich hier die Gastarbeiter­
route, und nicht nur der mangelnden Uber­
wachung wegen. Ich möchte den Gendarmerie­
organen durchaus nicht den Vorwurf machen, 
daß sie nicht genügend überwacht hätten, aber 
es geschehen viele Unfälle durch die Unfähig­
keit der Ausländer, die unter Umständen erst 
kurz vorher Führerscheinbesitzer geworden 
sind, die mit viel zu schlecht ausgerüsteten 
Fahrzeugen, mit schlechten Reifen die Fahrt 
antreten und keine Ruhepausen machen, weil 
sie glauben, das hätten sie nicht notwendig. 
(Abg. Dr. Heinz F i s  c h e r: Wirklich wahr? 
Können Sie das näher begründen?) Herr Ab­
geordneter Fischer, warum soll ich das nicht 
begründen? Selbstverständlich ! Ich verstehe 
Ihre Frage nicht. 

Auf dieser Route Salzburg-Leoben-
Bruck-Spielfeld ist, glaube ich, noch einiges 
zu tun, denn dort sind die häufigsten Unfälle 
in unserem Bundesgebiet. Ich muß daran er­
innern, daß die Leute aus Hamburg, aus Han:. 
nover kommen. 

Was tun wir aber, um die Verkehrssicher­
heit zu gewährleisten, nicht nur der Auslän­
der, denn in die Unfälle sind vielfach auch 
unschuldige Osterreicher mit verwickelt? 

Jetzt steht wieder der Weihnachtsverkehr 
knapp bevor, und es werden auf dieser Route 
wi eder verstärkt Unfälle auftreten. Werden 
Sie, Herr Bundesminister, den Weihnachtsver-
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Ofenböck 
kehr der G astarbeiter kontrollieren? Wie viele 1 Es gäbe tatsächlich noch viele Fragen, ich 
Kontrollbeamte mehr werden zur Verfügung nehme aber Rücksicht und beantworte die 
stehen? Ich meine, Herr Minister, die Sicher- Frage, die ich vom Kollegen Fischer bekom­
heit des Verkehrs ist Ihre Aufgabe, und Sie men habe, j etzt nicht. Ich werde gerne im pri­
müßten die entsprechende Anzahl von Beam- vaten Kreise zur Verfügung stehen und dann 
ten für die Uberwachung zur Verfügung stel- auf seine Fragen antworten. (Beifall bei der 
len. Sie sagen, Sie hätten diese Beamten nicht, avp.) 
aber das ist Ihre Angelegenheiten, es fällt 
in Ihre Verantwortlichkeit, sie aufzubringen. Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 

Deshalb meine Frage:  Wie viele Beamte 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

werden Sie auf Anforderung dorthin entsen- Wünscht der Herr Spezialberichterstatter 
den, damit diese Unfälle nicht passieren? ein Schlußwort? - Kein Schlußwort. 
(Abg. L i  b a 1 :  Gehen Sie doch freiwillig zur 
Gendarmerie!) Das würde dem Libal zweifel­ Wir kommen nunmehr zur A b  s t i  m-

los besser tun, aber ich schlage Sie nicht vor, m u n g.  

denn es wäre eine Tragik für die Autofahrer, 
Sie als Uberwachungsorgan zu erleben! (Hei­
terkei t und Beifall bei der avp.) 

Abschließend nur noch zur Frage der Ver­
kehrs sicherheits konferenz. Seit dem J ahre 
1968 gibt es diese Einrichtung, und Sie wur­
den mit der Federführung beauftragt. Wird 
es durch das Ministeriengesetz zu einer Ände­
rung in den bisherigen Aufgaben kommen? 
Wir würden meinen, daß die Federführung 
durch Sie selbst die geeignetste Vorausset­
zung für eine kontinuierliche positive Weiter­
entwicklung dieser Verkehrssicherheitskonfe­
renz wäre. Werden Sie also daran festhalten 
und diese Konferenz auch noch ausbauen? 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Kapitel 1 1  mit dem dazugehörenden Konjunk­
turausgleich-Voranschlag in der Fassung der 
Regierungsvorlage zustimmen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist die 
Mehrheit und a n g e n 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. Die nächste 
Sitzung berufe ich für morgen, Donnerstag, 
6. Dezember, um 9 Uhr mit folgender Tages­
ordnung ein : Bundesfinanzgesetz für das J ahr 
1974 (880 und Zu 880 der Beilagen) , Spezial­
debatte über die Beratungsgruppen XIV und 
VI. 

Die Sitzung ist g e  s c h i  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung : 20 Uhr 20 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 48503 
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